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Vorwort

Der Arbeitsmarkt in Deutschland befindet sich in einer Phase des Umbruchs.
Die Gründe sind vielfältig: Sie liegen unter anderem in der digitalen Revolution,
im demografischen Wandel und einer in den vergangenen Jahren gestiegenen
Erwerbstätigkeit. Auch in Sachsen-Anhalt sind deutliche Veränderungen spür-
bar. Noch vor 10 bis 15 Jahren bestand ein Überhang an Arbeitskräften. Heute
müssen Unternehmen um die klügsten Köpfe konkurrieren, gut ausgebildete
Bewerber und Fachkräfte werden händeringend gesucht. Seit 2005 steigt die
Zahl der nicht besetzten Stellen.

Zwischen 2007 und 2014 ist die Zahl der Schulabgänger im Land rapide ge-
sunken – von 35.000 auf 14.000. Dieser Abwärtstrend immerhin scheint ge-
stoppt: Im vergangenen Sommer verließen mehr als 17.000 Schülerinnen und
Schüler die allgemeinbildenden Schulen. Die schwindende Zahl von Auszubil-
denden stellt uns vor große Herausforderungen: Seit der Jahrtausendwende
sind die Bewerbungen für betriebliche Ausbildungen um die Hälfte gesunken.
Insbesondere kleine und mittlere Unternehmen bekommen die Auswirkungen
zu spüren, sie können freie Ausbildungsstellen nicht besetzen. Gleichzeitig gel-
ten aber bis zu 10.000 Jugendliche in Ostdeutschland als ausbildungssuchend.
In Sachsen-Anhalt hat die Politik dieses Problem erkannt und im Jahr 2010 ei-
nen Fachkräftesicherungspakt geschlossen, der bis heute fortbesteht. Gemein-
sam mit den Sozialpartnern soll beispielsweise sichergestellt werden, dass je-
dem ausbildungsfähigen Jugendlichen ein Ausbildungsplatz zur Verfügung
gestellt werden kann.

Der demografische Wandel lässt sich nicht innerhalb weniger Jahre umkehren.
Die Unternehmen werden weiterhin deutliche Anstrengungen unternehmen
müssen, um ihren Fachkräftebedarf zu sichern. Mit zeitlicher Verzögerung wer-
den die Folgen auch Betriebsübernahmen und die Gründung von Unterneh-
men betreffen. Ohne ausreichend ausgebildete Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter kann wirtschaftlicher Wettbewerb nicht funktionieren. Im Koalitionsvertrag
des Landes haben die Regierungsparteien deshalb wichtige Faktoren benannt,
die dazu beitragen sollen, auch künftig Fachkräfte für den Standort Sachsen-
Anhalt zu sichern. Die Grundlage für eine innovative und wachstumsstarke
Wirtschaftsbranche ist ein Zusammenwirken von gut ausgebildeten Facharbei-
tern mit den Absolventen unseres Hochschulsystems.

In den kommenden Jahren warten weitere Herausforderungen auf uns: Fach-
kräftesicherung, Unternehmensnachfolge und Digitalisierung müssen gemeis-
tert werden. Hier setzt auch die Wirtschaftspolitik des Landes an. Mit der In-
vestitionsförderung, Existenzgründung und Unternehmensnachfolge stellen wir
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die Weichen für eine erfolgreiche Zukunft der Unternehmen im Land. Ein zen-
trales Element ist dabei die neue GRW-Richtlinie, mit der die Investitionsförde-
rung vor allem für kleine Mittelständler einfacher und transparenter wird. Al-
lein dafür stehen 2017 rund 150 Millionen Euro zur Verfügung. Neu gestartet
ist auch der Mittelstands- und Gründerfonds mit einem Volumen von mehr als
110 Millionen Euro. Er soll der heimischen Wirtschaft Rückenwind für weiteres
Wachstum verleihen. Mit der Meistergründungsprämie und dem Nachfolge-
fonds hat das Land weitere wichtige Instrumente vorgestellt, die Betriebsüber-
nahmen und den Start in die Selbstständigkeit erleichtern sollen. Bei der Digi-
talisierung fördert die Landesregierung den Sprung ins Gigabitzeitalter, der 
Breitbandausbau wird mit hohem Tempo umgesetzt. Unter Federführung des
Wirtschaftsministeriums wird mit einer Vielzahl von Akteuren derzeit eine Digi-
tale Agenda für Sachsen-Anhalt auf die Beine gestellt. Die digitale Revolution
im Land soll aktiv mitgestaltet werden – davon wird auch die Wirtschaft in ho-
hem Maße profitieren.

Vor dem Hintergrund der zu bewältigenden Anstrengungen begrüße ich aus-
drücklich die Initiative von Professoren der Universitäten in Dresden, Magde-
burg und Rostock, die gemeinsam das Forschungsnetzwerk „Demografie und
Fachkräftesicherung in den neuen Bundesländern“ initiiert haben. Sie stellen
sich der Aufgabe, die verschiedenen Arbeitsmarktprozesse aus einer berufs-,
betriebs- und wirtschaftspädagogischen Perspektive zu analysieren. Dabei le-
gen sie Wert auf eine ganzheitliche Betrachtung entlang der Bildungskette,
beginnend von der allgemeinbildenden Schule über das berufliche Ausbildungs-
system bis hin zur Berufstätigkeit und Weiterbildung im Sinne des lebenslan-
gen Lernens. Ebenso bedeutsam ist ihr analytischer Zugriff aus unterschiedli-
chen fachlichen Perspektiven. Dabei wird besonders die spezifische Situation
des Ausbildungs- und Arbeitsmarktes in den neuen Bundesländern unter die
Lupe genommen.

Erfreulich ist, dass die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler die Bereit-
schaft mitbringen, der Bildungs- und Wirtschaftspolitik nicht nur mit kurzfristi-
gen Analysen und Ergebnissen wichtige Impulse für anstehende Entscheidun-
gen zu geben. Sie heben ebenso die Defizite wissenschaftlicher Erkenntnisse in
Bezug auf prozessbezogene Analysen längerer Entwicklungszeiträume hervor.

Ich wünsche den Autorinnen und Autoren des vorliegenden Sammelbandes
„Demografie, Bildung, Fachkräftesicherung in den neuen Bundesländern“ eine
Vielzahl aufmerksamer Leserinnen und Leser und regen Austausch mit Vertre-
tern aus Politik, Wirtschaft und Wissenschaft.

Vorwort
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Für Ihre künftige Arbeit wünsche ich Ihnen persönlich alles Gute und weiterhin
eine breite Unterstützung aus allen Branchen,

Ihr

Prof. Dr. Armin Willingmann
Minister für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitalisierung des Landes Sachsen-
Anhalt

Vorwort
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Demografie, Bildung und Fachkräftesicherung
in den ostdeutschen Ländern – Einleitung
der Herausgeber

Robert W. Jahn, Andreas Diettrich, Manuela Niethammer,
Astrid Seltrecht

1 Problemstellung

Unter dem Titel „Im Osten nichts Neues?“ stellten Troltsch, Walden & Zopf
2009 fest, dass sich die Strukturen der beruflichen Bildung auch 20 Jahre nach
dem Mauerfall noch immer wesentlich zwischen Ost- und Westdeutschland
unterscheiden. Trotz der massiven staatlichen Unterstützung der außerbetrieb-
lichen Ausbildung konnten den ostdeutschen Jugendlichen nur unbefriedigen-
de Ausbildungschancen eröffnet werden (vgl. Troltsch, Walden & Zopf 2009,
S. 12). Der Zusammenbruch der großbetrieblich orientierten Berufsbildungs-
strukturen der DDR, der ökonomische und gesellschaftliche Transformations-
prozess und die wirtschaftlichen Schwierigkeiten der Folgejahre führten zu ei-
ner Verringerung der Ausbildungsbetriebe in Ostdeutschland. Nur drei Jahre
später heißt es dann „Vom Regen in die Traufe?“. Troltsch, Gerhards & Mohr
(2012) stellen fest: „War über Jahre hinweg die Suche nach Berufsausbildungs-
stellen für viele Jugendliche geprägt von erfolglosen Bewerbungsschreiben,
mehrjährigen Warteschleifen und Kompromissen bei der Berufswahl, so ver-
bessern sich nun ihre Ausgangschancen“ (Troltsch, Gerhards & Mohr 2012,
S. 1). Durch den demografischen Wandel kann nun jedoch eine zunehmende
Zahl von Betrieben die Ausbildungsstellen nicht mehr besetzen, sodass sich die
„Machtverhältnisse“ auf dem Ausbildungsstellenmarkt deutlich zugunsten der
Jugendlichen verändern (vgl. ebd., S. 9) – und das insbesondere in den neuen
Ländern. Dies war lange absehbar. Auch Troltsch, Walden & Zopf wiesen be-
reits 2009 darauf hin, dass die demografische Entwicklung die Unternehmen
vor das bislang nahezu unbekannte und zugleich „gravierende“ Problem stel-
len wird, den eigenen Fachkräftenachwuchs durch Ausbildung zu sichern (vgl.
Troltsch, Walden & Zopf 2009, S. 1).

Die demografische Entwicklung in den neuen Bundesländern führt zu massi-
ven Verwerfungen vor allem in den klein- und mittelbetrieblich dominierten
Wirtschaftssektoren. Der massive Rückgang der Schulabgänger/-innen, der in-
nerhalb weniger Jahre im gesamten Osten der Bundesrepublik zu verzeichnen
gewesen ist, führt u. a. dazu, dass die Ausbildungsplatznachfrage sinkt und in
manchen Berufen faktisch zusammenbricht. Den Jugendlichen in den neuen
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Bundesländern stehen damit erfreulicherweise wieder mehr Ausbildungsplätze
zur Verfügung, allerdings gelten gleichzeitig weiterhin ca. 10.000 Jugendliche
im Osten als ausbildungssuchend, sodass die demografischen Entwicklungen
nicht zu ausgeglichenen Marktverhältnissen führen (vgl. Jahn & Diettrich 2015).
Diese Gleichzeitigkeit von Versorgungs- und Besetzungsproblemen offenbart
ein erhebliches regionales, berufliches und qualifikatorisches Passungsproblem.
Ein Teil der Bewerber/-innen interessiert sich nicht für die angebotenen Berufe
oder bringt die erforderlichen Kompetenzen für den Wunschberuf nicht mit.
Probleme, wie die mangelnde „Ausbildungsreife“ von Jugendlichen und das
„Matching“, werden also durch die Demografie allein nicht gelöst. Zudem be-
stehen in diesem Zusammenhang erhebliche Branchen- und regionale Unter-
schiede, nicht nur zwischen Ost und West, sondern im Besonderen auf der
Ebene einzelner Agenturbezirke (vgl. Milde & Matthes 2016). Die Problemla-
gen variieren nicht nur in Abhängigkeit der Regionen, sondern auch der einzel-
nen Berufe, Betriebe, Zielgruppen etc. Aggregierte Analysen und Betrachtun-
gen reichen insofern allein nicht aus, um die Probleme am Ausbildungsmarkt
adäquat zu fassen, zu bewerten und überdies geeignete Handlungsempfehlun-
gen abzuleiten. Die Berufsbildungsforschung ist vielmehr herausgefordert, sich
verstärkt mit den spezifischen Unterschieden auf den regionalen Ausbildungs-
märkten zu beschäftigen (vgl. auch Troltsch, Walden & Zopf 2009, S. 13).

Zudem wird aktuell in den neuen Bundesländern die Entwicklung am Ausbil-
dungsmarkt dadurch verschärft, dass in vielen Ausbildungsberufen die Ver-
tragslösungszahlen sehr stark ansteigen und sich in Einzelfällen bereits mehr
als verdoppelt haben. So hat sich in den ostdeutschen Bundesländern – bei
gleichzeitig dramatischem Rückgang der Neuvertragszahlen – die Vertrags-
lösungsquote in einigen großen, insbesondere gewerblich-technischen Aus-
bildungsberufen auf einer Quote von ca. 50 % eingepegelt: in Sachsen-Anhalt
etwa für Anlagenmechaniker/-innen auf 48,3 %, Elektroniker/-innen auf
47,5 %, für Metallbauer/-innen auf 55,1 % oder für Friseure/Friseurinnen auf
58,9 % (Zahlen für 2015, vgl. Jenewein in diesem Band). Es stellt sich damit
nachdrücklich die Frage, ob die Ausbildungsfähigkeit der Unternehmen in den
ostdeutschen Bundesländern bei solchen Rahmendaten noch gegeben ist. Es
ist zu erwarten, dass eine nicht mehr funktionierende Fachkräfteversorgung
die wirtschaftlichen Potenziale, gerade der mittelständischen Betriebe in den
neuen Ländern, nachhaltig gefährdet.

Es gilt daher dringend zu bestimmen, an welcher Stelle und mit welchen Maß-
nahmen dieser Entwicklung begegnet werden kann. Zu kurz greifen reflexartige
Ursachen- oder gar Schuldzuweisungen an die Jugendlichen und ihr soziales
Umfeld, bspw. die häufig wiederholte Aussage, es mangele an Berufswahl-
kompetenz, oder Elternhaus und Schule würden ungenügende Vorbereitungen

Robert W. Jahn, Andreas Diettrich, Manuela Niethammer, Astrid Seltrecht
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leisten (vgl. Jenewein 2016). Aber auch einseitige Schuldzuweisungen an die
Unternehmen sind in dieser Situation wenig angebracht. Viele klein- und mit-
telständische Unternehmen müssen ihre Strategien der Fachkräftesicherung
und Berufsausbildung der demografischen Situation anpassen. Das gelingt vor
allem den kleinen Betrieben in Ostdeutschland bislang nur unzureichend (vgl.
Jahn & Diettrich 2015).

Mit diesen Problemfeldern befasst sich der vorliegende Sammelband. Bemer-
kenswert sind die Analysen und die Diskussionen in diesem Buch auch auf-
grund der Tatsache, dass sich die betriebliche Ausbildung in den neuen Bun-
desländern gegenwärtig bereits in einer Situation befindet, die nunmehr
allmählich auch in vielen Regionen der alten Bundesländer spürbar wird und
auch dort Ausbildungsstellen- und Arbeitsmarkt verändert.

2 Forschungsnetzwerk „Demografie und
Fachkräftesicherung in den neuen Bundesländern“

Eine Fachtagung im November 2016 griff die oben skizzierten Forschungs- und
Praxisfragen auf. In der Konsequenz haben sich im Herbst 2016 fünf Professo-
rinnen und Professoren dreier ostdeutscher Universitäten zum Netzwerk „De-
mografie und Fachkräftesicherung in den neuen Bundesländern“ zusammen-
geschlossen:

• Andreas Diettrich (Wirtschafts- und Gründungspädagogik, Universität
Rostock),

• Robert W. Jahn (Wirtschaftsdidaktik und Didaktik der ökonomischen Bil-
dung, Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg),

• Klaus Jenewein (Fachdidaktik technischer Fachrichtungen, Otto-von-Gue-
ricke-Universität Magdeburg),

• Manuela Niethammer (Berufliche Fachrichtung Labor- und Prozesstech-
nik; Didaktik der Chemie, Technische Universität Dresden) und

• Astrid Seltrecht (Fachdidaktik Gesundheits- und Pflegewissenschaften,
Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg)

Ziel des Netzwerks ist es, aus betriebs-, berufs- und wirtschaftspädagogischer
Perspektive Fragen der Fachkräftegewinnung und Fachkräftesicherung im Kon-
text demografischer Entwicklungen nachzugehen und Beiträge zur wissen-
schaftlichen Erkenntnis, zur Verschränkung von Theorie und Praxis und letzt-
endlich zur Weiterentwicklung der beruflichen Bildung in den Regionen zu
leisten.

Einleitung der Herausgeber
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Die Professuren des Forschungsnetzwerks intensivieren damit ihre Forschungs-
arbeiten zu dieser Thematik und sichern durch die Kooperation Synergieeffek-
te. Im Fokus der Vorhaben stehen berufliche Arbeits- und Bildungsprozesse so-
wie Übergänge und Statuspassagen in verschiedenen beruflichen Domänen,
welche aus einer berufs- und wirtschaftspädagogischen Perspektive betrachtet
werden. Die Prozesse der Berufsorientierung, der Berufsausbildung, der Fort-
und Weiterbildung, des Aufbaus beruflicher Identität(en), des Berufswechsels
etc. sind biografisch zu konzeptualisieren und in Forschungs- und Entwick-
lungsprojekten über längere Entwicklungszeiträume zu denken.

3 Vorschau auf die Beiträge

Der vorliegende Sammelband ist ein unmittelbares Ergebnis dieser Forschungs-
aktivitäten und Diskussionen. Er will die bisherigen Aktivitäten unter Einbezug
weiterer Akteure systematisieren und Forschungsperspektiven aufzeigen. Der
Sammelband richtet sich an Forscher/-innen, Vertreter/-innen aus Politik und
Wirtschaft sowie Praktiker/-innen aus der betrieblichen, beruflichen und schuli-
schen Bildungsarbeit.

Der Sammelband ist in drei grundlegende Teile gegliedert. Im ersten Abschnitt
stehen Bestandsaufnahmen und Problemanalysen im Mittelpunkt der Betrach-
tung. Hierbei sollen die demografischen Entwicklungen in den neuen Ländern
in Blick genommen und Auswirkungen auf die berufliche Bildung analysiert
werden. Im zweiten Abschnitt werden Problembereiche entlang der Bildungs-
kette systematisch diskutiert – angefangen bei Fragen der Berufsorientierung
über Themen der Ausbildungsqualität und vorzeitigen Vertragslösungen bis hin
zu Fragen des Verbleibs und der Bindung von Fachkräften. Der dritte Abschnitt
widmet sich dann Themen mit Querschnittscharakter, z. B. Migration, Auswir-
kungen der Demografie auf die Benachteiligtenförderung oder die Hochschu-
len und bietet Anregungen für mögliche Handlungsstrategien.

I. Demografie, Bildung und Fachkräftesicherung – Bestandsaufnahmen
aus bundesdeutscher und regionaler Perspektive

Der Beitrag „Demografie und Fachkräftesicherung und deren Wirkungen auf
die berufliche Bildung in Deutschland“ von Reinhold Weiß, ehem. Forschungs-
direktor des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB), diskutiert die demografi-
schen Entwicklungen und deren Wirkungen auf die Berufliche Bildung aus ei-
ner gesamtdeutschen Perspektive. Nach einer Analyse der gegenwärtigen und
projizierten Entwicklungen auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt nimmt
Reinhold Weiß vor allem zentrale Handlungsfelder und -optionen in den Blick,
denn die „Daten und Projektionen machen deutlich, dass die künftigen Ent-
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wicklungen auf den Arbeitsmärkten keineswegs zwangsläufig und unveränder-
bar sind“ (Weiß in diesem Band). Er diskutiert in diesem Zusammenhang die
weitere Modernisierung von Berufsbildern, die Sicherung der Attraktivität der
Berufsbildung (siehe auch Thiele & Frommberger in diesem Band), die bessere
Ausschöpfung von bislang noch zu wenig genutzten Potenzialen (siehe auch
Vogel in diesem Band) sowie die „reziproke“ Durchlässigkeit zwischen akade-
mischer und beruflicher Bildung (siehe auch Bergmann & Richter in diesem
Band).

Der zweite einführende Überblicksbeitrag fokussiert stärker auf die neuen Län-
der. Unter der Überschrift „Demografie, Bildung und Fachkräftesicherung in
den ostdeutschen Ländern – Ausgangslage und Diskurse aus berufs- und wirt-
schaftspädagogischer Perspektive“ reflektiert Robert W. Jahn die demografi-
schen Veränderungen und deren Wirkungen auf die Fachkräftesicherung und
die berufliche Bildung im Zusammenspiel mit weiteren Trends aus einer berufs-
und wirtschaftspädagogischen Perspektive. In diesem Kontext wird verdeut-
licht, dass die demografischen Entwicklungen und deren Folgen äußerst kom-
plex und die entsprechenden Prognosen und Projektionen diffizil sind. Zudem
ist darauf zu verweisen, dass der Osten der Republik in diesem Zusammenhang
als eine Art Modellregion fungiert. Die demografische Entwicklung in den neuen
Bundesländern führt deutlich früher und stärker zu zum Teil gravierenden Ver-
änderungen am Ausbildungsmarkt, insbesondere in den klein- und mittelbe-
trieblich dominierten Wirtschaftssektoren.

Klaus Jenewein fokussiert in seinen Ausführungen unter dem Titel „Berufsbil-
dung, demografischer Wandel und zunehmende Heterogenität in gewerblich-
technischen Ausbildungsberufen. Eine Analyse der Entwicklungen in den
neuen Bundesländern“ insbesondere die Entwicklungen in den gewerblich-
technischen Ausbildungsberufen. Der Beitrag stellt die demografiebedingten
Entwicklungen am Ausbildungsmarkt in den drei mitteldeutschen Bundeslän-
dern vor. Er zeigt am Beispiel der gewerblich-technischen Ausbildungsberufe,
wie sich diese Entwicklungen auf die Ausbildungssituation und die Fachkräfte-
sicherung der Klein- und Kleinstbetriebe auswirken. Dabei wird für die gewerb-
lich-technischen Berufe nicht nur deutlich, dass erhebliche Veränderungen in
den Bewerber/-innenzahlen, Neuverträgen und Lösungsquoten bestehen, son-
dern auch die Meister/-innenabschlüsse massiv rückläufig sind, sodass Klaus
Jenewein resümierend von einer „beträchtlichen Schieflage“ spricht.

Andreas Diettrich und Vivien Peyer nehmen exemplarisch eine Fokussierung
auf die konkrete Situation in Mecklenburg-Vorpommern vor. Die Analyse von
„Demografie und Fachkräftesicherung: Ausgewählte Problemstellungen, Be-
funde und Perspektiven aus Mecklenburg-Vorpommern“ zeigt die Besonder-
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heiten eines nordostdeutschen Flächenlandes auf, das aufgrund seines starken
Dienstleistungssektors und der Abwanderungsbewegungen der letzten Jahr-
zehnte besonders auf die Sicherung und Weiterentwicklung beruflicher Bil-
dungsinstitutionen und -strukturen in den vorwiegend ländlich strukturierten
Regionen angewiesen ist. Dies ist besonders wichtig, um einerseits jungen
Menschen eine berufliche „Bleibeperspektive“ zu offerieren und andererseits
die sich derzeit ausdifferenzierende Unternehmensstruktur mit geeigneten
Fachkräften zu versorgen. Problematisch ist in dieser Region zudem der hohe
Anteil von Ausbildungsverhältnissen in Branchen, die bundesweit bereits be-
sonders hohe Vertragslösungsquoten aufweisen, insbesondere im Tourismus-
bereich.

Manuela Niethammer und Robert Eichinger thematisieren die „Fachkräftesitua-
tion in Sachsen“. Es werden vor allem Passungsprobleme zwischen Angebot
und Nachfrage dargestellt und auf der Basis einer regional fokussierten Analy-
se des Ist-Zustandes der Fachkräftesituation sowie der Ausbildungssituation
diskutiert. Die Zielstellung besteht darin, Ursachen und mögliche Unterstüt-
zungsmaßnahmen abzuleiten. Die Autoren stellen fest, dass die Maßnahmen
zur Gewinnung von Auszubildenden einen hohen Aufwand für die Unterneh-
men darstellen, der von Klein- und Kleinstunternehmen zumeist weder qualita-
tiv noch quantitativ zu leisten ist. „Es bedarf insofern eines Unterstützungssys-
tems, das den Klein- und Kleinstunternehmen diese Arbeit abnimmt und ihnen
dennoch eine betriebsspezifische Ausbildung des eigenen Personals ermög-
licht“ (Niethammer & Eichinger in diesem Band) Diesbezüglich sind externe Bil-
dungsdienstleistungen erforderlich. Zudem besteht ihren Analysen nach ein
Bedarf an flexibleren, durchlässigeren und differenzierteren Bildungskonzepten
für die berufliche Ausbildung.

II. Demografie, Bildung und Fachkräftesicherung – Problem- und
Handlungsfelder entlang der Bildungskette

Unter dem Titel „Statuspassagen und Anforderungen an eine zeitgemäße Be-
rufsorientierung – Konsequenzen aus einer wissenschaftlichen Bestandsauf-
nahme und einer kritischen Analyse am Beispiel Sachsen-Anhalts“ diskutiert
Frank Bünning die Bedeutung berufsorientierender Maßnahmen. Ausgehend
von den unbefriedigenden Ergebnissen der IngWeb-Studie, die Schüler/-innen
aller Schulformen im Bereich der Berufs- und Studienorientierung in Sachsen-
Anhalt untersuchte, fokussiert der Beitrag die Bedeutung außerschulischer
Lernorte und deren Wirkungen auf die Berufswahl und Karriereentwicklung.
Eine Absolventen/-innenbefragung zeigt, dass die Wirkungen solcher berufs-
orientierender Maßnahmen durchaus differenziert zu betrachten sind. Frank
Bünning leitet auf der Basis der Untersuchungsergebnisse Anforderungen an
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eine „zeitgemäße Berufsorientierung“ ab. Dabei fordert er unter anderem eine
verstärkte „regionale Fokussierung“ von berufsorientierenden Maßnahmen.

Der Beitrag „‘Berufs‘orientierung als biografischer Prozess – Anforderungen an
eine Lebens- und Arbeitsweltorientierung in Zeiten demografischer Umbrüche“
von Andreas Diettrich und Katharina Peinemann analysiert ein derzeit häufig
vorfindbares Verständnis von Berufsorientierung, das einerseits weiterhin stark
an berufskundliche Vorstellungen und Konzepte anknüpft und damit auf eine
möglichst genaue „Passung“ von Beruf und Subjekt fokussiert, wobei die Ju-
gendlichen z. B. durch Potentialanalysen, Kompetenzchecks oder gezielte ar-
beitsmarktinduzierte Berufsorientierungsprogramme an derzeitige berufliche
Anforderungen herangeführt werden sollen. Andererseits zielt Berufsorientie-
rung in diesem Verständnis häufig lediglich auf das Überwinden der ersten
Schwelle ab, ist also zeitpunktbezogen und – idealerweise – mit dem Abschluss
eines Ausbildungsvertrages abgeschlossen. Die Verfasser erörtern eine eher
biografische Perspektive, die Berufs-, insbesondere aber Arbeits- und Lebens-
weltorientierung, als langfristigen, individuellen und kontinuierlichen Prozess
interpretiert.

Der Beitrag von Vivien Peyer „Vorzeitige Vertragslösungen in den neuen Bun-
desländern – Besonderheiten und Determinanten der Vertragslösungsursa-
chen“ problematisiert die Vertragslösungsquoten und deren Ursachen in den
neuen Bundesländern. Sie stellt fest, dass die Vertragslösungsquoten in allen
ostdeutschen Flächenländern bisweilen deutlich über dem Bundesdurchschnitt
liegen. Eine Analyse der Ursachen ist jedoch mit besonderen Herausforderun-
gen verbunden und erfordert einen mehrdimensionalen Zugang. Vivien Peyer
skizziert die Bedeutung individueller, betrieblicher, beruflicher, regionaler und
ökonomischer Einflussfaktoren auf vorzeitige Vertragslösungen und weist auf
die Besonderheiten des Lösungsgeschehens in den ostdeutschen Bundeslän-
dern hin. Sie zeigt, dass eine „einseitige Betrachtung von Lösungsgründen mit
gegenseitigen Schuldzuschreibungen“ (Peyer in diesem Band) ungeeignet ist,
um die Vielschichtigkeit des Lösungsgeschehens abzubilden. Insofern sind we-
der die Jugendlichen, die Betriebe noch die ostdeutschen Ländern isoliert in
den Blick zu nehmen, sondern vielmehr das komplexe Zusammenspiel berufli-
cher, ökonomischer, wirtschaftsstruktureller und demografischer Faktoren.

Philipp Thiele und Dietmar Frommberger präsentieren unter dem Titel „Ausbil-
dungsqualität und Ausbildungszufriedenheit aus Sicht der Auszubildenden in
der dualen Berufsausbildung in Sachsen-Anhalt“ eine Replikationsstudie der
BIBB-Studie ‚Ausbildung aus Sicht der Auszubildenden‘ aus dem Jahr 2008. Sie
untersuchen die Ausbildungsqualität in Betrieben und Berufsschulen aus Sicht
der Auszubildenden in Sachsen-Anhalt sowie deren Ausbildungszufriedenheit.
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Erhoben und ausgewertet wurden die Qualitätseinschätzungen bezüglich ver-
schiedener Faktoren der Input- und Prozessqualität. Das Resultat zeigt u. a.,
dass die Befunde denen der BIBB-Studie aus anderen Bundesländern zwar in
wesentlichen Tendenzen entsprechen, aber auch leichte Unterschiede zu er-
kennen sind. Der Vergleich ergibt ähnlich befriedigende Gesamteinschätzun-
gen für Betriebe, jedoch bessere Bewertungen für die Berufsschulen. Die Män-
gel am Lernort Betrieb hinsichtlich der verschiedenen Qualitätskriterien gelten
„jedoch weder für alle Ausbildungsberufe und noch weniger für alle Betriebs-
größen im gleichen Maße. Vielmehr sind in Handwerksberufen sowie Berufen
primärer Dienstleistungen als auch in Kleinst- und Kleinbetrieben Ausbildungs-
unzufriedenheit und stark erhöhte Lösungsneigungen nachzuweisen“ (Thiele &
Frommberger in diesem Band).

Robert W. Jahn richtet den Blick auf die Unternehmen. Sein Beitrag „Demogra-
fie, Fachkräftesicherung und Ausbildung aus der Perspektive ostdeutscher Un-
ternehmen – Empirische Typisierung von Handlungskonzepten“ zeigt, dass in
Folge der demografischen Entwicklungen die Besetzungsprobleme von Unter-
nehmen ansteigen und die Fachkräftesicherung durch eigene Ausbildung
schwieriger wird. Der Beitrag stellt eine Studie vor, in der untersucht wurde,
wie ostdeutsche Betriebe auf die Veränderungen am Ausbildungsmarkt reagie-
ren. Die Befragung zeigt, dass die veränderte Marktlage zu Anpassungen der
betrieblichen Bildungsarbeit führt. Allerdings dominiert hierbei die Intensivie-
rung von Marketingmaßnahmen. Konzepte, die auf Öffnung und Verbesserun-
gen der Ausbildung zielen, sind weniger bedeutsam, was vor dem Hintergrund
der Analysen von Peyer, Thiele und Frommberger (s. o.) bedenklich erscheint.
Wenig überraschend lässt sich feststellen, dass vor allem kleine Betriebe Pro-
bleme haben, mit der veränderten Situation proaktiv umzugehen.

Christian Steib analysiert Notwendigkeiten und Möglichkeiten zur „Verkürzung
von Ausbildungszeiten durch Transparenz und Durchlässigkeit über die Aner-
kennung und/oder Anrechnung bereits erworbener, nachgewiesener und doku-
mentierter (beruflicher) Leistungen“. Die Anerkennung und/oder Anrechnung
bereits erworbener, nachgewiesener und dokumentierter Leistungen stellt in
der Berufsbildung immer noch einen seltenen Sachverhalt dar, „obgleich dafür
bereits die notwendigen rechtlichen Grundlagen bestehen und oftmals die er-
forderlichen individuellen Voraussetzungen gegeben sind“ (Steib in diesem
Band). Die Möglichkeit der Anerkennung und Anrechnung wurde dabei insbe-
sondere von Seiten der Unternehmen weitgehend vernachlässigt. Die Verände-
rungen am Ausbildungsmarkt erhöhen nun allerdings den Druck auf die Unter-
nehmen, sich im eigenen Interesse dem Thema stärker zu widmen, um die
Attraktivität der betrieblichen Berufsausbildung im Allgemeinen sowie die der
Ausbildung im speziellen Betrieb zu erhöhen. Christian Steib hält es für erfor-
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derlich, dass die betriebliche Berufsausbildung dabei den Blick nicht nur auf
z. B. Studienabbrecher/-innen (siehe auch Bergmann & Richter in diesem Band),
sondern auch auf Benachteiligte oder Geflüchtete richtet (siehe auch Vogel so-
wie Heisler in diesem Band).

„Sicherung des Verbleibs von Pflegefachkräften im Beruf“ lautet der Beitrag
von Astrid Seltrecht. Sie zeigt zunächst auf, dass der Gesundheitsbereich in
doppelter Weise von den demografischen Entwicklungen betroffen ist: Der im-
mer größer werdenden Gruppe von Pflegebedürftigen stehen zunehmend älter
werdende Pflegekräfte gegenüber, die durch die derzeit gegebenen Arbeitsbe-
lastungen und den daraus resultierenden individuellen Beanspruchungen zu ei-
nem Ausstieg aus dem Pflegeberuf getrieben werden. Anschließend wird ein
Projekt skizziert, in dem mithilfe der qualitativen Sozialforschung die Belastun-
gen und Beanspruchungen von Pflegefachkräften in der Arbeitswelt am Bei-
spiel des Universitätsklinikums Magdeburg untersucht sowie in der Folge ge-
sundheitsfördernde Maßnahmen implementiert und evaluiert werden.

III. Demografie, Bildung und Fachkräftesicherung – Ansätze und
Handlungsfelder zum Gegensteuern

Thomas Brockmeier kritisiert den von Politik, Medien und Öffentlichkeit vermit-
telten Eindruck, dass der demografische Wandel urplötzlich entstanden wäre,
und macht dies zum Ausgangspunkt seiner Analysen. Er kritisiert dieses Bild,
„weil damit suggeriert wird, man müsse den demografischen Wandel passiv,
wehrlos und duldsam über sich ergehen lassen“ (Brockmeier in diesem Band).
Anstatt allein Möglichkeiten und Maßnahmen zu diskutieren, den demografi-
schen Wandel zu bewältigen, plädiert er dafür, vor allem „nach Ansatzpunkten
für eine aktive Beeinflussung der demografischen Wandlungsprozesse Aus-
schau zu halten und damit den demografischen Wandel zu wandeln“ (Brock-
meier in diesem Band). Unter dem Titel „Es geht was! Plädoyer für eine Politik
des demografischen ‚Gegensteuerns‘“ diskutiert Thomas Brockmeier u. a. Ein-
flussmöglichkeiten der Steuer-, Familien-, Renten-, Zuwanderungs- und Berufs-
bildungspolitik auf den demografischen Wandel.

Die „Zuwanderungspolitik“ im weiteren Sinne nimmt auch Christian Vogel in
den Blick. Er diskutiert in seinem Beitrag „Wirkungen von Migration und Flucht
auf demografische Entwicklungen. Herausforderungen und Chancen für die
neuen Bundesländer“ die Chancen und Herausforderungen für die Integration
von Migranten/-innen in den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt. Dabei fokussiert
er insbesondere auf die in den letzten Jahren zugewanderten „Geflüchteten“.
Christian Vogel resümiert, dass – entgegen der Hoffnung, durch Migration und
Integration die demografischen Herausforderungen abmildern zu können – auf
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Basis der aktuellen Befunde der Arbeitsmarkt- und (Berufs-)Bildungsforschung
insbesondere für die ostdeutschen Bundesländer ein ernüchterndes Bild zu
zeichnen ist. Zuwanderung allein kann nicht automatisch die arbeitsmarktpoli-
tischen Probleme lösen. Die erfolgreiche Integration von Geflüchteten setzt
vielmehr die Entwicklung ihrer arbeitsmarktrelevanten Kompetenzen voraus.
Die zentrale Herausforderung ist damit, den Zugang zur allgemeinen und be-
ruflichen Bildung zu sichern. In diesem Zusammenhang formuliert er abschlie-
ßend Gelingensbedingungen für eine heterogenitätssensible Gestaltung des
beruflichen Aus- und Weiterbildungssystems auf Marko-, Meso- und Mikro-
ebene.

Der Zusammenhang zwischen der Entwicklung arbeitsmarktrelevanter Kompe-
tenzen und der beruflichen und gesellschaftlichen Integration gilt gleicherma-
ßen für die hier geborenen Jugendlichen. In der Nachwendezeit, insbesondere
in den Krisenzeiten der 2000er Jahre, sollte die Benachteiligtenförderung in
Ostdeutschland fehlende Ausbildungsplätze kompensieren und junge Men-
schen beim Übergang in die Arbeitswelt unterstützen. Dieses System basiert in
hohem Maße auf einer öffentlichen Förderung von beruflichen Integrations-
maßnahmen, die vor allem von Bildungsträgern durchgeführt werden. Dietmar
Heisler beleuchtet in seinem Beitrag „Der demografische Wandel und seine
Auswirkungen auf die Benachteiligtenförderung und das Übergangssystem in
den neuen Ländern“, welche Auswirkungen das Einsetzen der wirtschaftlichen
Normalisierung und der demografische Wandel auf dieses System sowie die
Funktion und Bedeutung der Bildungsträger hat. Eine Expertenbefragung
zeigt, neben quantitativen Veränderungen, eine Akzentverschiebung hin zu
berufsorientierenden Maßnahmen. Zudem wird die Sorge geäußert, dass sich
die Integrationschancen förderbedürftiger Jugendlicher eher verschlechtert ha-
ben.

Dana Bergmann und Katja Richter nehmen Studienaussteiger/-innen und deren
Integration in die berufliche Bildung in den Blick. Wie Reinhold Weiß unter
dem Stichwort der „reziproken Durchlässigkeit“ zwischen akademischer und
beruflicher Bildung (s. o.) bereits angedeutet hat, wird die Diskussion um die
Durchlässigkeit im Bildungswesen zunehmend auf die sog. Studienausstei-
ger/-innen gelenkt. Unter dem Titel „Studienaussteiger/-innen als potenzielle
Auszubildende und Fachkräfte? – Eine qualitative Erhebung der betrieblichen
Perspektive in Sachsen-Anhalt“ stellen Dana Bergmann und Katja Richter die
Frage, wie Unternehmen dieser Zielgruppe gegenüberstehen. Der Beitrag
untersucht die Einstellungen betrieblicher Akteure gegenüber Studienausstei-
ger/-innen in Sachsen-Anhalt und analysiert, welche Akquise-, Integrations-
und Bindungsaktivitäten sie nutzen. Sie stellen fest, dass es – trotz der betrieb-
lichen Aufgeschlossenheit gegenüber Studienaussteigern/-innen – an einer
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„zielgruppenadäquate[n] Gestaltung des Übergangs von der Hochschule in die
berufliche Bildung“ mangelt.

Unter dem Titel „Strategien der Personalentwicklung zur Fachkräftesicherung
im demografischen Wandel“ skizzieren Evelina Sander, Nathalie Weisenburger
und Michael Dick die Personalentwicklung als zentrale Aufgabe der betriebli-
chen Bildungsarbeit. „Sie kann Unternehmen von der Rekrutierung auf einem
knappen Fachkräftemarkt ein Stück weit entlasten, indem sie bestehende Be-
legschaften fördert und qualifiziert“ (Sander, Weisenburger und Dick in diesem
Band). Die Autoren/-innen fokussieren dabei zwei Perspektiven der Personal-
entwicklung: Orientierung an Diversität und Kompetenzmanagement. Durch
die Ansätze einer diversitäts- und kompetenzorientierten Personalentwicklung
wird die Passung zwischen Mensch und Organisation erhöht, insbesondere un-
ter sich wandelnden Rahmenbedingungen. Mit Überlegungen zur Professiona-
lisierung der Personalentwicklung in kleinen und großen Unternehmen schließt
der Beitrag ab. Damit wird ein Perspektivwechsel für die betriebliche Bildungs-
arbeit thematisiert. Vor dem Hintergrund eines veränderten Ausbildungs- und
Fachkräftemarktes sind künftig weniger Selektionsstrategien, sondern ver-
mehrt Modifikationsstrategien zu fokussieren.

 „Demografie, Bildung und Fachkräftesicherung in den ostdeutschen Ländern“
wird auch in den nächsten Jahren zu einer bedeutsamen und mehrperspekti-
visch zu bearbeitenden Herausforderung für die Berufsbildungsforschung, die
Berufsbildungspraxis sowie für die Berufsbildungspolitik, wie auch im Vorwort
des Ministers für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitalisierung des Landes Sach-
sen-Anhalt zu diesem Sammelband deutlich wird.
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I. Demografie, Bildung und Fachkräftesicherung –
Bestandsaufnahmen aus bundesdeutscher und
regionaler Perspektive





Demografie und Fachkräftesicherung und deren
Wirkungen auf die berufliche Bildung in
Deutschland

Reinhold Weiß

Der Beitrag beschreibt mögliche Szenarien der Qualifikations- und Arbeits-
marktentwicklung. Die vorliegenden Projektionen weisen auf einen Anstieg der
Qualifikationsanforderungen hin, aber auch eine zunehmende Lücke bei Ab-
solventen/-innen mit einer beruflichen Ausbildung. Unternehmen und Wirt-
schaftsverbände klagen über einen zunehmenden Mangel an Fachkräften. Ver-
antwortlich dafür sind nicht allein die demografische Entwicklung, sondern
eine Vielfalt an Einflussfaktoren. Ein Mangel an Fachkräften ist deshalb kein
schicksalhaftes Phänomen, sondern es bestehen sowohl für Unternehmen als
auch für die politisch verantwortlichen Akteure eine Reihe von Gestaltungs-
möglichkeiten. Sie reichen von der Modernisierung der Berufe über die Siche-
rung der Attraktivität der Berufsbildung und die Ausschöpfung von Potenzialen
bis zur verbesserten Durchlässigkeit.

1 Fachkräftebedarf und Fachkräftesicherung

1.1 Vielfalt der Einflussfaktoren

Eine Fachkraft bezeichnet einen Arbeitnehmer oder eine Arbeitnehmerin mit
einer durch einen Ausbildungsgang erworbenen und in der Regel in einer Prü-
fung nachgewiesenen beruflichen Qualifikation. Es kann sich um Absolven-
ten/-innen einer beruflichen Ausbildung, einer anerkannten Fortbildung oder
auch um Hochschulabsolventen/-innen handeln. Insofern beschreibt der Begriff
den Bedarf von Arbeitgebern an einschlägig qualifizierten Arbeitnehmern/-in-
nen.

Ungleich schwieriger ist die Identifikation und Quantifizierung des berufs- oder
qualifikationsspezifischen Bedarfs. Denn erstens handelt es sich bei dem „Be-
darf“ nicht um eine feststehende Größe, die geradezu zwangsläufig aus be-
stimmten Planungsentscheidungen erwächst, sondern um das Ergebnis aus
vielen einzelnen Bewertungen und Entscheidungen, die von der jeweiligen
Wirtschafts- und Beschäftigungslage und den Einschätzungen der künftigen
Entwicklung abhängen. Zweitens splittet sich der Fachkräftebedarf in eine Viel-
zahl unterschiedlicher interner wie externer Teilarbeitsmärkte auf. Schätzungs-
weise gibt es rund 30.000 verschiedene Erwerbsberufe in Deutschland sowie
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ein Vielfaches davon an Berufsbezeichnungen. Die Klassifikation der Berufe
stellt dafür einen systematischen Rahmen bereit (vgl. Bundesagentur für Arbeit
2011). Drittens kann dem betrieblichen Bedarf auf unterschiedliche Weise
Rechnung getragen werden. Herrscht ein Mangel an Absolventen/-innen mit
spezifischen Berufsabschlüssen, greifen Unternehmen auf Kandidaten/-innen
mit vergleichbaren oder geeignet erscheinenden Qualifikationen zurück. Um-
gekehrt erschließen sich für Absolventen/-innen mit bestimmten Qualifika-
tionen nicht nur die eng darauf profilierten Tätigkeiten, sondern im Prinzip ein
mehr oder weniger breites Spektrum an beruflichen Aufgaben. Ein Großteil
der Erwerbspersonen ist deshalb längst nicht mehr in dem beruflichen Seg-
ment tätig, für das sie ursprünglich einmal eine Ausbildung absolviert haben
(vgl. Maier et al. 2016, S. 10).

Was für den Fachkräftebedarf zutrifft, gilt umgekehrt auch für das Angebot an
Fachkräften. Es stellt keine feste Größe dar, sondern ist abhängig von zahlrei-
chen Parametern, bspw. den auf unterschiedlichen Wegen erworbenen Qualifi-
kationen, den Arbeitsbedingungen, der Vergütung, den Anreizen für Beschäfti-
gung oder Ruhestand, den verfügbaren Angeboten für die Kinderbetreuung
sowie der Flexibilität der Arbeitszeiten. Arbeitsangebot und Arbeitsnachfrage
reagieren zudem permanent und flexibel auf Signale des Arbeitsmarktes und
veränderte Rahmenbedingungen (vgl. Brunow/Möller/Stegmaier 2012). Die Fle-
xibilität ist umso größer, je breiter profiliert die Ausbildungsabschlüsse sind, je
mehr transferierbare Kompetenzen im Laufe der Bildungs- und Berufskarriere
erworben wurden und last but not least, je besser die Qualität der erworbenen
Abschlüsse und der damit verbundenen Kompetenzen ist.

Tab. 1: Angebot und Nachfrage nach Fachkräften – quantitative und qualitative Einflussfaktoren
[Quelle: Wissenschaftsrat 2014, S. 27 mit eigenen Ergänzungen]

Fachkräftenachfrage Fachkräfteangebot

Quanti-
tativ

• Jahrgangsstärken der altersbeding-
ten Arbeitsmarktaustritte (Fachkräf-
teersatzbedarf)

• Wirtschaftswachstum/Fachkräfteex-
pansionsbedarf

• Geburtenraten/Jahrgangsstärken der
Arbeitsmarktneueintritte

• Erwerbsbeteiligung/Umfang der stil-
len Reserve

• Qualifikation der Erwerbspersonen

• Zuwanderung

• Lebensarbeitszeit

• Wochenarbeitszeit

• Anteil der Arbeit in Teilzeit
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(Fortsetzung Tab.1)

Fachkräftenachfrage Fachkräfteangebot

Quali-
tativ

• Kompensation einer möglichen
quantitativen Fachkräftelücke durch
Produktivitäts- und Qualifikations-
steigerungen

• Wissensintensität der Tätigkeiten/
technologischer Fortschritt

• Länge der Innovationszyklen

• Passung von Fähigkeiten/Interessen
und Ausbildung

• Arbeitsmarktrelevanz der Ausbildung

• Weiterqualifizierung

• Qualifikationsstruktur der Zu- und
Abwanderung

All das macht es schwierig, den Fachkräftebedarf verlässlich zu spezifizieren
und zu quantifizieren. Die Nachfrage und das Angebot an Fachkräften unter-
liegen somit einer Vielzahl an Einflussfaktoren. Sie stellen zugleich wichtige
Handlungsparameter dar. Der Wissenschaftsrat (2014, S. 27) regt an, grundle-
gend zwischen quantitativen und qualitativen Einflussfaktoren zu unterschie-
den (s. Tab. 1). Die demografische Entwicklung bildet dabei zwar einen wichti-
gen, aber eben nur einen Faktor unter zahlreichen anderen.

In der Arbeitsmarktpolitik spricht man von einem Fachkräftemangel, wenn Ar-
beitsstellen nicht mit entsprechend qualifizierten Arbeitskräften besetzt wer-
den können. Was qualifikatorisch passend ist, kann nicht allein anhand von
Zertifikaten und beruflichen Abschlüssen festgemacht werden, sondern unter-
liegt auch einer Bewertung von Qualifikationen und Bewerber/-innenprofilen
durch die Arbeitgeber.

Wichtige Engpassindikatoren sind die Relation zwischen Arbeitsangeboten und
Arbeitsgesuchen sowie die berufsspezifischen Arbeitslosenquoten. Ein weiterer
sind die Vakanzzeiten, also die Zeiten bis offene Stellen besetzt werden kön-
nen. Auf der Grundlage dieses Indikators gibt es nach Einschätzung der Bun-
desagentur für Arbeit bislang keinen flächendeckenden Mangel an Fachkräften
in Deutschland (vgl. Bundesagentur für Arbeit 2016, S. 6). Es gibt indessen
Engpässe in einzelnen Berufen/Berufsgruppen und Regionen. Dies betrifft aka-
demische wie auch nicht-akademische Fachkräfte, insbesondere in technischen
Berufen (z. B. Elektrotechnik, Maschinen- und Fahrzeugbau, Informationstech-
nik, Mechatronik, Automatisierungstechnik, Energietechnik, Heizung und Sani-
tär) sowie im Gesundheits- und Pflegebereich.

1.2 Entwicklung des Erwerbspersonenpotenzials

Lange Zeit galt es als ausgemacht, dass die Bevölkerung Deutschlands
schrumpft und altert. Aufgrund sinkender und anhaltend geringer Geburtenra-
ten sowie einer längeren Lebenszeit infolge des medizinischen Fortschritts wur-
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den massive Probleme bei der Gewinnung qualifizierten Nachwuchses wie
auch der Finanzierung der Alterssicherung vorausgesagt (vgl. u. a. Kerschbau-
mer/Schroeder 2005). Betroffen waren davon zunächst v. a. die neuen Bundes-
länder. Die alten Bundesländer konnten noch von einer günstigeren Geburten-
entwicklung und Binnenwanderungen profitieren.

Die Zuwanderung aus anderen EU-Ländern, v. a. aus Süd- und Südosteuropa,
sowie der Zustrom von Menschen, die vor Krieg, Bürgerkrieg, Hunger und Ar-
mut geflüchtet sind, hat diese Entwicklung einstweilen gestoppt. Entgegen
den Prognosen der Vergangenheit steigt die Bevölkerung in Deutschland seit
2012 an. Das Statistische Bundesamt (2017) geht nach einer Schätzung von
etwa 82,8 Millionen Einwohnern/-innen im Jahr 2016 aus. Von der Bevölke-
rungszunahme der jüngsten Vergangenheit haben v. a. die Ballungsregionen
profitiert. In ländlichen und strukturschwachen Regionen hingegen stagniert
die Bevölkerung oder sie geht zurück.

Mittelfristig ändert dieser Bevölkerungsanstieg aber nichts an den Grundkons-
tanten. Wie stark der Bevölkerungsrückgang in Zukunft sein wird, ist durchaus
noch offen. Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) hat dazu
verschiedene Modellrechnungen angestellt, die jeweils unterschiedliche Para-
meter verändern, bspw. den Umfang von Zuwanderungen, die Dauer der Er-
werbstätigkeit oder der Erwerbsbeteiligung. Je nachdem, welche Modellan-
nahmen zugrunde gelegt werden, ergibt sich gegenüber dem Ausgangsjahr
2015 mit 45,8 Mio. Erwerbspersonen für 2060 eine Erwerbsbevölkerung von
lediglich 28,6 Mio. oder von 38,9 Mio. Menschen (vgl. Fuchs/Söhnlein/Weber
2017). Bei der ersten Variante, die zu einem Rückgang von 38 Prozent führt,
wurde unterstellt, es gäbe keine Nettozuwanderung (s. Abb. 2). Das ist höchst
unwahrscheinlich, zeigt aber das Ausmaß des Rückgangs der inländischen Er-
werbspersonen. Bei der anderen Variante – im Schaubild die Nummer drei –
wurde eine steigende Erwerbsbeteiligung und eine Nettozuwanderung von
200.000 Personen jährlich unterstellt. Das wäre deutlich mehr als in der Ver-
gangenheit, aber auch weniger als in den Jahren 2015–2016. Diese Variante
dürfte der tatsächlichen Entwicklung voraussichtlich besser entsprechen.

Die Projektionen des IAB weisen, wie alle Projektionen, einen hohen Grad an
Unsicherheit auf. Sie beschreiben mögliche Szenarien, aber keine zuverlässig
eintretenden Entwicklungen. Die Ergebnisse zeigen zugleich, dass die Bevölke-
rungsrückgänge durch eine erhöhte Zuwanderung wie auch eine steigende Er-
werbsbeteiligung sowie eine Erhöhung der Arbeitszeiten (vgl. Zika et al. 2012)
abgeschwächt werden können. Dies eröffnet zugleich entsprechende Gestal-
tungsspielräume. Denn bei entsprechenden Rahmenbedingungen erscheint es
durchaus möglich, den längerfristig zu erwartenden Bevölkerungsrückgang zu
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verlangsamen und zumindest teilweise zu kompensieren. Nichts deutet bislang
aber darauf hin, dass sich Deutschland dem längerfristigen Trend eines Rück-
gangs des Erwerbspersonenpotenzials entziehen kann (vgl. Maier et al. 2016).

Abb. 1: Entwicklung des Erwerbspersonenpotentials bis 2060 [Quelle: Fuchs/Söhnlein/Weber
2017, S. 3]

Die letzten Jahre waren durch eine außerordentlich positive wirtschaftliche Ent-
wicklung gekennzeichnet, v. a. im Vergleich zu den meisten anderen Ländern in
Europa. Die schlägt sich in einer positiven Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt
nieder. Die Erwerbstätigkeit ist kräftig angestiegen (vgl. Statistisches Bundes-
amt 2016, S. 136) und lag im Jahr 2015 bei 43 Millionen. Nie zuvor in der Ge-
schichte des vereinigten Deutschlands hat es einen höheren Stand gegeben.
Zugleich ist die Arbeitslosigkeit auf nahezu die Hälfte des Niveaus von 2005
zurückgegangen. Die gestiegene Erwerbstätigkeit ist v. a. das Ergebnis einer
erhöhten Berufstätigkeit von Frauen (vgl. Brenke 2015), eines späteren Über-
gangs von Berufstätigen in den Ruhestand sowie eines Rückgangs der Arbeits-
losigkeit. Das sind zugleich auch jene Felder, in denen in Zukunft weitere
Potentiale für den Arbeitsmarkt erschlossen werden können.
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Der Aufschwung am Arbeitsmarkt ist indessen nicht allen zugutegekommen.
Insbesondere gering Qualifizierte und Langzeitarbeitslose haben davon nur in
geringem Maße profitiert. Bei diesen Gruppen haben sich die Probleme eher
noch verschärft. So ist der Anteil der Langzeitarbeitslosen unter den Arbeitslo-
sen in den letzten fünf Jahren angestiegen (vgl. Bundesagentur für Arbeit
2017a, S. 6). Mit dem Rückgang der Arbeitslosigkeit und steigender Beschäfti-
gung nehmen somit auch die Passungsprobleme zu.

1.3 Sonderfaktoren in den neuen Bundesländern

Hinter dieser insgesamt positiven Entwicklung verbergen sich große regionale
Unterschiede, insbesondere zwischen den Wachstumsregionen im Süden sowie
den Regionen mit Strukturproblemen im Westen, Norden und Osten. Die neu-
en Bundesländer, insbesondere auch Sachsen-Anhalt, zeichnen sich durch ei-
nen relativ geringen Anteil der Industrie an der Wertschöpfung und Beschäfti-
gung aus. Auch dominieren Kleinbetriebe sowie eher traditionelle Branchen
wie das Baugewerbe und die Ernährungswirtschaft, der Handel und der öffent-
liche Sektor.

Die Erwerbsbeteiligung und die Beschäftigung sind in den neuen Bundeslän-
dern zwar angestiegen, sie zeichnen sich aber durch keine große Wachstums-
dynamik aus (vgl. Statistisches Bundesamt 2016, S. 148). Das liegt nicht zuletzt
daran, dass das Arbeitskräfteangebot nicht nur zeitlich früher, sondern auch
stärker als in Westdeutschland gesunken ist. Die Arbeitslosigkeit ist zwar deut-
lich zurückgegangen, sie liegt aber nach wie vor über dem Bundesdurchschnitt
(vgl. Bundesagentur für Arbeit 2017b, S. 17), ebenso die Jugendarbeitslosig-
keit. Entlastet wurde der Arbeitsmarkt zudem durch die Abwanderung von
jüngeren und qualifizierten Fachkräften in die alten Bundesländer. Kurzfristig
wurde die Arbeitslosenquote dadurch verringert; mittel- und längerfristig feh-
len dadurch aber Fachkräfte.

Ein Charakteristikum der neuen Bundesländer ist ein vergleichsweise geringer
Anteil von Migranten/-innen, Ausländern/-innen und geflüchteten Menschen.
Anders als die alten Bundesländer haben sie von der Zuwanderung in den ver-
gangenen Jahren kaum profitieren und die Bevölkerungsverluste dadurch
kompensieren können (vgl. Zika et al. 2015, S. 4). Das liegt v. a. an der Wirt-
schaftsstruktur und den fehlenden Arbeitsplätzen. So zeichnen sich die neuen
Bundesländer nicht nur durch einen geringen Anteil von Migranten/-innen an
der Bevölkerung aus, sondern auch durch eine hohe Erwerbslosenquote der
zugewanderten Menschen (vgl. Statista 2017a). Es dürfte auch daran liegen,
dass man sich in den neuen Bundesländern mit der Integration von Beschäf-
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tigten aus dem Ausland schwerer tut und eine „Willkommenskultur“ weniger
entwickelt ist.

Nimmt man die Angebots-Nachfrage-Relation als Kriterium, unterscheidet sich
die Situation am Ausbildungsmarkt auf den ersten Blick nur wenig von der in
den alten Bundesländern. Teilweise ist sie, ungeachtet einer geringeren be-
trieblichen Ausbildungsquote (vgl. Bertelsmann-Stiftung 2015, S. 15), sogar
besser als im Westen. Dies liegt v. a. daran, dass ein Mangel an betrieblichen
Ausbildungsplätzen nach wie vor durch die Finanzierung außerbetrieblicher
Ausbildungsplätze ausgeglichen wird (vgl. BIBB 2017, S. 40). Hinzu kommt,
dass vergleichsweise mehr Schulabgänger/-innen in vollschulische Maßnahmen
einmünden, der Ausbildungsmarkt dadurch also entlastet wird (vgl. Bertels-
mann-Stiftung 2015, S. 24). Auffallend sind auch deutlich höhere Vertrags-
lösungsquoten (vgl. ebd., S. 17), die mit der kleinbetrieblichen Struktur der Aus-
bildung zusammenhängen, aber auch auf qualitative Mängel verweisen.

2 Künftige Entwicklung des Arbeitsmarktes

2.1 BIBB-IAB-Projektionsmodell

So schwierig es ist, angesichts der Dynamik von Veränderungen, verlässliche
Voraussagen über die künftige Entwicklung im Bildungswesen und am Arbeits-
markt zu machen, so sehr sind die politisch verantwortlichen Akteure an Daten
und Tendenzaussagen interessiert, um Handlungsstrategien entwickeln zu kön-
nen. In der Fortsetzung und Weiterentwicklung der früheren Projektionen der
Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung (BLK)
haben BIBB und IAB zusammen mit anderen Partnern ein Projektionsmodell
entwickelt. Es beschreibt ein Szenario für die Entwicklung des Angebots und
der Nachfrage nach Arbeitskräften (vgl. Maier et al. 2016) und basiert auf den
verfügbaren statistischen Daten über die demographische Entwicklung, die
Wirtschafts-, Berufs- und Qualifikationsstruktur. Mit Hilfe von Modellannah-
men und Strukturgleichungen werden diese Daten in die Zukunft fortgeschrie-
ben. Das Projektionsmodell zeichnet sich – im Unterschied zu anderen Model-
len – durch eine Differenzierung nach 50 Berufsfeldern aus und bildet auf
dieser Aggregationsebene auch Wechselvorgänge ab (s. Abb. 2).

Projektionen weisen auf mögliche Entwicklungen und Herausforderungen hin.
Sie können aber weder den Einfluss unvorhergesehener exogener Faktoren
noch von Verhaltensänderungen hinreichend antizipieren. Menschen und Or-
ganisationen reagieren flexibel, sie passen sich an und lernen hinzu. Das Pro-
jektionsmodell wird deshalb alle zwei Jahre fortgeschrieben und an die zwi-
schenzeitliche Entwicklung angepasst.
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Abb. 2: Modellstruktur der BIBB-IAB-Qualifikations- und Berufsfeldprojektionen [Quelle: Maier
et.al. 2016, S. 19]

Die im Folgenden referierten Ergebnisse basieren auf der vierten Projektions-
welle und reichen bis 2030. Berücksichtigt werden die erhöhte Zuwanderung
aus EU-Staaten, aber auch die Zuzüge von geflüchteten Menschen. Im Hinblick
auf die beruflichen Qualifikationen wird grundlegend zwischen Erwerbsper-
sonen mit einem tertiären Abschluss aus dem Hochschulbereich oder einer an-
erkannten Fortbildung (z. B. als Meister oder Techniker), Erwerbspersonen mit
einer abgeschlossenen (vollschulischen oder dualen) Berufsausbildung und Er-
werbspersonen ohne anerkannten Berufsabschluss unterschieden (s. Abb. 3).

2.2 Akademisierung als Folge steigender Anforderungen

Die Vergangenheit war durch einen steigenden Anteil von Erwerbspersonen
mit einem tertiären Abschluss, insbesondere einem Abschluss einer Fachhoch-
schule oder Universität gekennzeichnet. Dies war nicht nur die Folge eines stei-
genden Angebots an Hochschulabsolventen, sondern entsprach im Großen
und Ganzen auch dem Bedarf des Beschäftigungssystems. Dies belegen die
sehr geringe Arbeitslosigkeit unter Akademikern/-innen (vgl. IAB 2015, S. 2),
ebenso ihre überdurchschnittlichen Einkommen (vgl. Hausner et al. 2015) so-
wie die größtenteils anforderungsgerechten Tätigkeiten.
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Parallel dazu kann ein steigender Qualifikationsbedarf des Beschäftigungssys-
tems konstatiert werden. So ist der Anteil der Routinetätigkeiten kontinuierlich
gesunken, während der Anteil der wissensintensiven Tätigkeiten nachhaltig ge-
stiegen ist (vgl. Tiemann 2016, S. 21; Tiemann 2013). Als wissensintensiv sind
solche Tätigkeiten einzustufen, zu deren Bewältigung eingeübte Arbeitsrouti-
nen nicht ausreichen, sondern bei denen häufig neue Aufgaben auftreten, zu
deren Bewältigung Informationen recherchiert, Wissen neu kombiniert oder
neues Wissen angeeignet werden muss. Das ist besonders typisch für akade-
misch geprägte Aufgaben in den Bereichen Forschung und Entwicklung, Ma-
nagement und Beratung, Lehren und Veröffentlichen, Prozesse steuern und
Informationen aufbereiten. Eine zunehmende Wissensintensität ist indessen
nicht nur in Tätigkeiten von Hochschulabsolventen/-innen festzustellen, son-
dern ein generelles Charakteristikum der Arbeitswelt.

Die gemeinsame Projektion von BIBB/IAB geht deshalb, wie auch alle anderen
vorliegenden Vorausberechnungen und Bedarfsanalysen (vgl. Economix 2013),
von einem anhaltenden Trend zur Höherqualifizierung und einem steigenden
Anteil von Hochschulabsolventen/-innen im Beschäftigungssystem aus (s.
Abb. 3). Der zu erwartende Bedarf setzt sich zu etwa gleichen Teilen aus dem
Ersatzbedarf und einem durch den wirtschaftlichen Strukturwandel bedingten
Neubedarf zusammen. Die Projektion geht davon aus, dass sowohl der Ersatz-

Abb. 3: Entwicklung des Arbeitsmarktes bis 2035 nach Qualifikationen [Quelle: Maier et.al. 2016,
S. 16
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bedarf als auch der Neubedarf aufgrund der steigenden Absolventen/-innen-
zahlen gedeckt werden können und sich die Nachfragelücke schließen wird.
Gleichwohl ist nicht auszuschließen, dass es auch künftig fachrichtungsspezifi-
sche Unterdeckungen, v. a. bei MINT-Qualifikationen, geben wird.

Dem kontinuierlich steigenden Bedarf an Höherqualifizierten steht indessen
eine stark gestiegene Zahl an Studienanfängern/-innen gegenüber. Lag der An-
teil der Studierenden am Altersjahrgang bis zum Anfang des Jahrtausends
unter 40 Prozent, ist seither ein rasanter Anstieg festzustellen. Inzwischen neh-
men über 50 Prozent eines Altersjahrgangs ein Studium auf (vgl. Statista
2017b). Selbst wenn diese Quote um Bildungsinländer/-innen und Bildungs-
ausländer/-innen bereinigt wird, ergibt sich eine deutliche Zunahme (s. Dioni-
sius/Illiger 2015). Die von den regelmäßigen Vergleichen der OECD genährte
politisch gesetzte Zielmarke von 40 Prozent eines Jahrgangs, die ein Hoch-
schulstudium aufnimmt, ist damit längst überschritten. Zwar sind die Steige-
rungen in den letzten Jahren auch durch Sonderfaktoren wie die doppelten
Abiturienten/-innenjahrgänge in einigen Bundesländern und die Aussetzung
der Wehrpflicht zurückzuführen. Die Bildungspolitik hat sich indessen darauf
eingerichtet, dass auf mittlere Sicht mindestens jeder zweite ein Studium auf-
nehmen wird.

Die Motivation der jungen Menschen zur Aufnahme eines Studiums ist nach-
vollziehbar: Sie wollen sich angesichts der Unsicherheit über die Entwicklung
der Berufswelt und der Unbestimmtheit der eigenen Berufswünsche verständli-
cherweise nicht zu früh festlegen und spezialisieren, sondern Optionen mög-
lichst lange offenhalten (vgl. Tillmann et al. 2015). Ein Studium scheint diesem
Interesse besser zu entsprechen als eine Berufsausbildung. Hinzu kommt das
höhere Sozialprestige wie auch die Aussicht auf ein höheres Einkommen. Und
in der Tat: Die Einkommensvorsprünge von Erwerbstätigen mit einem Studien-
abschluss sind ein gewichtiges Argument. Das gilt nicht nur für die monatli-
chen oder jährlichen Einkommen, sondern auch für die Lebenseinkommen
(vgl. Hausner et al. 2015). Die Unterschiede zwischen beruflich Qualifizierten
und akademisch Qualifizierten sind zudem in der Vergangenheit trotz eines
steigenden Anteils von Hochschulabsolventen/-innen nicht kleiner, sondern im
Gegenteil größer geworden (vgl. Möller 2011).

In dem Maße in dem die Studierenden ihr Studium erfolgreich beenden und
eine Beschäftigung suchen, dürften sich der BIBB-IAB-Projektion zufolge die
Arbeitsmarktchancen von Hochschulabsolventen/-innen verschlechtern. Denn
die Hochschulexpansion der letzten Jahre ist nicht mehr durch den Bedarf des
Beschäftigungssystems gedeckt. Dies dürfte sich in zunehmenden Übergangs-
problemen, einem Anstieg der Arbeitslosigkeit aber auch einem verschärften
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Wettbewerb um lukrative Arbeitsplätze zwischen Absolventen/-innen einer
Aus- und Fortbildung sowie Akademikern/-innen niederschlagen. Eine Beschäf-
tigung wird vielfach nur auf Arbeitsplätzen möglich sein, für die auch Absol-
venten/-innen einer Aus- oder Fortbildung in Betracht kommen. Auch könnten
die Unternehmen in Anbetracht der Bewerber/-innenlage geneigt sein, sich zu
einem guten Teil aus der Ausbildung zurückzuziehen und durch Einarbeitungs-
programme für Hochschulabsolventen/-innen zu ersetzen.

Noch gibt es wenig Hinweise für eine derartige Verdrängung (vgl. Dietzen/
Wünsche 2012). Wenn in den nächsten Jahren jedoch die Zahl der Schulab-
gänger/-innen weiter zurückgegangen ist, die Zahl der Abgänge in Rente an-
steigen wird und gleichzeitig ausreichend Akademiker/-innen verfügbar sind,
könnte der Anreiz groß werden, die Personalentwicklung umzustellen. Würde
sich das Einstellungsverhalten der Unternehmen entsprechend ändern und um-
gekehrt auch Hochschulabsolventen/-innen bereit sein, Arbeitsplätze anzuneh-
men, die geringere Anforderungen stellen und schlechter vergütet sind als dies
bislang üblich war, könnten sich die Übergangsprobleme letztlich als weniger
gravierend erweisen. Dies ist in der Projektion in Form einer Alternativrechnung
mit einem veränderten Einstellungsverhalten berücksichtigt (s. Abb. 3).

2.3 Zunehmender Mangel an beruflich qualifizierten Fachkräften

Für Absolventen/-innen mit einer abgeschlossenen Berufsausbildung unterstellt
die BIBB-IAB-Projektion einen leicht rückläufigen Bedarf des Beschäftigungssys-
tems. Gleichwohl wird für dieses Qualifikationssegment mit einer wachsenden
Fachkräftelücke gerechnet. Denn aufgrund des Ausscheidens geburtenstarker
Jahrgänge entwickelt sich in den nächsten Jahren ein hoher Ersatzbedarf, der
allein von den nachrückenden jüngeren Jahrgängen nicht gedeckt werden
kann. In Zahlen: Zwischen 2012 und 2035 werden 12,0 Mio. Fachkräfte mit
abgeschlossener Berufsausbildung aus dem Erwerbsleben ausscheiden; dem
stehen aber nur 9,1 Mio. Neuzugänge gegenüber (vgl. Maier et al. 2016, S. 8).
Schon lange zuvor wird es regional und branchenbezogen zu Engpässen kom-
men, v. a. weil der fachspezifische Bedarf nicht mehr durch ein entsprechendes
Angebot gedeckt werden kann. Es ist somit von einem sich verschärfenden
Fachkräftebedarf auf der mittleren Qualifikationsebene, also bei Absolven-
ten/-innen mit einem anerkannten Berufsabschluss, auszugehen. Engpässe sind
namentlich in folgenden Bereichen zu erwarten: Gastronomie und Reinigungs-
berufe, Gesundheits- und Pflegeberufe, Berufe in der Logistik und Lagerwirt-
schaft, Sicherheits- und Wachberufe sowie in den gewerblich-technischen Be-
rufen der Be- und Verarbeitung sowie Instandsetzung. Das sind insbesondere
solche Berufe und Branchen, die heute bereits Probleme haben, qualifizierten
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Nachwuchs zu gewinnen. Ein Indikator ist nicht zuletzt die steigende Zahl un-
besetzter Ausbildungsplätze gerade in diesen Sektoren.

Eine große Unbekannte in den vorliegenden Vorausberechnungen ist indessen
die Entwicklung des Arbeitsmarktes im Zeichen der Digitalisierung. Unbestrit-
ten ist, dass die mit dem Schlagwort „Industrie 4.0“ verbundene Modernisie-
rung mit deutlichen Produktivitätsgewinnen verbunden sein wird, und zwar
weit über die Industrie hinaus. Alle Sektoren sind im Prinzip von der Automati-
sierung, Digitalisierung und Virtualisierung von Prozessen betroffen und he-
rausgefordert, ihre Geschäftsmodelle neu auszurichten. Frey/Osborne (2013)
schätzen, dass in der amerikanischen Wirtschaft in den nächsten 10 bis 20 Jah-
ren bis zu 47 Prozent der Arbeitsplätze durch die Digitalisierung bedroht sein
werden. Würde dies auch für die deutsche Wirtschaft zutreffen, wäre das für
die Beschäftigung und die Berufsbildung eine fatale Entwicklung. Denn das
„deutsche Produktionsmodell“ basiert ganz wesentlich auf einem hohen Anteil
von Beschäftigten mit einer beruflichen Ausbildung oder Fortbildung. Würde
die Einschätzung von Frey/Osborne zutreffen, wären auch die Ergebnisse der
BIBB-IAB-Projektion Makulatur. Nicht Fachkräftemangel wäre dann das zentrale
Problem des Arbeitsmarktes, sondern ein Überschuss an Arbeitskräften mit ei-
ner mittleren Qualifikation.

Analysen für den deutschen Arbeitsmarkt kommen demgegenüber zu deutlich
anderen Ergebnissen. Das Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW)
beispielsweise hat den potentiellen Verlust an Arbeitsplätzen für die deutsche
Industrie (vgl. Bonin/Gregory/Zierahn 2013, S. 23) mit bestenfalls 12 Prozent
beziffert. Dem stehen auf der anderen Seite Arbeitsplatzgewinne in anderen
Branchen gegenüber. So steigt der Bedarf in den Bereichen Prozesssteuerung,
IT-Sicherheit und Beratung deutlich an. Alles in allem kommen IAB und BIBB
deshalb in einer Projektion des Arbeitsmarktes für das Jahr 2030 zu einem an-
nähernd ausgeglichenen Ergebnis (vgl. Wolter et al. 2015, S. 60 f.). Arbeits-
platzverluste im gewerblichen Sektor stehen Arbeitsplatzgewinne in den
Dienstleistungsbereichen gegenüber. All dies sind aber lediglich Modellrech-
nungen. Sie zeigen Gefahren für den Arbeitsmarkt, aber auch Chancen und
Herausforderungen auf. Erst in einigen Jahren wird genauer abzuschätzen sein,
welche Arbeitsplätze betroffen sind. Auf jeden Fall wird der Strukturwandel
von den Beschäftigten ein erhöhtes Maß an Flexibilität, an Lernbereitschaft,
eine solide Grundbildung sowie ein tendenziell höheres Qualifikationsniveau
erfordern.

Die deutschlandweiten Projektionen sind noch einmal nach Branchen und
Regionen zu differenzieren. Für Sachsen-Anhalt mit seinem vergleichsweisen
geringen Industriebestand bedeutet die Digitalisierung zunächst einmal ein ge-
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ringeres Maß an Arbeitsplatzverlusten. Auf der anderen Seite sind auch die
wachstumsstarken Dienstleistungen hier nur schwach vertreten, sodass das
Bundesland auch von den zu erwartenden Zugewinnen nur unterdurchschnitt-
lich profitieren dürfte. Insgesamt gesehen sind aber noch keine verlässlichen
und empirisch fundierten Aussagen über die Wirkungen der Digitalisierung auf
die Beschäftigung in den Regionen möglich (vgl. Kropp et al. 2017, S. 35).

2.4 Anhaltende Beschäftigungsprobleme für Menschen ohne
Berufsabschluss

Kennzeichnend für den deutschen Arbeitsmarkt ist eine berufliche Segmentie-
rung. Eine abgeschlossene Berufsausbildung stellt mit anderen Worten die
Grundlage für eine qualifizierte Berufstätigkeit dar. Menschen ohne anerkann-
te Berufsausbildung haben nicht nur ein deutlich höheres Risiko arbeitslos zu
werden, sondern im Falle der Arbeitslosigkeit auch schlechtere Chancen auf ei-
ne Wiedereingliederung. Ihre Arbeitslosenquote liegt fast viermal so hoch wie
von beruflich Qualifizierten (vgl. IAB 2015, S. 3); etwa die Hälfte der Langzeit-
arbeitslosen verfügt über keinen Berufsabschluss (vgl. Bundesagentur für Ar-
beit 2017a, S. 10).

Für Menschen ohne Berufsabschluss bleiben die Beschäftigungsaussichten
weiterhin ungünstig. Der BIBB-IAB-Projektion zufolge wird das Angebot an
Erwerbspersonen über den gesamten Projektionszeitraum hinweg über der
Nachfrage des Beschäftigungssystems liegen (vgl. Maier et al. 2016). Durch
den Zustrom von Geflüchteten ohne anerkannte Berufsausbildung und einen
vermutlich längeren Integrationsprozess (vgl. BIBB 2017, S. 423) werden sich
die Arbeitsmarktprobleme der formal nicht Qualifizierten tendenziell noch ver-
schärfen.

Entgegen diesem langfristig stabilen Trend sagt die unter anderem von Frey/
Osborne (2013) vertretene Polarisierungsthese Beschäftigungsgewinne bei ge-
ring Qualifizierten als Folge der Digitalisierung voraus. Sie werden damit be-
gründet, dass sich eine Automatisierung bei bestimmten personenbezogenen
Tätigkeiten nicht lohnt und zusätzliche Dienstleistungstätigkeiten im Niedrig-
lohnsektor entstehen. Bislang gibt es für diese Einschätzung keine überzeugen-
den Belege im Hinblick auf den deutschen Arbeitsmarkt. Es gibt zwar Hinweise
auf eine Polarisierung, die mit einem Beschäftigungszuwachs bei gering Quali-
fizierten verbunden ist, sie bleibt aber auf relative kleine Segmente beschränkt.
Für die Mehrzahl der Unternehmen ist eher eine Personalstrategie kennzeich-
nend, die auf eine Höherqualifizierung durch die Rekrutierung neuer Fachkräf-
te oder eine laufende Aktualisierung der Qualifikationen durch Aus- und Wei-
terbildung setzt (vgl. Troltsch 2016, S. 30).
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3 Handlungsfelder und Handlungsoptionen

Die Daten und Projektionen machen deutlich, dass die künftigen Entwicklun-
gen auf den Arbeitsmärkten keineswegs zwangsläufig und unveränderbar
sind. Bereits das Verhalten der Marktteilnehmer/-innen sorgt für eine perma-
nente Anpassung an neue Rahmendaten und Knappheitsrelationen. Hand-
lungsmöglichkeiten und Bedarfe bestehen überdies bei den verantwortlichen
Akteuren, ob in der Politik oder in den Wirtschaftsorganisationen. Dabei be-
steht ein Konsens, dass eine staatliche Umlenkung von Bildungsströmen im
Sinne einer Bildungsplanung weder möglich noch wünschenswert wäre. Die
Steuerung muss stattdessen durch Strukturen, durch Anreize und Signale, För-
derprogramme und unterstützende Maßnahmen sowie durch Information und
Beratung erfolgen.

3.1 Modernisierung der Berufe

Ein großer Vorteil der anerkannten Ausbildungsberufe besteht darin, dass da-
mit nur Mindeststandards festgelegt werden und die Ausbildungsordnungen
keine bestimmte Technologie vorschreiben. Sie ermöglichen daher eine flexible
Anpassung der Betriebe an veränderte Anforderungen.

Schaffung von Berufefamilien

Die demografische Entwicklung wie auch die Digitalisierung stellen die Neu-
ordnung von Berufe vor neue Herausforderungen. Die Erfahrungen der Ver-
gangenheit zeigen, dass technische und organisatorische Innovationen sich
v. a. in den bestehenden Berufen und erst in zweiter Linie in gänzlich neuen
Ausbildungsberufen niederschlagen. Um dem quantitativ und qualitativ sich ver-
ändernden Bedarf des Beschäftigungssystems nach Fachkräften Rechnung zu
tragen, müssen die bestehenden Berufsbilder zeitnah überprüft und gegebe-
nenfalls modernisiert werden. Dazu müsste die Qualifikationsforschung deut-
lich ausgebaut werden.

Es zeichnet sich bei aller Vorläufigkeit ab, dass in den gewerblich-technischen
Berufen künftig verstärkt technische Grundlagen und IT-Kompetenzen vermit-
telt werden müssen. Fachkräfte müssen in der Lage sein, die komplexen Steu-
erungsprozesse zu verstehen, notfalls regulierend einzugreifen und Fehler zu
beheben. Auch dürfte der Anteil der klassischen Metallberufe zugunsten von
Elektroberufen und IT-Berufen zurückgehen.

In den vergangenen Jahren ist es gelungen, die anerkannten Ausbildungsberu-
fe fortlaufend zu modernisieren. Ein Großteil der Ausbildungsordnungen wur-
de in den letzten zehn Jahren aktualisiert oder neu geschaffen (vgl. BIBB 2017,
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S. 80). Die Zahl von über 300 anerkannten Ausbildungsberufen wird angesichts
rückläufiger Jahrgangsstärken und einer wachsenden Bedeutung von hybriden
Qualifikationen auf Dauer weder praktikabel noch bedarfskonform. Eine Zu-
sammenfassung ähnlicher Berufe zu Berufefamilien mit einer Binnenstrukturie-
rung sowie Anrechnungsmöglichkeiten zu verwandten Berufen zeichnet sich
bereits seit Jahren ab. Dominierten früher Monoberufe ohne Differenzierungen,
so hat der Anteil der Ausbildungsberufe mit Fachrichtungen, Schwerpunktprofi-
len und Wahlqualifikationen an Bedeutung gewonnen (vgl. Schwarz/Bretschnei-
der 2014). Dadurch weisen die neuen Ausbildungsordnungen ein größeres
Maß an Flexibilität auf. Diese Möglichkeiten gilt es weiter in Zusammenarbeit
mit den Wirtschaftsorganisationen auszuloten. Gleiches gilt für die gesetzliche
Möglichkeit, Zusatzqualifikationen zu verordnen. Davon wurde bislang nur
sehr sparsam Gebrauch gemacht.

Schaffung durchgängiger beruflicher Abschlüsse

Die Möglichkeit einer anerkannten Fortbildung ist für die Attraktivität des be-
ruflichen Bildungssystems von herausragender Bedeutung. Die Verheißung
„Karriere mit Lehre“ genießt unverändert hohes Vertrauen. Analysen zeigen,
dass Absolventen/-innen mit diesen Abschlüssen zu einem hohen Anteil an-
spruchsvolle oder leitende Aufgaben wahrnehmen und sich die Fortbildung
auch im Einkommen niederschlägt (s. Flake/Werner/Zibrowius 2016). Sie neh-
men, namentlich in kleinen und mittelgroßen Unternehmen, vielfach Aufgaben
wahr, die gleichermaßen von Hochschulabsolventen/-innen ausgeübt werden.
Der Fortbildungsabschluss ist darüber hinaus die Grundlage für eine unterneh-
merische Selbständigkeit – nicht nur im Handwerk.

Insgesamt gibt es rund 200 bundesgesetzlich geregelte Fortbildungsprüfun-
gen. Mit dem Deutschen Qualifikationsrahmen (DQR) wurde ein Bezugssystem
geschaffen, um berufliche und hochschulische Abschlüsse einzuordnen. Aner-
kannte Fortbildungsabschlüsse wurden den Niveaus fünf, sechs und sieben des
DQR zugeordnet. Das ist zugleich ein wichtiges Signal für die Gleichwertigkeit
beruflicher und akademischer Bildungsgänge. Es wäre zu wünschen, dass dies
auch dadurch anerkannt wird, dass Absolventen mit Fortbildungsabschluss ihre
Ausbildung in einem affinen Masterstudiengang fortsetzen können.

Die Einordnung der Fortbildungsabschlüsse in den DQR hat zugleich Spielräu-
me für neue Abschlüsse und die Schaffung durchgängiger Berufslaufbahnen
geschaffen. Dem Niveau fünf des DQR, das zugleich die erste Ebene der Fort-
bildung darstellt, sind bislang erst wenige Abschlüsse zugeordnet. Hier erwächst
eine Chance für eine fachliche Spezialisierung im Anschluss an die Erstausbil-
dung. Die Entwicklung entsprechender Abschlüsse und Fortbildungsgänge
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könnte die Attraktivität der beruflichen Bildung steigern und zugleich den Weg
zu einer längeren und anspruchsvolleren Fortbildung auf dem Niveau sechs er-
leichtern. Dies gilt umso mehr, als die Hochschulen bislang wenig Neigung zei-
gen, diese Lücke durch Studiengänge nach dem Muster der „Short cycles“ zu
füllen. Allerdings müssen derartige Fortbildungsabschlüsse durch einen ent-
sprechenden Bedarf der Wirtschaft legitimiert sein.

3.2 Sicherung der Attraktivität der Berufsbildung

Seit einigen Jahren gibt es mehr Studienanfänger/-innen als junge Menschen,
die eine duale Berufsausbildung beginnen. Dies wurde von einigen als Mene-
tekel für die Berufsausbildung und als Ausdruck einer bildungspolitischen
Fehlsteuerung interpretiert. Zweifellos hat sich der Wettbewerb zwischen den
Systemen angesichts rückläufiger Jahrgangsstärken verschärft. Von einem Nie-
dergang der Berufsausbildung kann aber (noch) keine Rede sein. Berücksichtigt
man die kürzeren Bildungszeiten in der Berufsausbildung, die Vielfalt berufli-
cher Bildungswege, den Zustrom von ausländischen Studienanfängern/-innen
sowie die hohen Abbruchquoten an den Hochschulen, relativiert sich das Kri-
sen-Szenario.

Verbesserung der Ausbildungsqualität und der Arbeitsbedingungen

Nach wie vor wird die duale Ausbildung bei jungen Menschen und ihren Eltern
sowie von den Betrieben als Grundlage für einen Berufseinstieg sehr geschätzt.
Auch ist das Image bei Experten nach wie vor sehr hoch (vgl. Ebbinghaus et al.
2013). Image- und Qualitätsprobleme konzentrieren sich indessen auf be-
stimmte Berufe/Berufsgruppen und Branchen. Als attraktiv werden von den
jungen Menschen v. a. kaufmännische Berufe, IT-Berufe, Medienberufe, Berufe
mit einem „grünen“ Image sowie anspruchsvolle technische Berufe einge-
schätzt. Weniger in der Gunst der jungen Leute stehen hingegen handwerkli-
che Berufe, Berufe im Hotel- und Gaststättengewerbe, Reinigungsberufe sowie
weniger anspruchsvolle kaufmännische Berufe.

Die Gründe liegen nicht allein in den typischen Arbeiten, sondern v. a. auch in
den Arbeitsbedingungen, den ungünstigen Arbeitszeiten, den ungesicherten
Übernahme- und Entwicklungsmöglichkeiten. Hinzu kommen Qualitätsproble-
me und eine häufig geringe Vergütung während der Ausbildung wie auch in
der anschließenden Beschäftigung. In Zeiten mit einem Bewerber/-innenüber-
hang wurden diese Probleme verdeckt. Angesichts rückläufiger Bewerber/-in-
nenzahlen treten sie nunmehr umso schärfer in Erscheinung. Es ist verständ-
lich, wenn die jungen Leute Ausbildungsgänge und Berufe wählen, die ihnen
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attraktiver scheinen und bei denen sie sich bessere Karrierechancen verspre-
chen.

Hier sind die Unternehmen, die Arbeitgeber und die Wirtschaftsorganisationen
gefragt. Über öffentlichkeitswirksame und professionelle Kampagnen hinaus
kommt es darauf an, die Arbeits- und Ausbildungsbedingungen zu verbessern.
Handlungsfelder sind unter anderem die Qualität der Ausbildung, das Angebot
an Fort- und Weiterbildung, die Vergütungsbedingungen sowie die Karriere-
möglichkeiten mit einer Ausbildung oder beruflichen Fortbildung. Die Gleich-
wertigkeit der Bildungswege darf kein Anspruch bleiben, sondern muss in die
Realität der betrieblichen Personalpolitik umgesetzt werden.

3.3 Ausschöpfung von Potenzialen

Die vorliegenden Daten und Projektionen zeigen, dass ein wesentlicher Ansatz
zur Sicherung des Fachkräftebedarfs darin besteht, die vorhandenen Potenziale
besser auszuschöpfen. Solche Potenziale bestehen v. a. bei jenen Personen-
gruppen, die bislang in geringerem Maße an Ausbildung und Beschäftigung
partizipieren. Sie verstärkt an Bildung, Ausbildung und Fortbildung zu beteili-
gen, muss daher ein vorrangiges Ziel sein. Darüber hinaus bietet die Aufde-
ckung und gegebenenfalls Anerkennung informell erworbener Kompetenzen
ungenutzte Handlungsmöglichkeiten.

Eine Erschließung von Erwerbspersonenpotentialen kann ebenso durch eine
Verlängerung der Lebensarbeitszeit und einen späteren Übergang in den Ruhe-
stand, eine Teilzeitbeschäftigung von Ruheständlern, die Aufstockung von Teil-
zeitbeschäftigung oder eine Steigerung der Frauenerwerbstätigkeit erfolgen.
Darüber hinaus bietet das Anwerben von qualifizierten Zuwanderern/-innen
sowie die Qualifizierung und Integration von geflüchteten Menschen eine
Möglichkeit, einen Teil des demografischen bedingten Bevölkerungsrückgangs
zu kompensieren.

All dies geschieht nicht automatisch, sondern bedarf entsprechender Initiativen
und Anreize, damit sich Menschen entschließen, Arbeit aufzunehmen, mehr
oder länger zu arbeiten. Es geht bspw. um Möglichkeiten der Kinderbetreu-
ung, um flexible Arbeitszeiten sowie um finanzielle Anreize. Ebenso wichtig ist
es, die Qualifikationen der Erwerbspersonen durch Weiterbildung aktuell zu
halten und das formale Niveau durch Möglichkeiten zur Nachqualifizierung,
zum Nachholen von Bildungsabschlüssen, der Umschulung und Aufstiegsfort-
bildung zu erhöhen. Hier haben die Unternehmen eine große Verantwortung.
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Sicherung der Übergänge in eine Ausbildung

Die Chancen auf eine betriebliche Ausbildung haben sich in den vergangenen
Jahren aufgrund der guten wirtschaftlichen Lage und der rückläufigen Bewer-
ber/-innenzahlen tendenziell verbessert. Gleichwohl gibt es erhebliche Pas-
sungsprobleme. Auf der einen Seite steht eine steigende Zahl von unbesetzten
Ausbildungsplätzen; auf der anderen Seite finden viele Jugendliche nach wie
vor keinen betrieblichen Ausbildungsplatz (vgl. BIBB 2017, S. 14 f.).

Grundsätzlich stünde ungeachtet schwächerer Jahrgangsstärken eine ausrei-
chende Zahl von jungen Menschen für eine Berufsausbildung zur Verfügung.
Viele Unternehmen scheuen aber das Risiko, Schulabgänger/-innen mit schwa-
chen schulischen Leistungen in eine Ausbildung zu nehmen. Die Gefahr er-
scheint ihnen als zu groß, dass die Auszubildenden an den schulischen Anfor-
derungen scheitern, ihre Lehre abbrechen oder es zu Konflikten kommt, weil
das Sozialverhalten der Bewerber/-innen nicht den Gepflogenheiten im Betrieb
oder den Verhaltenserwartungen der Kunden/-innen gerecht wird.

Der Anteil der jungen Menschen ohne Berufsausbildung ist nach wie vor hoch –
im Hinblick auf ihre Arbeitsmarktchancen zu hoch. Aktuell haben rund 2 Mio.
Menschen unter 34 Jahren keine abgeschlossene Berufsausbildung (vgl. BIBB
2017, S. 324). Diese Gruppe ist äußerst heterogen, die Gründe für den fehlen-
den Berufsabschluss sind vielfältig. Ein Teil hat wegen regionaler Engpässe auf
dem Ausbildungsmarkt keinen Ausbildungsplatz gefunden. Ein anderer Teil hat
eine begonnene Ausbildung abgebrochen und keinen Anschluss mehr in einer
anderen Ausbildung gefunden. Bei jungen Frauen ist ein häufiger Grund eine
Schwangerschaft und die fehlenden Möglichkeiten einer Kinderbetreuung.
Wieder andere haben ein Studium ohne Abschluss beendet.

Von der schulischen Vorbildung ist ein großer Teil dieser jungen Menschen in
der Lage, eine Berufsausbildung erfolgreich zu absolvieren. Viele haben min-
destens einen Hauptschulabschluss, teilweise sogar einen mittleren Abschluss
oder die Hochschulreife (vgl. BIBB 2017, S. 326). Um die Unternehmen darin zu
unterstützen, diesen jungen Menschen eine Ausbildung zu ermöglichen, müs-
sen die bestehenden Förderinstrumente (z. B. ausbildungsbegleitende Hilfen,
Berufseinstiegsbegleitung, assistierte Ausbildung, externes Ausbildungsma-
nagement) auf eine breitere Grundlage gestellt werden. Entsprechende Instru-
mente müssen qualitätsgesichert und flächendeckend bereitstehen.

Nachqualifizierung von gering Qualifizierten

Ein anerkannter Berufsabschluss bildet die Grundlage für einen Berufseinstieg
und eine qualifizierte Berufstätigkeit. Sie gewährleistet zwar längst keine le-
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benslange Beschäftigung mehr, bietet aber einen guten Schutz gegen den Ver-
lust des Arbeitsplatzes. Es ist deshalb eine wirtschafts-, wie auch sozial- und
bildungspolitische Aufgabe, den Menschen ohne Berufsabschluss Zugänge
zum Erwerb einer vollwertigen beruflichen Qualifikation zu eröffnen. Aller-
dings dürfte eine zeit- und kostenintensive Ausbildung oder Umschulung nur
für einen kleineren Teil der Zielgruppe infrage kommen.

Eine Alternative bietet der schrittweise Erwerb von zertifizierten beruflichen
Qualifikationen, die anschlussfähig an einen Berufsabschluss sind oder den Zu-
gang zu einer Externenprüfung ermöglichen. Der Erwerb von zertifizierten Teil-
qualifikationen wurde in Modellprojekten erprobt und hat sich als ein taugli-
ches Mittel der Nachqualifizierung erwiesen (vgl. Bundesagentur für Arbeit
2013). Dies gilt insbesondere dann, wenn es gelingt, Arbeitgeber einzubinden
und die erworbenen Qualifikationen anschließend auch verwertet werden kön-
nen.

Berufliche Integration von Migranten/-innen und geflüchteten
Menschen

Die berufliche Integration von Menschen, die als Migranten nach Deutschland
gekommen sind, bleibt eine dauerhafte Aufgabe. Namentlich bei Migranten
mit türkischem oder arabischem Hintergrund liegen die Beteiligungsraten im
Bildungswesen, in der Berufsausbildung und auch im Beschäftigungssystem
deutlich hinter anderen Migrantengruppen und denen der ansässigen Bevölke-
rung. Über die Jahre hinweg ist es kaum gelungen, die bestehenden Ungleich-
heiten abzubauen. Nach wie vor sind Jugendliche mit Migrationshintergrund –
selbst unter ansonsten gleichen Voraussetzungen – bei der Ausbildungssuche
seltener erfolgreich als diejenigen ohne Migrationshintergrund (vgl. Beicht
2017).

Mit dem Zustrom geflüchteter Menschen nach Deutschland hat diese Heraus-
forderung an Brisanz zugenommen. Die anfängliche Hoffnung, die meist jungen
und männlichen Geflüchteten würden die Lücken im Fachkräftenachwuchs
schließen können, sind inzwischen einer deutlichen Ernüchterung gewichen.
Zu gering ist bei vielen das Bildungsniveau, zu groß sind die sprachlichen Defi-
zite wie auch die kulturellen Unterschiede (vgl. BIBB 2017, S. 423). Hinzu kom-
men die Unsicherheit über den rechtlichen Status und die Möglichkeiten eines
längeren Verbleibs in Deutschland. Der Anteil der geflüchteten Menschen un-
ter den Lehrstellenbewerbern wie auch den Auszubildenden ist deshalb noch
sehr gering. Auf Dauer führt indessen kein Weg daran vorbei: Der Zugang zum
Arbeitsmarkt mit einer dauerhaften und hinreichend vergüteten Tätigkeit führt
über eine Berufsausbildung.
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Der Bildungs- und Betreuungsaufwand ist als erheblich einzuschätzen. Zuwan-
derer/-innen brauchen Fortbildungsmöglichkeiten, v. a. Deutschkurse (vgl. Fen-
del/Romiti 2016), Hilfe bei der Wohnraumsuche und Unterstützung bei der so-
zialen Integration. Das lässt sich alles organisieren, aber es braucht Strukturen
und „Kümmerer“. Wenn die Arbeitgeber dies alleine nicht bewerkstelligen
können, brauchen sie Partner, die ihnen diese Aufgabe abnehmen. Das kostet
einiges – wobei keineswegs sicher ist, dass die angeworbenen und eingestell-
ten neuen Mitarbeiter/-innen nicht früher oder später das Unternehmen wech-
seln oder sogar bei nächster Gelegenheit in ihr Heimatland zurückkehren. Den-
noch gibt es dazu keine sinnvolle Alternative.

3.4 Reziproke Durchlässigkeit

Junge Menschen entscheiden sich v. a. auch deshalb für den Erwerb der Hoch-
schulreife und ein anschließendes Studium, weil diese Abschlüsse ein Mehr an
Optionen versprechen. Im Sinne der Gleichwertigkeit der Bildungswege ist es
notwendig, Wechselmöglichkeiten von einem in einen anderen Bildungsgang
ohne unbillige Hürden zu ermöglichen. Dazu muss der einzelne die Möglich-
keit besitzen, zwischen verschiedenen Bildungsgängen zu wechseln und seine
Entscheidungen gegebenenfalls zu revidieren. Ebenso muss er die Möglichkeit
haben, das organisierte Lernen nach einer Phase der Erwerbsarbeit oder der
Familienarbeit fortzusetzen, um seine Kompetenzen zu aktualisieren oder zu
erweitern. Ein Bildungssystem, das dies ermöglicht, ist die beste Gewähr für
die Ausschöpfung aller Ressourcen. Es sorgt außerdem für eine ständige An-
passung zwischen Angebot und Nachfrage, und zwar viel besser als staatliche
Regulative dies könnten.

Unterstützung von beruflich Qualifizierten bei Aufnahme eines
Studiums

In allen Bundesländern wurde der Zugang von beruflich Qualifizierten zu ei-
nem Studium in den vergangenen Jahren liberalisiert. Damit wurde ein wichti-
ges Zeichen für die Gleichwertigkeit der Bildungsgänge gesetzt. Dies schlägt
sich in einer steigenden Zahl von Studierenden nieder, die über keine formale
Studienqualifikation verfügen (s. Nickel/Duong 2012, S. 29). Im internationalen
Maßstab betrachtet ist sie aber immer noch sehr gering.

Das mag nicht zuletzt auch mit einer Reihe von bestehenden Hemmnissen zu-
sammenhängen. So fehlt es an Information und Beratung über die Möglichkei-
ten, aber auch die Anforderungen eines Studiums. Es fehlt an Studiengängen,
die neben dem Beruf absolviert werden können. Es fehlt an Brückenkursen in
jenen Gebieten, die für die Aufnahme eines Studiums maßgebend sind, in der
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beruflichen Praxis aber nicht erworben werden konnten. Und es herrscht Un-
klarheit über die Anrechnung beruflicher Kompetenzen. In der Regel müssen
beruflich Qualifizierte, selbst in berufsaffinen Studiengängen, das komplette
Studium durchlaufen. Eine Anrechnung von beruflichen Qualifikationen wird
von den Hochschulen im Allgemeinen nur sehr zögernd vorgenommen.

Beratung und Vermittlung von Studienabbrechern/-innen

Im Durchschnitt der Studienfächer und Hochschulen beenden ca. 29 Prozent
der Studierenden in Bachelor-Studiengängen ihr Studium ohne Abschluss (vgl.
Heublein et al. 2017, S. XV). Sie sind bislang vom Arbeitsmarkt recht gut ab-
sorbiert worden und fanden meist eine Beschäftigung, v. a. im Segment der
Dienstleistungsberufe. Immerhin 43 Prozent der Studienabbrecher/-innen in
Bachelor-Studiengängen haben sich anschließend für eine Berufsausbildung
entschieden (vgl. ebd, S. XIII). Das gestiegene Durchschnittsalter der Auszubil-
denden von rund 20 Jahren ist unter anderem darauf zurückzuführen. Fast
jeder zehnte Auszubildende ist beim Antritt der Lehre inzwischen älter als
24 Jahre (vgl. BIBB 2017, S. 178).

In den Unternehmen sind Studienabbrecher/innen willkommen. Anfängliche
Vorbehalte wurden zugunsten der Möglichkeit zurückgestellt, auf diesem We-
ge, qualifizierte Fachkräfte zu gewinnen. Allerdings sind die Interessenlagen
auf beiden Seiten nicht deckungsgleich. Studienabbrecher/-innen sind v. a. an
Ausbildungsplätzen in attraktiven Berufen, an Aufstiegsmöglichkeiten und an
einer Anrechnung vorhandener Kompetenzen interessiert. Betriebe hingegen
lehnen eine derartige „Sonderbehandlung“ ab (vgl. Ebbinghaus 2016).

Bei Aufnahme einer Berufsausbildung erfolgt in der Regel eine Verkürzung der
Ausbildungszeit. Unter Umständen ist auch ein Einstieg in eine Fortbildung
oder eine Teilanrechnung von Studienleistungen möglich. Die Entscheidung da-
rüber erfolgt im Wege der Einzelfallentscheidung. Auf Dauer wird man auch
hier zu pauschalen Anrechnungsverfahren kommen müssen. Es ist wichtig, un-
terschiedliche Ansätze zu erproben und Vorschläge zu entwickeln, wie die Inte-
gration erleichtert werden kann.

Wenn Studierende unsicher geworden sind, ob das gewählte Studium das
Richtige für sie ist, brauchen sie Unterstützung und Beratung. Die Informatio-
nen über die Vielfalt beruflicher Alternativen und die Unterstützung bei der Su-
che und dem Wechsel in andere Bildungsgänge müssen wesentlich verstärkt
werden und möglichst früh einsetzen. Dazu wurden inzwischen verschiedene
Modelle und Initiativen entwickelt. Es wird wichtig sein, die gemachten Erfah-
rungen auszuwerten, um die Praxis der Anerkennung und Anrechnung von
Studienleistungen zu verbessern. Allerdings zeigen die Erfahrungen mit der Li-
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beralisierung der Zugangsmöglichkeiten zu Fortbildungsprüfungen, insbeson-
dere die Herabsetzung der erforderlichen Praxiszeiten, auch Grenzen auf. Der
Prüfungserfolg allein ist kein ausreichender Beleg für Handlungskompetenz.

4 Retention – Mitarbeiter/-innen binden

Deutschland zählt weltweit zu jenen Ländern (neben Japan und der Schweiz)
mit einer vergleichsweise langen Betriebszugehörigkeit von Beschäftigten
(s. Rhein 2010). Dies liegt nicht allein am öffentlichen Dienst mit seinen nach
wie vor nahezu lebenslangen Beschäftigungsverhältnissen, sondern ist auch für
viele Unternehmen charakteristisch. In der Vergangenheit galt diese Betriebs-
bindung zeitweilig als Anzeichen für eine mangelnde Flexibilität des Arbeits-
marktes. Heute und in Zeiten des zunehmenden Mangels an Fachkräften er-
scheint dies eher als Wettbewerbsvorteil. Eingespielte Teams sind nicht nur für
reibungslose Arbeitsabläufe wichtig. In ihnen wächst das wechselseitige Ver-
trauen, das Grundlage für die Zusammenarbeit und die Weitergabe von Erfah-
rungswissen ist. Die vergleichsweise lange Betriebszugehörigkeit erklärt zu-
dem, warum sich betriebliche Investitionen in die Aus- und Weiterbildung der
Beschäftigten hierzulande eher lohnen als in Ländern mit einer hohen Fluktua-
tion.

Entscheidend für die Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit von Unterneh-
men und die Leistungsfähigkeit von Organisationen ist es somit, qualifizierte
Mitarbeiter/-innen nicht nur zu gewinnen, sondern dauerhaft im Unternehmen
zu halten. Beschäftigung und Karrieremöglichkeiten, Einkommen und Fortbil-
dungsangebote sind dabei wichtig – allerdings auf Dauer nicht ausreichend.
Entscheidend für Mitarbeiter sind häufig klimatische und kulturelle Faktoren,
zum Beispiel die Anerkennung bei der Arbeit, die Möglichkeit, Arbeitsabläufe
und Arbeitsbedingungen (z. B. Arbeitszeiten) mitzugestalten und die Sinnhaf-
tigkeit der Arbeit. Mitarbeiter/-innen wollen in ihrer Kompetenz ernst genom-
men werden und in Entscheidungen eingebunden sein, zumindest aber ausrei-
chend informiert sein. In Unternehmensleitlinien ist dies längst implementiert,
es mangelt aber an der Umsetzung.
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Demografie, Bildung und Fachkräftesicherung in
den ostdeutschen Ländern – Ausgangslage und
Diskurse aus berufs- und wirtschaftspädagogischer
Perspektive

Robert W. Jahn

Dieser Beitrag reflektiert die demografischen Veränderungen und deren Wir-
kungen auf die Fachkräftesicherung und die berufliche Bildung im Zusammen-
spiel mit weiteren Trends aus einer berufs- und wirtschaftspädagogischen Per-
spektive. In diesem Kontext soll verdeutlicht werden, dass die demografischen
Entwicklungen und deren Folgen äußerst komplex und die entsprechenden
Prognosen und Projektionen diffizil sind. Zudem ist darauf zu verweisen, dass
der Osten der Republik in diesem Zusammenhang als eine Art Modellregion
fungiert. Die demografische Entwicklung in den neuen Bundesländern führt
deutlich früher und stärker zu zum Teil gravierenden Veränderungen am Aus-
bildungsmarkt, insbesondere in den klein- und mittelbetrieblich dominierten
Wirtschaftssektoren.

1 Einleitung

Im gesamten Osten der Bundesrepublik war – wie noch gezeigt wird – inner-
halb der vergangenen Jahre ein enormer Rückgang der Schulabgängerzahlen
zu verzeichnen, was u. a. dazu führte, dass die Ausbildungsplatznachfrage
kontinuierlich sank. Diese Situation führt zwar dazu, dass den Jugendlichen
nunmehr – relativ betrachtet – deutlich mehr Ausbildungsplätze zur Verfügung
stehen. Dies hat aber auch zur Folge, dass viele Betriebe Besetzungsschwierig-
keiten haben und ihre Ausbildungsstellen vakant bleiben. Problematisch aus
pädagogischer Perspektive ist aber vor allem die Tatsache, dass gleichzeitig
weiterhin ca. 10.000 Jugendliche im Osten als ausbildungssuchend gelten, so-
dass die demografischen Entwicklungen nicht zu ausgeglichenen Marktverhält-
nissen führen. Vielmehr haben sich die Passungsprobleme zwischen (regiona-
ler) Ausbildungsplatznachfrage und dem Angebot deutlich erhöht.

Ein verändertes Bildungsverhalten führt weiterhin dazu, dass immer mehr Ju-
gendliche ein Studium der beruflichen Qualifizierung im dualen System vorzie-
hen. In dieser Situation wird Ausbildung für Unternehmen einerseits immer
schwieriger und gleichzeitig immer wichtiger. Denn die Fachkräftesicherung
durch Ausbildung bleibt für die Betriebe ein zentraler Weg zur Sicherung der
zukünftigen betrieblichen Humankapitalressourcen. Die projizierte Lücke im
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mittleren Qualifikationssegment (ohne Meister und Fachwirte) wird sich vo-
raussichtlich auch durch Zuwanderung kaum ausgleichen lassen. Offen ist zu-
dem, inwieweit sich die Qualifikationsanforderungen verändern werden: Ten-
denziell werden die Anforderungen komplexer, u. a. vor dem Hintergrund der
Digitalisierung der Wirtschaftswelt und dem Trend hin zu einer Industrie 4.0.
Die Veränderungen im Bildungsverhalten und die demografischen Entwicklun-
gen führen dazu, dass die Heterogenität der Bewerber/-innen und Auszubil-
denden zunimmt und damit verbunden die Anforderungen an die pädagogi-
sche Eignung des ausbildenden Personals steigen. Damit gewinnt auch die
Frage der Ausbildungsqualität wieder an Bedeutung. Aktuell wird die Entwick-
lung am Ausbildungsmarkt in den neuen Bundesländern außerdem dadurch
weiter verschärft, dass in vielen Ausbildungsberufen die Vertragslösungszahlen
explodieren. Attraktive Ausbildungsbedingungen werden zu einem weiteren
wichtigen Baustein für die Unternehmen, nicht nur um geeignete Bewer-
ber/-innen zu finden, sondern vor allem auch zu halten und zu binden. Perso-
nalbindung und -entwicklung gewinnen folglich an Bedeutung vor allem in
kleinen und mittleren Unternehmen. Und auch in der Zeit nach der Ausbildung
bleibt die Frage der Fachkräftesicherung aufgrund horizontaler und vertikaler
Berufswechsel bestehen.

Diese Entwicklungen werden im Folgenden mit einigen Zahlen illustriert. Zu-
nächst wird auf die demografischen Veränderungen eingegangen, und deren
Folgen für Umfang und Struktur der Erwerbsbevölkerung werden diskutiert
(Kap. 2). In diesem Zusammenhang sind die kompensatorischen Potentiale der
Zuwanderung zu thematisieren (Kap. 3) und anschließend wird auf die spezifi-
sche Situation in den östlichen Bundesländern eingegangen (Kap. 4). Kap. 5
betrachtet weitere Möglichkeiten, mit rückläufigen Erwerbspersonenquoten
umzugehen. Dabei spielen auch die qualitativen Veränderungen der Arbeits-
welt (z. B. Digitalisierung) eine Rolle. Im sechsten Kap. wird illustriert, dass vor
dem Hintergrund dieser Entwicklungen allerdings nicht mit einem flächende-
ckenden Fachkräftemangel zu rechnen ist, sondern vielmehr differenzierte Ent-
wicklungen in den Qualifikationssegmenten zu erwarten sind, die durch Verän-
derungen im Bildungsverhalten verschärft werden könnten. Dies führt vor
allem am Ausbildungsmarkt zu enormen Passungsproblemen, auch wenn der
öffentliche Diskurs von Besetzungsschwierigkeiten geprägt ist (Kap. 7). Damit
rückt erstens die Bedeutung berufsorientierender Maßnahmen (Kap. 8), zwei-
tens die Problematik vorzeitiger Vertragslösungen (Kap. 9) und drittens die
betriebliche Bildungsarbeit in den Unternehmen (Kap. 10) in den Fokus der
Aufmerksamkeit. In diesem Sinne wird ein einleitender Überblick über die
komplexe Problemstellung und potentielle Handlungsfelder gegeben.
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2 Demografie

Demografische Entwicklungen und deren Auswirkungen auf die Fachkräftesi-
cherung, das Bildungssystem und insbesondere die berufliche Bildung stehen
in einem komplexen Zusammenhang und sind immer im Kontext weiterer
Megatrends zu diskutieren. Im Folgenden werden die Spezifika der ostdeut-
schen Bundesländer besonders betont, um zu zeigen, dass globale Betrachtun-
gen und Aggregationen den Blick für die regional (aber auch branchen-,
berufs- und qualifikationsbezogen) differenzierten Entwicklungsprozesse ver-
sperren. Zu betonen ist in diesem Zusammenhang, dass demografische Ent-
wicklungen (i. S. e. Wandels in der Bevölkerungsstruktur) zunächst erst einmal
„normale“ sozial-strukturelle Veränderungsprozesse darstellen. Prognosen bzw.
Projektionen dieser Entwicklungen und deren Folgen sind nur unter bestimm-
ten Annahmen zu realisieren. Diese Annahmen betreffen bspw. Geburtenrate,
Lebenserwartung, Zu- und Abwanderung oder auch das Renteneintrittsalter.
Zugleich signalisieren diejenigen Annahmen, die als Variablen in diese Berech-
nungen eingehen, aber auch Einflussmöglichkeiten auf diese Entwicklungen.

Bei schwächerer Zuwanderung wird die Bevölkerung in Deutschland bis zum
Jahr 2050 von ca. 81 Mio. in 2016 auf ca. 72 Mio. schrumpfen. Das bedeutet
ein Minus von ca. 9 Mio. Köpfen, so die Projektionen des Statistisches Bundes-
amts (2017). Bis 2040 beträgt der Bevölkerungsrückgang zwar lediglich 5 Mio.
Bürger/-innen, zugleich wird jedoch sichtbar, dass das Medianalter um vier Jah-
re auf 49,8 Jahre ansteigen und die Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (hier
20–64-Jährige) von 49,4 auf 40,2 Mio. sinken wird (s. Abb. 1).

Abb. 1: Bevölkerungspyramiden 2016 und 2040 [Quelle: Statistisches Bundesamt 2017]
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Die demografischen Wandlungsprozesse verändern also nicht nur die Zahl der
Köpfe, sondern auch die Zusammensetzung der Bevölkerung. Vor allem redu-
ziert sich der Anteil der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter: Die Erwerbs-
bevölkerung schrumpft erstens deutlich stärker als die Gesamtbevölkerung,
sodass – insbesondere ab 2030 – mit einem Rückgang um ca. 10 Mio. Erwerbs-
personen zu rechnen ist, und diese Erwerbsbevölkerung wird zweitens deutlich
älter sein als frühere Kohorten.

3 Zuwanderung

Wenig überraschend ist die Erkenntnis, dass Zuwanderung diesen Schrump-
fungsprozess zwar abmildern kann, voraussichtlich aber nicht vollends kompen-
sieren wird. Selbst bei einer stärkeren Zuwanderung (200.000 statt 100.000
p. a.) wird bis 2040 ein Rückgang der Gesamtbevölkerung auf 79 Mio. (der Er-
werbsbevölkerung auf 42,3 Mio.) prognostiziert (vgl. Statistisches Bundesamt
2017). Zudem wird deutlich, dass Zuwanderung die Altersentwicklung der Be-
völkerung nicht wesentlich verändern kann (vgl. ebd.). Buck et al. (2002, S. 20)
weisen zudem darauf hin, dass Zuwanderung nicht ohne Kosten zu realisieren
ist: „Dies schon gar nicht in den Herkunftsländern, denen Humanressourcen
entzogen werden, aber auch nicht für die Zielländer, soweit sie sich nicht auf
eine reine, zeitlich begrenzte Arbeitsmigration beschränken. Dass die Vorstel-
lung einer ‚Migration zum Nulltarif‘ sowohl inhuman als auch irreal ist, hat be-
reits die Vergangenheit gezeigt. Die Kosten der Integration von Arbeitsmigran-
ten dürfen jedenfalls nicht erneut den Zuwanderern selbst (…) und der
Allgemeinheit/dem Staat angelastet werden“ (Buck et al. 2002, S. 20).

Darüber hinaus ist zu erwarten, dass die Zuwanderung aus der EU tendenziell
gering ausfallen wird, da auch in anderen europäischen Staaten vergleichbare

Abb. 2: Entwicklung des Arbeitskräftepotentials bis 2050 unter Zuwanderung [Quelle: Fuchs et al.
2016, S. 12 u. 16]
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demografische Entwicklungen stattfinden (vgl. Coomans 2001). Berechnungen
des IAB gehen davon aus, dass die EU-Binnenwanderung nur zu einer gerin-
gen Nettozuwanderung nach Deutschland führen wird und das zurückgehen-
de Arbeitskräftereservoir keinesfalls hierdurch kompensiert werden kann (vgl.
Fuchs et al. 2016, S. 12).

Auch die Zuwanderung aus Nicht-EU-Staaten wird die demografischen Verän-
derungen nicht vollständig kompensieren können (s. Abb. 2). Insbesondere die
Zuwanderung hochqualifizierter Fachkräfte aus Drittstaaten (über Greencard-
Regelungen o. Ä.) ist nicht zur Kompensation der projizierten Fachkräftelücken
und überdies zur Externalisierung gesellschaftlicher Ausbildungskosten geeig-
net. Die bislang zugänglichen Projektionen lassen die Notwendigkeit erkennen,
ein Zuwanderungs-, Integrations- und Qualifizierungsregime zu entwickeln,
mit dessen Hilfe dringend benötigte Fachkräfte bedarfsgerecht gewonnen und
in Deutschland berufsspezifisch qualifiziert werden können.

4 Demografische Entwicklungen in den ostdeutschen
Ländern

Vergleicht man die Bevölkerungsentwicklung in den westlichen und östlichen
Regionen Deutschlands, wird deutlich, dass die demografischen Entwicklungen
im Osten des Landes mit Ausnahme der Metropole Berlin besonders gravie-
rende Auswirkungen haben (s. Tab. 1). Bekannterweise wird diese besondere
Problematik der ostdeutschen Bundesländer im Wesentlichen durch zwei Ent-
wicklungen ausgelöst: Einerseits durch die (Ab-)Wanderungsbewegungen, an-
dererseits durch den gravierenden Geburtenrückgang nach der Wiedervereini-
gung.

Tab. 1: Entwicklung der Bevölkerung (2016–2050)

2016 2020 2030 2040 2050 Veränderung
2050/2016

Bundesrepublik
Deutschland 81.483 81.446 79.240 75.996 71.949 –11,7 %

Alte Bundesländer
(mit Berlin) 69.087 69.266 67.860 65.513 62.370 –9,7 %

Neue Bundesländer
(ohne Berlin) 12.396 12.180 11.380 10.483 9.579 –22,7 %

Brandenburg 2.447 2.430 2.321 2.138 1.930 –21,1 %

Mecklenburg-
Vorpommern 1.583 1.553 1.444 1.324 1.197 –24,4 %

Sachsen 4.035 3.991 3.782 3.541 3.303 –18,1 %
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(Fortsetzung Tab.1)

2016 2020 2030 2040 2050 Veränderung
2050/2016

Sachsen-Anhalt 2.198 2.124 1.917 1.728 1.552 –29,4 %

Thüringen 2.133 2.082 1.916 1.752 1.597 –25,1 %

Zahlen in Tsd.; Variante der Bevölkerungsvorausberechnung (Kontinuität bei schwächerer
Zuwanderung (G1-L1-W1) = 100.000 Nettozuwanderung p. a.); Daten: Statistisches Bundes-
amt (Destatis) 2017

In der Folge des gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Transformationsprozes-
ses verließen ca. 2 Mio. vornehmlich jüngere Menschen den Osten, was zu ei-
ner erheblichen Alterung der Bevölkerung führte. Zwar ist die Abwanderungs-
dynamik rückläufig, gleichwohl lassen sich die Folgen dieser Entwicklungen
nicht ohne Weiteres revidieren. Ohne Berlin verlieren die ostdeutschen Flächen-
länder bei schwacher Zuwanderung bis 2050 jede/-n vierte/-n Einwohner/-in
(–22,7 %). Selbst in den Modellen mit starker Zuwanderung (+200.000 p. a.)
wird ein Bevölkerungsrückgang um 20 Prozent projiziert. Sachsen-Anhalt bildet
dabei jeweils das Schlusslicht. Diese Entwicklungen waren u. a. mit Blick auf
die Entwicklung der Geburtenzahlen, konkreter in der Folge an der Entwick-
lung der Schüler/-innenzahlen absehbar. In den vergangenen 15 Jahren sind
diese im Osten um ca. 40 Prozent abgesunken und stabilisieren sich nunmehr
auf niedrigem Niveau (s. Tab. 2).

Tab. 2: Entwicklung der Schüler/-innenzahlen an allgemeinbildenden Schulen (2000–2015)

1999/00 2004/05 2009/10 2014/15 Veränderung
2015/2000

Bundesrepublik
Deutschland 10.048.395 9.624.854 8.905.800 8.366.666 –16,7 %

Alte Bundesländer
(mit Berlin) 8.278.589 8.392.640 7.913.490 7.282.362 –12,0 %

Neue Bundeslän-
der (ohne Berlin) 1.769.806 1.232.214 992.310 1.084.304 –38,7 %

Brandenburg 356.167 256.710 215.827 228.291 –35,9 %

Mecklenburg-
Vorpommern 246.556 170.117 127.472 139.982 –43,2 %

Sachsen 532.109 365.956 304.027 346.113 –35,0 %

Sachsen-Anhalt 331.402 231.329 173.799 185.351 –44,1 %

Thüringen 303.572 208.102 171.185 184.567 –39,2 %

Daten: Statistisches Bundesamt (Destatis) 2017
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Diese Entwicklungen stellen die ostdeutschen Länder vor vielfältige Herausfor-
derungen – unter anderem hinsichtlich der Aufrechterhaltung qualitativ ange-
messener Schulstrukturen. Zwar könnte man vermuten, der demografische
Wandel würde die Länder an dieser Stelle finanziell entlasten, faktisch führt der
Rückgang der Schüler/-innenzahlen jedoch zu erheblichen Problemen im allge-
mein- und berufsbildenden Bereich. Die Schulnetzplanungen erfolgen im Span-
nungsfeld zwischen den Kosten für Infrastruktur (Unterhalt Schulgebäude,
Auslastung von Gebäuden und Personal, Umgang mit Personalüberhängen
etc.), der Bedeutung von Schulstandorten für die Attraktivität von Kommunen,
den angemessenen Anfahrtswegen und -zeiten für die Schüler/-innen und der
Bereitstellung eines ausreichend breiten und tiefen (Aus-) Bildungsangebots.
Das zu erwartende „demographische Echo“ (Phase, in der die Kinder der oh-
nehin geburtenschwachen Kohorten die Schullaufbahn beginnen) wird ab
2025 die Existenz zahlreicher Schulstandorte infrage stellen (vgl. Bundesminis-
teriums des Innern 2010). Zugleich wird dies zu einer Belastungsprobe für das
duale Ausbildungssystem, da eine wohnort- bzw. arbeitsortnahe Beschulung
schon jetzt oftmals kaum möglich ist und in vielen ostdeutschen Regionen mit
erheblichen Fahrtstrecken, -zeiten und -kosten verbunden ist. Dass gerade in
den östlichen Bundesländern bereits vor einigen Jahren ein „Schulsterben“ im
dualen System einsetzte, zeigt Weishaupt (2014, S. 16 f.): Demnach ist zwi-
schen 2002 und 2011 ein Rückgang der öffentlichen Teilzeitberufsschulen um
ca. 28 Prozent zu verzeichnen (in den westlichen Ländern -9 %) und v. a. ländli-
che Regionen sind hiervon besonders betroffen.

Am Beispiel der Schulstandortproblematik wird deutlich, welchen Druck die
demografischen Entwicklungen auf gewachsene wirtschaftliche, politische und
soziale Strukturen und Institutionen erzeugen. Dabei sind die Auswirkungen
regional recht unterschiedlich. Wenn das (verfügbare) Potential an Erwerbsper-
sonen sinkt, werden (ländlich und kleinbetrieblich dominierte) Regionen ohne
hinreichende Zuwanderung erheblichen ökonomischen und sozialen Transfor-
mationsprozessen unterzogen. Unternehmen reagieren im Extremfall mit Ge-
schäftsaufgabe, Standortschließungen oder -verlagerungen in die wachsenden
Ballungsräume.

Die Problematik eines die wirtschaftliche Prosperität gefährdenden Fachkräfte-
mangels ist aus der Perspektive bestimmter Regionen also deutlich gefährlicher
einzustufen als aus gesamtdeutscher Sicht. Gerade in den ostdeutschen Betrie-
ben werden Alterung und Schrumpfung der Bevölkerung und Belegschaften
als zentrale Megatrends wahrgenommen (s. Abb. 3).
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5 Kompensation rückläufiger Erwerbspersonenzahlen

Der demografisch bedingte Rückgang der Erwerbsbevölkerung (insb. deren
Anteil an der Gesamtbevölkerung) wird sich voraussichtlich nachteilig auf das
(regionale) Bruttoinlandsprodukt auswirken. Allerdings ist unklar, wie stark die-
ser Effekt tatsächlich ausfallen wird, da eine sinkende Erwerbsfähigenquote
durch Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik (z. B. durch Aktivierung bisher nicht
(voll) Beschäftigter, wie Frauen, An- und Ungelernte, Ältere) sowie Maßnah-
men der Wirtschaftsförderung (z. B. durch Erhöhung der Produktivität) kom-
pensiert werden kann (vgl. Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung
2012). In der Diskussion über die Möglichkeiten zur Erhöhung des Arbeitskräf-
teangebots stehen also – neben der Zuwanderung von Arbeitskräften – Strate-
gien zur Steigerung der Erwerbsquote der einheimischen Erwerbsbevölkerung
im Mittelpunkt. Entsprechende Arbeitsmarktprognosen gehen – basierend auf
Repräsentativbefragungen und empirischen Untersuchungen – davon aus, dass
die Frauenerwerbsquote weiter steigen wird (vgl. Buck et al. 2002, S. 21). Eine
steigende Erwerbsquote jüngerer Personen ist kritisch zu sehen, da dies zu ei-
ner geringeren Bildungsbeteiligung führen kann – die angesichts der qualitati-
ven Veränderungen der beruflichen Anforderungsstrukturen kontraproduktiv
sein dürfte (vgl. Buck et al. 2002, S. 21). Insofern könnte insb. die Erwerbstäti-
genquote der Älteren (55–64 Jahre) gesteigert werden. Dabei geht es aber
auch darum, die Beschäftigungsfähigkeit aller Erwerbspersonen bis zum Errei-
chen der Altersgrenze zu erhalten – u. a. durch Maßnahmen lebenslangen Ler-
nens, Weiterbildung sowie durch Strategien einer altersgerechten Arbeitsge-
staltung und betrieblichen Gesundheitsprävention (vgl. Rat der EU 2001). Die
Erhöhung der Erwerbspersonenquote ist – neben der Zuwanderung – also ein
wichtiger Baustein im Umgang mit den demografischen Veränderungen.

Abb. 3: Demografisches Ost-West-Gefälle [Quelle: Commerzbank AG 2009, S. 23 u. 32]
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Gleichsam ist darauf hinzuweisen, dass die Beschäftigungspotentiale dieser
Gruppen nicht überschätzt werden sollten, da sie zu Teilen bereits erschlossen
sind (vgl. Fuchs et al. 2015, S. 10; Klinger et al. 2012, S. 27). Hier ist auch auf
die ohnehin höhere Frauenerwerbsquote im Osten hinzuweisen.

Chancen für die Wirtschaft bestehen darin, die vorhandenen Potentiale best-
möglich zu nutzen. Dies bedeutet auch Ausbildungszeiten so effizient wie
möglich zu gestalten. Unnötige bildungs- und berufsbiografische Brüche, War-
tezeiten, Sackgassen, redundante Bildungsprozesse sind durch verzahnte,
durchlässige Bildungsangebote zu vermeiden. Dies gilt insb. für Maßnahmen
des Übergangssystems, aber auch für den Umgang mit Ausbildungsabbrüchen
oder den Studienausstieg. Zudem sollten (berufliche) Bildungsangebote neben
aller notwendigen Spezialisierung vor allem flexibel einsetzbare Kompetenzen
und die Fähigkeiten und Bereitschaften zum lebenslangen Lernen fördern. Das
Konzept der „modernen erweiterten Beruflichkeit“ greift diese Überlegungen
auf. Es geht nach Kutscha u. a. darum, „(…) die Arbeits- und Geschäftspro-
zessorientierung in den Mittelpunkt von Lernen zu rücken, das selbständige
Handeln zu fördern und eine umfassende berufliche Handlungs- und Gestal-
tungsfähigkeit als Grundlage lebenslangen Lernens und speziell der berufli-
chen Weiterbildung zu vermitteln“ (Kutscha 2015, S. 9 f.). Es geht somit auch
darum, ältere Menschen mit Würde in Arbeits-, Ausbildungs- und Qualifizie-
rungsprozesse einzubinden und diese zu befähigen und zu ermuntern, Erfah-
rungen an die kommenden Generationen weiterzugeben und diese zu unter-
stützen und zu entlasten.

Es muss der Wirtschaft in der Folge aber auch gelingen, mit weniger Erwerbs-
personen den Wohlstand der Gesellschaft zu sichern. Digitalisierung und Auto-
matisierung sind Megatrends, die diese Entwicklungen positiv begleiten kön-
nen. Dazu bedarf es jedoch der entsprechenden Qualifikationen sowie
Infrastrukturen. Die konkreten Auswirkungen von Industrie 4.0 auf berufliche
Anforderungen, auf Arbeitsmärkte und auf die berufliche Bildung sind zu gro-
ßen Teilen noch unvorhersehbar (vgl. Hermann et al. 2017, S. 241). Industrie
4.0 steht in diesem Kontext u. a. für hochautomatisierte, digitalisierte und ver-
netzte Produktions- und Logistikketten (vgl. Siepmann & Graef 2016; Frenz
et al. 2015; Windelband & Dworschak 2015). Diskutiert wird in diesem Zusam-
menhang die zunehmende Substitution von repetitiven Routinetätigkeiten
(insb. in Fertigungsberufen, aber auch in Handel, Finanzwirtschaft, Logistik),
sodass Beschäftigungsmöglichkeiten für An- und Ungelernte zurückgehen (vgl.
Hermann et al. 2017, S. 242; Gebhardt et al. 2015, S. 55). Dabei werden Sub-
stitutionspotentiale zwar vorrangig bei An- und Ungelernten, aber auch bei
Fachkräften im mittleren Qualifikationssegment gesehen; allerdings sind laut
Berechnungen des IAB nur etwa 15 Prozent der Beschäftigten mit einem stei-
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genden Substituierbarkeitsrisiko konfrontiert (vgl. Dengler & Matthes 2015,
S. 23). Neben der Verdrängung einfacher Tätigkeiten ist allerdings auch mit
Reshoring-Prozessen zu rechnen, d. h. einer Rückverlagerung von Produktions-
kapazitäten und Arbeitsplätzen ins Inland (vgl. Bals et al. 2016), sofern die ent-
sprechenden Qualifikationsstrukturen vorhanden sind. Insofern wird von einem
allgemeinen Anstieg der Qualifikationsanforderungen ausgegangen, da mehr
Erwerbspersonen mit der Entwicklung und Steuerung cyberphysikalischer Sys-
teme befasst sind (vgl. Dengler & Matthes 2015, S. 23; Gebhardt et al. 2015,
S. 55). Es ist zudem damit zu rechnen, dass sich in diesem Kontext bestehende
Berufsbilder verändern werden (vgl. Hermann et al. 2017, S. 252; Dengler &
Matthes 2015, S. 24; Gebhardt et al. 2015, S. 57; Padur & Zinke 2016; Spöttl &
Windelband 2016). Interessant ist aber auch, dass sich durch Industrie 4.0
ebenfalls Chancen für gering Qualifizierte eröffnen können und diese durch di-
gitale Unterstützung komplexere Aufgaben bewältigen und produktivere Ar-
beitsleistungen erbringen könnten (vgl. Gebhardt et al. 2015, S. 55).

6 Differenzierte Entwicklungen in den
Qualifikationssegmenten und Veränderungen im
Bildungsverhalten

Die demografischen Veränderungen haben nicht nur regional differenzierte
Auswirkungen auf die Arbeitsmärkte, sondern sie treffen auch verschiedene
Qualifikationsebenen in unterschiedlichem Maße. In den Qualifikations- und
Berufsfeldprojektionen des BIBB und des IAB (s. Abb. 4), die den langfristigen
Personalbedarf bis 2030 ausweisen, wird deutlich, dass im Ungelerntenseg-
ment mit einem moderaten Rückgang der Nachfrage zu rechnen ist, die Zahl
der Akademiker die Nachfrage übersteigt und wir insbesondere im mittleren
Qualifikationssegment ab 2020 mit Engpässen rechnen müssen (vgl. Maier
et al. 2014).

Damit wird deutlich, dass diese Projektionen davon ausgehen, dass sich die Bil-
dungsexpansion weiter fortsetzen wird. Damit ist das Thema der zunehmenden
Akademisierung und der Veränderungen im Bildungsverhalten angesprochen.
Die Nachfrage der Jugend nach formal höher qualifizierenden Bildungszertifi-
katen ist in den vergangenen Jahren gestiegen. Die Autorengruppe Bildungs-
berichterstattung (2016) resümiert: „Der Bildungsstand der Bevölkerung hat
sich in den letzten Jahrzehnten kontinuierlich verbessert, es werden mehr all-
gemeinbildende und berufsqualifizierende Bildungszertifikate erworben. Der
Anteil von Personen mit einer Hochschulzugangsberechtigung oder einem Stu-
dienabschluss ist weiter gestiegen und wird sich voraussichtlich auch weiter er-
höhen“ (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2016, S. 13).
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Betrachtet man die Zugänge in die unterschiedlichen Sektoren des Bildungssys-
tems, sieht man, dass die berufliche Bildung im Vergleich zu einem Studium für
Jugendliche und junge Erwachsene an Attraktivität verliert. Das BIBB (2016)
hält fest, dass die Neuzugänge zu den vollqualifizierenden Bildungsgängen der
beruflichen Bildung weiter zurückgehen. Auch die Zugänge in das Übergangs-
system sind im Vergleich zu 2005 deutlich rückläufig (-35 %), haben sich je-
doch – überraschenderweise – seit 2011 kaum mehr substanziell verändert.
Die Zahl der Studienanfänger/-innen ist hingegen seit 2005 deutlich gestiegen
(+39 %) und größer als die Zahl der Neuzugänge in das duale System (vgl. BIBB
2016, S. 239 f.). Im akademischen Bereich gleicht die Erhöhung der Studier-
quoten den demografischen Rückgang folglich mehr als aus. Zudem profitie-
ren die ostdeutschen Länder durch den Zuzug westdeutscher Studierender und
können den demografischen Rückgang ihrer Bevölkerung hierdurch teilweise
kompensieren (vgl. Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2016, S. 7).

Die Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2016, S. 103 f.) macht zudem
deutlich, dass erhebliche regionale Disparitäten in diesen Entwicklungen ver-

Abb. 4: Erwerbstätige (Arbeitskräftenachfrage) und Erwerbspersonen (Arbeitskräfteangebot) nach
Qualifikationsniveaus (ISCED) [Quelle: Maier et al. 2014, S. 5]
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borgen sind. Der Blick auf die gesamtdeutschen Entwicklungen versperrt daher
den Blick auf Unterschiede zwischen den ost- und westdeutschen Flächenlän-
dern. Da in den westdeutschen Ländern die demografischen Umwälzungen
erst noch ausstehen, sind erst mit zeitlicher Verzögerung ein weiterer Abbau
des Übergangssystems und eine Verschärfung der betrieblichen Besetzungs-
probleme zu erwarten. Die Entwicklungen am ostdeutschen Ausbildungsmarkt
führen zu einer deutlichen Verbesserung der Marktsituation der Jugendlichen
und spiegeln sich nicht nur in einer deutlich gestiegen Angebots-Nachfrage-
Relation wider (vgl. BIBB 2016, S. 11 f.). Auch die Übernahmequoten nach ei-
nem erfolgreichen Abschluss der Ausbildung sind in den ostdeutschen Ländern
gestiegen (vgl. Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2016, S. 9–10), was
für zunehmende Bindungsaktivitäten der Unternehmen von jungen, selbstaus-
gebildeten Fachkräften spricht. Eine Gruppe von Jugendlichen kann jedoch
weiterhin kaum von den insgesamt positiven Entwicklungen profitieren: Ju-
gendliche mit max. Hauptschulabschluss. Diese münden im Osten zunehmend
in das Übergangssystem ein (vgl. Autorengruppe Bildungsberichterstattung
2016, S. 104). Die Hoffnungen, die demografischen Entwicklungen würden
auch das Benachteiligtenproblem lösen, scheinen sich nicht zu erfüllen. Zwar
scheint die marktkompensatorische Relevanz des Übergangssystems insb. in
den ostdeutschen Ländern zurückzugehen, die originären Benachteiligungsur-
sachen verschwinden jedoch durch die veränderte Marktlage allein nicht und
die Unternehmen scheinen auch (noch) nicht bereit, sich in größerem Maße
dieser Gruppe zu öffnen. Gerade diese Jugendlichen sind jedoch im Hinblick
auf die demografischen Entwicklungen besonders zu fördern. Deren berufliche
Qualifizierung (bspw. auch durch Maßnahmen der Einstiegsqualifizierung, aus-
bildungsbegleitenden Hilfen oder assistierten Ausbildung) bzw. auch die Nach-
qualifizierung von An- und Ungelernten (bspw. durch die Externenprüfung) ist
aus volkswirtschaftlicher Perspektive notwendig, um den projizierten Bedarf an
Fachkräften im mittleren Qualifikationssegment (s. Abb. 4) zu stillen (vgl. Maier
et al. 2014, S. 6).

Die Gruppe der „geeigneten“ Bewerber/-innen für das mittlere Qualifikations-
segment schrumpft also nochmals – nicht nur aufgrund der Demografie, son-
dern zusätzlich wegen eines veränderten Bildungsverhaltens. „Mit Verlagerung
der Schulabschlüsse zur Hochschulreife wird – ceteris paribus – das Nachfrage-
potenzial im Bereich der Absolventinnen und Absolventen mittlerer und unterer
Abschlüsse entzogen. Dieses lässt sich für die Unternehmen eigentlich nur über
die im Übergangssystem verbliebenen Ausbildungsinteressierten oder durch Zu-
wanderung ersetzen“ (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2016, S. 104).
Die steigenden Studierquoten in diesem Zusammenhang als „Akademisierungs-
wahn“ zu bezeichnen, erscheint angesichts der steigenden Nachfrage nach
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akademisch orientierten Qualifikationen (s. Abb. 4) unangebracht. Zudem sind
diese sicherlich auch eine Folge der Ausbildungsmarktkrise Anfang und Mitte
der 2000er Jahre. Schließlich wurde den Jugendlichen, den Eltern und der Ge-
sellschaft in den Jahren, in denen das Versorgungsproblem von Jugendlichen
noch um Vieles größer war, suggeriert, nur mit guten Schulabschlüssen – im
besten Fall Abitur – könne man eine (gute) Ausbildungsstelle bekommen. Dass
die Jugend nun nach höheren Schulabschlüssen strebt und die erworbenen
Zertifikate auch einlöst, ist wenig verwunderlich.

Dabei ist allerdings auch zu erwähnen, dass die steigende Studierneigung und
die wachsenden Studierquoten nicht zwangsläufig zu einem Anstieg an akade-
misch qualifizierten Erwerbstätigen führen müssen. Schließlich beenden – seit
Jahren relativ konstant – ca. 25 Prozent der Studierenden ihr Studium ohne Ab-
schluss (vgl. Heublein et al. 2014, S. 3 ff.). Die Ursachen sind vielschichtig (vgl.
Heublein et al. 2010) und signalisieren, dass zumindest ein Teil der Studienan-
fänger/-innen aufgrund einer mangelnden Passung zwischen Anforderungen
und Strukturen des Studiums und des Studienfachs auf der einen und den indi-
viduellen Kompetenzen, Interessen und Motiven auf der anderen Seite das Stu-
dium beendet (vgl. Jahn 2014). Diese Gruppe wird zunehmend auch als Poten-
tial für die duale Ausbildung in den Blick genommen. So wird bspw. im BIBB-
Datenreport zum Berufsbildungsbericht (2016) ein Schwerpunktthema zu
„Studienabbrecher/-innen als Chance für die Duale Berufsausbildung“ (BIBB
2016, S. 385–427) aufgenommen. Auch das Handwerk buhlt seit einigen Jah-
ren verstärkt um diese Gruppe, da sich gerade in den Berufen dieses Wirt-
schaftsbereichs die Besetzungsschwierigkeiten verschärfen.

Aufgrund der steigenden Zahl unbesetzter Lehrstellen erscheint die verstärkte
Gewinnung von Studienabbrechern/-innen für die duale Berufsausbildung als
vielversprechende Strategie, die möglicherweise für die Betriebe weitaus at-
traktiver sein könnte, als eine Öffnung gegenüber benachteiligten Jugendli-
chen. Da ein Großteil der Studierenden vor Studienbeginn noch keinen Berufs-
abschluss erworben hat (vgl. Frank, Heister & Walden 2015), liegen in dieser
Gruppe sowohl Potentiale für die duale Ausbildung als auch bildungspoliti-
scher Handlungsbedarf. Da Studienabbrüche erst nach mehreren Semestern
erfolgen, wurden vielfältige Kompetenzen erworben. Es muss nicht nur sicher-
gestellt werden, dass Studienaussteiger/-innen formal qualifiziert werden, son-
dern auch, dass sie rasch in eine Berufsausbildung übergehen und die erwor-
benen, für die Ausbildung relevanten Kompetenzen angerechnet werden
können, um letztlich die Ausbildungszeiten zu reduzieren (vgl. Jahn 2014).

Verbleibsanalysen auf Basis des Nationalen Bildungspanels (NEPS) signalisieren,
dass der Übergang von Abbrecher/-innen ohne berufliche Vorqualifikation in
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die berufliche Bildung selten direkt nach dem Studienausstieg erfolgt, sondern
in vielen Fällen erst nach einer Such- und Orientierungsphase. Auch fünf Jahre
nach Studienabbruch verfügen lediglich rund 60 Prozent von ihnen über einen
Berufsabschluss (vgl. BIBB 2016, S. 410). Sowohl die Quote der formal unquali-
fiziert Verbleibenden als auch die Dauer bis zur beruflichen Qualifikation sind
aufgrund der skizzierten Entwicklungen zu reduzieren. Eine entsprechende Ex-
pertenbefragung (vgl. Ebbinghaus et al. 2014) zeigt zudem, dass die Potentiale
dieser Gruppe für die duale Ausbildung zwar generell hoch eingeschätzt wer-
den, allerdings nicht alle Berufsgruppen gleichermaßen von Studienabbre-
chern/-innen profitieren werden (bspw. Reinigungs-, Hotel- und Gaststätten-
sowie Körperpflegeberufen) (vgl. ebd., S. 14 ff.). Gerade für weniger attraktive
Berufe – die häufig auch durch ein geringeres schulisches Vorbildungsniveau
und niedrigere Ausbildungsvergütungen sowie durch erhebliche Besetzungs-
schwierigkeiten geprägt (vgl. Milde & Matthes 2016, S. 13 f., Ulrich 2016,
S. 17) und gleichzeitig mit hohen Abbruchsquoten (vgl. BIBB 2016, S. 183 ff.)
konfrontiert sind – wird diese Gruppe kaum zur Lösung der Fachkräfteproble-
matik beitragen können. Insofern wird eher damit gerechnet, dass informa-
tions- und kommunikationsintensive Berufe bspw. im kaufmännisch-verwalten-
den Bereich hier profitieren können, sodass eine Verdrängung von relativ
leistungsschwächeren Jugendlichen zu befürchten ist. Zudem scheinen gerade
kleine Betriebe über wenige Erfahrungen und Ressourcen zu verfügen, um die-
se Zielgruppe zu erschließen (vgl. Ebbinghaus 2016, S. 6).

7 Ausbildungsmarkt zwischen Versorgungs-, Besetzungs-
und Passungsproblemen

Mit Fokus auf die berufliche Bildung und insbesondere die duale Ausbildung
fällt vor allem die Zunahme der Passungsprobleme am Ausbildungsmarkt auf
(s. Tab. 3), die dazu führen, dass trotz eines relativ stabilen betrieblichen Ausbil-
dungsplatzangebotes die Zahl der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge
rückläufig ist. Aufgrund der demografischen Entwicklungen und des veränder-
ten Bildungsverhaltens nahm die Ausbildungsnachfrage in den vergangenen
Jahren (2010–2015) im Bundesdurchschnitt um ca. 6 Prozent ab. Im Osten
ging die Nachfrage im gleichen Zeitraum sogar um ca. 17 Prozent zurück. Dies
hatte zur Folge, dass die Angebots-Nachfrage-Relation (ANR) am Ausbildungs-
markt bundesweit – bei einem relativ konstanten betrieblichen Ausbildungsan-
gebot – von 90,5 auf 93,4 anstieg. Da im gleichen Zeitraum die öffentlich ge-
förderte außerbetriebliche Ausbildung massiv zurückgefahren wurde (–54 %
bundesweit, –69 % Ostdeutschland), verbesserte sich die betriebliche ANR in
Ostdeutschland von 76,0 auf 90,0 (vgl. Tab. 3).
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Trotz dieser Entwicklungen bleiben die Zahlen der unversorgten Bewerber/-in-
nen am Ausbildungsmarkt in Ost und West nahezu stabil und damit – trotz der
stetig gestiegenen Zahl der offenen Stellen – ist der Anteil der unversorgten
Bewerber/-innen angesichts der zurückgehenden Bewerberzahlen kontinuier-
lich gestiegen. Die Veränderungen auf der Nachfrageseite können die Versor-
gungsprobleme der Jugendlichen scheinbar nicht lösen. Vielmehr wird offen-
sichtlich, dass Angebot und Nachfrage nicht zusammenfinden. Dass Betriebe
ihre Lehrstellen nicht besetzen können, ist ein Phänomen, das in den 2000er
Jahren im Osten nahezu unbekannt war. 2015 blieben nahezu 7.500 Stellen
unbesetzt, d. h. fast jede zehnte betrieblich angebotene bzw. gemeldete Stelle.
Im gesamten Bundesgebiet konnten 40.000 Ausbildungsstellen nicht besetzt
werden (s. Tab. 3). Da jedoch nicht alle Betriebe ihre Ausbildungsstellen der
Bundesagentur für Arbeit melden, dürfte die faktische Zahl der unbesetzten
Lehrstellen deutlich höher sein. Ähnliches gilt auch auf der Nachfrageseite.

Diese Gleichzeitigkeit von Versorgungs- und Besetzungsproblemen offenbart
ein erhebliches regionales, berufliches und qualifikatorisches Passungsproblem.
Ein Teil der Bewerber/-innen interessiert sich nicht für die angebotenen Berufe
oder bringt die erforderlichen Kompetenzen für den Wunschberuf nicht mit.
Dabei bestehen erhebliche regionale Unterschiede. So weisen die Arbeitsagen-
turbezirke Greifswald, Nordhausen und Schwerin bundesweit die größten Be-
setzungsprobleme auf; Hameln, Recklinghausen, Bochum und Marburg die
größten Versorgungsprobleme. Mit den größten Passungsproblemen sind die
Agenturbezirke Greifswald, Neuruppin und Eberswalde konfrontiert. Allein auf
eine Ost-West-Asymmetrie zu verweisen verkürzt jedoch den Blick für die erheb-
lichen regionalen Unterschiede zwischen einzelnen Agenturbezirken, zwischen
denen auch ein Nord-Süd-Gefälle verläuft (vgl. Milde & Matthes 2016, S. 14).
Die regionalen Disparitäten werden z. T. durch regionale Ausgleichsprozesse
abgebaut. Da sich das Lehrstellenangebot in den östlichen Bundesländern in
Relation zur Nachfrage deutlich positiver entwickelt, sinken die sog. Auspend-
lerquoten. Seibert & Wesling schreiben: „Regionale Mobilität als Reaktion auf
ungünstige Marktbedingungen ist in Ostdeutschland mittlerweile insgesamt
betrachtet weniger notwendig. So ist die Ost-West-Mobilität von Auszubilden-
den von 8,4 Prozent im Jahr 2005 auf 4,2 Prozent bis 2011 gesunken“ (Seibert
& Wesling 2014, S. 10). Dabei besteht trotz dieser verbesserten Marktsituation
in nahezu allen ostdeutschen Regionen ein Auspendlerüberschuss, bzw. anders
ausgedrückt: nur in den regionalen Zentren Erfurt, Jena, Leipzig, Cottbus und
Dresden sowie in Berlin überwiegen die Einpendler, trotz einer auch in anderen
Regionen guten Lehrstellenversorgung. Die Betriebe in eher ländlichen Regio-
nen, die nicht über ein urbanes Zentrum mit attraktiven Ausbildungsmöglich-
keiten und einer hohen Versorgungsqualität verfügen, werden zukünftig er-
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hebliche Probleme am Ausbildungsmarkt haben (vgl. Seibert & Wesling 2014,
S. 14; Troltsch et al. 2012, S. 5).

Die Frage der Attraktivität stellt sich nicht nur für bestimmte Regionen, son-
dern auch für Berufe. Denn es bestehen für bestimmte Berufe (z. B. in der Gas-
tronomie, dem Lebensmittelhandwerk, im Reinigungsgewerbe) einerseits er-
hebliche Besetzungsprobleme, andererseits kaum Versorgungsprobleme (bspw.
Restaurantfachmann/-frau 35,2 % unbesetzte Lehrstellen vs. 8,6 % unversorg-
te Bewerber/-innen). Daneben gibt es Berufe (z. B. im kaufmännischen Bereich
oder im Mediensektor), die kaum mit Besetzungsproblemen konfrontiert sind,
aber große Versorgungsprobleme aufweisen (bspw. Gestalter/-in für visuelles
Marketing 3,3 % unbesetzte Lehrstellen vs. 44,7 % unversorgte Bewerber/-in-
nen) (vgl. Milde & Matthes 2016, S. 13; Maier et al. 2014, S. 11). Die Jugendli-
chen suchen vor allem nach attraktiven Berufen (und auch Arbeitgebern) bzw.
Berufen, die als attraktiv gelten (vgl. Eberhardt, Scholz & Ulrich 2009). Ulrich
(2016, S. 16) führt unter Bezug auf die Arbeiten von Gottfredson (1981) aus,
dass weniger die Arbeitsinhalte Interesse oder Desinteresse an bestimmten Be-
rufen hervorrufen, sondern vielmehr das mit Berufen verbundene Sozialpresti-
ge eine Rolle in beruflichen Orientierungsprozesse spielt. Empirische Analysen
zeigen, dass das berufstypische schulische Anforderungsniveau (Hauptschü-
ler/-innenanteil als Indikator für das Ansehen als „gebildete“ Berufe) und Aus-
bildungsvergütung (als Indikator für materielle Wertigkeit) die Besetzungspro-
bleme in Berufen mit erheblichen Effektstärken beeinflussen (vgl. Ulrich 2016,
S. 18). Wenn Jugendliche bestimmte Berufe bzw. auch bestimmte Ausbil-
dungswege (berufliche Bildung) nicht wegen der Passung der beruflichen Auf-
gaben mit den eigenen Interessen, sondern auch oder vorrangig wegen des
mit ihnen verbundenen Sozialprestiges wählen, dann lassen sich hieraus erwei-
terte Anforderungen für Berufsorientierung aber auch die Studienorientierung
an allgemeinbildenden Schulen ableiten.

8 Berufsorientierung

Es spricht daher auf den ersten Blick vieles dafür, die Berufsorientierung in all-
gemein- aber auch berufsbildenden Schulen weiter zu verbessern, um nicht
zuletzt das Matching zwischen Ausbildungsangeboten und -nachfrage zu er-
höhen. Löwenbein, Sauerland & Uhl weisen in diesem Zusammenhang aller-
dings zurecht darauf hin, dass berufliche Mismatch- oder Allokationsprobleme
zunächst ein für moderne, freie Gesellschaften natürliches und normales Phä-
nomen sind – ein Resultat freier (manchmal eben auch „falscher“) Entschei-
dungen. Problematisch wird es, wenn diese Fehlallokationen zunehmen und

Demografie, Bildung und Fachkräftesicherung in den ostdeutschen Ländern

67



die mit ihnen einhergehenden gesellschaftlichen Kosten steigen (vgl. Löwen-
bein, Sauerland & Uhl 2017, S. 7).

Durch Berufsorientierungsmaßnahmen sollten Jugendliche realistische Vorstel-
lungen von der Ausbildungs- und Arbeitsrealität verschiedener Berufe erhalten
sowie zu einem reflektierten Selbstkonzept gelangen. Zudem sind gute Kennt-
nisse über den regionalen Ausbildungsmarkt von Bedeutung. Es sollte insbe-
sondere gelingen, Informationsdefizite abzubauen, damit die Jugendlichen –
beeinflusst durch das sozial und geschlechtlich determinierte Berufsimage (vgl.
Ulrich 2016) – inhaltlich passende und marktlich attraktive berufliche Optionen
nicht voreilig ausschließen.

Insgesamt scheinen viele Maßnahmen vorrangig die erfolgreiche Bewältigung
der ersten Schwelle zu fokussieren und organisatorisch und institutionell auf
diese Phase begrenzt (vgl. Weiß 2015, S. 15). Es gilt allerdings auch, auf die Be-
wältigung von berufsbiografischen Brüchen und beruflichen Neuorientierun-
gen vorzubereiten und nicht nur auf eine erst- oder gar einmalige Berufswahl.
Insofern ist die Entwicklung von „Berufswahlkompetenz“ (Ratschinski et al.
2015, S. 85 in Anlehnung an Driesel-Lange et al. 2010) bzw. „berufsbiographi-
sche Gestaltungskompetenz“ (Petersen et al. 2015, S. 39 in Anlehnung an
Kaufhold 2009) in den Mittelpunkt zu stellen.

Eckert resümiert zwar, dass mit den bestehenden Berufsorientierungsprogram-
men vielfältige Konzepte und Bausteine (wie etwa Potentialanalysen, Werkstatt-
tage, Exkursionen, Praktika, Berufswahlpässe, Schülerfirmen, Bewerbungstrai-
nings u. v. m.) vorhanden sind. Zugleich macht er aber darauf aufmerksam,
dass deren Umsetzung in der Schule einen erheblichen Aufwand darstellt und
hohes Engagement von allen Beteiligten erfordert. Insbesondere die regionalen
Vernetzungsaktivitäten sind aufwendig (vgl. Eckert 2017, S. 21 ff.; vgl. auch
Petersen et al. 2015). Dass sich Betriebe in weiter zunehmendem Maße an
Berufsorientierungsmaßnahmen beteiligen ist erfreulich (vgl. DIHK 2014,
S. 13 ff.). Ihr Engagement ist aber vermutlich auch eine Folge der Besetzungs-
schwierigkeiten und dient dazu, die Sichtbarkeit am regionalen Ausbildungs-
markt zu erhöhen.

Konsens besteht darin, möglichst früh zu beginnen, Jugendliche auf die Wahl
eines Berufes oder Bildungsweges vorzubereiten, allerdings zeigen Untersu-
chungen zur Rolle der Berufsberatung und der schulischen Berufsorientierung
teilweise relativ schwache Effekte auf die Berufswahlkompetenz und eine bis-
weilen geringe Wertschätzung durch die Jugendlichen (vgl. Weiß 2015, S. 17).
Petersen et al. (2015), Puhlmann (2005) oder Schütte & Schlauch (2015) zei-
gen, dass die Eltern nach wie vor der zentrale Akteur in beruflichen Orientie-
rungsprozessen sind. Ratschinski/Sommer/Kunert (2015) untersuchen das Be-
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rufsorientierungsprogramm (BOP) des BMBF, das u. a. Potenzialanalysen und
Praxisphasen in verschiedenen Berufsfeldern systematisch verbindet (vgl. Rat-
schinski et al. 2015). Ergebnisse der Evaluation lassen darauf schließen, dass
während des Programms eine Verbesserung der Berufswahlkompetenz erfolgt,
allerdings nicht stärker als in einer Kontrollgruppe, die allerdings teilweise mit
vergleichbaren berufsorientierenden Maßnahmen in Berührung kam. Insofern
entfalten die verschiedenen Maßnahmen der Berufsorientierung durchaus
positive Wirkungen, allerdings profitieren nicht alle Schüler/-innen in gleichem
Maße von den verschiedenen Maßnahmen (vgl. Sommer 2017, S. 8 u. 13 ff.).
Weiß (2015, S. 15) macht darauf aufmerksam, dass hinter Durchschnittswerten
zur Wirksamkeit derartiger Maßnahmen sehr unterschiedliche Zielgruppen, Vo-
raussetzungen und Motive sowie Maßnahmen, Träger, Umsetzungsstrategien
und Rahmenbedingungen stehen, die einen differenzierten Blick auf die Wir-
kungen erfordern. So identifiziert Struck (2017) acht verschiedene Typen von
BOP-Teilnehmenden, von denen die einen in verschiedener Hinsicht von den
Maßnahmen profitieren, die Programme bei anderen aus unterschiedlichen
Gründen weniger wirksam sind.

Ob die Maßnahmen und Ansätze der Berufsorientierung dann tatsächlich zu
einer Verbesserung der Matchingproblematik vor und nach der ersten Schwelle
führen bzw. führen können, ist ambivalent zu diskutieren. Einerseits sollen die
Maßnahmen zu einer kompetenten, reflektierten und informierten Wahl eines
Ausbildungsberufs und -betriebs bzw. eines anderen Bildungsweges führen
und insb. Mismatch vermeiden. Zugleich geht es aber darum, Jugendliche in
die Lage zu versetzen, proaktiv, mündig und selbstbewusst ihre eigenen, sich
auch verändernden Interessen an guter Ausbildung und guter Arbeit zu reflek-
tieren. Diese Reflexionen führen dann eventuell gerade erst zu Passungsproble-
men zwischen den arbeitsweltlichen Realitäten und den eigenen Ansprüchen
und schließlich zu Abbrüchen bzw. Neuorientierungen.

9 Ausbildungsabbrüche bzw. vorzeitige Vertragslösungen

Vor dem Hintergrund dieser Entwicklungen wird im berufs- und wirtschafts-
pädagogischen Diskurs derzeit nicht nur auf die Matching-Probleme beim
Zugang in das Ausbildungssystem hingewiesen, sondern auch auf jene, die
während der Ausbildung auftreten oder sichtbar werden (vgl. Jahn, Heisler &
Diettrich 2016). Vorzeitige Vertragslösungen bzw. Ausbildungsabbrüche sind
als Indikator für Passungsprobleme zwischen den Interessen und Voraussetzun-
gen der Jugendlichen sowie den Ausbildungsrealitäten und -anforderungen
anzusehen.
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2014 wurden im gesamten Bundesgebiet rund 25 Prozent aller Ausbildungs-
verträge vorzeitig gelöst. Bei diesen Vertragslösungsquoten besteht ein starkes
Gefälle zwischen Berufen. Die höchsten Quoten sind bei handwerklichen Beru-
fen (z. T. über 40 Prozent) vorzufinden (vgl. BIBB 2016, S. 182). Weiterhin be-
stehen erhebliche regionale Unterschiede. In Sachsen-Anhalt werden bspw.
33,5 Prozent aller Ausbildungsverträge vorzeitig gelöst, in Baden-Württemberg
„nur“ 21,4 Prozent. Neben berufsbezogenen und regionalen Aspekten spielen
Merkmale der Jugendlichen und der Betriebe eine Rolle, z. B. schulische Vor-
qualifikationen, Berufswünsche, Betriebsgrößen und die betrieblichen Ausbil-
dungsmotive (vgl. BIBB 2016, 182 ff.). Differenziert nach Personenmerkmalen
fallen die deutlich höheren Vertragsauflösungsquoten von ausländischen Aus-
zubildenden auf. Auch Auszubildende, die vor der Ausbildung eine Über-
gangsmaßnahme absolviert haben, sind überdurchschnittlich häufig von vor-
zeitigen Lösungen betroffen (vgl. Autorengruppe Bildungsberichterstattung
2016, S. 9). Weiterhin besteht ein starker Zusammenhang zwischen der Lö-
sungsquote und dem schulischen Vorbildungsniveau. Unabhängig vom Beruf
zeigt sich, dass je höher der erworbene Schulabschluss ist, umso geringer ist
die Lösungsquote (vgl. BIBB 2016, S. 182).

Die höheren Lösungsquoten von Jugendlichen mit max. Hauptschulabschluss
sind auch ein Resultat der Selektionsmechanismen des dualen Systems, denn
diese Jugendlichen sind häufiger gezwungen, Berufe zu erlernen, die nicht un-
bedingt ihre Wunschberufe darstellen. Die Komplexität wird nochmals dadurch
verschärft, dass die Zahl der Auszubildenden mit geringeren Schulabschlüssen
im Handwerk tendenziell höher ist als in anderen Bereichen, dieser Bereich
wiederum in stärkerem Maße durch kleinbetriebliche Ausbildungsstrukturen
geprägt ist und Kleinbetriebe ein erhöhtes Lösungsrisiko aufweisen (vgl. Rohr-
bach-Schmidt & Uhly 2015; Jahn, Heisler & Diettrich 2016). Insofern lassen sich
keine monokausalen Aussagen treffen. Weitere Ursachen werden in der Unter-
suchung von Schöngen (2003) ausgewiesen. Er zeigt, dass 57 Prozent der Ver-
tragslösungen von den Auszubildenden ausgehen und Gründe, die in der be-
trieblichen Sphäre angesiedelt sind, in den meisten Fällen (70 %) Ursache von
Vertragslösungen sind (vgl. Schöngen 2003, S. 36). Im Hinblick auf die demo-
grafischen Entwicklungen und die erhöhten Lösungsquoten in den ostdeut-
schen Bundesländern wird von Uhly die Kopplung der Vertragslösungsquoten
an die allgemeine Lage am Ausbildungsmarkt thematisiert: „Verbessert sich die
Lage am Ausbildungsstellenmarkt aus Sicht der Auszubildenden (…), so neh-
men auch die Chancen auf ein alternatives Ausbildungsverhältnis zu. Die Aus-
zubildenden, die mit einem eingegangenen Ausbildungsverhältnis unzufrieden
sind, werden dann eher den Ausbildungsvertrag lösen. Ebenso ist denkbar,
dass Ausbildungsbetriebe (…) eher weniger präferierte Bewerber/-innen auf
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Ausbildungsstellen einstellen und diese Ausbildungsverhältnisse ein höheres
Vertragslösungsrisiko aufweisen“ (Uhly 2013, S. 4).

Zwar ist in diesem Zusammenhang darauf hinzuweisen, dass erstens statisti-
sche Probleme zu beachten sind, d. h. es werden möglichweise durch mehrfa-
che Vertragsabschlüsse bei unterschiedlichen Ausbildungsbetrieben zu viele
Verträge erfasst, von denen dann nur ein Ausbildungsverhältnis faktisch zu-
stande kommt. Zudem wird vereinzelt über Fälle berichtet, in denen Studienin-
teressierte aus sozialversicherungsrechtlichen Motiven eine Ausbildung allein
zur Überbrückung der Wartezeit bis zum Studienbeginn aufnehmen. Zweitens
ist darauf hinzuweisen, dass eine erhebliche Zahl der Vertragslösungen keinen
Ausbildungsabbruch darstellt, sondern die Ausbildung lediglich bei einem an-
deren Betrieb oder in einem anderen Beruf fortgesetzt wird (vgl. Uhly 2013,
S. 5). Dies sollte jedoch nicht das Problem relativieren, denn die Lösungen füh-
ren dazu, dass die Betriebe Such- und Ausbildungskosten tragen müssen, ohne
den return-of-invest zu erhalten und in der Folge die Gefahr besteht, dass sie
sich aus der Ausbildung zurückziehen. Zudem versperrt dies möglichweise den
Blick auf die notwendige Diskussion über betriebliche Ausbildungsbedingun-
gen und -qualität.

10 Betriebliche Bildungsarbeit und Personalentwicklung

Die betriebliche Bildungsarbeit gewinnt unter den Bedingungen des demogra-
fischen Wandels aufgrund der Besetzungsprobleme und der damit einhergeh-
enden Lösungsproblematik an strategischer Bedeutung – sowohl für einzelne
Betriebe als auch für Branchen. Zwar haben Unternehmen Alternativen zur
Fachkräftesicherung durch eigene Ausbildung: z. B. durch Rekrutierung (Ge-
winnung von ausländischen, nicht erwerbstätigen Arbeitskräften), Qualifizie-
rung (Betriebliche Bildungsarbeit, Weiterbildung), Gestaltung von Arbeitsbe-
dingungen (Employer-Branding und CSR-Aktivitäten zur Mitarbeitergewinnung
und -bindung) oder Arbeitseinsatz (Outsourcing, Anpassung der (Lebens-)Ar-
beitszeit) (vgl. Euler 2010, S. 4). Dennoch scheint Ausbildung eher an Bedeu-
tung zu gewinnen. Eine demografiesensible Personalpolitik zeichnet sich einer-
seits durch die Aufrechterhaltung der Beschäftigungsfähigkeit von Älteren
resp. deren (Re-)Integration aus (vgl. Abb. 5). Dabei geht es u. a. um Gesund-
heitsmanagement, Weiterbildung oder die Gestaltung von Arbeitsplätzen, wie
eine Befragung der Commerzbank AG unter 4.000 Unternehmen ergab (vgl.
Commerzbank AG 2009).
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Abb. 5: Maßnahmen einer demografiesensiblen Personalpolitik [Quelle: Commerzbank AG 2009,
S. 36]

Andererseits geht es um den – hier als „War for talents“ bezeichneten – Wett-
bewerb um geeigneten Nachwuchs. Personalentwicklung und die berufs- und
betriebsspezifische Qualifizierung jüngerer Mitarbeiter/-innen werden zur Be-
wältigung des demografischen Wandels wichtig. Zudem nehmen Aktivitäten
zum Personalmarketing und zur Schaffung attraktiver Arbeitsbedingungen ei-
ne zentrale Rolle im Kampf um junge Talente ein. Bindung und Marketing wer-
den daher künftig im Wettbewerb um geeignete Nachwuchskräfte wichtige
Bausteine sein. Dass gerade auch die Bindung zunehmende Bedeutung hat,
zeigen auch die Übergänge an der zweiten Schwelle. Die Arbeitslosenzugänge
nach einer erfolgreich beendeten dualen Ausbildung (die auch Sucharbeitslo-
sigkeit einschließen) sind zwischen 2009 und 2014 deutlich zurückgegangen.
In den alten Bundesländern sank die Quote von 34,3 auf 27,1 Prozent, in den
neuen Ländern von 54,6 auf 38,3 Prozent (vgl. BIBB 2016, S. 293). Die Aktivi-
täten des „War for Talents“ sind gesamtwirtschaftlich allerdings problematisch,
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weil die Gefahr besteht, dass er zu einem Nullsummenspiel wird und insb. die
kleinen Unternehmen und/oder bestimmte Regionen diesen „Kampf“ verlie-
ren. Gleichsam vermag er einen Bewusstseinswandel begünstigen und den
Stellenwert beruflicher Bildung, betrieblicher Bildungsarbeit und guter Arbeit
erhöhen.

Dass insb. klein- und mittelständische Unternehmen in Ostdeutschland von
den Besetzungsschwierigkeiten betroffen sind, zeigen Troltsch et al. (2012).
Dies führt jedoch i. d. R. noch nicht dazu, dass diese Betriebe ihr Ausbildungs-
engagement zurückfahren wollen, denn auch auf den Facharbeitermärkten
rechnen sie mit wachsenden Besetzungsschwierigkeiten (vgl. Dietz et al. 2012,
S. 52 f.). Gericke et al. (2009) legen dar, dass nicht die Unternehmensgröße an
sich entscheidend ist, sondern die betrieblichen Strategien das Vakanzrisiko be-
einflussen. Ein kurzfristiges, wenig planvolles und relativ einseitiges Anwerbe-
verhalten der Betriebe steht in einem engen Zusammenhang mit vakanten
Stellen. Gerade kleine Betriebe verfügen jedoch nur über begrenzte Marketing-
und Selektionsstrategien (vgl. Gericke et al. 2009, S. 9, Jahn & Diettrich 2015).
Um Ausbildungskapazitäten auszulasten und zu erschließen, müssen Betriebe
ihre Rekrutierungs- bzw. Bewerbungsstrategien verbessern. Daneben sollten
Berufsinhalte und Verdienstmöglichkeiten attraktiver gestaltet und Entwick-
lungsmöglichkeiten über die Ausbildung hinaus geboten werden (vgl. Eberhard
et al. 2009; Gericke et al. 2009). Die Ausbildungsumfrage des DIHK (2014)
zeigt, dass über die Hälfte der Betriebe aufgrund der demografischen Entwick-
lungen Handlungsbedarf bei der Rekrutierung von Fachkräften sieht. In den
östlichen Bundesländern besteht nochmals höherer Handlungsdruck (67 %).
Insbesondere steigt die Bereitschaft der Betriebe, Praktika anzubieten und sich
in Kooperation mit Schulen an Berufsorientierungsmaßnahmen zu beteiligen,
um frühzeitig geeignete Bewerber zu identifizieren und zu binden sowie die
Orientierung der Jugendlichen zu verbessern (vgl. DIHK 2014, S. 13 ff.). Damit
liegt der Fokus vorrangig auf Informations- resp. Marketingstrategien, aller-
dings ist darauf hinzuweisen, dass es besonders wichtig sein wird, über päda-
gogisch-professionelle und attraktive Ausbildungskonzepte den Ausbildungser-
folg und Verbleib im Unternehmen sicherzustellen (vgl. Jahn & Diettrich 2015).

Krewerth & Beicht (2011, S. 221) führen an, dass Jugendliche heute nicht mehr
als „Bittsteller“ auftreten (müssen), sondern als gleichberechtige Akteure mit
eigenen Qualitätsansprüchen am Ausbildungsmarkt agieren. In einer Befragung
von 6.000 Auszubildenden wird erstens deutlich, dass die Jugendlichen den
Ausbildungsbedingungen (insb. einer guten fachlichen und pädagogischen Be-
treuung sowie einer guten Arbeits- und Betriebsintegration) eine hohe Bedeu-
tung für die Ausbildungsqualität zuweisen. Zweitens zeigt sich, dass zwischen
Soll und Ist eine bisweilen erhebliche Lücke besteht; d. h. die Ansprüche der Ju-
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gendlichen treffen auf eine durchaus heterogene und bisweilen problemati-
sche Ausbildungswirklichkeit. Drittens zeigt sich zum einen, dass bestimmte
Berufe – insb. solche mit zum Teil höheren Besetzungsproblemen und Lösungs-
quoten – und kleinere Betriebe in der Bewertung der Ausbildungsqualität
tendenziell ungünstiger abschneiden. Zum anderen ist dies jedoch nicht pau-
schalisierbar, d. h. auch kleine Ausbildungsbetriebe (bspw. für Köche/-in oder
Fachverkäufer/-in im Lebensmittelhandwerk) können eine gute Ausbildungs-
qualität gewährleisten (vgl. Krewerth & Beicht 2011, S. 236 ff.).

Kleine Betriebe können also durchaus in diesem Wettbewerb mithalten, wenn
Sie an die Bedürfnissen der Jugendlichen orientiert Auszubildende und Arbeits-
kräfte suchen, qualifizieren und binden. Das Image von Arbeitgebern spielt
dabei eine große Rolle. „Dabei werden potenzielle Mitarbeiter nicht zu einer
Bewerbung motiviert, weil sie hohe Gehälter oder Statussymbole erwarten,
sondern weil ein Unternehmen signalisiert, dass Leistungen belohnt werden
und dass das Arbeiten angenehm gestaltet und interessant ist“ (Lewandowski
& Liebig 2004, S. 25). Lewandowski & Liebig machen ferner deutlich, dass es
nicht die Größe per se ist, sondern es auf eine Mischung aus tätigkeits-, unter-
nehmenskultur- und entwicklungsbezogenen Faktoren (Feedback, Einarbei-
tung, Förderprogramme, Aufstiegschancen, Aus- und Weiterbildungsmöglich-
keiten etc.) ankommt.

11 Fazit

Die Situation ist also problemgeladen, komplex und vielschichtig – sie ist aber
kein Grund für Resignation. Aus berufs- und wirtschaftspädagogischer Per-
spektive bietet diese Situation – neben allen Problemen insbesondere für den
ländlichen Raum – auch viele Chancen. Fragen der Ausbildungsqualität, der
Gestaltung von guter Arbeit, der Förderung originär Benachteiligter und der
Berufsorientierung gewinnen für alle Akteure in der Beruflichen Bildung an Be-
deutung. Es bedarf gemeinsamer integrierter Anstrengungen von Politik, Wirt-
schaft, Gewerkschaften, Wissenschaft und Gesellschaft um den demografi-
schen Wandel zu meistern und über die effektive und effiziente Gestaltung
(beruflicher) Bildungsprozesse negative Auswirkungen auf die wirtschaftliche
Entwicklung zu mindern. Diese Anstrengungen müssen entlang von Bildungs-
ketten realisiert werden, um (angefangen bei der beruflichen Orientierung
über die Ausbildung im dualen System bis hin in die Phase der Beschäftigung,
Fort- und Weiterbildung und Umschulung) verzahnte, durchlässige und an-
schlussorientierte berufliche Bildungsangebote bereitzustellen, die einerseits
den Qualifikationsbedarfen der Wirtschaft gerecht werden und die anderer-
seits den Subjekten Mitgestaltungsmöglichkeiten zutrauen und zumuten.
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Aus einer Forschungsperspektive wird deutlich, dass es künftig verstärkt einer
regional-, zielgruppen-, betriebs- und berufsspezifischen Forschung bedarf, um
zu differenzierteren Befunden zu gelangen. Viele Probleme einzelner Regionen,
Berufe oder Akteure werden durch bundesweite Mittelwerte entweder kaum
sichtbar oder aber überschätzt. Dabei kann man nicht allein auf ein Ost-West-
Gefälle verweisen: Innerhalb der ostdeutschen Länder bestehen ebenso Unter-
schiede wie in innerhalb der westdeutschen. Gleichwohl werden die Effekte
der demografischen Entwicklungen auf die berufliche Bildung und die Fach-
kräfteproblematik in den neuen Ländern gegenwärtig besonders deutlich sicht-
bar. Den ostdeutschen Bundesländern sollte in dieser Situation daher eine be-
sondere Aufmerksamkeit zuteilwerden, um die Wirkungen der demografischen
Veränderungen zu untersuchen und differenzierte Maßnahmen zu erproben.
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Berufsbildung, demografischer Wandel und
zunehmende Heterogenität in gewerblich-
technischen Ausbildungsberufen. Eine Analyse der
Entwicklungen in den neuen Bundesländern

Klaus Jenewein

Abstract

Der Ausbildungsmarkt in den neuen Bundesländern ist in besonderer Weise von
demografischen Veränderungen gekennzeichnet. Bereits seit der Jahrtausend-
wende setzte hier ein demografisch bedingter Rückgang der Schulabgänger-
zahlen ein, der den Entwicklungen in den alten Bundesländern um ein Jahrzehnt
vorauseilt. Vor diesem Hintergrund lassen sich in den neuen Bundesländern
Entwicklungen und Wirkungen analysieren, die in den alten Ländern teilweise
noch bevorstehen. Der vorliegende Beitrag stellt diese Entwicklungen vor und
zeigt am Beispiel der gewerblich-technischen Ausbildungsberufe auf, wie sich
diese auf die Ausbildungssituation und Fachkräftesicherung der Klein- und
Kleinstbetriebe in den neuen Bundesländern auswirken. Abschließend werden
aktuelle Erkenntnisdefizite und Forschungsfragen herausgestellt.

1 Arbeits- und Ausbildungsmarkt im Wandel

Der Arbeitsmarkt in Deutschland befindet sich seit Jahrzehnten in einem weit-
greifenden Veränderungsprozess. Sowohl kaufmännische als auch – in noch
stärkerem Maß – produzierende Tätigkeiten haben kontinuierlich Jahr für Jahr
abgenommen, demgegenüber existiert eine kontinuierliche Steigerung der so
genannten sekundären Dienstleistungsberufe (s. Abb. 1) in den Tätigkeitsschwer-
punkten „Forschen, Entwickeln, Organisieren, Managen, Betreuen, Pflegen,
Beraten, Lehren und Publizieren“ (BIBB/IAB 1999).

Es gab also bereits um die Jahrtausendwende eine sich kontinuierlich verstär-
kende Hinwendung zu wissensintensiven Berufen, verbunden mit einem ver-
stärkten Zufluss zusätzlicher Fachkräfte über die beruflichen und hochschuli-
schen Ausbildungssysteme. Diese Entwicklungen haben sich in der Folgezeit
weiter verstärkt und führen zu einer konstanten Zunahme der Auszubildenden
im Bereich der sekundären Dienstleistungsberufe und parallel dazu zu einem
ständig steigenden Anteil der Auszubildenden mit höheren allgemeinen Bil-
dungsabschlüssen.
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Abb. 1: Die Entwicklung unterschiedlicher Tätigkeitsfelder um die Jahrtausendwende [Quelle: Hall
2009, S. 8]

Dies zeigt sich nicht nur in der über Jahrzehnte deutlich stabileren Arbeits-
marktlage für Fachkräfte mit höheren beruflichen Bildungsabschlüssen, son-
dern mittelbar auch in einem geänderten Bildungsverhalten der Bevölkerung:
Die seit 2005 im Rahmen der Bildungsberichterstattung ausgewiesenen Verän-
derungen der Zugänge in einzelne Bildungssektoren (s. Abb. 2) lassen erken-
nen, dass seit einem Jahrzehnt eine kontinuierliche Steigerung des Anteils der-
jenigen jungen Menschen eines Altersjahrgangs zu erkennen ist, die eine
Hochschulzugangsberechtigung erwerben (die Ausschläge dieser Kurve sind
wesentlich durch die Effekte doppelter Abiturjahrgänge in einzelnen Bundes-
ländern zu erklären, die Tendenz ist insgesamt jedoch eindeutig). Noch stärker
steigt der Anteil derjenigen, die in ein Hochschulstudium einmünden; inner-
halb des dargestellten Zeitraums liegt die Steigerungsrate hier bei 40 Prozent.
Bereits der Berufsbildungsbericht 2014 hat darauf hingewiesen, dass inzwi-
schen eine höhere Zahl von Studienanfängern erreicht worden ist, als an
Anfängern einer Berufsausbildung im Dualen System (BMBF 2014, S. 60). Ein
Ende dieser bereits seit Jahrzehnten anhaltenden Entwicklung ist nicht abzuse-
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hen; Deutschland nähert sich offensichtlich in dieser Beziehung an andere eu-
ropäische Volkswirtschaften an.

Abb. 2: Verschiebungen zwischen den Bildungssektoren 2005 bis 2015 [Quelle: BMBF 2016,
S. 39].

Diese Entwicklung wird durch den Rückbau der Bildungsgänge des Übergangs-
systems begleitet. Offensichtlich ist im dargestellten Zeitraum der lange Zeit
gleichbleibende Anteil des dualen Systems auch dadurch erreicht worden, dass
eine Klientel, welches noch vor zehn Jahren ins Übergangssystem ausweichen
musste, inzwischen von der Berufsausbildung aufgenommen wird – und somit
die Heterogenität im beruflichen Ausbildungssystem erheblich gesteigert ha-
ben dürfte.

Wenn als Ausgangslage akzeptiert werden soll, dass über die Berufsausbildung
ein entscheidender Beitrag zur Fachkräftesicherung für die deutsche Wirtschaft
geleistet werden muss, stellt sich hier die Frage, ob und wie diese Verände-
rungen in den Ausbildungsstrukturen des dualen Systems erfolgreich bewältigt
werden können.
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2 Demografische Veränderungen in den neuen
Bundesländern

Die bislang aufgezeigten gesamtdeutschen Entwicklungen spiegeln allerdings
die Situation der neuen Bundesländer nur unzureichend wider. Die demografi-
schen Entwicklungen haben frühzeitig erkennen lassen, dass sich in den neuen
Bundesländern in den vergangenen 15 Jahren eine Entwicklung vollzogen hat,
die in den alten Ländern erst langsam zum Tragen kommt: Bedingt durch den
gravierenden Rückgang der Schulabsolventenzahlen verbleiben immer weniger
junge Menschen, die in die berufliche Ausbildung einmünden und hier Ausbil-
dungsplätze nachfragen. Bereits 2009 veröffentlichte die Bildungsberichterstat-
tung Prognosen für die Entwicklung der Zahl der Schulabgänger/-innen ohne
Hochschulzugangsberechtigung – und zwar zu einem Zeitpunkt, zu dem diese
in den alten Bundesländern ihren Höchststand erreicht hatten (s. Abb. 3). Wenn
wir diese Zahlen zugrunde legen, ist inzwischen in den alten Bundesländern
seit dem Höchststand 2007 bereits ein Rückgang von fast 100.000 Absolven-
ten/-innen (fast 18 Prozent) zu verzeichnen, die bereits heute für den berufli-
chen Ausbildungsmarkt fehlen. Dennoch steht ein weiterer Rückgang der Ab-
solventenzahlen bevor, der sich bis nach 2020 erstreckt.

Ganz anders jedoch die Situation der neuen Bundesländer. Hier ist dieser Pro-
zess bereits seit fünf Jahren abgeschlossen; gegenüber dem Höchststand des
Jahres 2001 sind aktuell ca. 80.000 Absolventen/-innen zu verzeichnen, was
einem Rückgang von 55 Prozent entspricht. Seit 2011 ist ein Sockel der Absol-
ventenzahlen erreicht, dieser pendelt sich mit einem nur noch geringfügigen
Anstieg langfristig auf diesem Niveau ein.

Im Rahmen des BIBB-Modellversuchsprogramms „Neue Wege in die duale
Ausbildung – Heterogenität als Chance für die Fachkräftesicherung“ wurde
bereits frühzeitig untersucht, wie sich die demografischen Effekte auf den Aus-
bildungsmarkt auswirken. Allerdings war hier eine differenzierte Betrachtung
der neuen Bundesländer eher eine Ausnahme. Jedoch zeigt bereits die Auswer-
tung von Albrecht et al. (2014), dass die Bewerbungen in allen ostdeutschen
Flächenländern bereits im Jahr 2011 – innerhalb von sechs Jahren – um weit
über die Hälfte eingebrochen sind (Tab. 1). Am gravierendsten ist dieser Effekt
in Mecklenburg-Vorpommern mit einem Rückgang von damals über 120.000
auf nur noch 51.000 Bewerbungen, also um fast 60 Prozent.
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Abb. 3: Entwicklung der nicht studienberechtigten Absolventinnen und Absolventen aus allge-
meinbildenden Schulen 2000 bis 2020; bis 2008 Ist-, ab 2009 Prognose-Zahlen [Quelle: BMBF
2009, S. 22].
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Tab. 1: Entwicklung der Zahl der Ausbildungsbewerbungen [Quelle: Albrecht et al., 2014, S. 19;
Zahlenbasis: BIBB 2013, S. 253]

2005 2011 Entwicklung

Deutschland 4.835.789 4.080.462 16 %

Schleswig-Holstein 160.090 154.270 4 %

Hamburg 82.131 78.350 5 %

Niedersachsen 466.133 442.750 - 5 %

Bayern 713.755 676.353 – 5 %

Hessen 330.607 313.065 – 5 %

Baden-Württemberg 630.839 596.991 – 5 %

Nordrhein-Westfalen 1.054.381 983.111 – 7 %

Bremen 34.274 31.590 – 8 %

Rheinland-Pfalz 240.616 218.807 – 9 %

Saarland 59.714 52.628 – 12 %

Berlin 179.294 134.358 – 25 %

Sachsen 265.914 123.813 – 53 %

Brandenburg 177.622 81.861 – 54 %

Thüringen 152.442 68.817 – 55 %

Sachsen-Anhalt 164.140 72.319 – 56 %

Mecklenburg-Vorpommern 123.837 51.379 – 59 %

Insbesondere für die Unternehmen in den neuen Ländern folgt daraus eine
dramatische Veränderung für ihre betriebliche Ausbildung: Die Unternehmen
müssen ihre Auszubildenden aus einem viel geringeren Bewerberpotential re-
krutieren und damit das Ausbildungspotential viel weiter ausschöpfen, als das
in der Vergangenheit der Fall war – sofern das für Bewerbungen bestehende
Potential überhaupt noch reicht. Es steht zudem zu erwarten, dass Betriebe
unterschiedlicher Größen und Branchen in sehr unterschiedlicher Weise betrof-
fen sind; diesem Punkt wird weiter unten gesondert nachgegangen.

Betrachten wir die tatsächlich verzeichneten Neuverträge, gibt es interessanter-
weise zumindest zeitweise eine Entkoppelung von der Entwicklung der Bewer-
bungszahlen. Die in Tab. 2 dargestellte Entwicklung in den neuen Ländern
zeigt, dass das System innerhalb gewisser Grenzen durchaus reagieren kann.
Zwar wurde in den neuen Ländern zwischen 2009 und 2013 insgesamt ein
Viertel weniger Neuverträge abgeschlossen. Für die betriebliche Ausbildung
bedeutete dies jedoch einen Rückgang von nur 11 Prozent, da im gleichen
Zeitraum öffentlich geförderte überbetriebliche Ausbildungsplätze um 70 Pro-
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Tab. 2: Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge in den neuen Bundesländern [Quelle: BIBB 2014,
S. 12 ff.].

Neuverträge davon

betrieblich überbetrieblich

2009 98.997 76.068 22.932

2010 91.662 73.095 18.567

2011 84.495 72.729 11.766

2012 78.903 70.569 8.334

2013 74.244 67.404 6.840

2013/2009 75 % 89 % 30 %

zent abgebaut wurden und hiermit offenbar der erste Ausbildungsmarkt stabili-
siert worden ist. Eine solche Tendenz spiegelt sich auch in den gesamtdeutschen
Zahlen wider: Während hier von 2009 bis 2013 die Zahl der betrieblichen Aus-
bildungsverhältnisse um nur 2 Prozent zurückging, beträgt der Rückgang bei
den öffentlich geförderten außerbetrieblichen Ausbildungsverhältnissen deutsch-
landweit 53 Prozent (vgl. Ulrich et al. 2014, S. 35).

Dennoch ist für die neuen Länder festzustellen, dass auch die Zahl der betrieb-
lichen Neuverträge Jahr für Jahr zurückgegangen ist und mit zeitlicher Verzö-
gerung den demografischen Veränderungen folgt. Hinsichtlich der Konsequen-
zen für die Fachkräftesicherung ist bei dieser Betrachtung zu bedenken, dass
es sich auch in den neuen Ländern um einen Zeitraum handelt, der in eine
Phase überdurchschnittlichen wirtschaftlichen Wachstums fällt und in dem der
Rückgang der Ausbildungszahlen nicht etwa mit einem geringeren Fachkräfte-
bedarf korrelieren dürfte. Welche Aussagen lassen sich hieraus ableiten? Im
Wesentlichen sind drei Trendlinien erkennbar:

• Ausbildungsmärkte besitzen offensichtlich die Fähigkeit, demografische
Schwankungen in einem Umfang auszugleichen. In den neuen Ländern
wurde in den letzten Jahren die betriebliche Ausbildung durch einen
Rückbau der überbetrieblichen Ausbildungskapazitäten gestützt. Gleich-
zeitig wurden auch die Bildungsgänge des sogenannten Übergangssys-
tems – etwa Berufsgrundbildung und Berufsvorbereitung – massiv zu-
rückgefahren. Inzwischen ist es bspw. in Sachsen-Anhalt nach Aussagen
des Kultusministeriums so, dass in allen Berufsfeldern, in denen ein Ange-
bot an dualen Ausbildungsberufen existiert, die vollzeitschulischen Ausbil-
dungsgänge (i. d. R. Berufsfachschulen mit staatlicher Prüfung zum Assis-
tenten/zur Assistentin) eingestellt sind. Es ist jedoch festzustellen, dass
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das Potential dieser Maßnahmen, das in Summe zur Stützung der be-
trieblichen Ausbildung führt, fast aufgebraucht ist.

• In den Jahren seit 2011 geht – trotz sich erholender Konjunktur mit posi-
tiven wirtschaftlichen Entwicklungsdaten und steigender Zahl von Schul-
absolventen/-innen – die Zahl der Neuverträge auch für betriebliche Aus-
bildungsverhältnisse kontinuierlich zurück.

• Zudem verändert sich die Zusammensetzung der Auszubildendenschaft:
Offensichtlich sind innerhalb eines Fünfjahreszeitraums in deutlich fünf-
stelliger Größenordnung Jugendliche in die duale Berufsausbildung einge-
mündet, die noch vor wenigen Jahren keinen Platz im ersten Ausbildungs-
markt erhalten hätten. Es ist davon auszugehen, dass sich die biografische
und soziokulturelle Zusammensetzung in diesen Bildungsgängen in einem
sehr kurzen Zeitraum deutlich verändert hat; die Folge ist eine stark zu-
nehmende Heterogenität im ersten Ausbildungsmarkt.

3 Die Sichtweise der Bildungspolitik

Seitens der Bildungspolitik sind die demografischen Entwicklungen frühzeitig
aufgenommen worden. Reaktionen finden sich in Aussagen wie „Die deutsche
Wirtschaft wird bald jeden jungen Menschen brauchen“ (Presseerklärung des
BMBF zur Veröffentlichung des Berufsbildungsberichts, 2012). Im Wesentlichen
werden appellative Aufforderungen an die Betriebe gerichtet, ihren Fachkräfte-
bedarf durch die vollständige Ausschöpfung des Bewerberpotentials sicher-
zustellen (was im Übrigen auch zu der aktuellen Entwicklung der Inklusions-
diskussion passt). Aussagen, wie ein von den Betrieben gefordertes Umdenken,
um einseitige Perspektiven (z. B. Orientierung auf „Bewerber mit hohem
Potenzial“) zu überwinden (vgl. Jenewein 2013; Jenewein et al., 2013), unter-
streichen die Sichtweise, mit potenzialorientierten Ansätzen solle die Vielfalt
der Stärken Jugendlicher als Chance für die Fachkräftesicherung anerkannt
werden. Ausbilder/-innen und ausbildende Fachkräfte seien gefordert, Jugend-
lichen die Möglichkeit zu geben, ihre individuellen Potenziale zu entfalten.

Handlungsansätze und -instrumente wurden in den vergangenen Jahren mit
dem durch das Bundesinstitut für Berufsbildung eingerichteten Modellver-
suchsförderschwerpunkt „Neue Wege in die duale Ausbildung – Heterogenität
als Chance für die Fachkräftesicherung“ mit bundesweit 17 Modellversuchen
entwickelt. Diese beziehen sich auf die folgenden Handlungsfelder (vgl. Ernst
et al. 2015, S. 8; BIBB 2015, S. 7):

• Verbesserung der Kooperation der am Übergang in das berufliche Ausbil-
dungssystem beteiligten Akteure durch regionale Netzwerke,
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• Förderung der Attraktivität der dualen Berufsausbildung insgesamt und
auf der Ebene einzelner Marktsegmente und Berufe,

• Einbezug der Betriebe in Aktivitäten und Programme zur Berufsorientie-
rung und Berufswahlvorbereitung,

• Beratung und Unterstützung insbesondere kleiner und mittlerer Unter-
nehmen in allen Ausbildungsfragen durch Angebote im Rahmen externen
Ausbildungsmanagements sowie Qualifizierung des beruflichen Ausbil-
dungspersonals für einen potentialorientierten Umgang mit heterogenen
Zielgruppen und für eine ganzheitliche Sicht auf Prozesse der beruflichen
Orientierung, des Übergangs in berufliche Ausbildungssysteme und der
Gestaltung beruflicher Ausbildung.

Interessant ist allerdings, dass vergleichbare Aktivitäten für die berufsbildenden
Schulen als duale Partner der betrieblichen Ausbildung in vielen Bundesländern
fehlen. Offensichtlich wird die Sicherung der Ausbildungsqualität vorwiegend
im Verantwortungsbereich der Betriebe gesehen; Beiträge der Berufsschule zur
Sicherung der Ausbildungsqualität oder zur Prävention von bzw. Intervention
bei Vertragslösungen und Ausbildungsabbrüchen werden vergleichsweise we-
nig diskutiert.

Für die Frage, ob und wie unter diesen Rahmenbedingungen ein erfolgreicher
Ausbildungsverlauf gewährleistet ist, wird regelmäßig als Indikator die so ge-
nannte Vertragslösungsquote herangezogen. Hier gibt es bereits frühzeitig Er-
kenntnisse darüber, dass sich diese Situation in den neuen Ländern parallel zur
demografischen Entwicklung spezifisch entwickelt. In der Berufsbildungs-Be-
richterstattung 2012 wurde dem Aspekt der Vertragslösungen besondere Be-
deutung beigemessen, zudem gibt ein Forschungsprojekt des BIBB besonderen
Aufschluss über spezifische Ausbildungsverläufe des Jahrgangs 2008.

Abb. 4 macht deutlich, dass sich bereits bei Betrachtung der Durchschnitts-
zahlen die Situation in den neuen Bundesländern erheblich von der in den
alten Bundesländern unterscheidet: Die ausgewiesene Lösungsquote ist mit
30,6 Prozent gegenüber 23,2 Prozent in den alten Bundesländern um ein Vier-
tel höher.

Bei der Betrachtung der Situation in den einzelnen Bundesländern ist erkenn-
bar, dass alle ostdeutschen Bundesländer hinsichtlich der Vertragslösungsquote
an der Spitze aller Bundesländer liegen, lediglich für Sachsen ergibt sich eine
von Hamburg und Schleswig-Holstein um nur 0,1 Prozent differierende Abwei-
chung und eine mit diesen Bundesländern gemeinsame Platzierung in der Län-
dergruppe mit hohen Vertragslösungsquoten.
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Existiert daher in den neuen Bundesländern eine spezifische Situation, die et-
was mit der dargestellten Besonderheit der demografischen Veränderungen zu
tun hat? Eine erste Ursachendiskussionen mit dem Bundesinstitut für Berufs-
bildung ergab, dass eine besondere Problematik hinsichtlich der Ausbildungs-
qualität in den neuen Ländern dort nicht gesehen wird; die Differenzen in der
Vertragslösungsquote – so die ersten Erklärungsansätze – seien eher auf die
gegenüber den alten Bundesländern stärker kleinbetrieblich geprägte Wirt-
schaftsstruktur zurückzuführen und auch Folge des Sachverhalts, dass in Zeiten
des Bewerbermangels der Wechsel von Ausbildungsbetrieben tendenziell leich-
ter möglich ist, sodass beides zu einer erhöhten Vertragslösungsquote beiträgt.
Inwiefern ist diese Argumentationslinie jedoch vor dem Hintergrund der aufge-
zeigten Entwicklungen tatsächlich belastbar? Im vorliegenden Beitrag soll die
spezifische Situation in der gewerblich-technischen Berufsausbildung der
neuen Bundesländer besonders betrachtet werden.

Abb. 4: Vertragslösungen in dualen Ausbildungsberufen im regionalen Vergleich [Quelle: Zahlen
des Statistischen Bundesamtes, Dietrich & Fritzsche 2014, S. 16; zur Zahlenbasis vgl. BIBB 2014,
S. 173]
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4 Realität: Bewerbermangel und zunehmende
Heterogenität

Wie bereits in der eingangs zitierten Prognose des Berufsbildungsberichts 2009
deutlich wurde, eilt die Entwicklung in den neuen Bundesländern den alten
Bundesländern um gut 10 Jahre voraus. Inzwischen findet in den neuen Bun-
desländern der weit überwiegende Teil der Jugendlichen, die noch 2009 vom
Übergangssystem aufgenommen worden wären, den direkten Weg in die Aus-
bildung. Insgesamt kann jedoch gezeigt werden, dass trotz aller begleitenden
Maßnahmen die Ausbildung insbesondere in den Handwerksberufen gravie-
rend einbricht (vgl. Jenewein 2015a). Am Beispiel der mitteldeutschen Bundes-
länder ist für die vier größten elektro- und metalltechnischen Ausbildungsberufe
zu erkennen, dass der Einbruch der Bewerberzahlen direkt auf die Ausbil-
dungsaktivitäten der Betriebe durchschlägt: Beim Ausbildungsberuf Elektroni-
ker/-in im Handwerk bspw. mit minus 69 Prozent, Kfz-Mechatroniker/-in mit
minus 43 Prozent und Metallbauer/-in mit minus 64 Prozent innerhalb von
20 Jahren (s. Tab. 3).

Tab. 3: Mitteldeutsche Bundesländer Sachsen (SN), Sachsen-Anhalt (ST) und Thüringen (TH): Ent-
wicklung der Neuvertragszahlen in ausgewählten Ausbildungsberufen [Quelle: BIBB o.J.] 1

Ausbildungsberuf Region 1995 2005 2010 2013 2015

Anlagenmechaniker/-in
(HW, alle Fachrichtungen)

SN, ST, TH 684 465 435 510

Elektroniker/-in
(HW, alle Fachrichtungen)

SN, ST, TH 882 732 750 822

Kfz-Mechatroniker/-innen
(IH+HW, alle Fachrichtun-
gen)

SN, ST, TH 3003 2388 1629 1641 1704

Metallbauer/-innen
(HW, alle Fachrichtungen)

SN, ST, TH 1032 1083 570 372 369

Für die berufsbildenden Schulen ist damit eine an gemeinsamen Merkmalen
oder an homogener Vorbildung orientierte Klassenbildung angesichts dieses
gravierenden Rückgangs der Neuvertragszahlen oft nicht mehr möglich. Sach-
sen-Anhalt reagiert bspw. mit einem Erlass, sogenannte Mischklassen zu bil-
den, mit denen eine Beschulung in Ausbildungsortnähe gewährleistet werden

1 Für den Beruf Anlagenmechaniker/-in existieren für 1995 keine Vergleichszahlen; der Beruf ist
im Rahmen der Neuordnung 2003 aus verschiedenen Vorgängerberufen gebildet worden.
Quelle der in diesem Kapitel verwendeten Ausbildungszahlen (Tabellen 3 bis 5): BIBB-Berufe-
Datenbank (www.bibb.de/berufe), Recherchedaten 01.08.2015 und 26.11.2016
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soll. Das Ergebnis sind nicht nur hinsichtlich der Vorbildung, sondern auch
noch hinsichtlich des Ausbildungsberufs und der betrieblichen Ausbildungser-
fahrungen heterogener zusammengesetzte Berufsschulklassen.

Wichtiger Indikator für die Folgen dieser Entwicklungen im Ausbildungssystem
bildet die Vertragslösungsquote. Deren Analyse zeigt, dass die Ausbildungsbe-
triebe des Handwerks einem rasant ansteigenden Problempotential gegenüber-
stehen. Parallel zum Einbruch der Neuvertragszahlen lässt sich erkennen, dass
die Vertragslösungsquoten in den mitteldeutschen Bundesländern gravierend
ansteigen (s. Tab. 4) und im Vergleich zu 1995 in der Nähe der doppelten Ver-
tragslösungsquote liegen. Auch in denjenigen Berufen, in denen die Quote in
den letzten zwei Jahren wieder zurückgeht (bspw. Metallbauer/-in vom 44,2
auf 42,7 Prozent), verfestigt sich diese auf einem gegenüber den Ausgangsda-
ten und gegenüber dem Bundesdurchschnitt außerordentlich hohen Niveau.

Es kann daher angenommen werden, dass die gesamte demografische Ent-
wicklung in der Berufsausbildung der elektro- und metalltechnischen Handwer-
ke nicht erfolgreich aufgefangen werden kann und sowohl qualitativ als auch
quantitativ zu erheblichen Verwerfungen führt.

Tab. 4: Mitteldeutsche Bundesländer Sachsen (SN), Sachsen-Anhalt (ST) und Thüringen (TH): Ent-
wicklung der Vertragslösungsquoten in ausgewählten Ausbildungsberufen [Quelle: BIBB o.J., zur
Verdeutlichung von Tendenzen vereinfachte Darstellung durch nicht gewichteten arithmetischen
Mittelwert der drei Bundesländer Sachsen (SN), Sachsen-Anhalt (ST) und Thüringen (TH)]

Ausbildungsberuf Region 1995 2005 2010 2013 2015

Anlagenmechaniker/-in
(HW, alle Fachrichtungen)

ST 28,6 34,9 62,1 48,3

SN, ST, TH 21,4 38,3 48,2 42,5

Elektroniker/-in
(HW, alle Fachrichtungen)

ST 21,4 30,5 40,5 42,7 47,5

SN, ST, TH 18,8 24,7 37,5 39,0 40,8

Kfz-Mechatroniker/-innen
(IH+HW, alle Fachrichtun-
gen)

ST 16,7 14,5 26,0 34,1 36,6

SN, ST, TH 18,0 14,6 22,0 29,6 32,4

Metallbauer/-innen
(HW, alle Fachrichtungen)

ST 33,0 20,0 44,0 54,5 55,1

SN, ST, TH 25,3 20,5 43,8 44,2 42,7

Ein besonderes Augenmerk wird auf die Entwicklung in Sachsen-Anhalt gelegt.
Seit 2010 liegen hier für alle dargestellten Handwerksberufe die Vertragslö-
sungsquoten höher als im Durchschnitt der mitteldeutschen Länder und bereits
seit 2013 werden hier Lösungsquoten erreicht, die über 50 und im Jahr 2013
für der Beruf Anlagenmechaniker/-in sogar über 60 Prozent liegen. Es ist offen-
sichtlich, dass das Berufsausbildungssystem für die Handwerksberufe in diesem
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Bundesland mit einer gravierenden Problemlage kämpft, die sich auf einem so-
wohl im Bundesvergleich als auch im Langzeitvergleich des Landes sehr hohem
Niveau stabilisiert.

Tab. 5: Sachsen-Anhalt: Entwicklung der Neuvertragszahlen und Vertragslösungsquoten (LQ) in
ausgewählten handwerklichen Ausbildungsberufen; zum Vergleich dargestellt sind die Angaben
für den größten Industrieberuf Industriemechaniker/-in [Quelle: BIBB o.J.]2

Ausbildungsberuf 1995 2005 2010 2013 2015

Tischler/-in
(HW)

Neu-
verträge

696 369 153 117 111

LQ  17,4 22,5 40,7 48,7 42,0

Maler/-in und Lackie-
rer/-in (HW, alle Fachrich-
tungen)

Neu-
verträge

855 312 159 93 81

LQ 22,6 33,4 50,7 50,8 46,7

Friseur/-in
(HW)

Neu-
verträge

600 468 249 204 213

LQ 16,8 28,2 54,8 66,3 58,9

zum Vergleich:

Industriemechaniker/-in
(IH, alle Fachrichtungen)

Neu-
verträge

321 312 282 261 249

LQ 18,8 8,2 18,4 15,5 16,2

Eine ergänzende Auswertung von drei handwerklichen Ausbildungsberufen
aus anderen Berufsfeldern ergibt durchweg ein vergleichbares Bild; einer mehr
als verdoppelten Vertragslösungsquote bei gleichzeitigem massivem Rückgang
der Neuvertragszahlen (s. Tab. 5).

Geht man davon aus, dass die Zahl der Neuverträge abzüglich der Vertragslö-
sungen in etwa dem Potential zukünftiger Fachkräfte eines Ausbildungsberufs

2 Das BIBB hat in der Diskussion dieser Zahlen eingewendet, die Lösungsquoten vor und nach
2008 ließen sich nicht miteinander vergleichen: Im so genannten Schichtenmodell sei das für
die Berechnung zugrunde gelegte Quotensummenverfahren verändert worden, nach 2008
würde die neue Berechnungsmethode eingesetzt und führe zu einer veränderten Ausweisung
der Lösungsquote (LQneu ab 2009 gegenüber LQalt bis 2008, vgl. BIBB 2014, S. 167 und Uhly
2015, S. 34 ff). Bezüglich der hier diskutierten Entwicklungen wird diese Argumentation je-
doch für nicht belastbar gehalten; die seitens BIBB für die Erhebungsjahre 2009 bis 2012 vor-
gelegte Gegenüberstellung der alten und neuen Berechnungsmethode führt zwischen beiden
Berechnungen zu Differenzen von deutlich unter einem halben Prozent (BIBB 2014, S. 169).
Hinzu kommt, dass die neue Berechnungsmethode tendenziell etwas niedrigere Quoten aus-
weist; in Bezug auf die für die ausgewählten Handwerksberufe festgestellten Steigerungen
würden diese tendenziell sogar höher ausfallen und die hier beschriebenen Tendenzen noch
verstärken.
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entspricht, würde sich im 20-Jahres-Zeitraum 1995 bis 2005 für das Tischler-
handwerk ein Rückgang von 574 auf nur noch 64 Nachwuchsfachkräfte,
für das Maler- und Lackiererhandwerk ein Rückgang von 661 auf nur noch
43 Nachwuchsfachkräfte und für das Friseurhandwerk ein Rückgang von 499
auf nur noch 87 Nachwuchsfachkräfte ergeben.3 Es stellt sich die Frage, wie
lange die Unternehmen diese gravierenden Schwankungen in der Reproduk-
tion ihrer betrieblichen Fachkräfte ausgleichen können.

Interessanterweise – das zeigt eine Vergleichsauswertung des größten metall-
technischen Industrieberufs Industriemechaniker/-in – existieren diese Tenden-
zen in der industriellen Ausbildung offensichtlich nicht. Einerseits sind zwar die
Neuverträge auch hier zurückgegangen, jedoch fällt der Rückgang um 22 Pro-
zent wesentlich geringer aus, als der Bewerberrückgang für das gesamte Bun-
desland Sachsen-Anhalt. Ebenso sind zwar Schwankungen in der Vertragslö-
sungsquote zu verzeichnen, verbleiben aber insgesamt in einem bundesweit
üblichen Bereich und liegen in den letzten Erhebungsjahren sogar niedriger als
vor 20 Jahren. Offensichtlich sind die hier gefundenen Tendenzen ein charakte-
ristisches Problem in der Berufsausbildung des Handwerks.

5 Differenzierte Auswirkungen auf Klein- und
Kleinstbetriebe

Die bereits im Vergleich der gewerblich-technischen Ausbildungssektoren
Handwerk und Industrie angedeuteten Tendenzen zeigen sich auch in der Be-
rufsbildungsstatistik. Im Rahmen der Berufsbildungsberichterstattung 2014 hat
das BIBB eine Reihe von Sonderauswertungen zur Ausbildungssituation in den
neuen Bundesländern durchgeführt und hier verschiedene Ausbildungsmarkt-
daten für unterschiedliche Betriebskonstellationen berechnet.

Zunächst ist festzuhalten: Betriebe unterschiedlicher Größenordnung sind von
der Veränderung ihrer Ausbildungsaktivität in sehr unterschiedlicher Weise be-
troffen. Dies betrifft einerseits die absolute Zahl der in diesen Betrieben ausge-
bildeten zukünftigen Fachkräfte: Während mittlere Betriebe und Großbetriebe
die Anzahl der Auszubildenden bis zum Jahr 2012 halten oder sogar noch er-
höhen konnten, ist diese bei den Klein- und Kleinstbetrieben um über 30 bzw.
über 50 Prozent eingebrochen. Dementsprechend hat sich die Ausbildungs-

3 Diese Zahlen sind lediglich eine Einschätzung; etwa der Effekt, dass Auszubildende nach Ver-
tragslösungen ggf. im Rahmen eines Neuvertrages in einem anderen Betrieb wiederauftau-
chen und ihre Ausbildung in demselben Beruf fortsetzen können, kann durch Auswertung
dieser Zahlen nicht erfasst werden. Dennoch charakterisieren diese Schätzungen eine Tendenz
der tatsächlich erzielten Fachkräftesicherung in den jeweiligen Handwerksberufen.
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quote bei den Betrieben mit weniger als 50 Mitarbeitern erheblich reduziert;
von Kleinstunternehmen mit weniger als 10 Beschäftigten – diese Betriebe ha-
ben noch im Jahr 1999 mehr als die Hälfte der gesamten Ausbildungsleistung
in den neuen Ländern erbracht – bilden im Jahr 2012 von 13 Betrieben 12 gar
nicht mehr aus (s. Tab. 6). Auch bei den Kleinbetrieben mit 10–49 Beschäftig-
ten gehen Ausbildungsleistung und Ausbildungsquote erheblich zurück. Dem-
gegenüber können die mittleren und großen Betriebe ihre Auszubildendenzahl
und ihre Ausbildungsquote sogar noch steigern. Es wird daher deutlich, dass
die gravierenden Einbrüche in der Ausbildungsleistung insbesondere Klein- und
Kleinstbetriebe und damit zentral die Handwerksberufe betreffen. Diese Be-
obachtung korreliert mit den bereits dargestellten Einbrüchen in den hand-
werklichen Ausbildungsberufen und mit der hier zu verzeichnenden drasti-
schen Erhöhung der Vertragslösungsquoten.

Tab. 6: Neue Bundesländer: Entwicklung der Auszubildendenzahlen und der Ausbildungsquote
(prozentualer Anteil der Ausbildungsbetriebe an allen Betrieben) nach Betriebsgrößenklassen [eige-
ne Darstellung nach: Berufsbildungsbericht 2014, Internettabellen, Abb. A4.10.1.7 und A4.10.1–
12]

Auszubildendenzahl Ausbildungsquote

1999 2012 1999/2012 1999 2012

Kleinstbetriebe
bis 9 Beschäftigte

52.795,00 25.961,00 –50,80 % 13,50 % 7,50 %

Kleinbetriebe
10–49 Beschäftigte

35.618,00 24.267,00 –31,90 % 45,70 % 35,40 %

Mittlere Betriebe
50–249 Beschäftigte

10.036,00 10.167,00 1,30 % 61,90 % 62,70 %

Großbetriebe
ab 250 Beschäftigte

2.004,00 1.989,00 –0,70 % 80,50 % 81,50 %

Es ist daher bereits auf der Grundlage der referierten Beobachtungen zu erken-
nen: Die demografische Entwicklung führt offensichtlich zu einem erheblichen
Rückgang der Reproduktion betrieblicher Fachkräfte in den Kleinst- und Klein-
unternehmen und geht damit in den gewerblichen Berufen voll zu Lasten des
Handwerks, während mittlere und große Betriebe ihre Auszubildendenzahlen
vollständig halten und ggf. steigern konnten. Ein Blick auf die Situation in ein-
zelnen Handwerkskammern bestätigt diese Einschätzung. Exemplarisch soll
dies aufgezeigt werden für den Kammerbezirk Halle (Saale), eine von zwei
Handwerkskammern in Sachsen-Anhalt.
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Tab. 7: Handwerkskammer Halle (Saale): Anzahl der Auszubildenden und Neuverträge im Kammer-
bezirk [Quelle: HWK Halle 2017]

Handwerkskammer
Halle (Saale)

2000 2001 2006 2011 2015 2016

Auszubildende im
Kammerbezirk

12.007 10.628 7.964 4.764 3.447 3.448

Neuverträge im
Kammerbezirk

3.962 3.360 2.585 1.631 1.330 1.351

Der Rückgang in den Auszubildendenzahlen beträgt, hier gegenüber dem Er-
hebungsjahr 2000, 71,3 Prozent und liegt hier weit oberhalb des Rückgangs
der Schulabsolventenzahlen ohne Hochschulzugangsberechtigung. Dies gilt
auch für die Neuverträge, wobei deren Rückgang mit 65,9 Prozent etwas mo-
derater ausfällt (offensichtlich wirken sich im Vergleich die inzwischen gestie-
genen Vertragslösungsquoten aus, sodass der Bestand der Auszubildenden-
zahlen im Verhältnis zu den Neuverträgen noch geringer ausfällt).

Dieser Rückgang der Ausbildungstätigkeit wirkt sich mit Verzögerung auch auf
die Fortbildungsaktivitäten aus; gegenüber dem Jahr 2000 geht die Zahl der
ausgebildeten Meister/-innen um 58, gegenüber 1995 sogar um 64 Prozent
zurück (s. Tab. 8), im Bezirk der Handwerkskammer Magdeburg ist dieser Rück-
gang sogar noch größer (vgl. Volksstimme vom 11.03.2017).

Tab. 8: Meisterabschlüsse an der Handwerkskammer Halle (Saale) nach Gewerbegruppen [Quelle:
HWK Halle 2017]

Handwerkskammer
Halle (Saale)

1995 2000 2006 2011 2015 2016

Meisterabschlüsse 462 391 258 232 194 167

darunter:

Bau/Ausbau 96 88 39 23 16 23

Metall/Elektro 241 148 118 97 92 77

Holz 17 29 2 10 0 2

Zudem fallen diese Rückgänge in der Meisterausbildung gerade in den ge-
werblich-technischen Gewerken der Bau/Ausbau-, Holz- und Metall/Elektro-
Handwerke noch einmal überproportional aus. Man muss hierbei bedenken,
dass diese Entwicklung in den letzten Jahren in einen Zeitraum kontinuierli-
chen Wirtschaftswachstums fällt und sich darüber hinaus in einer Phase befin-
det, in der fast 30 Jahre nach der Wende das Ausscheiden der Betriebsinha-
ber/-innen kumuliert.
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6 Desiderata

Es kann festgehalten werden, dass sich der Ausbildungsmarkt der kleinen und
mittleren Unternehmen in Ostdeutschland durch Demografie und zunehmende
Heterogenität in einer beträchtlichen Schieflage befindet. Während mittlere
und große Unternehmen auch in Zeiten erheblichen Bewerberrückgangs ihre
Fachkräftesicherung über berufliche Ausbildung bislang in großem Umfang auf-
rechterhalten können, ist die Zahl der Neuverträge in den Klein- und Kleinst-
betrieben von erheblichen Rückgängen betroffen. Insbesondere in den Kleinst-
betrieben, die in den neuen Bundesländern noch 1999 deutlich über die Hälfte
der Ausbildungsleistung des dualen Systems getragen haben, ist die Ausbil-
dungsquote dermaßen stark zurückgegangen, dass dieses Betriebssegment
kaum noch eine Chance haben dürfte, den eigenen Fachkräftenachwuchs über
Ausbildung zu sichern. Hinzu kommt für die Klein- und Kleinstbetriebe der
weitere Rückgang der Reproduktionsquote durch einen enormen Anstieg der
Vertragslösungszahlen, wie dies an ausgewählten gewerblich-technischen Be-
rufen des Elektro- und Metall- sowie Kfz-Handwerks aufgezeigt worden ist.
Die stark expandierenden Lösungsquoten scheinen ein Indikator dafür zu sein,
dass gerade Klein- und Kleinstunternehmen mit der sich ergebenden Situation
deutlich überfordert sind und die duale Berufsbildung als Eckpfeiler der be-
trieblichen Personalentwicklung für diese Unternehmen nicht mehr funktio-
niert.

Sowohl hinsichtlich konkreter Ursachen, als auch der Wirksamkeit möglicher
Handlungsansätze ist jedoch der wissenschaftliche Erkenntnisstand defizitär.
Dies gilt etwa hinsichtlich der Frage,

• warum es den Klein- und Kleinstunternehmen in den neuen Bundeslän-
dern offenbar nicht gelingt, die Attraktivität ihrer Berufe und Perspek-
tiven positiv zu entwickeln, diese auf dem Ausbildungsmarkt in Konkur-
renz zu mittleren und großen Betrieben erfolgreich zu positionieren und
welche konkreten Handlungsansätze etwa für die Berufsorientierung der
allgemeinbildenden Schulen sich hieraus ergeben;

• welche konkreten Ursachen für die besonders in den gewerblich-techni-
schen Handwerksberufen der neuen Bundesländer vorliegende enorme
Steigerung der Vertragslösungsquoten und für die in diesen Berufen zu
verzeichnenden unterdurchschnittlichen Prüfungserfolge vorliegen;

• wie neue Zielgruppen – bspw. im Rahmen der Inklusions- und Migrations-
entwicklungen – für die duale Berufsausbildung systematisch erschlossen
und erfolgreich in das Ausbildungssystem integriert werden können;
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• welche konkreten Handlungsansätze (vgl. Ernst et al. 2015) gerade für
Klein- und Kleinstbetriebe zielführend sind, um zu einer erfolgreicheren
Qualifizierung des Fachkräftenachwuchses und dessen Bindung an die
ausbildenden Unternehmen beizutragen;

• wie Klein- und Kleinstunternehmen auch für hoch qualifizierte junge
Menschen Perspektiven bieten können, zumal gerade in den neuen Bun-
desländern – bedingt durch den erheblichen Abstand zum Bundesdurch-
schnitt – für den Erwerb höherer Bildungsabschlüsse noch Nachholeffekte
zu erwarten sind;

• wie sich die duale Berufsausbildung in Konkurrenz zum Hochschulsystem
in Zukunft erfolgreich positionieren kann, zumal in den neuen Bundeslän-
dern auch hinsichtlich der Durchlässigkeit für beruflich Qualifizierte in das
Hochschulsystem ein erhebliches Defizit besteht, das der Attraktivität der
Berufsausbildung Grenzen setzt (vgl. Jenewein 2017);

• welchen Anteil die berufsbildenden Schulen als duale Partner der Betriebe
an dieser Entwicklung haben, mit welchen Wirkungen und Nebenwirkun-
gen etwa die in Sachsen-Anhalt eingeführte Regelung zur Mischklassen-
bildung verbunden sind (vgl. Jenewein 2015b) und wie die berufsbilden-
den Schulen zu einem verbesserten Ausbildungserfolg beitragen könnten;

• mit welchen Handlungsansätzen dem anstehenden hohen Bedarf an Unter-
nehmensnachfolgern in den Klein- und Kleinstbetrieben begegnet wer-
den kann, denn hier ist offensichtlich, dass allein die Qualifizierung des
Führungskräftenachwuchses über die Meisterausbildung mindestens in
den gewerblichen Branchen nicht hinreichend gesichert sein wird.
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Demografie und Fachkräftesicherung:
Ausgewählte Problemstellungen, Befunde und
Perspektiven aus Mecklenburg-Vorpommern

Andreas Diettrich & Vivien Peyer

Abstract

Mit einer exemplarischen Fokussierung auf die Situation im Bundesland Meck-
lenburg-Vorpommern erfolgt, z. T. im Vergleich mit den anderen ostdeutschen
Bundesländern, die Analyse von „Demografie und Fachkräftesicherung“ aus
der Perspektive eines nordostdeutschen Flächenlandes, in dem sich die Lage
auf dem Arbeits- und Ausbildungsstellenmarkt in den letzten Jahren deutlich
verändert hat. Mecklenburg-Vorpommern ist aufgrund seines starken Dienst-
leistungssektors und der Abwanderungsbewegungen der letzten Jahrzehnte
besonders auf die Sicherung und Weiterentwicklung beruflicher Bildungsinsti-
tutionen und -strukturen in den vorwiegend ländlich strukturierten Regionen
angewiesen. Dies ist besonders wichtig, um einerseits jungen Menschen eine
berufliche „Bleibeperspektive“ zu offerieren und andererseits die sich derzeit
ausdifferenzierende Unternehmensstruktur mit geeigneten Fachkräften zu ver-
sorgen. Problematisch ist in dieser Region zudem der hohe Anteil von Ausbil-
dungsverhältnissen in Branchen, die bereits bundesweit besonders hohe Ver-
tragslösungsquoten aufweisen, insbesondere im Tourismusbereich.

1 Einführung und Hintergrund

In Mecklenburg-Vorpommern, einem traditionell relativ strukturschwachen,
nordostdeutschen Flächenland (23.211 km2; Landesportal MV 2017) mit sechs
Landkreisen und zwei kreisfreien Städten (Rostock und Schwerin), hat sich in
den letzten Jahren die demografische Situation und die Situation auf dem Aus-
bildungsstellen- und Arbeitsmarkt deutlich verändert und weitgehend „um-
gekehrt“. Während seit der Wiedervereinigung die demografische Situation
durch eine stark schrumpfende Bevölkerung, Abwanderungsbewegungen (ins-
besondere junger und hochqualifizierter Bevölkerungsgruppen), geringe Ge-
burtenraten und beginnende Überalterung gekennzeichnet war, war die wirt-
schaftliche Entwicklung deutlich schwächer als im Bundesvergleich und auch
im Vergleich mit den ostdeutschen Bundesländern Thüringen und Sachsen.
Dies führte zu hoher (Langzeit-)Arbeitslosigkeit und einer hohen Anzahl unver-
sorgter Jugendlicher auf dem Ausbildungsstellenmarkt – insbesondere leis-
tungsschwächere Jugendliche hatten Probleme, einen Ausbildungsplatz und
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eine berufliche Perspektive zu finden. Staatliche Interventionen in den Arbeits-
und Ausbildungsstellenmarkt konnten diese Trends nur ansatzweise kompen-
sieren.

Seit wenigen Jahren hat sich die Situation spürbar verändert. Die Bevölke-
rungsentwicklung ist auf niedrigem Niveau stabil bzw. steigt in einzelnen Land-
kreisen und hat die Marke von 1,6 Millionen wieder überschritten (vgl. Statista
GmbH 2017, o. S.). Auch die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit hat sich in den
letzten Jahren verbessert, so ist z. B. das BIP von 2014 auf 2015 um 1,9 % auf
39.869 Millionen Euro gewachsen, es wird zu 75,4 % vom Dienstleistungsbe-
reich erbracht und zu 22,3 % vom produzierenden Gewerbe. Im Jahresdurch-
schnitt 2015 gingen rund 739.900 Personen (+1.700 ggü. 2014) einer Er-
werbstätigkeit mit Arbeitsort in Mecklenburg-Vorpommern nach, davon
667.100 als Arbeitnehmer und 72.800 als Selbstständige. Der Anteil der
Selbstständigen an allen Erwerbstätigen betrug 2015 9,8 %. Zusätzliche Ar-
beitsplätze entstanden im Vergleich 2015 mit 2014 unter anderem im Gesund-
heits- und Sozialwesen (+3.800), im Gastgewerbe (+1.300), im Verarbeitenden
Gewerbe (+1.100), im Bereich Verkehr und Lagerei (+900) sowie im Handel
(+500), wobei eine starke Ausdifferenzierung festzustellen ist. Bei den Wirt-
schaftlichen Dienstleistungen insgesamt (+1.100, darunter in der Zeitarbeit
+400) zeigt sich, dass der Arbeitsplatzzuwachs auch außerhalb der Zeitarbeit
erfolgte (vgl. Ministerium für Wirtschaft, Bau und Tourismus MV 2016, S. 8).
Insgesamt erbrachte Mecklenburg-Vorpommern 1,3 % der Gesamtwirtschafts-
leistung Deutschlands (vgl. Landesportal MV 2017), d. h. die Wirtschaftsleis-
tung ist nicht proportional zum Bevölkerungsanteil.

Die Arbeitslosenquote von derzeit 7,8 % ist vergleichsweise gering; die Zahl
der Arbeitslosen liegt mit 64.400 Personen (September 2017) erstmals seit der
Wiedervereinigung unter der Zahl von 65.000 (vgl. BA Regionaldirektion Nord
2017a). D. h. es beginnt die Identifizierung und Integration von „stillen Reser-
ven“ für das Beschäftigungssystem vor dem Hintergrund einer langsamen,
aber stetigen Wirtschaftsentwicklung, aber auch bezüglich der beruflichen
Ausbildung und Fachkräftesicherung: 7.400 Arbeitslose, in der Altersgruppe
zwischen 25 und 35, die aus unterschiedlichen Gründen keinen Berufsab-
schluss besitzen, sollen z. B. für die Besetzung von Ausbildungsplätzen gewon-
nen werden (ebd.). Somit ist aus einem Fachkräfteüberschuss und einem Über-
angebot an ausbildungswilligen Jugendlichen in vielen Branchen und Regionen
innerhalb kurzer Zeit ein Fachkräfte- und Bewerbermangel geworden – und
eingeübte und bewährte, z. T. durch öffentliche Mittel unterstützte, betriebli-
che Strategien der Fachkräfteakquise sind plötzlich nicht mehr erfolgreich.
Auch das Bildungssystem hat sich in Mecklenburg-Vorpommern diesen demo-
grafischen Entwicklungen angepasst: Auf der einen Seite sind Schrumpfungs-
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prozesse z. B. im Hinblick auf das Schulnetz festzustellen, auf der anderen Seite
eher strukturell-qualitative Entwicklungen, wie die Stärkung der überbetriebli-
chen Ausbildung durch Landesmittel oder der weitgehende Ausstieg aus der
bisher bildungspolitisch präferierten Beschulung leistungsschwächerer Schüler
an Förderschulen zugunsten eines inklusiven Schulsystems.

Im Folgenden können und sollen nicht alle hier angedeuteten Trends und Ent-
wicklungen umfassend und aus ihrer historischen Bedingtheit her differenziert
dargestellt werden – diesbezüglich wird insbesondere auf die einschlägigen
Analysen der entsprechenden statistischen Ämter, Forschungsinstitutionen
(z. B. Institut für Soziologie und Demographie der Universität Rostock oder
Zentrum für Sozialforschung Halle e. V.), der politischen Institutionen oder der
Sozialpartner verwiesen. Der Fokus der weiteren Ausführungen liegt auf dem
Bildungssystem Mecklenburg-Vorpommerns, insbesondere dem Dualen Sys-
tem, in seiner Kopplung zum Arbeitsmarkt bzw. zum Beschäftigungssystem
und seiner Akteure, wie z. B. regionalen Unternehmen. Ausgewählte Befunde
werden vorgestellt und diskutiert, bevor in einem „vorläufigen Fazit“ Hand-
lungsempfehlungen und Forschungsbedarfe angedeutet werden.

2 Perspektive I: Demografischer Wandel und
Fachkräftemangel – Entwicklung in Ostdeutschland
und Mecklenburg-Vorpommern

„Mit 48 Prozent nennt fast jedes zweite Unternehmen den Mangel an qualifi-
ziertem Personal als Risiko für seine Geschäftsaussichten. Damit ist der Fach-
kräftemangel bereits zum Jahresanfang 2017 der hellste Punkt auf dem Risiko-
radar der Unternehmen“ (DIHK 2017, S. 46). Diese Aussage aus der DIHK
Konjunkturumfrage zum Jahresbeginn 2017 bestätigt sich in einer Vielzahl von
Berichten zur Einschätzung der aktuellen Fachkräftesituation, welche die be-
stehende Brisanz des Fachkräftemangels widerspiegeln. In jedem Konjunktur-
oder Ausbildungsbericht der zuständigen Stellen in den neuen Bundesländern
von Industrie und Handel sowie Handwerk ist ein deutlicher Anstieg der Fach-
kräfteproblematik ausgewiesen. Besonders kritisch bewerten die ostdeutschen
Bauunternehmen die Entwicklung zum Fachkräftemangel und sehen diese als
größtes Risiko für ihre Geschäftstätigkeit. Ähnliche Wahrnehmungen werden
im Dienstleistungsgewerbe (Gastgewerbe, Gesundheitswirtschaft, Unterneh-
mensberatung), zwar mit einer leichten Entspannung der Situation, dennoch
auf einem sehr hohen Niveau von 65 %, formuliert (vgl. DIHK 2017, S. 60).

Die Ursachen des Fachkräftemangels sind maßgeblich auf den demografischen
Wandel zurückzuführen. Durch diesen wird sich gemäß den Prognosen des
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Statistischen Bundesamtes die Bevölkerungszahl Deutschlands von aktuell rund
81 Millionen bis zum Jahr 2060 auf ca. 70 Millionen Menschen reduzieren (vgl.
StBA 2015a, S. 7 und 36; StBA 2015b, S. 1; BMBF 2015, S. 3). Aufgrund der
sinkenden Bevölkerungszahl führt die Bevölkerungsentwicklung aus arbeits-
marktpolitischer Sicht zur Reduktion des Erwerbspotenzials (vgl. Weidemeier
2014, S. 6). Einerseits wird eine hohe Fachkräfteanzahl aus den sogenannten
„geburtenstarken Jahrgängen“ (vgl. StBA 2012, S. 6) in absehbarer Zeit das
Renteneintrittsalter erreichen (vgl. BMBF 2015, S. 3), woraus bei vielen Unter-
nehmen mit alternder Belegschaft ein steigender Fachkräftebedarf entsteht.
Andererseits wird die stagnierende Zahl der zur Verfügung stehenden nach-
rückenden Fachkräfte infolge der quantitativen Entwicklung in der dualen Be-
rufsausbildung künftig nicht mehr ausreichen, um den Arbeitskräftebedarf der
Unternehmen zu decken (vgl. Weidemeier 2014, S. 6). Diese Problematik ergibt
sich zunächst aus der sinkenden Geburtenrate (vgl. ebd.; BMBF 2015, S. 3),
wodurch sich – zeitlich versetzt – auch die Zahl der Absolventen und Absolven-
tinnen der allgemeinbildenden Schulen seit 2006 auch bundesweit verringert.
Während des Weiteren der Anteil der Jugendlichen mit Studienberechtigung
im betrachteten Zeitraum zunahm, sank die Zahl derer ohne Studienberechti-
gung (vgl. StBA 2015b, S. 405). Eine daraus resultierende höhere Studiennei-
gung in Verbindung mit dem sich seit Jahren abzeichnenden Trend zur Höher-
qualifizierung führen dazu, dass die berufliche Ausbildung zunehmend im
Wettbewerb um Nachwuchskräfte mit den Hochschulen steht (vgl. Milde &
Kroll 2015, S. 4; BMBF 2015, S. 3). Die Relation zwischen der Zahl der Perso-
nen, die eine Ausbildung beginnen und der Zahl der Studienanfänger hat sich
in den letzten Jahren enorm verschoben, sodass die sinkende Zahl der neu ab-
geschlossenen Ausbildungsverträge (vgl. BMBF 2016, S. 19) im deutlichen Kon-
trast zu der hohen Zahl an Studienanfängern steht (vgl. Statista GmbH 2016,
o. S.). Laut der 2016 vom Bundesinstitut für Berufsbildung veröffentlichten Da-
ten gab es 2013 erstmals mehr Studienanfänger in Deutschland als Anfänger
einer dualen Berufsausbildung (vgl. BMBF 2016, S. 42). Vom 1. Oktober 2014
bis zum 30. September 2015 wurden in ganz Deutschland 522.094 neue Aus-
bildungsverträge geschlossen (vgl. BMBF 2016, S. 16). Das waren 54.059 Ver-
träge weniger als im Jahr 2010 (vgl. BMBF 2016, S. 19), d. h. ca. 9,3 % Rück-
gang bei grundsätzlich positiver Wirtschafts- und Beschäftigungsentwicklung.
In Mecklenburg Vorpommern ist die Anzahl neuer Ausbildungsverträge von
1997–2015 sogar um fast 60 % zurückgegangen (vgl. BIBB 2016, S. 32).
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3 Perspektive II: Herausforderungen für das
duale System in den neuen Bundesländern und
Mecklenburg Vorpommern

Die duale Berufsausbildung ist ein wesentliches Element für die Aufrechterhal-
tung der Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit der deutschen Wirtschaft so-
wie des sozialen Zusammenhalts der Gesellschaft. Zudem bildet der Berufsab-
schluss eine bedeutsame Voraussetzung für einen erfolgreichen Einstieg junger
Erwachsener in den Arbeitsmarkt (vgl. BMBF 2015, S. 3). Um den bestehenden
Fachkräftemangel entgegen zu wirken und die Leistungsfähigkeit der deut-
schen Wirtschaft aufrechtzuerhalten, stehen die Ausbildungsbetriebe in der
Verantwortung, die Fachkräfte für die Zukunft auszubilden. Die Reaktion der
Unternehmen ist dabei durch den Zuwachs an betrieblichen Ausbildungsplät-
zen zu verzeichnen, wodurch sich auch die Angebotslage an Lehrstellen für die
suchenden Jugendlichen verbessert. Dennoch erhöht sich jährlich die Anzahl
der unbesetzten Ausbildungsstellen, diese betrugen im Jahr 2015 bundesweit
41.000, was einen Anteil von 7,5 % des Gesamtangebotes darstellt. Besonders
stark ist das Handwerk im Osten Deutschlands von diesen Besetzungsproble-
men (11,3 %) betroffen. Auch branchenübergreifend führen die ostdeutschen
Bundesländer die Rangliste der unbesetzten Ausbildungsstellen, mit Mecklen-
burg-Vorpommern als Spitzenreiter (17,2 %), an. Ebenso liegen Brandenburg
(12,8 %), Thüringen (11,8 %) und Sachsen (9,1 %) weit über und Sachsen-An-
halt (7,3 %) knapp unter dem Bundesdurchschnitt der gemeldeten unbesetz-
ten Ausbildungsstellen. Auch die DIHK Unternehmensbefragung zum Thema
Ausbildung fasst die Besetzungsschwierigkeiten unter der Überschrift „Leere
Lehre in Ostdeutschland“ zusammen und verweist darauf, dass 45 % der
dortigen Betriebe nicht alle Ausbildungsplätze belegen konnten. Dabei sind
ebenfalls deutliche Branchenunterschiede zu verzeichnen. Während im Bun-
desdurchschnitt 31 % der befragten Unternehmen (11.269) offene Ausbil-
dungsstellen registrieren, liegt das Gastgewerbe mit 61 % sowie die Branche
des Handels und des Verkehrs (Transport/Logistik) mit jeweils 33 % unbesetzter
Ausbildungsstellen darüber. Geringfügig unter dem Bundesdurschnitt, den-
noch mit jeweils 30 % offener Ausbildungsstellen, folgen die Branchen des
Baugewerbes und der Industrie (vgl. DIHK 2016, S. 8).

Neben den Besetzungsproblemen der Unternehmen bestehen auf der anderen
Seite Versorgungsprobleme bei den Jugendlichen. Diesbezüglich blieben im
Jahr 2015 80.800 Jugendliche bei der Bundesagentur für Arbeit als suchend
gemeldet, was einem Bundesdurchschnitt von 13,3 % entspricht. Dabei liegt
die Quote der unversorgten Bewerber in Ostdeutschland mit 11,5 % jedoch
unter dem Bundesdurchschnitt (vgl. BIBB 2016, S. 17). Vor allem in Berufen der
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kaufmännischen Bereiche und im Mediensektor bewerben sich die Nachfra-
genden erfolglos auf einen Ausbildungsplatz. Andere Branchen wie die Gastro-
nomie, das Lebensmittelhandwerk sowie der Reinigungsbereich werden seitens
der Jugendlichen immer weniger nachgefragt und Ausbildungsplätze bleiben
frei. Durch die Aggregation von Besetzungs- und Versorgungsproblemen ent-
stehen sogenannte Passungsprobleme auf dem Ausbildungsmarkt, die sich in
den letzten Jahren sowohl in West- als auch in Ostdeutschland kontinuierlich
verschärft haben (vgl. ebd., S. 21).

Bezüglich der Folgen des demografischen Wandels ist ein Rückgang der Aus-
zubildendenzahlen in den neuen Bundesländern deutlich zu verzeichnen. Dies-
bezüglich halbierten sich beispielsweise in Sachsen-Anhalt, im Zeitraum von
2002 bis 2012, die Auszubildenden von 60.000 auf 32.000 (vgl. Kropp et al.
2014, S. 7). Ebenfalls wurden 2014 in Brandenburg nur noch 10.239 neue
Ausbildungsverträge geschlossen, was einen Rückgang von 48,5 % im Ver-
gleich zum Jahr 2000 darstellt (vgl. Wiethölter et al. 2016, S. 14). Auch Thürin-
gen ist von diesem Trend gleichermaßen betroffen und verzeichnet im Jahr
2012 28.770 Jugendliche in der dualen Berufsausbildung, wohingegen es
10 Jahre zuvor noch 47,6 % mehr waren (vgl. Dietrich & Fritzsche 2014, S. 11).
In Mecklenburg-Vorpommern sind derzeit unter 20.000 Jugendliche in der dua-
len Berufsausbildung, im Vergleich zu den 45.000 Jugendlichen im Jahr 2004
sind das noch deutlich weniger als die Hälfte (vgl. Kotte 2016, S. 9 ff.). Dieser
Trend zeigt sich noch drastischer in Sachsen, wo die Anzahl von 59.786 Be-
werbern zum Ausbildungsjahr 2001/2002 im Vergleich zum Ausbildungsjahr
2013/2014 fast um ein Drittel auf 22.096 Bewerber geschrumpft ist (vgl. Sujata
& Weyh 2016, S. 10 f.).

Zum August 2017 waren bei der Bundesagentur für Arbeit in Mecklenburg-
Vorpommern einerseits 3.356 (–7,7 % zum Vorjahr) unbesetzte Ausbildungs-
plätze gemeldet, andererseits aber auch 1.892 (–12,2 %) unversorgte Bewer-
ber (vgl. BA Regionaldirektion Nord 2017b). Diese Rückgänge scheinen jedoch
eher durch geringere Schulabgängerzahlen und ein erweitertes Ausbildungs-
platzangebot begründet zu sein, als durch ein erfolgreiches Matching. Unbe-
setzte Ausbildungsplätze verteilen sich im Wesentlichen auf folgende Berufe
(absolute Zahlen): Koch/Köchin: 262, Restaurantfachmann/-frau: 252, Hotel-
fachmann/-frau: 236; Kaufmann/-frau im Einzelhandel: 189, Verkäufer/-in:
172, Fachkraft Gastgewerbe: 95, Anlagenmechaniker/-in – Sanitär-/Heiz.-Kli-
matechnik: 81, Elektroniker/-in – Energie- und Gebäudetechnik: 79, Fach-
kraft – Lagerlogistik: 73 und Handelsfachwirt/-in: 72 (ebd.). Freie Plätze gibt es
somit vor allem in Berufen des Tourismus- bzw. HoGa-Bereichs, im Handel und
im Handwerk – und damit vornehmlich auch in KMU sowie in Berufen, die
grundsätzlich zu den Berufen mit den höchsten Auszubildendenzahlen zählen –
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 wobei unter den zehn meistausgebildeten Berufen mit Ausnahme des Büro-
kaufmanns/-frau kein klassischer Industrieberuf ist (vgl. Kotte 2016, S. 15).

Abb. 1: Entwicklung der Zahl der Auszubildenden, der neu abgeschlossenen und der vorzeitig ge-
lösten Ausbildungsverträge in Mecklenburg-Vorpommern von 2004 bis 2014 [Quelle: Kotte 2016,
S. 11]

Diese stark besetzten Berufe sind allerdings auch wiederum Berufe, ggf. auch
Betriebe, die eine hohe Vertragslösungsquote aufweisen. Somit zeigt sich für
Mecklenburg-Vorpommern ein erheblicher Rückgang an Ausbildungsverhält-
nissen und eine in absoluten Zahlen weitgehend stabile Anzahl von Vertragslö-
sungen. Dieser Zusammenhang führt zu einer hohen Vertragslösungsquote
von 38,9 % (vgl. INSM 2017), wobei jedoch der Großteil der Jugendlichen im
Dualen System oder gar im Ausbildungsberuf verbleibt. Mecklenburg-Vorpom-
mern verfügt neben Sachsen-Anhalt und Berlin deutschlandweit über die
höchsten Vertragslösungsquoten, die mit den individuellen Ausgangsbedin-
gungen der Jugendlichen korrelieren. Dies führt zu sehr unterschiedlichen Ver-
tragslösungsquoten in den Berufen (s. Abb. 2).

Nach Analysen des IAB-Nord hatte im regionalen Vergleich „der Landkreis Vor-
pommern-Rügen 2013 mit 39,9 Prozent die höchste Quote, umgekehrt die
Hansestadt Rostock mit 28,1 Prozent den niedrigsten Wert“ (Kotte 2016,
S. 21) – dies zeigt erhebliche Disparitäten zwischen städtischem Umfeld und
ländlichen Räumen. Die Deutung der regionalen Lösungsquoten sollte lokal er-
folgen – bei der kleinen Grundgesamtheit dürfte auch „ die Größe des regio-
nalen Ausbildungsmarktes (…) eine wichtige Rolle in Bezug auf die Verände-
rungsraten spielen. Bei diesen Größenordnungen können bereits einige
Dutzend Vertragslösungen mehr oder weniger, z. B. im Zusammenhang mit Be-
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triebsschließungen oder Neuansiedlungen, starke Auswirkungen auf die Lö-
sungsquote verursachen“ (ebd.).

Allerdings deutet die hohe Lösungsquote und die damit verbundene Dynamik
in stark nachgefragten Ausbildungsberufen mit einer Vielzahl an freien Plätzen
bereits an, dass zum einen die wahrgenommene Ausbildungsqualität nicht den
Erwartungen der Auszubildenden entspricht: Der Ausbildungsreport der DGB-
Jugend für Mecklenburg-Vorpommern verweist, trotz einiger positiver Entwick-
lungen, z. B. darauf, dass nur in 33,8 % der Ausbildungsverhältnisse der
betriebliche Ausbildungsplan immer eingehalten wird, 31,7 % der Auszubil-
denden regelmäßig Überstunden ableisten müssen und 16,1 % mindestens
häufig ausbildungsfremde Tätigkeiten ausführen (vgl. DGB-Bezirk Nord 2014,
S. 57). Zum anderen haben viele Auszubildende sehr klare Erwartungen an
Ausbildungsinhalte und -strukturen: Entsprechend bekannter jugendsoziologi-
scher Befunde wollen Jugendliche frühzeitig im Betrieb mitgestalten und Ver-
einbarkeit von Beruf(sausbildung) und Privatleben umsetzen – und sie sind be-
reit und derzeit in der Lage, zügig und erfolgreich den Ausbildungsplatz zu
wechseln. Somit führt die demografische Entwicklung auch zu einer Qualitäts-
debatte im Dualen System.

4 Perspektive III: Berufsbildende Schulen, Lehrkräftebedarf
und Lehrkräftemangel

Die von der KMK veröffentlichten Modellrechnungen zum Lehrereinstellungs-
bedarf und -angebot belegen bundesweit einen Mangel an Lehrerinnen und
Lehrern (vgl. Diettrich & Martens 2016). Für den Zeitraum 2010 bis 2020 liegt

Abb. 2: Ausbildungsberufe mit höchster Lösungsquote in Mecklenburg-Vorpommern 2013 (>100
Auszubildende) [Quelle: Kotte 2016, S. 26]
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der ausgebildete Lehrer/-innennachwuchs stets unter dem Lehrerbedarf.
Durchschnittlich besteht ein jährliches Unterangebot an Lehrkräften für die be-
ruflichen Fächer des Sekundarbereichs II und die berufsbildenden Schulen von
700 Lehrern/-innen (21 %). Somit können im bundesweiten Durchschnitt jähr-
lich nur 79 % des Lehrkräftebedarfs gedeckt werden (vgl. KMK 2011, S. 18 ff.).
Zudem zieht die restriktive Einstellungspolitik der letzten Jahre eine hohe Al-
tersstruktur innerhalb der Lehrkörper der Schulen nach sich. In Mecklenburg-
Vorpommern beispielsweise liegt das Durchschnittsalter der 9.000 beschäftig-
ten Lehrer und Lehrerinnen bei 50 Jahren, wie die Alterspyramide für
Mecklenburg-Vorpommer zeigt (s. Abb. 3)

Abb. 3: Anzahl der Lehrkräfte an den öffentlichen allgemein bildenden Schulen im Schuljahr die
Regelaltersgrenze erreichen [Quelle: MBWK 2015, S. 4]

Das Festhalten an dieser Einstellungspolitik entgegen des sich abzeichnenden
Lehrkräftemangels sowie die Vernachlässigung der Studiengänge zur Siche-
rung des Lehrkräftenachwuchses führen dazu, dass der Bedarf an Lehrer/-in-
nen über alle Schulformen hinweg und speziell für die berufsbildenden Schu-
len quantitativ und qualitativ nicht optimal befriedigt werden kann, trotz
umfangreicher Werbemaßnahmen. Die differenzierte Betrachtung von Lehrer-
einstellungsangebot und -bedarf nach Fachrichtungen zeigt, dass der Lehrkräf-
temangel im gewerblich-technischen Bereich besonders groß ist. Laut Berech-
nungen fehlen den einzelnen Bundesländern vor allem in den Fachrichtungen
Metall-, Elektro- sowie Fahrzeugtechnik geeignete Lehrer/-innen. In den Berei-
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chen der Bau-, Holz- und Textiltechnik sowie der Informationstechnik werden
hingegen eher geringe Bedarfe angenommen (vgl. KMK 2011, S. 21 f.). Auf-
grund des Lehrkräftemangels existieren differenzierte Wege in das Lehramt für
berufsbildende Schulen, die in einigen Fachrichtungen in den letzten Jahren
das „Regelmodell“ einer dreiphasigen beruflichen Lehrerbildung bereits ver-
drängt zu haben scheinen, z. B. als berufsbegleitende Angebote (vgl. Bals,
Eckert & Diettrich 2013). Die Lehrkräfte für die gewerblich-technischen Berufs-
bereiche werden aktuell nur zur Hälfte an der Universität ausgebildet, die an-
dere Hälfte wird über Sondermaßnahmen in den Schuldienst eingestellt. Dabei
handelt es sich um Quer- und Seiteneinsteiger, die auf Grundlage eines Fach-
studiums im Mangelfach, wie z. B. dem Ingenieurwesen, rekrutiert werden. In
Mecklenburg-Vorpommern reichen bereits derzeit die universitären Ausbil-
dungszahlen nicht aus, obwohl sich der Einstellungsbedarf, auch im Berufsfeld
Wirtschaft und Verwaltung, bis 2021 nochmals deutlich erhöhen wird (vgl.
MBWK 20115, S. 23). Das Ziel der quantitativen Sicherung des Lehrernach-
wuchses an berufsbildenden Schulen und vor allem im gewerblich-technischen
Bereich darf allerdings nicht zur Vernachlässigung der Qualität der Ausbildung
von Lehrern/-innen führen. Die Professionalität der Lehrkräfte im berufsbilden-
den Bereich entscheidet darüber, ob und wie die Schulabgänger/-innen auf das
Berufsleben vorbereitet werden (vgl. Tautz 2012).

Die bundesweit seit 2004 aufgrund der demografischen Entwicklung und ver-
änderten Bildungswahlverhaltens rückgängigen Schülerzahlen im dualen Sys-
tem spiegeln sich nicht in der Anzahl der Lehrkräfte des berufsbildenden Schul-
wesens wider – die Anzahl der Lehrer und Lehrerinnen ist in der Zeitspanne
von 2004 bis 2011 um 2,7 % gestiegen, dies ist jedoch durch die detaillierte
Betrachtung der Lehrkräfte nach Teilzeit- und Vollzeitbeschäftigten begründ-
bar. Während bei den Vollzeitbeschäftigten 2.000 Lehrende weniger zu ver-
zeichnen sind, hat sich die Zahl der Lehrer und Lehrerinnen in Teilzeit im glei-
chen Zeitraum um 4.000 erhöht (vgl. StaBa 2012, S. 122). Im Schuljahr
2011/12 waren rund 125.000 Lehrer und Lehrerinnen an berufsbildenden
Schulen beschäftigt. Die Aufteilung der Lehrenden auf die einzelnen Schulfor-
men verhält sich entsprechend den Schülerzahlen: 67 % der Lehrer und Lehre-
rinnen sind im Bereich der Berufsausbildung beschäftigt, wobei 36 % in den
Teilzeit-Berufsschulen und 31 % in den vollzeitschulischen Berufsschulen Be-
schäftigung finden. Auch in den anderen Schulformen sind die Abstufungen
der Lehrerzahlen äquivalent zu den Schülerzahlen (vgl. ebd.).

Entscheidend für die Qualität des Berufsschulunterrichts sind, neben ausrei-
chender Anzahl und Kompetenz der Lehrkräfte, die räumlich-materielle Aus-
stattung von berufsbildenden Schulen sowie die regionale Nähe zum Ausbil-
dungsbetrieb und somit die tatsächliche Möglichkeit zur Lernortkooperation.

Andreas Diettrich & Vivien Peyer

112



Dies fördert die Akzeptanz dieses Lernorts bei den Jugendlichen als auch bei
den Unternehmen. Diese Akzeptanz wird letztendlich auch durch die Kultus-
politik geprägt, die sich nicht immer eindeutig bezüglich der Privilegierung ei-
nes öffentlichen beruflichen Schulwesens im Dualen System gegenüber privat-
wirtschaftlichen Alternativen bekennt (vgl. Diettrich & Kaiser 2015).

Im DGB Ausbildungsreport Mecklenburg-Vorpommern schätzen 55,7 % der
Befragten die fachliche Qualität des Berufsschulunterrichts als gut oder sehr
gut ein, 14,9 % als ausreichend oder schlecht (vgl. DGB-Bezirk Nord 2014,
S. 21). Die im Rahmen der Ausbildungsumfrage der IHK zu Rostock befragten
Ausbildungsbetriebe (N=100) sind zu 13 % sehr zufrieden mit der Berufsschule,
zu 73 % immerhin zufrieden – allerdings wird die Entfernung zur Berufsschule
von 47,1 % der Betriebe als Ausbildungshemmnis benannt – wohlbemerkt im
Kammerbezirk Rostock, mit einer vergleichsweise hohen städtischen Berufs-
schuldichte (vgl. IHK zu Rostock 2017). Bundesweit wird dieser Zusammen-
hang nur zu 15 % genannt (vgl. DIHK 2016, S. 15). Diese Problematik wird be-
sonders daran deutlich, dass die aktuelle Schulnetzplanung landesweit eine
Reduktion von 27 auf 13 selbständige Regionale Berufliche Bildungszentren
vorsieht, die sich in der Regel im städtischen Umfeld befinden.

Abb. 4: Schulnetzplanung im demografischen Wandel [Quelle: MBWK 2013]

Diese Konzentration ermöglicht zwar eine weitgehend berufshomogene Klas-
senbildung (häufig in Landesfachklassen), ob jedoch dieser Konzentrations-
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prozess die Identifikation von Auszubildenden, Betrieben, Lehrkräften und
Regionen mit „ihrer“ Berufsschule fördert, darf bezweifelt werden. Die Auswir-
kungen auf die Qualität des Berufsschulunterrichts und letztendlich auf die
Grundstrukturen des Dualen Systems werden im Bundesland zumindest kon-
trovers diskutiert. Eindeutig ist, dass es auch bezüglich der Lehrkräfteversor-
gung an berufsbildenden Schulen demografische Effekte und einen Fachkräf-
temangel gibt. Auch wenn im Bildungsmonitor der Initiative Neue Soziale
Marktwirtschaft 2017 Mecklenburg-Vorpommern den 7. Platz erreicht hat,
werden die Altersstruktur der Lehrkräfte und die hohen Vertragslösungsquoten
auch hier als Schwächen hervorgehoben (vgl. INSM 2017).

5 Ein vorläufiges Fazit

Beim Zusammenführen der bisherigen Überlegungen ist zum einen festzustel-
len, dass zwar viele Einzelbefunde zu „Demografie und Fachkräftesicherung“
in Mecklenburg-Vorpommern existieren, diese Befunde aber disparat und zum
Teil widersprüchlich nebeneinanderstehen bzw. erklärungsbedürftig sind.
Wechselwirkungen zwischen z. B. Ausbildungsqualität, Schulnetzplanung und
Akzeptanz bzw. Attraktivität des Dualen Systems können nur vermutet wer-
den. Allerdings scheinen die Entwicklungen zu ernsten Konsequenzen im Bil-
dungs- und Beschäftigungssystem zu führen. Zum anderen fehlt eine interdiszi-
plinäre Forschung, die z. B. volkswirtschaftliche, wirtschaftsgeographische und
berufs- und wirtschaftspädagogische Perspektiven verschränkt und im Sinne
von Praxis- und Politikberatung empirisch abgesicherte Handlungsempfehlun-
gen geben kann. Diese Forschung müsste sich auch vom Prinzip der Status-
Quo-Analysen zu bestimmten Zeitpunkten lösen und eher längsschnitthaft Pro-
zesse und Wechselwirkungen in den Blick nehmen.

Auch wenn Mecklenburg-Vorpommern hier als Bundesland im Fokus steht, ist
doch darauf zu verweisen, dass in den einzelnen Landesteilen sehr unter-
schiedliche Entwicklungen zu beobachten sind: Somit müssten genauere wis-
senschaftliche Analysen, aber auch die Handlungskonzepte von Arbeitsmarkt-
und Berufsbildungspolitik bzw. der Berufsbildungspraxis, lokale, Branchen-
oder Berufsspezifika stärker berücksichtigen. So steht z. B. in der Küstenregion
Mecklenburg-Vorpommerns insbesondere die Werftindustrie mit ihren Zuliefer-
strukturen im Zentrum des Interesses, aber auch die Tourismusbranche. In
Westmecklenburg haben Wirtschaftsbeziehungen nach Hamburg erhebliche
Bedeutung und führen zu einer hohen Auspendlerrate – dagegen dominiert im
ländlichen Raum häufig noch der primäre Sektor. Während die Region Rostock
wächst und wirtschaftlich prosperiert, finden sich in ländlichen Regionen ande-
re Problemlagen oder weiterhin gar Abwärtsspiralen, „die sich in erster Linie in
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einem partiell anhaltenden Schrumpfungs- und Abwanderungsprozess ausdrü-
cken“ (Nord/LB 2016, S. 2).

Der regionale bzw. lokale Fokus erscheint aber nicht nur für die Forschung,
sondern auch für die Gestaltung der Berufsbildung im demografischen Wandel
zentral zu sein: „Zur Minderung von Passungsproblemen müssen wir unser Au-
genmerk auf die Entwicklung attraktiver berufsfachlicher Arbeitsmärkte rich-
ten, die Karriereperspektiven in der Region bieten“ (Esser 2017, S. 4). Zum jet-
zigen Zeitpunkt kann also als vorläufiges Fazit formuliert werden, dass nur eine
Stärkung des beruflichen Bildungssystems (in Kooperation mit hochschulischen
Angeboten und Karrierepfaden) in den Regionen Mecklenburg-Vorpommerns
zur Fachkräfteentwicklung und -sicherung beitragen kann, das für junge Men-
schen Bildungs- und damit Bleibeperspektiven bietet – und somit wiederum die
Nachfrage und Attraktivität der Beruflichen Bildung steigert. Betrachtet man
auch diese Wechselwirkungen spiralförmig, ist es u. E. allerdings durchaus of-
fen, ob es sich derzeit um eine Abwärts- oder doch um eine Aufwärtsspirale
handelt.
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Fachkräftesituation in Sachsen

Manuela Niethammer & Robert Eichinger

Die Fachkräftesituation in den ostdeutschen Bundesländern stellt sich zuneh-
mend auch als Passungsproblem dar. Das heißt, Angebote von und die Nach-
frage nach Ausbildungsplätzen bestehen nebeneinander, ohne sich gegenseitig
aufzuheben. Die Entwicklung geeigneter Unterstützungen für die Unterneh-
men einerseits und die Ausbildungssuchenden andererseits, erfordert zunächst
die Ursachen für die bestehenden Versorgungs- und Besetzungsprobleme zu dif-
ferenzieren. Grundlage hierfür wiederum ist eine fundierte, regional fokussierte
Analyse des Ist-Zustandes der Fachkräftesituation sowie der Ausbildungssitua-
tion. Unter diesem Gesichtspunkt werden nachfolgend die Ergebnisse verschie-
dener statistischer Erhebungen diskutiert und aufeinander bezogen. Hierüber
werden Aussagen zu Ursachen und möglichen Unterstützungsmaßnahmen der
Unternehmen abgeleitet.

1 Fachkräftesituation in Sachsen

Entwicklung der erwerbsfähigen Bevölkerung in Sachsen

Ende 2014 gingen in Sachsen laut Statistischem Landesamt Kamenz 1.515.019
Menschen einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung nach. Die Zahl
der sozialversicherungspflichtigen Arbeitnehmer/-innen stieg damit seit 2005,
als sie mit 1.332.240 Menschen ein Rekordtief erreichte, um 13,7 Prozent (vgl.
Statistisches Jahrbuch Sachsen 2006, S. 144). Das 2015 veröffentlichte Fach-
kräftemonitoring der Sächsischen Industrie- und Handels- sowie Handwerks-
kammern zeigt auf, dass parallel zur steigenden Anzahl von Arbeitsplätzen
durch demografiebedingte Strukturveränderungen die einzelnen Alterskohor-
ten der sächsischen Beschäftigten untereinander verschoben wurden. Die Be-
schäftigungsgruppen der unter 30-Jährigen sowie der 30- bis 50-Jährigen nah-
men von ca. 22 auf 19 Prozent bzw. 53 auf 46 Prozent ab. Im Gegensatz dazu
stieg der Anteil der über 50-Jährigen von 30 auf 34 Prozent an (vgl. Sächs. IHK
u. AG der Sächs. HWK 2015, S. 11, Abb. 4). Damit kann der Anteil jüngerer
Beschäftigter die zu erwartenden planmäßigen Abgänge der heute über 50-
Jährigen nicht kompensieren, es scheiden mehr Menschen aus dem Erwerbsle-
ben aus als eingestellt werden. Das Ausmaß fehlender Beschäftigter wird unter
Berücksichtigung der 6. Regionalisierten Bevölkerungsvorausberechnung des
Freistaates Sachsen deutlich. Obwohl die Einteilung der einzelnen Alterskohor-
ten in Vergleich zum Fachkräftemonitoring 2015 unterschiedlich strukturiert
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ist, lassen sich Entwicklungstendenzen hinsichtlich des zukünftigen Fachkräf-
teangebots ablesen. Demnach schrumpft die Bevölkerung je nach zu Grunde
liegendem Szenario von 4.055.300 Menschen im Jahr 2014 bis 2030 zwischen
1,4 und 5,0 Prozent auf 3.997.500 bzw. 3.851.400 Menschen. Obwohl die
Bevölkerungsvorausberechnungen bis 2030 einen Zuwachs der Alterskohorte
der unter 20-Jährigen bis zu 10,2 Prozent veranschlagen, gleicht dies die zu er-
wartenden Rückgänge in der darauffolgenden Alterskohorte der 20- bis 65-
Jährigen im Zeitverlauf 2014 bis 2030 nicht aus. Bis zum Ende des nächsten
Jahrzehnts schrumpft diese Altersgruppe wahrscheinlich zwischen 12,5 und
16,4 Prozent (vgl. Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen 2016, S. 9).

Qualifikationsstruktur sozialversicherungspflichtig Beschäftigter

Auch die Qualifikationsstruktur der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten
veränderte sich, wobei tendenziell ein Anstieg der Qualifikationsniveaus zu ver-
zeichnen ist. Von den 1.515.019 Menschen, die Ende 2014 einer sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigung nachgingen, besaßen knapp 70 bzw. 16 Pro-
zent einen anerkannten Berufs- oder Hochschulabschluss. Nur 6 Prozent der
Beschäftigten konnten keinen Abschluss nachweisen. Weitere 8 Prozent äußer-
ten sich allerdings nicht zu dieser Frage (vgl. Sächs. IHK u. AG der Sächs. HWK
2015, S. 12). Im Vergleich zu 2005 veränderte sich damit die Beschäftigungs-
struktur deutlich. Die Zahl derer, die einen Berufsabschluss vorweisen konnten,
lag 2005 mit 61,8 Prozent knapp 10 Prozentpunkte unter dem Wert von 2014.
Auch die Zahl der Hochschulabsolventen/-innen war mit 10,8 Prozent wesent-
lich niedriger. Genau umgekehrt präsentiert sich die Entwicklungen der Zahlen
Ungelernter bzw. der Anteil derer, die keine Angaben machten. So lag der An-
teil von Menschen ohne Berufsabschluss bei 17,3 Prozent, keine Angaben
machten hingegen 10,1 Prozent (vgl. Statistisches Landesamt des Freistaates
Sachsen 2006, S. 144).

Arbeitsmarktsituation

Nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit (2014) sank im Zeitraum von
Ende 2005 bis 2014 die Zahl der arbeitslos gemeldeten Menschen in Sachsen
von 18,2 auf 8,4 Prozent. Während die Unternehmen zunächst freie Stellen re-
lativ problemlos besetzen konnten, nimmt seit einiger Zeit die Zahl der vakan-
ten Stellen zu. Die im Dezember 2014 von der Bundesagentur für Arbeit veröf-
fentlichte Arbeitsmarktstatistik ergab für Sachsen 23.054 unbesetzte Stellen.
Circa die Hälfte davon in Höhe von 11.773 nicht besetzter Arbeitsplätze be-
fand sich im Dienstleistungsbereich, während auf das produzierende Gewerbe
mit 4.200 Vakanzen knapp ein Fünftel der freien Positionen entfiel. Die übri-
gen Bereiche vereinigten auf sich 7.081 unbesetzte Stellen (vgl. Bundesagentur
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für Arbeit 2014, S. 10). Demnach ist besonders der Dienstleistungssektor und
das produzierende Gewerbe mit der Herausforderung konfrontiert, vermehrt
offene Stellen nicht besetzen zu können. Die Hintergründe dieser Entwicklung
können zum Teil anhand des Mitte 2014 durch das Statistische Landesamtes ver-
öffentlichten Datenmaterials über die Beschäftigungsentwicklung in den einzel-
nen Wirtschaftsbereichen abgelesen werden. Im untersuchten Zeitraum wurden
branchenübergreifend neue Arbeitsplätze geschaffen. Die branchenspezifi-
schen Zuwächse fielen hingegen sehr unterschiedlich aus. Innerhalb des Unter-
suchungszeitraums stieg die Gesamtzahl der Arbeitsplätze im Freistaat um
27.170 an. Davon entfielen allein auf den Dienstleistungssektor 20.650 neue
Stellen. 5.845 zusätzliche Stellen entstanden im produzierenden Gewerbe. Alle
anderen Branchen legten um 675 Stellen zu (vgl. Statistisches Landesamt des
Freistaates Sachsen 2015, S. 144). Nahezu alle zusätzlich geschaffenen Stellen
entfielen auf die beiden dominierenden Wirtschaftsbranchen. Im Umfeld einer
tendenziell schrumpfenden erwerbsfähigen Bevölkerung erscheint es nachvoll-
ziehbar, dass die Branchen mit den stärksten Arbeitsplatzzuwächsen, sich auch
der größten Herausforderung gegenüber konfrontiert sehen, diese zu beset-
zen.

Nach den Gründen geplanter Einstellungen befragt, gab die überwältigende
Mehrheit der teilnehmenden Unternehmen (67 Prozent) einen „zusätzlichen
Bedarf“ an. 12 Prozent der Betriebe erklärten, aufgrund altersbedingter Ab-
gänge neue Mitarbeiter/-innen einstellen zu wollen. 13 Prozent nannten die
neu eingeführte „Rente mit 63“ als Grund für beabsichtigte Neueinstellungen
und für 6 Prozent der Unternehmer/-innen waren temporäre Gründe aus-
schlaggebend (vgl. Sächs. IHK u. AG der Sächs. HWK 2015, S. 22, Abb. 13).

Im Kontext der Befragung der Unternehmen zum zukünftigen Fachkräftebe-
darf differieren die Antworten hinsichtlich der „gefühlten“ Fachkräftesituati-
on“ im eigenen Unternehmen, in der Region bzw. Branche. Allgemein bestand
über alle Wirtschaftsbereiche hinweg der Trend, für die eigene Branche einen
größeren Fachkräftemangel anzunehmen als für die Region oder das eigene
Unternehmen. Besonders in der Baubranche war der Abstand zwischen gene-
rell und unternehmensbezogen wahrgenommenem Fachkräftemangel beson-
ders hoch. 61 Prozent der Befragten gingen von einem Fachkräftemangel in
der Branche aus, wohingegen der gefühlte Mangel für die Region nur noch bei
21 und für das eigene Unternehmen bei 19 Prozent lag (vgl. Sächs. IHK u. AG
der Sächs. HWK 2015, S. 27, Abb. 19). In der nachfolgenden Abb. 1 werden
die Ergebnisse aller Branchen vergleichend gegenübergestellt.
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Abb. 1: Hypothesen hinsichtlich des Fachkräftemangels (FKM) im Unternehmen, der Region und
der Branche (1.342 Unternehmen, Mehrfachnennungen möglich) [Quelle: Sächs. IHK u. AG der
Sächs. HWK 2015, S. 27, Abb. 19]

Bei der Analyse und Bewertung des eigenen Fachkräftemangels legen die Un-
ternehmen gemäß des Fachkräftemonitoring 2015 verschiedene Indikatoren
zugrunde. Die Kriterien werden sowohl aus der Perspektive des Personalma-
nagements als auch der Leistungserbringung abgeleitet.

Im Bereich Personalmanagements wird der zunehmend unzureichend gedeckte
Fachkräftebedarf anhand verschiedener Aspekte festgemacht:

• Rückgang an Bewerbungen (84 Prozent),

• zunehmende Anzahl der geleisteten Überstunden (48 Prozent),

• Senkung der Qualifizierungsanforderungen von Mitarbeitern/-innen
(44 Prozent),

• Einsatz von Zeitarbeitern/-innen (23 Prozent).

Mit Blick auf die Leistungserbringung zeigen nach Meinung der befragten Un-
ternehmen folgende Kriterien einen Fachkräftemangel an:

• die Ablehnung von Aufträgen wegen fehlender Kapazitäten (34 Prozent),

• die Nichteinhaltung von Fertigstellungsterminen (29 Prozent),

• temporäre Auslagerung von Aufträgen (28 Prozent),

• Einschränkungen des Leistungsangebotes (27 Prozent),
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• Forderungen nach Nachbesserungen bzw. Regressforderungen (17 Pro-
zent) sowie

• dauerhaftes Auslagern von Aufträgen (Outsourcing) (9 Prozent) (vgl.
Sächs. IHK u. AG der Sächs. HWK 2015, S. 28, Abb. 12 und 13).

Gegenwärtige und zukünftige Qualifikationsanforderungen

Der anhaltende Zuwachs an Arbeitsplätzen führte nicht nur zu einem Anstieg
der quantitativen Nachfrage an Arbeitskräften, sondern auch zu einer stärke-
ren Streuung der Qualifikationsanforderungen für offene Stellen. Die im Fach-
kräftemonitoring 2015 veröffentlichten Ergebnisse verweisen mit 51 Prozent
auf einen – im Vergleich zu den Vorjahren – nahezu unverändert hohen Bedarf
an Facharbeitern/-innen bzw. Gesellen/-innen. Dagegen ist die Nachfrage an
Ungelernten bzw. Angelernten auf 22 Prozent gestiegen und damit im Ver-
gleich zur letzten Erhebung mehr als doppelt so groß. Der Bedarf an Techni-
ker/-innen bzw. Meistern/-innen ist mit 9 Prozent auf dem Niveau der letzten
Jahre geblieben. Dagegen werden sehr viel weniger Hochschulabsolventen/-in-
nen gesucht. Die Anzahl offener Stellen, die ein erfolgreich absolviertes Hoch-
schulstudium voraussetzen, sank zwischen 2007 und 2014 von 32 auf 18 Pro-
zent (vgl. Sächs. IHK u. AG der Sächs. HWK 2015, S. 22, Abb. 13).

Diese tendenziellen Verschiebungen bei den Qualifikationsanforderungen of-
fener Stellen könnten sich in näherer Zukunft manifestieren. Gemäß dem
Fachkräftemonitoring 2015 für Sachsen prognostizieren die teilnehmenden
Unternehmen für die nächsten zwölf Monate einen Bedarf von 2.206 Mitar-
beitern/-innen. Die Unternehmen gaben zu 45 Prozent an, zukünftig wahr-
scheinlich Mitarbeiter/-innen mit Facharbeiterabschluss und zu 35 Prozent
ungelernten Mitarbeiter/-innen zu suchen. Der zukünftige Bedarf an Hoch-
schulabsolventen/-innen und Meistern/-innen bzw. Technikern/-innen wurde
mit 14 bzw. 6 Prozent veranschlagt (vgl. Sächs. IHK u. AG der Sächs. HWK
2015, S. 21, Tab. 10).

Differenziert nach den Wirtschaftsbereichen zeigt sich, dass vor allem im Hand-
werk mit 74 Prozent und in der Baubranche zu 66 Prozent Facharbeiter/-innen
und Gesellen/-innen gesucht werden. Dahingegen liegt Nachfrage an unge-
lernten Beschäftigten in den beiden Branchen bei 8 bzw. 5 Prozent. Im Gegen-
satz dazu sind im Dienstleistungsbereich 33 Prozent der offenen Stellen für an-
bzw. ungelernte Arbeitskräfte ausgeschrieben (vgl. Sächs. IHK u. AG der Sächs.
HWK 2015, S. 17). In der Abb. 2 wird das Gesamtprofil der Qualifikationsanfor-
derungen der offenen Stellen noch einmal differenziert.
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Abb. 2: Qualifikationsanforderungen der offenen Stellen 2015 nach Wirtschaftsbereichen (bezo-
gen auf die teilnehmenden Unternehmen) [Quelle: Sächs. IHK u. AG der Sächs. HWK 2015, S. 17,
Abb. 9]

2 Die Ausbildungssituation

Ausgangssituation

Das Engagement in der beruflichen Aus- und/oder Weiterbildung ist das zen-
trale Element, um dem realen oder vorausgesagten Fachkräftemangel entge-
genzusteuern. Vor diesem Hintergrund wurden Unternehmen hinsichtlich ihrer
eigenen Ausbildungssituation, einschließlich ihrer Einstellung zu spezifischen
Aspekten der Ausbildung, untersucht. Von den 1.440 befragten Unternehmen
geben 512 an, dass sie insgesamt 2.284 Lehrlinge ausbilden. Damit bilden nur
rund 36 Prozent der teilnehmenden Unternehmen aus und der Anteil der Aus-
zubildenden an der Gesamtzahl der Beschäftigten beträgt 4 Prozent. Die meis-
ten ausbildenden Unternehmen finden sich in den Bereichen produzierendes
Gewerbe (36 Prozent) und Dienstleistung (32 Prozent). Die kleinste Gruppe der
ausbildenden Unternehmen stellt das Baugewerbe dar (6 Prozent) (vgl. Sächs.
IHK u. AG der Sächs. HWK 2015, S. 14, Tab. 6).

Als ein relevanter Aspekt für die Ausbildungsbereitschaft der Unternehmen
wird häufig die Unternehmensgröße diskutiert, da es besonders den Klein- und
Kleinstunternehmen schwerfällt, alle Kriterien für die Befähigung zur berufli-
chen Ausbildung zu erfüllen. Dieser Aspekt spiegelt sich auch in den Umfrage-
ergebnissen wider. Während 37 Prozent der befragten Unternehmen mit mehr
als 250 Beschäftigten und 36 Prozent der Unternehmen mit 50–249 Beschäf-
tigten ausbilden, sinkt die Ausbildungsbeteiligung bei kleineren Unternehmen.
Unternehmen mit 20–49 Beschäftigten bilden nur noch zu 19 Prozent und Un-
ternehmen mit weniger als 20 Beschäftigten sogar nur noch zu 8 Prozent aus.
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Das eingangs avisierte Passungsproblem lässt sich über den Vergleich der ge-
meldeten Bewerber/-innen und den gemeldeten Berufsausbildungsstellen
quantifizieren. Zur Einordnung der Größen sind diese an der Zahl der Schulab-
gänger/-innen zu spiegeln. Laut den Angaben des Statistischen Landesamtes
des Freistaates Sachsen gingen im Jahr 2016 in Sachsen insgesamt 29.678 Ju-
gendliche von den allgemeinbildenden Schulen ab, womit die Zahl der Absol-
venten/-innen seit 2011 (ca. 21.000) kontinuierlich leicht ansteigt. Von den
Absolventen/-innen erzielten 8,0 Prozent (2.378) einen Hauptschulabschluss,
52 Prozent (15.373) einen Realschulabschluss und 31,6 Prozent (9.394) eine
allgemeine Hochschulreife. Insgesamt 8,4 Prozent (2.533) der Jugendlichen
verließen die allgemeinbildende Schule ohne Hauptschulabschluss (vgl. Statisti-
sche Landesamt des Freistaates Sachsen 2017).

Im gleichen Jahr wurden 18.203 Ausbildungsverträge neu abgeschlossen, wo-
bei diese Zahl nicht nur durch Absolventen/-innen der allgemeinbildenden
Schulen des gleichen Jahres gespeist wird. Die Anzahl der neu abgeschlosse-
nen Verträge sowie die Summe der Auszubildenden sind seit dem Schuljahr
2013/14 annähernd konstant.

Passungsprobleme werden über die bisherigen statistischen Betrachtungen
nicht zugänglich. Dazu bedarf es vielmehr des Vergleichs der unversorgten Be-
werber/-innenzahlen für eine berufliche Ausbildung mit den unbesetzten Be-
rufsausbildungsstellen. Hierfür wird auf statistische Angaben der Arbeitsagen-
tur zurückgegriffen: Im Jahr 2015/16 wurden 19.894 Berufsausbildungsstellen
bei der Agentur für Arbeit in Sachsen gemeldet. Dem gegenüber standen
21.296 gemeldete Bewerber/-innen, von denen insgesamt 17.931 im Jahr
2015/16 versorgt wurden. Somit fanden 3.365 Bewerber/-innen (15,8 Prozent)
in diesem Jahre keinen Ausbildungsplatz. Trotz der insgesamt ausreichenden
Bewerber/innenzahl blieben 5.351 und damit mehr als ein Viertel (26,9 Pro-
zent) der gemeldeten Ausbildungsstellen unbesetzt (vgl. Bundesagentur für Ar-
beit 2016, S. 4). Für die Bewertung der Angaben ist zu bedenken, dass jeweils
nur die gemeldeten Stellen erfasst werden können. Offensichtlich nahmen ei-
nige Bewerber/-innen andere Angebote als die gemeldeten Ausbildungsstellen
wahr, wie z. B. Aufnahme einer Ausbildung an der Fachoberschule, da die Zahl
der gemeldeten Stellen nicht adäquat zu den versorgten Bewerber/-innen
sinkt. Die hohe Zahl der unbesetzten Angebote offenbart, dass es nicht umfas-
send gelingt, die potenziellen Bewerber/innen für die berufliche Ausbildung zu
interessieren und einzubinden. Neben der Zahl der unbesetzten Angebote wir-
ken zusätzlich die Ausbildungsabbrüche negativ auf die Personalplanung. Im
Jahr 2016 wurden 5.699 Ausbildungsverträge vorzeitig gelöst. Bedenkt man
die Zahlen der unbesetzten Ausbildungsstellen und die der vorzeitig gelösten
Ausbildungsverträge, wird das Ausmaß der Besetzungsprobleme der Unterneh-
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men transparent. Den Unternehmen gelingt es nicht umfassend potenzielle Be-
werber/-innen für sich und somit für eine berufliche Karriere zu gewinnen.

Die Zahlen untersetzen das bereits bekannte Phänomen des Fachkräfteman-
gels, hier bezogen auf die Berufseinsteiger/-innen. Gründe für die fehlende
Passung werden in dieser Diskussion nicht analysiert.

Ausbildungshemmnisse

Im Folgenden wird die Perspektive der Unternehmen weiter untersetzt, indem
deren Einstellungen zur beruflichen Ausbildung sowie deren Maßnahmenkata-
log zur Steigerung der Attraktivität der beruflichen Ausbildung hinterfragt wer-
den. Hierzu werden Ergebnisse der DIHK-Ausbildungsumfrage aus dem Jahr
2016 aufgegriffen. An der Umfrage beteiligten sich 172 Dresdner Unterneh-
men, von denen 167 ausbildungsberechtigt sind und 153 derzeitig ausbilden
(vgl. IHK Dresden 2016, S. 2).

Auf die Frage, ob für die Unternehmen Ausbildungshemmnisse relevant sind,
bestätigten dies 73 Unternehmen (46,8 Prozent). 70 Unternehmen äußerten
sich zu den Gründen, wobei Mehrfachnennungen möglich waren. Danach ist
ein herausstechendes Ausbildungshemmnis, welches 74,3 Prozent der Unter-
nehmen angaben, dass die Schulabgänger/-innen unklare Berufsvorstellungen
mitbringen. 28,6 Prozent verweisen darauf, dass sich die Bewerber/-innen trotz
eines Übernahmeangebotes nach der Ausbildung für ein anderes Unterneh-
men oder einen anderen Bildungsweg entscheiden, was offensichtlich zur Sen-
kung der Ausbildungswilligkeit der Unternehmen führt. Bei 21,4 Prozent der
Unternehmen ist die Entfernung zur Berufsschule zu groß und 18,6 Prozent
der Unternehmen geben allgemein an, schlechte Erfahrungen gemacht zu ha-
ben. Weitere Nennungen beziehen sich auf Schwierigkeiten bei der Zusam-
menarbeit mit der Berufsschule, unsichere wirtschaftliche Perspektiven sowie
die fehlende Übernahmemöglichkeit von Auszubildenden.

Mit Blick auf die Auszubildenden stellen insgesamt 162 der 172 befragten Un-
ternehmen Mängel in der Ausbildungsreife der heutigen Schulabgänger/-innen
fest. Dabei beklagen 62,4 Prozent der Unternehmen, die fehlende Leistungsbe-
reitschaft und Motivation der Schulabgänger/-innen. Ebenso wird die Belast-
barkeit der Auszubildenden von 56,2 Prozent der Befragten mit mangelhaft
bewertet. Es werden zudem Defizite in den elementaren Rechenfertigkeiten
(54,3 Prozent) sowie dem mündlichen und schriftlichen Ausdrucksvermögen
(45,1 Prozent) beklagt (vgl. IHK Dresden 2016, S. 3 f.).

Hinsichtlich der Bewertung der gegenwärtigen Fachkräftesituation sind im Be-
sonderen die Strategien und Maßnahmen der Unternehmen interessant, mit
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denen sie auf die verschiedenen Problemlagen reagieren. Nachfolgend werden
Maßnahmen aufgeführt, die die Unternehmen bereits für sich erkannt und
umgesetzt haben, wobei diese nach den jeweiligen Adressatengruppen diffe-
renziert werden. Zunächst stehen die Gewinnung und die Förderung der Aus-
zubildenden im Fokus. Anschließend werden Maßnahmen zur Einstellung aus-
ländischer Arbeitsnehmer/-innen sowie von Ungelernten betrachtet.

3 Maßnahmen der Unternehmen zur Fachkräftesicherung

Gewinnung und Förderung von Auszubildenden

Da Ausbildungsstellen zunehmend unbesetzt bleiben, rückt die Gewinnung
von Auszubildenden für viele Unternehmen in den Vordergrund. Die im Fach-
kräftemonitoring 2015 meistgenannten Maßnahmen hierfür sind: das Angebot
von Praktikumsplätzen (58,7 Prozent) und ein verbessertes Ausbildungsmarke-
ting (39,9 Prozent). Viele Unternehmen erschließen außerdem neue Bewer-
ber/-innengruppen, wie Studienabbrecher/-innen (38,4 Prozent) oder kooperie-
ren mit Schulen (29,7 Prozent) (vgl. Sächs. IHK u. AG der Sächs. HWK 2015,
S. 4 f.).

Auf die o. g. Mängel in der Ausbildungsreife reagieren die befragten Unterneh-
men auf unterschiedliche Weise, wobei 32,6 Prozent auch angeben, dass es in
ihrem Betrieb nicht möglich ist, leistungsschwächere Schulabgänger/-innen zu
fördern. Dem stehen 28,6 Prozent gegenüber, die grundsätzlich lernschwäche-
ren Jugendlichen eine Chance geben und das auch ohne öffentliche Unter-
stützung. Um die Lernschwächen der Schüler/-innen auszugleichen, bieten
24,5 Prozent Nachhilfe im eigenen Unternehmen und 22,5 Prozent nutzen
ausbildungsbegleitende Hilfen der Agentur für Arbeit. Jeweils 14,9 Prozent der
Unternehmen ermöglichen Jugendlichen, die bei einem Bildungsträger ausgebil-
det werden, betriebliche Praxisphasen und bieten langfristige Schülerpraktika
zum Lernen im Betrieb an. Über diese Praxisbegegnung können Unternehmen
und Jugendliche einander kennenlernen, was ggf. zu einem Ausbildungsinte-
resse oder sogar Ausbildungsverhältnis führen kann.

Die Reflexion der Ausbildungssituation erfolgte hier unter dem Gesichtspunkt,
dass die Unternehmen die Ausbildung als eine Maßnahme wahrnehmen, die
eigene Fachkräftesituation proaktiv zu gestalten. Dieser Ansatz würde voraus-
setzen, dass die Ausbildung einen Einstieg in eine langfristige Beschäftigung
darstellt. Interessanterweise wollen jedoch nur zwei Drittel (67,4 Prozent) der
Unternehmen ihre Auszubildenden übernehmen (vgl. Sächs. IHK u. AG der
Sächs. HWK 2015, S. 7). Im Umkehrschluss hieße das, dass ein Drittel der Be-
fragten dieser Form der Personalentwicklung nicht bedürfen, was wiederum
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die Interpretation zulässt, dass in diesen Unternehmen der Fachkräftebedarf
abgedeckt sein dürfte.

Einstellung ausländischer Arbeitnehmer

Im Fachkräftemonitoring 2015 wurden Gründe untersucht, die eine Einstellung
ausländischer Arbeitnehmer/-innen behinderten. 81 Prozent der teilnehmenden
Unternehmen verwiesen darauf, dass Sprachbarrieren die Einstellung erschwe-
ren. Genannt wurden ebenso Unsicherheit über das Qualifikationsniveau
(45 Prozent), bürokratische Hürden (28 Prozent) sowie kulturelle Unterschiede
(24 Prozent) (vgl. Sächs. IHK u. AG der Sächs. HWK 2015, S. 25). Trotz der Vor-
behalte stieg die Zahl der ausländischen Beschäftigten in Sachsen. Zwischen
2015 und 2016 kletterte sie innerhalb eines Jahres von 2,8 auf 3,2 Prozent.
Die darin verborgene Dynamik wird bei Betrachtung der absoluten Zahlen bzw.
der Analyse des Beschäftigungsaufbaus ersichtlich. Binnen Jahresfrist stieg die
Zahl der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisse um 10.992
auf 1.553.258. Mehrheitlich getragen wurde dieser Zuwachs von ausländi-
schen Arbeitnehmern/-innen. Knapp 55 Prozent bzw. 6.035 der neu entstan-
denen Arbeitsplätze gingen an Menschen ohne deutsche Staatsbürgerschaft
(vgl. Sächsischer Landtag 2016, S. 168 f.). Sofern diese auf noch sehr niedri-
gem Niveau stattfindende Entwicklung anhält, wird die Arbeitnehmerschaft in
Sachsen mittel- bis langfristig in ihrer Struktur deutlich internationaler geprägt
sein. In einigen Branchen könnte dies zu leichten Entspannungen bei der Su-
che nach geeigneten Angestellten führen.

Eingliederung Ungelernter

Es wurde bereits skizziert, dass Schwierigkeiten in der Fachkräftesicherung da-
zu führen können, dass auch Bewerber/-innen mit fehlenden Abschlüssen oder
nicht adäquaten Qualifikationen eingestellt werden. Zumindest wurde dieser
Aspekt von 44 Prozent der befragten Unternehmen als Indikator für einen zu-
nehmenden Fachkräftemangel angegeben. Zum anderen gibt es Wirtschafts-
bereiche, wie die Dienstleistungsbranche, die von vornherein einen Bedarf an
ungelernten Arbeitnehmern/-innen formulieren. Die Bereitschaft An- bzw. Un-
gelernte im eigenen Unternehmen einzustellen ist bei diesen Unternehmen
entsprechend hoch. 31 Prozent der befragten Unternehmen der Dienstleis-
tungsbranche geben an, der Beschäftigung von An- und Ungelernten offen
gegenüberzustehen. Bereits 38,5 Prozent beschäftigen an- und ungelernte Ar-
beitnehmer/-innen. Im Gegenzug gehen 30,4 Prozent der Unternehmen davon
aus, keine Tätigkeiten für An- und Ungelernte zu haben.
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Die Bereitschaft, An- und Ungelernter einzustellen, kann insofern nur als Indi-
kator für den bestehenden Arbeitsmarkt interpretiert werden, wenn diese über
einen längeren Zeitverlauf betrachtet wird. Die nachfolgende Abb. 3 bietet eine
solche vergleichende Darstellung. Danach sinken (über alle Branchen hinweg)
seit 2010 die geforderten Qualifikationsanforderungen. Das lässt mindestens
zwei Auslegungen zu: Zum einen wurde bereits angedeutet, dass zunehmend
Bewerber/-innen mit geringeren Abschlüssen eingestellt werden, um den Fach-
kräftebedarf "irgendwie" abzusichern. Zum anderen könnte es daran liegen,
dass die Unternehmen wirklich ihren Bedarf an Hochschulabsolventen/-innen
bzw. Technikern/-innen und Meistern/-innen abgedeckt haben und nun eher
Stellen mit geringeren Qualifikationsanforderungen besetzen müssen.

Abb. 3: Qualifikationsanforderungen an offenen Stellen 2007 bis 2015 [Quelle: Sächs. IHK u. AG
der Sächs. HWK 2015, S. 17, Abb. 8]

Hinsichtlich des Einsatzes von An- und Ungelernten verweisen 44,2 Prozent der
befragten Unternehmen darauf, dass es zielführend wäre, Qualifikationen un-
terhalb eines vollwertigen Berufsabschlusses zu schaffen, um die Zertifizierung
der An- und Ungelernten zu ermöglichen. Dieser Ansatz würde der Umsetzung
der UN-Behindertenrechtskonvention entgegenkommen, da über die Teilquali-
fikationen die informell oder nonformal erworbenen Kompetenzen der An-
und Ungelernten wertgeschätzt und ausgewiesen werden können. Auf dieser
Grundlage könnte ein Einstieg in Arbeit bzw. der darauf aufbauende Erwerb
eines Berufsabschlusses leichter ermöglicht werden (55,8 Prozent). Zudem
würden diese (Teil)Qualifikationen den Unternehmen die Bewertung der ver-
fügbaren Kompetenzen der Bewerber/-innen erleichtern. Viele Unternehmen
(31,3 Prozent) geben an, dass dies für sie schwierig ist und 22,4 Prozent wün-
schen sich, dass die Kompetenzen durch Teilqualifikationen o. Ä. belegt wer-
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den. Besonderes Vertrauen in die Aussagekraft der Teilqualifikationen würde
eine Zertifizierung durch die IHK hervorrufen (vgl. IHK Dresden 2016, S. 8).

4 Schlussfolgerungen

Die Diskrepanzen in den Entwicklungen sowohl auf Seiten der Unternehmen
als auch der arbeitssuchenden Menschen offenbaren Problemlagen, deren Ur-
sachen weiter zu differenzieren sind. Betrachtet man die angebotenen und von
den Unternehmen genutzten Maßnahmen zur Gewinnung von Auszubilden-
den, wie Praktikumsangebote, Ausbildungsmarketing oder Kooperationen mit
Schulen, wird der hohe Eigenaufwand deutlich. Gleiches gilt für die Förderung
von Auszubildenden mit differenzierten Lernausgangslagen. Dieser Aufwand
ist von Klein- und Kleinstunternehmen zumeist weder qualitativ noch quantita-
tiv abzusichern. Es bedarf insofern eines Unterstützungssystems, das den Klein-
und Kleinstunternehmen diese Arbeit abnimmt und ihnen dennoch eine be-
triebsspezifische Ausbildung des eigenen Personals ermöglicht. Diesbezüglich
sind erweiterte Bildungsdienstleistungen erforderlich.

Des Weiteren zeigen die Befragungen, dass auch von Seiten der Unternehmen
ein Bedarf an zieldifferenzierten Bildungskonzepten für die berufliche Ausbil-
dung besteht, wodurch gleichermaßen Durchgängigkeit und Flexibilität für die
Lernenden ermöglicht werden. Dies schließt Konzepte zur Zertifizierung von
Kompetenzen unterhalb des Berufsabschlusses ein. Für die Betroffenen bieten
diese eine Möglichkeit, erworbene Kompetenzen anerkennen zu lassen. Für
Unternehmen werden hierüber die Kompetenzen einzugliedernder An- und
Ungelernter fundiert.

Einen großen Handlungsbedarf gibt es im Bereich der Berufsorientierung, auch
wenn diese zumindest in den Curricula der Oberschulen bereits verankert ist.
In Anbetracht der Forderung flexible und durchlässige Bildungsketten zu er-
möglichen, sind Berufs- und Studienberatung ergänzend zueinander zu den-
ken. Hilfen für die Orientierung hinsichtlich der eigenen Berufswegplanungen
bedürfen alle Schulabsolventen/-innen, weshalb die Berufs- und Studienorien-
tierung für alle Schularten auszubauen und auf die Bedarfe der regionalen und
überregionalen Wirtschaftsstruktur auszurichten ist. Auch hierzu sind Partner
gefragt, die neben den Schulen unterstützen können, die Verbindungen zwi-
schen den Schülerinnen und Schülern und den Unternehmen auszubauen.
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II. Demografie, Bildung und Fachkräftesicherung –
Problem- und Handlungsfelder entlang der
Bildungskette





Statuspassagen und Anforderungen
an eine zeitgemäße Berufsorientierung –
Konsequenzen aus einer wissenschaftlichen
Bestandsaufnahme und einer kritischen Analyse
am Beispiel Sachsen-Anhalts

Frank Bünning

Abstract

Der zunehmende Fachkräfteengpass erfordert es, Statuspassagen stärker als
bisher zu untersuchen, um die Instrumente der Berufsorientierung gezielter
einsetzen zu können. Der vorliegende Beitrag arbeitet zwei Studien aus Sach-
sen-Anhalt auf, um daraus Anforderungen für eine zeitgemäße Berufsorientie-
rung abzuleiten.

1 Einleitung

Deutschland sieht sich zunehmend mit einem Fachkräfteengpass konfrontiert,
welcher in naher Zukunft noch wachsen wird (vgl. Jenewein 2016, S. 7 ff.). Der
Bedarf an Fachkräften in Deutschland, insbesondere in MINT-Domänen, ist
besonders hoch, da seine Wettbewerbsfähigkeit sehr stark an einen hohen
technologischen Entwicklungsstand gebunden ist. Um im internationalen Wett-
bewerb erfolgreich bestehen und das vorhandene Innovations- und Produktions-
potenzial voll ausschöpfen zu können, benötigt Deutschland jedoch (hoch-)quali-
fizierten beruflichen Fachkräftenachwuchs in ausreichender Anzahl.

Verantwortlich für den drohenden und zum Teil bereits eingetretenen Engpass
an sowohl (hoch-)qualifizierten akademischen Fachkräften als auch an nicht-
akademischen Fachkräften der mittleren Berufsqualifikationen sind strukturelle
Veränderungen der (deutschen) Gesellschaft. Hierzu zählen die demografische
Entwicklung als auch die Veränderung von Tätigkeitsprofilen vieler Berufe so-
wie Interessenlagen der Jugendlichen (vgl. Renn 2009, S. 3).

Vor diesem Hintergrund ist es besonders wichtig, Statuspassagen und die Be-
rufsorientierung von Jugendlichen zu erforschen, um daraus Konsequenzen
bzw. Anforderungen an eine zeitgemäße Berufsorientierung abzuleiten. Diesen
Forschungsinteressen soll zunächst aus der Perspektive der Definition der „Be-
rufsorientierung“ nachgegangen werden. Somit wird nachfolgend kurz auf
den Begriff der Berufsorientierung eingegangen. Dieser wird als ein „Prozess
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der Annäherung und Abstimmung zwischen dem Individuum (samt seinen In-
teressen und Wünschen, seinem Wissen und Können) auf der einen und der
Arbeits- und Berufswelt (mit ihrem Bedarf und ihren Anforderungen) auf der
anderen Seite“ (Famulla et al. 2007, S. 1) verstanden. Aus diesem Verständnis
der Berufsorientierung heraus lässt sich ableiten, dass Berufsorientierung eine
kognitive Komponente, d. h. Wissen um Bedarfe, Arbeitsmarktrealitäten, exis-
tierenden Ausbildungsberufen und Studienmöglichkeiten, beinhaltet. Darüber
hinaus ist die Erkundung von eigenen Interessen und Wünschen sowie das Er-
fahren von eigenen Stärken und motorischen Fähigkeiten ein zentrales Ele-
ment der Berufsorientierung. Diesen zwei Dimensionen wird im Rahmen einer
wissenschaftlichen Bestandsaufnahme und einer kritischen Analyse zum Status
der Berufsorientierung von Jugendlichen gefolgt. Exemplarisch werden hierzu
zwei Studien aus Sachsen-Anhalt herangezogen. Es handelt sich zum einen um
die IngWeb-Studie (Brämer et al. 2013) und zum anderen um eine selbst
durchgeführte Absolventenverbleibsuntersuchung von ehemaligen Mitgliedern
des Schülerinstituts für Technik und angewandte Informatik (SITI) e. V. in Havel-
berg (Bünning & Lehmann 2016).

2 Wissensbasis von Schülern/-innen und über Studien-
und Ausbildungswege

Die IngWeb-Studie befragte von April 2011 bis Dezember 2012 ca. 1000 Schü-
ler/-innen in Real- und Gesamtschulen sowie Gymnasien in Sachsen-Anhalt zu
Ausbildungs- und Studienmöglichkeiten. Die Stichprobe setzt sich mit 59,9 %
aus Schülern und mit 40,1 % aus Schülerinnen zusammen. Der größte Teil der
Befragten besuchte zum Befragungszeitpunkt die neunte Klasse. Die Proban-
den/-innen verteilten sich mit 47,7 % auf Sekundarschulen, mit 22,7 % auf
Gesamtschulen und mit 29,7 % auf Gymnasien.

Die Untersuchung hatte u. a. zum Ziel, das Wissen von Schülern/-innen zu
möglichen Studien- und Ausbildungswegen zu analysieren. Die zentralen Er-
gebnisse der Studie werden nachfolgend zusammengefasst.

Zunächst wurden die Schüler/-innen zu den Grundzügen der dualen Berufsbil-
dung befragt. Eine separate Betrachtung der Ergebnisse nach Schultyp zeigte,
dass Gymnasiasten/-innen geringfügig besser über eine duale Berufsausbildung
informiert waren als Sekundar- und Gesamtschüler/-innen (siehe Abb. 1). Des
Weiteren zeigte sich, dass Sekundar- und Gesamtschüler/-innen deutlich
schlechter über ein duales Studium informiert waren als Schüler/-innen eines
Gymnasiums (siehe Abb. 1) (vgl. Brämer et al. 2013, S. 119 ff.).

Frank Bünning
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Abb. 1: Wissen über Grundzüge der dualen Berufsbildung und des dualen Studiums [Quelle: Brä-
mer et al. 2013, S. 124]

Bei der Befragung zu möglichen Ausbildungsberufen konnten 22,4 % der
Gymnasiasten/-innen, 19,8 % der Sekundarschüler/-innen und 8,5 % der Ge-
samtschüler/-innen keinen Ausbildungsberuf nennen (Abb. 2). Jedoch benann-
ten 44,2 % der befragten Sekundarschüler/-innen, 57,5 % der Gesamtschü-
ler/-innen und 65,5 % der Gymnasiasten/-innen ein bis drei Ausbildungsberufe.
Somit wiesen erneut die Gymnasiasten/-innen die ausgeprägtesten Wissens-
stände in diesem Bereich auf.

Betrachtet man die Wissensstände zu lokalen Arbeitgebern, so ergibt sich folgen-
des Bild (Abb. 2): Mehr als die Hälfte der Sekundar- und Gesamtschüler/-innen
und ein Viertel der Gymnasiasten/-innen konnten keinen lokalen Arbeitgeber
benennen. Jedoch kannten über zwei Drittel der Schüler/-innen der Gymnasien
(67,2 %) ein bis drei regionale Arbeitgeber.

Abb. 2: Wissen über Ausbildungsberufe und lokale Arbeitgeber [Quelle: ebd. 2013, S. 127]
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Zu möglichen Studienrichtungen befragt, konnten ca. neun von zehn der Se-
kundarschüler/-innen und 65,9 % der Gesamtschüler/-innen keine Studienrich-
tung benennen (Abb. 3). Auch etwa 40,0 % der Gymnasiasten/-innen kannte
keine Studienrichtung. Mehr als drei Studienrichtungen konnten 38 % aller
Schüler/-innen der Gymnasien nennen. 11,8 % der Schüler/-innen der Sekun-
darschule warteten mit ein bis drei Nennungen auf. Dieses Ergebnis überrascht
zweifellos nicht, da es nicht die zentrale Zielstellung der Sekundarschulen ist,
auf ein Studium vorzubereiten.

Ein ähnliches Bild zeigt sich bei der Betrachtung des Wissens zu Hochschul-
standorten (Abb. 3). Auch hier konnte nur jeder Zehnte mehr als drei Hoch-
schulstandorte aufzählen. Etwa neun von zehn Sekundarschülern/-innen konn-
ten keinen Hochschulstandort nennen, bei den Gesamtschülern/-innen waren
etwa sieben von zehn nicht in der Lage einen Hochschulstandort anzuführen.
Bei den Gymnasiasten/-innen lag dieser Anteil der Schüler/-innen nur bei
22,7 %. Mehr als ein Drittel der Gymnasialschüler/-innen kannte mehr als drei
Hochschulstandorte, wobei gleichzeitig anzumerken ist, dass 22,7 % keinen
Hochschulstandort kannten. 43,0 % der Schüler/-innen des Gymnasiums kann-
ten ein bis drei Hochschulstandorte in Sachsen-Anhalt.

Abb. 3: Wissen über Studienrichtungen und Hochschulstandorte [Quelle: ebd. 2013, S. 129]

In Summe zeigte sich, dass Gymnasiasten/-innen sowohl über Ausbildungs- als
auch über Studienmöglichkeiten besser Bescheid wissen als Schüler/-innen der
Sekundar- und Gesamtschulen. Es muss aber auch herausgestellt werden, dass
die vorliegenden Ergebnisse deshalb nicht vermuten lassen, dass diese ausrei-
chend über Ausbildungs- und Studienmöglichkeiten informiert sind. Selbst die
Ergebnisse der Gymnasialschüler/-innen überzeugen nicht.

Zusammenfassend muss herausgestellt werden, dass die Schüler/-innen aller
Schulformen im Bereich der Berufs- und Studienorientierung ein erhebliches
Entwicklungspotenzial aufweisen.
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3 Analyse der Bedeutung des längerfristigen Prüfens
von eigenen Stärken, Fähigkeiten und Interessen

Die Bedeutung des Austestens und Prüfens von eigenen Fähigkeiten und Inte-
ressen soll anhand einer Studie zur Wirkungen von außerschulischen Bildungs-
angeboten, in diesem Falle eines Schülerinstituts mit technischem Profil, disku-
tiert werden.

Außerschulische Lernorte erfreuen sich wachsender Beliebtheit. Dies äußert
sich u. a. in einem verstärkten Gründungstrend solcher Lernorte (insbesondere
bei Schülerlaboren zu beobachten) in jüngerer Vergangenheit. So wurden z. B.
im Jahre 2000, 52 außerschulische Lernorte gegründet, im Jahre 2011 waren
es schon 286 Neugründungen (vgl. Lernortlabor und Weßnigk 2013, S. 19).

Der hier exemplarisch untersuchte außerschulische Lernort „Schülerinstitut für
Technik und angewandte Informatik (SITI) e. V.“ wurde bereits 1994 gegrün-
det, so dass sich zum gegenwertigen Zeitpunkt die Möglichkeit ergab, ehema-
lige Teilnehmer in der Retroperspektive zur Wirkung auf die Berufswahl zu be-
fragen.

Es wurde eine qualitative Erhebung in Form von problemzentrierten Interviews
(in Anlehnung an Witzel 2000, S. 1 f.) mit 14 zufällig ausgewählten Absolven-
ten und Absolventinnen des SITI (Schulabschlussjahrgänge ab 1999), die sich
bereits im Berufsleben oder aber in einem fortgeschrittenen Stadium ihrer Aus-
bildung/Studium befinden, durchgeführt. Alle Befragten besaßen eine Hoch-
schulzugangsberechtigung. Als Form der Befragung wurde sich für halbstan-
dardisierte Interviews entschieden, da sich diese u. a. besonders dafür eignen,
biografische Entwicklungen und dessen Reflexionen zu untersuchen. Zur Erfas-
sung der biografischen Entwicklungen der Absolventen/-innen diente ein Leit-
faden, um eine Vergleichbarkeit des Interviewmaterials gewährleisten zu kön-
nen. In den Interviews wurden folgende Bereiche thematisiert: (1) Gründe bzw.
Motivation für den regelmäßigen Besuch des SITI, (2) Einfluss des SITI auf die
Karriereplanung und (3) Beruf bzw. heutige Ausbildung.

Die erhobenen Daten aus den Fragebereichen 2 und 3 waren bedeutend für
eine Wirkungsanalyse. Der theoretische Rahmen für die Wirkungsanalyse wur-
de angelehnt an das Stufenmodell empirisch begründeter Typenbildung von
Kluge (2000).

Bereits aus dem Interviewmaterial, das durch die Beantwortung des Bereichs 1
generiert wurde, ergab sich eine Vielzahl von Zugangswegen in das SITI. Allen
gemein ist, dass die Absolventen das SITI freiwillig und aus einer intrinsischen
Motivation heraus besucht haben. So wird das SITI beispielsweise als Möglich-

Statuspassagen und Anforderungen an eine zeitgemäße Berufsorientierung

139



keit gesehen, mehr zu tun und zu erfahren, als es der reguläre Schulunterricht
bieten kann. In diesem Zusammenhang wurde das SITI auch als Nachhilfemög-
lichkeit zur Verbesserung der eigenen Noten gesehen: „[...] das war so ne Soft-
ware für n Chemieunterricht und da die Chemienoten nicht so gut waren und
ich damit so n bisschen so n Ausgleich hatte, bin ich quasi zum SITI gegangen
und hab da quasi mitgemacht.“

Das SITI wurde auch aus einem generellem Interesse an technischen Fragestel-
lungen besucht und der Möglichkeit, dieses weiter auszuleben. Oftmals wurde
auch darauf hingewiesen, dass das SITI besucht wurde, weil auch Freunde da-
ran teilnahmen und es somit die Gelegenheit gab, Zeit gemeinsam zu verbrin-
gen. Neben den Freunden nahmen aber auch Lehrende und Eltern eine bedeu-
tende Rolle ein, indem sie auf das SITI aufmerksam machten, jedoch nicht zur
Teilnahme drängten. Ebenso wurden die Teilnahme am Tag der offenen Tür, die
hervorragende Reputation und das breite Angebot des SITI als Gründe für den
Eintritt in den außerschulischen Lernort genannt. Einen nicht unwesentlichen
Einfluss hatte auch die geografische Lage in Havelberg und das spärliche Ange-
bot von alternativen Berufsorientierungsmaßnahmen bzw. Möglichkeiten für
Praktika.

Der theoretische Rahmen für die Wirkungsanalyse wurde, wie bereits erwähnt,
angelehnt an das Stufenmodell empirisch begründeter Typenbildung nach
Kluge (2000). Dieses Modell kann zur Erfassung und Erklärung von komplexen
sozialen Realitäten und Zusammenhängen beitragen. Im Rahmen der vorlie-
genden Studie wurde es genutzt, um die Effekte des SITI auf die Berufswahl
herauszuarbeiten. Hierbei wurden anhand des Stufenmodells verschiedene Ab-
solvententypen ermittelt und charakterisiert.

Aus den erhobenen Daten zu den Absolventen/-innen des SITI konnten insge-
samt vier Typen herausgearbeitet werden (s. auch Tab. 1): der theoretisch-for-
schende Typ, der praktisch-forschende Typ, der Abwahl-Typ und der praktisch-
handwerkliche Typ. Diese Typen sollen nachfolgend charakterisiert werden.
Jeder Typ wird im Anschluss mit zwei konkreten Fällen dargestellt, da davon
auszugehen ist, dass diese Anzahl jeden Typ ausreichend abbildet, auch wenn
es beim praktisch-forschenden Typ insgesamt fünf Fälle gab. Wie an dieser
Stelle bereits zu erkennen ist, lag die empirische Verteilung nicht im Fokus des
Forschungsinteresses, sondern vielmehr die Ermittlung der Absolvententypen.
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Tab. 1: Herausgearbeitete Absolvententypen des SITI

Dimension 2:
Charakter des Berufswunsches
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Bestätigung eines tech-
nisch determinierten
Berufswunsches

theoretisch-
forschender Typ

(3)

praktisch-
forschender Typ

(5)

Berufswunsch vage bzw.
unbestimmt geblieben
bzw. von weiteren
Faktoren beeinflusst

Abwahl-Typ
(3)

praktisch-hand-
werklicher Typ

(3)

Beim „theoretisch-forschenden Typ“ handelt es sich um Absolventen/-innen,
die ein ganz klassisches Ingenieurstudium an einer Universität aufgenommen
haben und sich bereits früh sicher waren diesen Berufsweg einzuschlagen. Da
der theoretische Forschungsgedanke an Universitäten im Vordergrund steht,
wurde dieser Typ danach benannt. Der „theoretisch-forschende Typ“ kann mit
folgenden Charakteristika beschrieben werden:

• ausgeprägtes und bereits früh vorhandenes Technikinteresse

• Freude an der technisch-theoretischen Arbeit

• technisch-determinierter Berufswunsch bereits vorhanden

• Der Einfluss des SITI auf die Bestätigung des Technikinteresses ist diesem
Typ bewusst (konnte vorhandene Interessen fördern).

Dieser Typ spiegelt sich in den folgenden zwei Fällen wider. So hat in einem Fall
der/die Befragte Wirtschaftsingenieurwesen mit dem Schwerpunkt auf Maschi-
nenbau an einer Universität studiert, also eine technische und gleichzeitig
theoretisch-forschende Ausrichtung für seine/ihre Ausbildung gewählt. Heute
ist er/sie Werksleiter/in einer Gießerei. Ein technisch determinierter Berufs-
wunsch und Interesse an Technik war bereits früh vorhanden: „Ich wollte im-
mer in die Forschung gehen, um Lautsprecher noch besser zu machen. […] Ich
wäre Elektroakustiker geworden oder hätte Informatik studiert. […] Kam mein
Hobby Informatik immer mehr durch.“ Die konkrete Berufswahl blieb am Ende
technisch, änderte sich jedoch in der Fachrichtung. Als bewusst wahrgenom-
mener Einflussfaktor wird hier konkret das SITI angeführt: „Also mein techni-
sches Interesse, gerade die Richtung Ingenieurwesen, habe ich eigentlich des-
wegen eingeschlagen, weil ich im SITI Mitglied war und, vorsichtig formuliert,
an verschiedenen Baustellen ausprobieren konnte, was so eigentlich meine
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eigene Interessensrichtung ist.“ und „Ich hatte meine ersten Projekte an der
OvGU [Anm.: Otto-von-Guericke-Universität] als SITI'aner quasi schon gehabt.“

Bei einem weiteren Fall wurde ein universitäres Informatikstudium aufgenom-
men und heute ist der/die Befragte als wissenschaftliche/r Koordinator/in und
Projekt-Manager/in im Bereich Informatik tätig. In diesem Fall wurde ein Inte-
resse in diversen Bereichen verspürt: „Ich war relativ breit interessiert an ver-
schiedenen Themen.“ Auch für den technischen Bereich war Interesse vorhan-
den, welches bewusst wahrgenommen durch den Besuch des SITI verstärkt
wurde und woraus sich ein Berufswunsch entwickelte: „[…] mein Interesse
wurde eher verstärkt.“, „Paar kleinere Projekte...Angefangen von Turbo Pascal
über nachher Delphi […]. Maschinenbauebene, sowas […]. Mich hatte immer
eher so wirklich, was da intern passiert, interessiert. Also welche Sprachen gibt
es da, wie bringe ich dem [Computer] bei, was er machen soll, wie gehe ich
mit Daten um usw. Das ist genau da, wo sich das [Interesse für den Beruf] ent-
wickelt.“, „[…] SITI...wichtiger Auslöser, der das Ganze in diese Bahnen gelenkt
hatte.“ und „Der wirkliche Impuls, reine Informatik zu studieren, kam ganz klar
aus dem SITI.“ Die Anforderungen im herkömmlichen Informatikunterricht wa-
ren diesem/dieser Befragten zu niedrig, da die darin zu erwerbenden Kompe-
tenzen bereits vorhanden waren: „Ab der 7. hätten wir Informatik belegen
können […] nicht gemacht, hab ich nicht für notwendig erachtet […] dachte
mir, kannst du ja sowieso schon, was die da machen, das bringt dir gar
nichts...lieber ein paar andere Fächer, wo ich noch nicht so viel Ahnung hatte.
[…] Mein Vater […] als ich 10 Jahre alt […] ersten Computer […] Dann stand
das Ding da […] er sich mit den Interna nicht so beschäftigt, mal lief was nicht,
dann musste irgendwer das Problem lösen und das war tendenziell ich.“

Beim „praktisch-forschenden Typ“ handelt es sich um Absolventen/-innen, die
entweder ein Fachhochschulstudium oder ein duales Studium absolviert haben.
Ein hoher Praxisanteil im Rahmen der Hochschulausbildung ist diesem Typ sehr
wichtig. Diesen Wunsch können vor allem Fachhochschulen bedienen, da diese
ihren Fokus weniger auf Theorie, sondern mehr auf die praktische Anwendbar-
keit und Forschung legen und dort trotzdem ein Hochschulabschluss erworben
werden kann. Dementsprechend wurde der Typ auch als „praktisch-forschend“
benannt. Der „praktisch-forschende“ Typ kann mit folgenden Charakteristika
beschrieben werden:

• ausgeprägtes und bereits früh vorhandenes Technikinteresse

• Freude an der technisch-praktischen Arbeit

• Unsicherheit hinsichtlich des Berufswunsches

• Freude an praktischen Tätigkeiten im SITI, z. B. Projektarbeit im Rahmen
von „Jugend forscht“
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Auch dieser Typ soll nachfolgend anhand von zwei Fällen näher dargestellt
werden. Bei einem ersten Fall, der diesen Typ verkörpert, wurde ein Informatik-
studium an einer Fachhochschule aufgenommen und heute der Beruf des Soft-
ware-Engineers ausgeübt. Technikinteresse war bereits früh vorhanden, jedoch
gab es in Hinsicht auf die konkrete Berufswahl noch Unsicherheiten: „[…] also
erstmal war für mich klar, dass ich was Technisches studieren möchte, weil
mich das einfach interessiert hat. Deswegen war ich auch im SITI, weil ich halt
prinzipiell Technikinteresse hatte. Ich wusste aber lange Zeit nicht so genau,
wo es hingeht, und ja, die Uni hatte ein breites Angebot, was Computer an-
geht.“ Im Vordergrund stand immer die Freude an praktischen Tätigkeiten, so-
wohl beim Besuch des SITI als auch im privaten Bereichen: „[…] also was auf
jeden Fall Einfluss hatte, war so die Projektarbeit, die gab es relativ viel, Arbeit
im Team, also wenn man das wollte und auch hatten wir einige kurze Projekte,
wo es halt um Teamarbeit ging oder Praktika. Es gab auch Sachen in einer klei-
nen Gruppe von 5/ 6 Leuten, sag ich mal, wo man praktisch mal ein Testpro-
jekt durchgezogen hat. Zusammenarbeit, das war so im SITI schon recht nütz-
lich. […] Hauptsächlich „Jugend forscht“. Meist mit ein bis zwei Leuten,
Schulkameraden dann. Ja, das reichte wirklich von ein bisschen Programmie-
rung bis teilweise hin zu kleinen Bauten oder Modellen, die wir konstruiert ha-
ben. Wir haben eine Zentralverrieglung entworfen, da war viel handwerkliches
Geschick bei.“ und „Also auch privat bastele ich gern oder programmiere was
und ja, es ist nicht so, dass ich das Ganze nur gemacht habe, damit ich Geld
verdiene, klar kann man gut von leben, aber ich hab da schon geschaut, was
mich interessiert, sowohl wo man berufliche Chancen hat und was halt auch
motiviert.“ Diese Freude an praktischen Tätigkeiten, die im SITI und im Privat-
bereich ausgelebt werden konnte, hatte einen großen Einfluss auf die Berufs-
wahl und die Ausrichtung des Studiums: „[…] denke schon. Also im Grunde,
als ich mir die FH angeschaut habe in der Sommerschule, die dort veranstaltet
wurde, habe ich mich im Grunde im Wesentlichen für die Labore interessiert.
Also wirklich auch was, wo man was sehen kann, was macht mit den Studen-
ten. Also weniger dann die Vorlesungsinhalte, sondern eher was man sehen
und anfassen konnte […].“

Im nächsten Fall wurde ein duales Studium der Elektrotechnik an einer Fach-
hochschule aufgenommen. Technikinteresse war auch hier schon früh vorhan-
den: „mit sechs Jahren meinen ersten Computer […] dadurch hatte ich das In-
teresse an Anwendung von Technik auch schon.“ Auch hier war eine große
Freude an praktisch-technischen Tätigkeiten vorhanden: „[…] einzige Interes-
sengruppe, die ich so steady hatte von der Kindheit bis jetzt, ist halt die An-
wendung von Technik.“ Im SITI konnten weitere praktisch-technische Tätigkei-
ten ausgeübt werden: „ein Programm geschrieben, wie die Maschine dann
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gesteuert wird, das hat mich halt schon mega fasziniert […] deswegen ist so
Software immer noch mein Favorit eigentlich.“ Der Besuch des SITI wurde
durch die Eltern gefördert, die den/die Befragte/n auch erst auf das SITI auf-
merksam gemacht haben: „Eltern haben das auch gefördert und die kannten
Herrn König [Anm.: Leiter des SITI] […] allein wäre ich wahrscheinlich nicht auf
die Idee gekommen.“ Bis heute ist ein technisches Interesse vorhanden, das
durch den Besuch des SITI gefördert wurde: „Unverändert sehr groß […] da-
durch noch katalysiert, dass es noch größer wurde.“ In der Berufswahl war der/
die Befragte noch unentschlossen. Dabei konnte das SITI helfen und verschie-
dene Karrierewegen aufzeigen: „Ich hätte vorher vielleicht nicht entschieden in
Richtung Industrie zu gehen […] vielleicht immer noch was Technisches […]…“

Ein weiterer interessanter Typ ist der „praktisch-handwerkliche Typ“. Dieser
zeichnet sich dadurch aus, dass die Befragten eine gewerblich-technische Be-
rufsausbildung durchlaufen haben und nicht an einer Hochschule ausgebildet
wurden. Weiterhin kann dieser Typ wie folgt charakterisiert werden:

• Technikinteresse mit Freude an der praktischen/gewerblichen Arbeit in ei-
nem bestimmten Bereich

• pragmatische Beweggründe für die Berufswahl

• konkreter Berufswunsch ist nicht vorhanden

• Interesse an einem akademischen Studium liegt nicht vor

Wieder kann dieser Typ anhand von zwei Fällen näher erläutert werden. In ei-
nem Fall wurde eine Ausbildung zum/r Fachinformatiker/in abgeschlossen.
Heute ist der/die Befragte Geschäftsführer/in eines IT-Unternehmens. Zuvor
wurde jedoch ein Universitätsstudium im Bereich Maschinenbau aufgenom-
men, welches jedoch nach wenigen Semestern wieder abgebrochen wurde, da
das Studium zu wenige praktische Inhalte hatte: „Das ist so auch, um ein biss-
chen vorzugreifen, eine Geschichte, die im Ergebnis aus meiner Mitgliedschaft
im SITI heraus gewachsen ist, das war´n Preis von ‚Jugend forscht‘, so kam der
Kontakt zur Uni und ich hab mir da nicht viel Gedanken drüber gemacht, son-
dern war der Meinung, genau das ist es und studiere Maschinenbau und hab
dann aber äh während der ersten vier Semester gemerkt, so kommen wir nicht
zusammen. [...] Das war mir zu theoretisch.“ Der Besuch des SITI befriedigte
die innere Motivation, mehr zu machen, als im regulären Schulunterricht mög-
lich war: „[...] man hatte da immer das Gefühl, mehr machen zu dürfen als an-
dere machen können […] dass ich einfach die Möglichkeit hatte, über den Un-
terricht hinaus, ähm in der Freizeit unter Koordination von Lehrern eben was
zu schaffen, was […] was kreativ zu leisten.“ Der/die Befragte machte das prin-
zipielle Interesse am Gegenstand zum Kriterium für den weiteren Werdegang,
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wobei das generelle technische Interesse nach eigenen Angaben nicht so aus-
geprägt war. Trotzdem wurde eine technische Richtung eingeschlagen, da
eben dieses Interesse hervorrief: „[...] also ich wusste von vornherein, dass ähm
kein Systemadministrator werden wollte, es gibt ja in der Ausbildung zum In-
formatiker eigentlich zwei, zwei Richtungen, einmal die Anwendungsentwick-
lung und einmal die Systemadministration. Ich hab mich denn bewusst für, für
die Anwendungsentwicklung entschieden, weil mir das Technische nicht äh
nicht ganz so lag bzw. nicht so Freude gemacht hat.“

Im zweiten Fall wurde eine Ausbildung zum/r Fachhandelswirt/in abgeschlos-
sen. Heute ist der/die Befragte Substitut/in im Möbeleinkauf, also in einem Be-
ruf tätig, in dem technische und handwerkliche Kenntnisse immer noch wich-
tig sind. Ein Studium wurde von vorneherein ausgeschlossen: „[…] und für
mich war ganz schnell klar, Studium wird nicht. Da hatte ich einfach nicht die
Ambitionen zu.“ Auch hier gab es für die Ausbildungswahl rein pragmatische
Gründe: „und da gab´s dann halt welche eine Stellenausschreibung bei Bon
Prix, auch noch für den Möbelbereich [...], wo die äh jemanden suchten mit Er-
fahrung äh im Handel […] mit Erfahrung mit ähm ja Fremdsprachen sowieso,
und so ganzen anderen Gedöhns. Ja und dann hatte ich mich einfach mal ähm
freischnauze beworben, weil ich dachte gut ok, Handel und Einkauf ist ja
schon nochmal´n anderer Schnack aber es hat tatsächlich ganz gut geklappt.
[…] Aber das ist halt nicht die logische Schlussfolgerung [...].“ Der/die Befragte
ist ebenfalls nicht grundsätzlich technikinteressiert, jedoch auch nicht techno-
phob: „[…] also […] wie gesagt Studium nicht und technische Richtung und ja,
der in dem Sinne oder Informatik in dem Sinne auch so gar nicht, das war halt
nie mein Steckenpferd, aber das Drumherum hat wie gesagt gepasst.“ Über
die Zeit im SITI werden nur lobende Worte gefunden, besonders da dort neue
Interessenbereiche entdeckt wurden: „[…] für mich auch spannend, weil ich
halt durch die Schülerfirma ja sowieso schon so´n bisschen wusste, wie theore-
tisch so ne Firma funktioniert.“ und „Ja, auf alle Fälle, also ich glaub, sinnvoller
hätte ich meine Freitagnachmittage nicht verbringen können.“

Der vierte Typ hat weder ein technisches Studium noch eine technische Berufs-
ausbildung aufgenommen. Der spätere Beruf ist meist trotzdem technisch kon-
notiert. Dementsprechend wurde dieser Typ als „Abwahl-Typ“ bezeichnet, da
keine technischen Ausbildungswege aufgenommen wurden. Dieser Typ kann
um nachfolgende Charakteristika ergänzt werden:

• Unsicherheit bei der Berufswahl, die durch den Besuch beim SITI nicht ge-
nommen werden konnte

• Technikinteresse wenig ausgeprägt

• beeinflusst durch andere externe Faktoren nach Besuch des SITI
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Auch dieser Typ soll anhand von zwei Fälle nahegelegt werden. In einem Fall
wurde ein Jurastudium aufgenommen. Vor dem Besuch des SITI war wenig
technisches Interesse vorhanden und auch dessen Besuch hatte keine Auswir-
kungen auf eine Berufswahlentscheidung in eine technische Richtung: „Das
SITI hat technische Einblicke vermittelt, auf jeden Fall, hat aber auch bei mir zu-
mindest dazu geführt, dass ich mir gesagt habe: Ich bin kein Techniker und ich
möchte auch nicht wirklich unbedingt was mit Technik machen, aber vielmehr
mit Wirtschaft. SITI hat ja beides drin, Technik und Wirtschaft. Technik ist
schon interessant, aber Wirtschaft ist deutlich besser, und mit dem, was ich
jetzt mache, Jura, geht eher in die wirtschaftliche Richtung, was nicht heißt,
dass man das nicht später auch was Technisches damit finden kann in der In-
dustrie oder Ähnliches.“ Begründet wurde die Studienwahl mit dem Besuch
des SITI: „[…] im SITI hat man eigenständiges Arbeiten gelernt. Das Vorberei-
ten von irgendwelchen Präsentationen, was in jedem Studium sehr hilfreich ist,
war gut. Das ist auch maßgeblich der Grund gewesen, warum ich danach Jura
studiert habe.“

Ein/e weitere/r Absolvent/in dieses Typs nimmt ein Studium der Verwaltungs-
ökonomie auf. Heute ist er/sie als Berater/in für Prozessmanagement tätig. Ein
generelles Technikinteresse aus dem privaten Umfeld war hier vorhanden: „[…]
durch den Opa, der hat viel in Eigenregie gemacht, also jetzt weniger Elektro-
technik oder solche Geschichten, aber das fing schon damit an, dass man mal
an der Schwalbe rum gebastelt hat und ich natürlich als Lütte stand daneben
und denk, cool, was macht der da alles, das will ich auch mal sehen und außer
fahren das Ding vielleicht auch mal ein bisschen aufmotzen und mit dem hab
ich halt auch so einiges gemacht, muss ich sagen.“ Trotz des wirtschaftlichen
Studiums ging der Bezug zur Technik nie ganz verloren, denn der/die Befragte
arbeitet nebenbei auch noch in einer Softwarefirma: „Aktuell arbeite ich als
Berater für Prozessmanagement im öffentlichen Sektor aber auch bei einer
Software- und Beratungsfirma.“ und „Ich wollte tatsächlich dann, auch als ich
im SITI viel aktiv war, eher so in den konkreten IT-Bereich rein, wollte Program-
mierer werden so in der Richtung oder verstärkt mit Medien arbeiten. Das ist
nicht unbedingt eingetreten.“ Der/die Befragte ist zufrieden mit der Berufs-
wahlentscheidung: „Allerdings bin ich mehr als zufrieden mit der Wahl, weil
ich ja doch diesen starken Technik-Bezug habe, dadurch dass wir eben eine
Softwarefirma sind und ja, ich würde schon sagen, jetzt so im Nachhinein habe
ich nichts falsch gemacht. Was anderes später machen würde ich nicht. Ich
würde es genauso machen.“ Das SITI hat einen sehr positiven Eindruck auf
den/die Befragte/n gemacht. Die Studienwahl wurde jedoch stark durch den
Wehrdienst beeinflusst: „Ich bin damals durch den BFD, nennt sich das, Berufs-
förderungsdienst, bin dann auch noch in eine Art Weiterbildung gekommen,
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wo es darum ging, was sind denn eigentlich so berufliche Perspektiven, Chan-
cen, was eignet sich denn eigentlich für einen. Laut meiner Perspektive kamen
halt Vorschläge für juristische Studiengänge oder berufliche Weiterbildungen.
Also was fällt darunter, ein Rechtspfleger zum Beispiel oder in die öffentliche
Verwaltung gehen und auf der Grundlage bin ich dann zunächst erst mal in
die FH gekommen.“ Neben der Empfehlung durch den Berufsförderungsdienst
der Bundeswehr sprach auch noch ein weiterer Punkt für die Wahl eines Fach-
hochschulstudiums und die Abwahl eines Universitätsstudiums und zwar der
Praxisbezug: „also ich habe auch im Vorfeld das ziemlich schnell ausgeschlos-
sen bei mir, weil mir der Praxisbezug sehr, sehr wichtig war. Ja und so kannte
ich das auch aus der Schulzeit heraus. Ich habe ja sehr praktisch auch gearbei-
tet mit Hannes [Anm.: Leiter des SITI] und ja, ich kannte das nicht anders.“

Die Befragten gaben aber auch an, dass neben der fachlichen Kompetenz auch
viele weitere Kompetenzen, wie Präsentations-, Planung-, Organisations- und
Kommunikationskompetenz im SITI gefördert wurden: „[…] weniger vom
Technischen her, jedoch mehr vom Projektgeschehen. […] Eine Arbeit vorberei-
ten, mit der Thematik beschäftigen, soweit bringen, dass es funktioniert, und
anschließend vor einer Jury bei ‚Jugend forscht‘ verteidigen. Dieses Präsentie-
ren ist sehr hilfreich in der heutigen Zeit, da man heute Arbeit in vielen Firmen
präsentieren muss. Man lernt sich darzustellen vor mehreren Leuten. […] We-
nig Angst, sich vor eine Gruppe von Menschen zu stellen und was vorzustellen.
[...] nie Probleme frei zu sprechen vor Publikum. […] Gelernt mit solchen
Stresssituationen klar zu kommen.“

 „Im SITI wurde logisches Denken und Dokumentieren erlernt.“; „Projekt-
arbeit, Koordination und Kooperation hat man am SITI gelernt und hilft
einem immer noch.“; „Präsentationen und Vorstellungen im SITI helfen die
Angst zu überwinden und vor Publikum zu sprechen.“ und „[...] und wie
gesagt diese ganzen äh Lerneffekte, die ich da hatte, das Präsentieren da
vor Menschen da so, das hilft natürlich viel.“

 „Aber hat im Endeffekt auch sehr viel Spaß gebracht und bisher immer
wieder Berührungspunkte, sei es in der Ausbildung, dann mit diesem Busi-
nessplan, […].“

 „Also was ich ganz viel mache, is mit, mit Planung, alles was ich wirklich
schon mal im SITI gemacht habe. Ähm, die finanzielle Planung auch stellen,
alleine schon, man sagt ja auch schon, det is nich nur berufsmäßig, son-
dern auch privat, also ich muss da wirklich auch zu sagen, privat hat es
auch unheimlich viel geholfen. [...] die wirklich auch im alltäglichen Leben
helfen, Feuerwehr hat's mir relativ viel gebracht, [...].“
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 „Hat mir auf jeden Fall Selbstbewusstsein gegeben und meine Organisa-
tionsfähigkeit gestärkt. Es hat insgesamt Interesse geweckt, wo man jetzt
auch nebenbei immer mal gezielter hinschaut. Bei mir zum Beispiel die Gie-
ßereitechnik: ich informiere mich immer noch regelmäßig, was im kleinen
Rahmen abgeht usw. […] Man bekommt eine Menge Softskills mit.“

Es wird mit Nachdruck darauf verwiesen, dass die Erfahrungen, die im SITI ge-
macht wurden, den Absolventen die Sicherheit gaben, ihre anvisierten Kar-
rierewege zu meistern: „Ich war mir relativ sicher, dass ich das hinkriege, allein
durch die Erfahrung SITI, war mir auch sicher, dass ich später einen halbwegs
vernünftigen Job von bekomme. […] SITI...wichtige Auslöser, der das Ganze in
diese Bahnen gelenkt hatte.“

4 Genese von Anforderungen an eine zeitgemäße
Berufsorientierung auf Basis der Ergebnisse der
empirischen Studien

Auf der Grundlage der hier dargelegten zwei Studien aus Sachsen-Anhalt sol-
len nachfolgend Forderungen an eine zeitgemäße Berufsorientierung abgelei-
tet werden.

Regionale Fokussierung bei Maßnahmen der Berufsorientierung

Die Absolventenverbleibsuntersuchung des SITI zeigte, dass sich Jugendliche
u. a. sehr stark an regionalen Ausbildungs- und Studienmöglichkeiten orientie-
ren. Gleichzeitig zeigte die IngWeb-Studie, dass Jugendliche sehr wenig über
regionale Ausbildungs- und Studienmöglichkeiten wissen. Beispielsweise konn-
ten 55,8 % der Sekundarschüler/-innen keinen lokalen Arbeitgeber nennen.
Bei Gymnasiasten/-innen lag dieser Anteil bei 25,9 %. Diese Ergebnisse weisen
auf ein erhebliches Wissensdefizit hin. Vor diesem Hintergrund ist eine Anbin-
dung an regionale wirtschaftliche Strukturen und Besonderheiten ein Aspekt,
dem Maßnahmen der Berufsorientierung Rechnung tragen müssen. Diese For-
derung ist jedoch nicht so zu verstehen, dass sich ausschließlich auf regionale
Strukturen zu konzentrieren ist. Das vorliegende Interesse von Jugendlichen an
regionalen Angeboten kann und sollte dahingehend genutzt werden, um auf
Ausbildungs- und Studienmöglichkeiten aufmerksam zu machen und den Pro-
zess der Berufsorientierung einzuleiten. Im Weiteren sollten auch überregionale
Angebote fokussiert werden, d. h. der regionale Betrachtungshorizont sollte
auf einen überregionalen ausgeweitet werden.
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Ermöglichen des Testens von eigenen Interessen, Stärken und
Fähigkeiten in außerschulischen Lernorten

Bei der Untersuchung der Wirkung des SITI wurde sehr deutlich, wie wichtig
das eigene Ausüben einer „quasi-beruflichen“ Tätigkeit über einen längeren
Zeitraum ist. Das Schülerinstitut wurde von den Teilnehmern dafür genutzt, ei-
genen Interessen nachzugehen. In diesen Fällen erfolgte der Zugang daher
stark interessengeleitet, d. h., es suchten Jugendliche mit einem ausgeprägten
Technikinteresse das Schülerinstitut auf. Es fanden sich jedoch auch Teilnehmer
in den Reihen, die das Schülerinstitut gezielt aufsuchten, um Klarheit über ei-
gene Interessen, Stärken und Fähigkeiten zu bekommen. Die letztere Klientel
nutzte das SITI gezielt als Instrument der Berufsorientierung. Beiden Schüler-
gruppen ist jedoch gemein, dass sie sich über ihr Engagement im Schülerinsti-
tut Klarheit über berufliche Vorstellungen verschafften.

Das Engagement im Schülerinstitut führte in einigen Fällen zur Bestätigung der
eigenen Berufsvorstellungen, in anderen zur Modifikation der Berufsvorstellun-
gen, z. B. erfolgte eine Umorientierung von einem akademischen Technikberuf
hin zu einem gewerblich-technischen Beruf. In anderen Fällen erfolgte eine
vollständige Revision des Berufswunsches, es wurde der Berufswunsch von ei-
nem technikdominierten hin zu einem nicht-technischen Beruf verändert, z. B.
wurde ein Jurastudium aufgenommen. Es wird sehr deutlich, dass die Berufs-
wahl während oder nach dem Engagement im SITI sehr bewusst erfolgte. Dies
zieht nach sich, dass Abbrüche selten sind, in der vorgestellten Studie wurde
nur ein Fall des Abbruches vorgefunden. Somit kann herausgestellt werden,
dass außerschulische Bildungsgebote ein wirkungsvolles Instrument sind, um
Ausbildungsabbrüchen vorzubeugen und dies nicht zuletzt deshalb, weil hier
ein Raum des längerfristigen Testens der eigenen Stärken, Interessen, Fähigkei-
ten und Fertigkeiten geschaffen wurde und somit die „Phase des längerfristi-
gen Ausprobierens der beruflichen Tätigkeit“ von den ersten Monaten der
Ausbildung auf die Schulphase vorgezogen wurde.

Entwicklung einer breiten Wissensbasis über Berufs- und
Studienmöglichkeiten

Die IngWeb-Studie arbeitete heraus, dass Schüler unterschiedlichster Schulfor-
men nur auf eine gering ausgeprägte Wissensbasis über Berufs- und Studien-
möglichkeiten zurückgreifen können. Beispielsweise konnten 19,8 % der Se-
kundarschüler/-innen sowie 22,4 % der Schüler/-innen eines Gymnasiums
keinen Ausbildungsberuf nennen. Ähnlich problematisch ist, dass 39,3 % der
Schüler/-innen eines Gymnasiums keine Studienrichtung und 22,7 % dieser
Schüler/-innen keinen Hochschulstandort nennen konnten.
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Aus diesem Ergebnis der IngWeb-Studie kann nur die Forderung nach einer
stärkeren Vermittlung von Berufs- und Studienmöglichkeiten abgeleitet wer-
den. Diese Forderung ist jedoch nicht so zu verstehen, dass ein enzyklopädi-
sches Wissen zu Ausbildungsberufen und Studienmöglichkeiten zu vermitteln
ist. Vielmehr müssen grundsätzliche Strukturen von Ausbildungsberufen, z. B.
Lernorte im dualen System, Karrierewege im Handwerk und in der Industrie,
Strukturen des 2. Bildungsweges/Bildungssystems in Deutschland sowie der
Hochschullandschaft aufgezeigt werden. Dabei ist auch an Gymnasien darauf
zu achten, dass nicht nur Studienmöglichkeiten, sondern auch Möglichkeiten
der beruflichen Bildung thematisiert werden.

Im Rahmen der Untersuchung der Karrierewege von ehemaligen Absolven-
ten/-innen des SITI wurde deutlich, dass sich Gymnasiasten/-innen zum Teil be-
wusst gegen ein akademisches Studium entscheiden und eine berufliche Aus-
bildung wählen. Vor diesem Hintergrund müssen diese Möglichkeiten auch an
einem Gymnasium thematisiert werden. Wiederum sind an Sekundarschulen
ebenfalls Studienmöglichkeiten zu thematisieren, da über die berufliche Bil-
dung auch akademische Karrierewege eingeschlagen werden können, z. B.
über das berufliche Gymnasium bzw. Fachgymnasium, die Fachoberschule, die
Fachschule oder Meisterausbildung. Ebenfalls zu nennen ist in diesem Kontext
die Möglichkeit der Externenprüfung, mit der Absolventen/-innen einer Berufs-
ausbildung eine Zulassung an akademischen Bildungseinrichtungen erlangen
können.

Entwicklung von übergreifenden Kompetenzen des Bestehens in der
Berufs- und Arbeitswelt

Die Betrachtung der Berufsorientierung auf die Vermittlung von Wissen über
die Arbeits- und Berufswelt und des Testens von eigenen Interessen, Fähigkei-
ten und Fertigkeiten greift zu kurz. Eine zeitgemäße Berufsorientierung muss
mehr leisten.

Die Absolventenverbleibsuntersuchung des SITI arbeitete deutlich heraus, wie
wichtig die Entwicklung von übergreifenden Kompetenzen für einen erfolgrei-
chen Einstieg in die Berufs- und Arbeitswelt ist. Von den Absolventen wird be-
tont, dass Kompetenzen, wie Präsentations-, Planungs-, Organisations- und
Kommunikationskompetenz, die im SITI gefördert wurden, ihnen den Einstieg
in das Berufsleben erleichterten und auch einen Beitrag zu ihrem Erfolg leiste-
ten.

Somit ist die Forderung zu stellen, dass sich eine zeitgemäße Berufsorientie-
rung auch der Aufgabe stellen muss, diese übergreifenden Kompetenzen zu
entwickeln.
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Ausbau der Elternarbeit in der Berufsorientierung

Die Analyse der Effekte des SITI auf die Entwicklung der Karrierewege der Ab-
solventen zeigte sehr deutlich, welchen großen Einfluss Eltern und Familie auf
die Berufswahl hatten. Daher muss eine zeitgemäße Berufsorientierung Eltern
in noch größerem Ausmaß einbeziehen. Insbesondere können Elternkontakte
zu Arbeitgebern genutzt werden, um Berufe und berufliche Tätigkeitsfelder so-
wie Arbeitsabläufe realitätsnah zu illustrieren. Auf diese Weise kann es gelin-
gen, Berufsorientierung fassbarer zu gestalten.
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„Berufs"orientierung als biographischer Prozess –
Anforderungen an eine Lebens- und Arbeitswelt-
orientierung in Zeiten demografischer Umbrüche

Andreas Diettrich & Katharina Peinemann

Abstract

Der Beitrag setzt sich mit einem derzeitig häufig vorfindbaren Verständnis von
Berufsorientierung auseinander, das einerseits weiterhin stark an berufskundli-
che Vorstellungen und Konzepte anknüpft und damit auf eine möglichst ge-
naue „Passung“ von Beruf und Subjekt fokussiert, wobei die Jugendlichen z. B.
durch Potentialanalysen, Kompetenzchecks oder gezielte arbeitsmarktinduzierte
Berufsorientierungsprogramme an derzeitige berufliche Anforderungen heran-
geführt werden sollen. Andererseits zielt Berufsorientierung in diesem Verständ-
nis häufig allein auf das Überwinden der ersten Schwelle, ist also zeitpunkt-
bezogen und – idealerweise – mit dem Abschluss eines Ausbildungsvertrages
abgeschlossen. Im Beitrag wird eine eher biographische Perspektive diskutiert,
die Berufs-, insbesondere aber Arbeits- und Lebensweltorientierung, als lang-
fristigen, individuellen und kontinuierlichen Prozess interpretiert.

1 Problemstellung

Berufsorientierung erhält in der aktuellen demografischen Situation eine stär-
kere Bedeutung: Aus einer eher volkswirtschaftlichen oder gesellschaftspoliti-
schen Perspektive heraus trägt gelungene Berufsorientierung dann zu wirt-
schaftlicher und regionaler Stabilität, gesellschaftlichem Wohlstand und zur
Reduzierung von Verteilungskonflikten bei, wenn die Allokation von potentiel-
len oder bereits gut ausgebildeten Fachkräften weitgehend optimal erfolgt.
Das Berufsbildungssystem kann seiner Zulieferfunktion für das Beschäftigungs-
system gerecht werden und Dysfunktionalitäten im Sinne von Schnittstellen-
und Übergangsproblemen werden weitgehend vermieden. Grundsätzlich
können relevante Austauschbeziehungen zwischen Berufsbildungs- und Be-
schäftigungssystem – funktionsanalytisch betrachtet – in eine Qualifikations-,
Allokations-, Sozialisations- und Absorptionsfunktion differenziert werden (vgl.
Kutscha 1999, S. 94 f.). In der aktuellen gesellschaftlichen Situation mit hoher
Beschäftigungsquote wird das Beschäftigungssystem im Vergleich zu den ver-
gangenen Jahren, auch in den östlichen Bundesländern, zwar seiner Absorp-
tionsfunktion gerecht, allerdings rückt die Allokation von Berufsbildungsaktivi-
täten und damit auch der Berufsorientierung in den Fokus.

153



Aus einer eher betriebswirtschaftlichen Perspektive vermindert eine gelungene
Berufsorientierung Transaktionskosten bezüglich der Akquise von Auszubilden-
den und Fachkräften. Betriebliches Engagement bei der Berufsorientierung,
z. B. durch die Mitwirkung bei Berufsinformationsmessen oder durch verstärkte
Gewährung von Praktikumsplätzen, kann in Verbindung mit Selektions- und
Modifikationsstrategien bei der Fachkräfteakquise die Gewinnung geeigneter
Auszubildender und Mitarbeiter/-innen unterstützen. Allerdings haben Unter-
nehmen häufig erst spät auf die sich seit langem abzeichnende Fachkräfte-
problematik, auch vor dem Hintergrund einer stabilen gesamtwirtschaftlichen
Lage, reagiert und recht unterschiedliche Handlungsstrategien entwickelt (vgl.
Jahn & Diettrich 2015), wobei als eine einzelbetriebliche Handlungsstrategie
auch der Ausstieg aus der dualen Ausbildung nachweisbar ist. Vor dem Hinter-
grund der bereits stark abnehmenden Ausbildungsbetriebsquote von 20 % im
Jahr 2015 handelt es sich hierbei um einen gesellschaftlich durchaus bedenkli-
chen Trend, insbesondere da diese Quote in Kleinstbetrieben auf 12 % und in
Kleinbetrieben auf 43,4 % zurückgegangen ist (vgl. BMBF 2017, S. 10). Unter-
nehmen verfolgen bereits aktuell Strategien der Einstellung ausländischer Fach-
kräfte (vgl. BMFT 2012) oder Personen mit artverwandten Qualifikationen ein-
zustellen, um die Bedarfe zu decken.

Somit kann nicht davon ausgegangen werden, dass per se über marktwirt-
schaftliche Mechanismen auf dem Ausbildungsstellen- und Arbeitsmarkt ein
Gleichgewicht von Angebot und Nachfrage sichergestellt werden kann. Neben
dieser eher quantitativ-ökonomischen Perspektive tritt aber die – im Kontext
der Berufsorientierung aus berufspädagogischer Sicht – erheblich bedeutsamere
qualitative Perspektive. Hier geht es um eine inhaltliche Passung zwischen den
Anforderungen des Beschäftigungssystems (also z. B. der Erwartungen von Be-
trieben an potentielle Auszubildende) und den Interessen, Entwicklungsziele
und Kompetenzen potentieller Auszubildender oder Fachkräfte. Erst über diese
qualitativen Aspekte wird entschieden, ob Bildungs- und Beschäftigungssystem
tatsächlich im gewünschten Funktionszusammenhang stehen. Bei der Betrach-
tung aktueller Studien zum Matching von Angebot und Nachfrage ist dies ins-
besondere für die ostdeutschen Länder erheblich zu bezweifeln:

Einer hohen Zahl von freien Ausbildungsplätzen steht eine ähnlich hohe Zahl
unversorgter Bewerber/-innen gegenüber. Hinter diesem Mismatch stehen Dispa-
ritäten einerseits zwischen dem regionalen oder branchenbezogenen Angebot
von Ausbildungsplätzen, d. h. zwischen „harten“, empirisch gut beschreibba-
ren Phänomenen, aber auch zwischen eher „weichen“, qualitativen Faktoren.
Dazu zählen u. a. die expliziten oder impliziten betrieblichen Erwartungen an
potentielle Auszubildende oder die Wünsche, Hoffnungen, (Lebens-)Ziele der
Jugendlichen, ihre individuellen Kompetenzen und die jugendsoziologischen
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Besonderheiten der jeweiligen Generation. Insbesondere letzteres wurden z. B.
hinsichtlich des Vorhandenseins ausbildungsrelevanter Kompetenzen bereits im
BIBB-Expertenmonitor 2005 umfassend beschrieben (vgl. Ehrenthal, Eberhard
& Ulrich 2005). Somit rücken vor dem Hintergrund der demografischen Situa-
tion einerseits Ausbildungsreife und Berufsorientierung der Jugendlichen in
den Fokus, aber auch die Fähigkeit und Bereitschaft der Betriebe, der derzeit
auf dem Ausbildungsstellenmarkt präsenten Generation von jungen Erwachse-
nen ein adäquates Ausbildungs- und ggf. auch Begleitangebot zu offerieren,
das individuelle Präferenzen und Kompetenzen berücksichtigt. Bereits 2012
hat der DGB vor dem Hintergrund attestierter Problembereiche die „Ausbil-
dungsreife“ von Betrieben in ausgewählten Branchen in Frage gestellt (DGB
2012). Verschärfend hinzu kommt in vielen Regionen und Berufen die demo-
grafisch bedingte Umkehrung des Machtverhältnisses zugunsten der Nachfra-
ger nach Ausbildungsplätzen, die medial gut vernetzten Jugendlichen häufig
auch bewusst ist und Bewerbungs- und Bleibeüberlegungen beeinflusst.

Vor diesem Hintergrund sind zwei wesentliche Kritikpunkte am klassischen Ver-
ständnis von Berufsorientierung zu benennen: Zum einen wird Berufsorientie-
rung häufig immer noch im traditionellen Sinne berufskundlich verstanden.
Jugendliche sollen im Rahmen eines geordneten Verfahrens, das sich aus un-
terschiedlichen, häufig standardisierten bzw. standardisiert eingesetzten Instru-
menten zusammenfügt, erkennen und reflektieren, welcher regional und zum

Abb. 1: Regionale Unterschiede in den Versorgungs-, Besetzungs- und Passungsproblemen 2015
[Quelle: Matthes et al. 2016]
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aktuellen Zeitpunkt angebotene (Ausbildungs-)Beruf zu ihren Interessen, Nei-
gungen und Kompetenzen passt. Allerdings stellt sich die Frage, ob eine Orien-
tierung am Berufsprinzip bzw. an konkreten Berufen tatsächlich zu einer lang-
fristig tragfähigen Entscheidung führt. Die regionale Verfügbarkeit von
Berufen, die Vielzahl an Ausbildungsmöglichkeiten, betriebs- und arbeitswelt-
spezifische Aspekte, aber auch die grundsätzlich zu hinterfragende Stabilität
des Berufskonstrukts für die Planung langjähriger Erwerbsbiographien lässt
zumindest Zweifel aufkommen, ob es sich beim Beruf auch zukünftig um die
zentrale Kategorie in biographischen Entscheidungsprozessen handelt. Zum
anderen gilt der Berufsorientierungsprozess häufig nach erfolgreichem Mat-
ching, d. h. der Aufnahme eines Ausbildungsverhältnisses, als abgeschlossen.
Betrachtet man allerdings die zunehmende Zahl von Vertragslösungen und
Ausbildungsabbrüchen, die Übernahme- und Verbleibsquoten nach der dualen
Ausbildung, Wechselfälle zwischen allgemeiner, beruflicher und hochschuli-
scher Bildung usw. zeigt sich, dass der Begriff der Berufsorientierung keines-
wegs dieses komplexe Entscheidungsverhalten in der Lebens- und Arbeitswelt
abbildet. So geben in Befragungen zu Gründen von Ausbildungsabbrüchen
30 % der Befragten relativ unspezifisch eine unzureichende berufliche Orientie-
rung an. Bei insgesamt 42 % deckten sich die persönlichen Vorstellungen zum
Berufsbild nicht mit den realen Anforderungen (vgl. BMBF 2009, S. 13) der Ar-
beitswelt bzw. in den Betrieben. Zudem umfasst der hier angedeutete Orientie-
rungs-, Entscheidungs- und Reflexionsprozess auch eine weitaus längere bio-
graphische Phase, als der klassische Begriff der Berufsorientierung suggeriert
(vgl. Diettrich & Jahn 2016).

Diese beiden Argumentationslinien werden im Folgenden diskutiert und vor
dem Hintergrund aktueller demografischer Entwicklungen reflektiert. Leitend
ist ein Plädoyer, Berufsorientierung stärker als langanhaltenden biographischen
Prozess der Lebens- und Arbeitsweltorientierung zu verstehen, zu erforschen
und zu gestalten – und auch die Betriebe stärker auf die Belange der jungen
Erwachsenen hin zu „orientieren“. Letztendlich ist der Berufswahlprozess als
biographisches Element ein möglicher Zugang, um den Zusammenhang zwi-
schen Arbeitswelt und der Zielgruppe bzw. dem Subjekt zu beschreiben.
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Abb. 2: Berufswahltheorien zwischen Arbeitswelt- und Zielgruppenorientierung

2 Analysen und Perspektiven zur Berufsorientierung
im Diskurs

2.1 Zugänge und Forschungsprogramme

Die Berufsbildungsforschung, insbesondere die Berufs-und Wirtschaftspädago-
gik, analysiert – so Meyer (2015) – „berufliche Orientierungsprozesse und Be-
rufswahlkompetenz bisher in erster Linie im Kontext der Übergangsproblema-
tik – hier vor allem an der Schwelle des Übergangs von der Schule in den
Beruf“. Somit ist die klassische Berufsorientierung darauf ausgerichtet, an der
ersten Schwelle zwischen Ende der Allgemeinbildung und Eintritt in die Berufs-
bildung ein erfolgreiches Matching herbeizuführen, d. h. „just in time“ Ju-
gendliche und Unternehmen zusammenzuführen. Somit ist der traditionelle
Berufsorientierungsprozess mit dem Abschluss eines Ausbildungsvertrags (er-
folgreich) abgeschlossen. Berufsorientierung in diesem Sinne verfolgt die Iden-
tifizierung und Entwicklung möglicher Potentiale von Jugendlichen hinsichtlich
der Erwartungen des Beschäftigungssystems – d. h. die Allokationsfunktion der
Berufsorientierung fokussiert ausschließlich auf die Verwertbarkeit im betriebs-
wirtschaftlichen Sinne (vgl. auch Anslinger & Barp 2017). In diesem Kontext
werden die Jugendlichen im Übergangssystem häufig als ungenutzte Ressource
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zur Bewältigung des Fachkräftemangels gesehen (vgl. Münk 2013, S. 1 f.). Mit
einer optimierten Struktur der Übergänge und Förderangebote sollen an-
schlussfähige Bildungsketten hergestellt werden, welche eine direkte Einmün-
dung in berufliche Ausbildungen möglich machen (vgl. Euler 2010, S. 4), d. h.
das klassische Verständnis von Matching müsste dann um eine umfassende
förderpädagogische, individuell am Subjekt entwickelte Beratung, Orientierung
und Begleitung erweitert werden. Somit ist ein klassisches Verständnis von Be-
rufsorientierung mit berufskundlichem Zugang, d. h. der Suche nach dem pass-
fähigen Beruf, und unter Fokussierung auf den Zeitpunkt des Matchings unter
heutigen Bedingungen wenig zielführend und muss konzeptionell durch wei-
tere Zugänge und Perspektiven, z. B. mit einem sozialwissenschaftlichen (vgl.
Anslinger & Barp 2017), biographisch-konstruktivistischen (vgl. Meyer 2015)
oder einem prozesshaft-lebensweltlichen (vgl. Diettrich & Jahn 2016) Fokus er-
gänzt werden. Den drei genannten Perspektiven ist gemeinsam, dass sie Be-
rufsorientierung nicht zeitpunkt- und auf einen engen Berufsbegriff bezogen,
institutionell und funktionalistisch begreifen und auf generalisierbare Standards
und Instrumente setzen, sondern den Fokus auf das Spannungsfeld zwischen
Arbeits- bzw. Lebenswelt und Subjekt legen.

Diverse leitende Institutionen und Akteure befassen sich derzeit kontinuierlich
mit den benannten Zusammenhängen. Um die überregionale bildungspoliti-
sche Relevanz der Thematik zu untermauern, werden im Folgenden – ohne
Anspruch auf Vollständigkeit – Projekte und Forschungsprogramme aufge-
führt, die sich mit dem Verbleib und Übergang von Jugendlichen nach der
Schule im Kontext von Berufsorientierung befassen:

• Im Wissenschaftszentrum Berlin (WBZ) ist das Projekt „Neue Wege in die
Ausbildung: Übergangskarrieren benachteiligter Jugendlicher“, welches
mit dem Nationalen Bildungspanel kooperiert, fortlaufend angelegt, wo-
raus sich ableiten lässt, dass dieses Problem dauerhaft in den Blick ge-
nommen wird, und nicht nur eine kurzfristige Reaktion auf wahrgenom-
mene Krisen ist (vgl. WZB 2015, o. S.).

• Das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) integriert in seine mittelfris-
tige Forschung das Themengebiet des Ausbildungsmarktes und des Be-
schäftigungssystems, worunter auch der Übergang in die berufliche Bil-
dung fällt. Konkret werden Chancen Jugendlicher auf dem Arbeitsmarkt,
Einflussfaktoren auf die Berufswahl, die Ausbildungsreife und der drohen-
de Fachkräftemangel erforscht (vgl. BIBB 2014, S. 22 f.).

• Die Bertelsmann Stiftung hat bereits zum 6. Mal das „Leitfaden Berufs-
orientierung – Praxishandbuch zur qualitätszentrierten Berufs- und Stu-
dienorientierung an Schulen“ in überarbeiteter und erneuerter Version
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aufgelegt. Dies belegt einerseits, dass sich die Stiftung bereits seit Jahren
mit dem Thema beschäftigt, andererseits wird die ständige Weiterent-
wicklung des Themenfeldes deutlich, die auch eine veränderte praktische
Umsetzung verlangt (vgl. Bertelsmann Stiftung 2015, o. S.).

• Das Institut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung (IAB) setzt ist seinem
Forschungs- und Arbeitsprogramm für 2015 unter anderem den Schwer-
punkt „Lebenschancen und soziale Ungleichheit“, worunter auch die Bil-
dungs- und Erwerbsverläufe fallen. Als wichtige Vorhaben werden die
durch den Fachkräftebedarf begründeten Übergänge von Schulabgän-
gern bezeichnet. Es soll erhoben werden, welche Erfolgsfaktoren aus-
schlaggebend sind und die diese auf die Gesamtheit der Schüler/-innen
ausgeweitet werden können (vgl. IAB 2014, S. 49).

• Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) stellt mit sei-
ner Initiative „Bildungsketten“ Fördermöglichkeiten zum optimalen Über-
gang von Jugendlichen in die berufliche Bildung. Als Beispielprojekte
können „Regionales Übergangsmanagement“ oder „Zeitgewinn“ genannt
werden (vgl. BMBF 2015, S. 1 ff.).

Wichtige Einflussfaktoren, die in allen genannten Institutionen als Kontext mit
untersucht werden, sind die sozioökonomischen Megatrends. Vor allem der
Umbruch des Arbeitsmarktes, die Bevölkerungsentwicklung, der Wandel der
Geschlechterrollen, die Globalisierung, die Individualisierung, die Digitalisie-
rung, die wachsende Mobilisierung sowie der Vormarsch der Wissensgesell-
schaft wirken an zahlreichen Stellen auf Berufsorientierung und die Gestaltung
von Übergängen ein (vgl. Zukunftsstark 2015, o. S.). Dies unterstreicht auf der
einen Seite die Relevanz des Themas und macht es auf der anderen Seite viel-
fältig, detailliert und z. T. widersprüchlich in der Betrachtung und Analyse, ins-
besondere, wenn regionale, lokale oder gar individuelle Zugänge zu einer dif-
ferenzierten wissenschaftlichen Analyse notwendig werden.

2.2 Berufsorientierung im Spannungsfeld zwischen Arbeitswelt
und Subjekt

Wie angedeutet, ist der zeitliche Lebensabschnitt, in welchem die Berufsorien-
tierung vorwiegend verortet wird, der Übergang an der ersten Schwelle, wel-
cher den Weg von der allgemeinbildenden Schule in eine berufliche oder schu-
lische Ausbildung beschreibt (vgl. BIBB 2015, o.S.). Der Entscheidungsprozess
über den weiteren institutionellen Weg soll mit Erlangen eines allgemeinbilden-
den Schulabschlusses von Schüler/-innen bewältigt worden sein (vgl. Beinke
1999). Ist er es nicht, so wird in der Regel der Übergang als nicht positiv be-
wertet. Diese Anschauung widerspricht dem hier präferierten Verständnis von
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Berufsorientierung, das einen „[...] lebenslange[n] Prozess der Annäherung
und Abstimmung zwischen Interessen, Wünschen, Wissen und Können des In-
dividuums auf der einen und Möglichkeiten, Bedarf und Anforderungen der
Arbeits- und Berufswelt auf der anderen Seite“ beschreibt (Butz 2008, S. 50.).

Die zeitliche bzw. biographische Phase, in welchem Orientierungshilfen, Kennt-
nisse und Reflexionsfähigkeit bezüglich der eigenen Fähigkeiten zur Verfügung
gestellt wird (vgl. Mahl, Schlimbach & Reißig 2014, S. 3), bezieht sich institutio-
nell gestützt in der Regel nur auf die Sekundarstufe I und II der allgemeinbil-
denden Schulen, sowie auf das Übergangssystem im beruflichen Schulwesen.
Dies ist nicht verwunderlich, so befindet sich an dieser Stelle die durch das Bil-
dungssystem geforderte Entscheidung seitens der Jugendlichen für oder gegen
das Erlernen eines Berufes, einen weiteren Schulbesuch oder die Aufnahme ei-
nes Studiums. Zudem fungiert die erste Schwelle unter anderem als Prüfinstanz
der vorausgegangenen Berufsorientierung in der Allgemeinbildung. Die Aufga-
be der Umsetzung der Berufsorientierung liegt einerseits bei den zuständigen
Agenturen für Arbeit (vgl. § 33 SGB III). Andererseits auch bei den Schulen,
wobei bspw. in Mecklenburg-Vorpommern das Ziel verfolgt werden soll „(…)
Kinder und Jugendliche [dazu zu befähigen] im Laufe ihrer Entwicklung, die ei-
genen Interessen, Neigungen und Begabungen, Fähigkeiten und Fertigkeiten
realistisch einzuschätzen und diese in Bezug zu wirtschaftlichen Entwicklun-
gen, den beruflichen Anforderungen und Berufsbildern zu setzen“ (MBWK MV
2011, S. 465). Somit liegen das Verständnis des lebenslangen Prozesses nach
Butz und die ministerielle Herangehensweise gar nicht so weit auseinander –
doch warum wird trotzdem ein Jugendlicher, dessen Übergang nicht zeitnah
und passgenau bewältigt wurde als gescheitert, nicht ausbildungsreif oder
nicht ausreichend beruflich orientiert bewertet?

Auf den Prozess der Berufswahl haben diverse exogene und endogene Fakto-
ren Einfluss. Die Jugendlichen selbst als Subjekt, das sich orientieren bzw.
durch Dritte orientiert werden soll, versucht die Anforderungen der Arbeits-
und Berufswelt mit den persönlichen Ressourcen abzugleichen und entspre-
chende Konsequenzen zu ziehen (vgl. Hentrich 2011, S. 32 f.). Die Bezeich-
nung des Prozesses als lebenslang legt nahe, dass dieser Vorgang nicht
einmalig oder zu einem bestimmten Entwicklungszeitpunkt abgeschlossen
werden kann, sondern es eines fortlaufenden Abgleiches bedarf (vgl. Weiß
2016, S. 3; Neuenschwander & Hartmann 2011, S. 41f; Hentrich 2011, S. 14 f.).
D. h. die gesamte Berufsbiographie ist durch Phasen der Orientierung gekenn-
zeichnet, nicht nur bei anstehenden „Brüchen“ oder Diskontinuitäten (vgl.
Behringer et al. 2004). Wenn diese Sichtweise konsequent verfolgt werden
würde, müssten die erste Schwelle aus dem Fokus der Berufsorientierung ge-
nommen und der Blick stärker auf den Gesamtprozess gerichtet werden.
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Im OECD-Vergleich wird dargestellt, dass Schulabgänger/-innen in Deutschland
wenig über die sich bietenden Möglichkeiten nach Abschluss der allgemeinbil-
denden Schule informiert sind. Auch eine realistische Einschätzung über die
eigenen Ressourcen liegt bei den Schülern/-innen selten vor. Somit rücken an-
dere Faktoren wie bspw. die Beeinflussung durch Medien mehr in den Vorder-
grund und beeinflussen die Berufswahl (vgl. Staden & Howe 2013, S. 4 ff.). Es
besteht laut Aussage von Jugendlichen jedoch kein Mangel an Informationen
zur Berufswahl, die Herausforderung besteht vielmehr im Umgang mit der
Vielzahl an Daten, worin sich die Notwendigkeit einer strukturierenden Beglei-
tung begründet (vgl. Prager & Wieland 2005, S. 8).

Die Berufswelt, welche als Orientierungspunkt in den Verständnissen benannt
und häufig über Medien transportiert wird, ist zudem durch einen vielfältigen,
häufig als dynamisch beschriebenen und nicht nur demografischen, Wandel
gekennzeichnet und geht mit den Veränderungen gesellschaftlicher und wirt-
schaftlicher Anforderungen einher (vgl. Georg, 1993, S. 199 ff.; Beck 2010).
Dem Individuum wird eine zunehmende Verantwortung zugesprochen, denn
vor dem Hintergrund ständig variierender gesellschaftlicher Anforderungen
müssen auch die Akteure diese wahrnehmen und sich gegebenenfalls anpas-
sen (Hurrelmann 2014, S. 16 f.). Für die Jugendlichen bedeutet der moderne
Arbeitsmarkt (vgl. Möller & Walwei 2009; Esser 2014) eine steigende Individu-
alisierung sowie Flexibilisierung (vgl. Sennett 2006) der eigenen (Aus)Bildungs-
biographie, womit die Bedeutung der beruflichen Orientierung wächst und
zum lebensbegleitenden Prozess wird (vgl. Beck 1995, S. 189 ff.).

Es stellt sich die Frage, ob vor dem Hintergrund dieser Aspekte überhaupt noch
von Berufsorientierung gesprochen werden kann oder ob diese Begrifflichkeit
eher kritisch diskutiert und in bspw. Lebens- und Arbeitsweltorientierung ver-
ändert werden müsste. Die lebensgeschichtliche Perspektive nimmt immer
mehr Raum ein, da mit der Wahl eines Berufes auch eine Art „Statuspassage“
gewählt wird, ein Platz in der Gesellschaft (vgl. Wahler & Witzel 1996, S. 11).
Und weiter: Ist es für Jugendliche, die aus einem schulischen sowie familiären
Umfeld und der damit einhergehenden Sozialisation kommen, überhaupt
möglich einen Beruf, eine berufliche Richtung zu wählen ohne den Berufs- und
Arbeitsmarkt vorher eingehend erlebt zu haben? Wie intensiv können Praktika
von wenigen Wochen sein, wie viel Einblick können Jugendliche in einen Be-
ruf, ein Unternehmen und nicht zuletzt auch in die berufliche Sozialisation
wirklich erhalten vor dem Beginn einer Ausbildung (vgl. ebd., S. 12 f.)? Letzt-
endlich ist auch in Abgrenzung zu Meyer (2015) zu fragen, ob der Beruf über-
haupt noch die Leitkategorie darstellt, auf die entsprechende Orientierungs-
prozesse zulaufen sollen.
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2.3 Beruf als Kulminationspunkt der „Berufs“-Orientierung?

Aus einer soziologischen Perspektive lassen sich Berufe charakterisieren, als
„relativ tätigkeitsunabhängig, gleichwohl tätigkeitsbezogene Zusammenset-
zungen und Abgrenzungen von spezialisierten, standardisierten und institutio-
nell fixierten Mustern von Arbeitskraft, die als Ware am Arbeitsmarkt gehandelt
und gegen Bezahlung in fremdbestimmten, kooperativ-betrieblich organi-
sierten Arbeitszusammenhängen eingesetzt werden“ (Beck, Brater & Daheim
1980, S. 20). Somit wird Beruflichkeit als „Berufsform der Arbeitskraft“ verstan-
den, welche sich aus einem Zusammenschluss an Qualifikationen zusammen-
setzt (vgl. Daheim 1977) bzw. einem berufsförmigen Bündel an Kompetenzen,
nach dem stärker individualisierten Verständnis im Sinne der kompetenzorien-
tierten Wende. Neben den fachlichen Inhalten, welche durch eine Berufsausbil-
dung erworben werden, geht der Begriff der Beruflichkeit weiter und erfasst
außerdem nicht-fachliche Aspekte, welche Berufsrollen zugeschrieben werden
(vgl. Bolder et al. 2012; Baethge 2004, S. 337 f.). Durch das Erwerben eines Be-
rufes, anhand einer bedarfsgerechten Qualifikation, hat der Arbeitnehmer/die
Arbeitnehmerin die Möglichkeit, seinen/ihren Lebensunterhalt zu erwirtschaf-
ten und sich durch berufliche Sozialisation weiter zu entwickeln (vgl. Tiemann
2012, S. 52). Neben Allokations- und Orientierungsfunktion des Berufes kön-
nen somit individuelle Erwerbsbiographien gestaltet werden (vgl. Lipsmeier
1999, S. 24). Arbeitgeber haben durch die Zuschreibung von Berufen (und da-
mit zusammenhängenden Ausbildungen) die Möglichkeit, ihre Stellen adäquat
zu besetzen (vgl. Fürstenberg 2013, S. 18 ff.). Da in der Bundesrepublik
Deutschland das duale Ausbildungssystem bundeseinheitlich geregelt ist, somit
jedem Auszubildenden gleichen Berufs weitgehend gleiche Inhalte vermittelt
werden, kann durch den Standard der Ausbildungsberufe Transparenz und be-
triebliche Planungssicherheit hergestellt werden.

Die Frage, ob vor dem Hintergrund der bisherigen Überlegungen dieses Ver-
ständnis von Beruf und einer korrespondierenden Berufskunde, die Jugendli-
che zu diesen Qualifikationsstandards hinführt, aufrechterhalten werden kann,
geht vor allem mit dem Wandel des Arbeitsmarktes und der sich daraus erge-
benden Anforderungen einher (vgl. Daheim & König 2002; Moldaschl 2003).
Vor allem die wachsende Anzahl technologischer und kommunikationstechni-
scher Neuerungen haben Auswirkungen auf die Organisation, Strukturierung
und den Umfang von Arbeit (vgl. Dehnbostel 2007, S. 17). Ein flexibler Arbeits-
einsatz der Arbeitnehmer/-innen und die Erweiterung der Fachkompetenz um
Methodenkompetenz, Analysefähigkeit und weitere Kompetenzen lassen sich
als neue Anforderungen an Arbeitnehmer formulieren (vgl. Baethge 2004,
S. 343). Dies lässt die Frage aufkommen, wie ein Berufsbildungssystem, wel-
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ches sich nach dem traditionellen facharbeiterbezogenen Berufskonzept rich-
tet, dem angemessen entsprechen kann (vgl. Vogel 2013, S. 275 ff.).

Bereits seit den 1990er Jahren wird in den jeweiligen Bezugswissenschaften
kontrovers über die Zukunftsfähigkeit des Berufskonzepts diskutiert. Die Dis-
kussionen um die Erosion des Berufes lassen sich pointiert mit zwei Thesen be-
schreiben (vgl. Rosendahl & Wahle 2012, 26 ff.; Severing 2001; Birkelbach,
Bolder & Düsseldorff 2010). Einerseits besteht die Annahme, dass der Beruf als
Orientierungshilfe auf dem Arbeitsmarkt seinen Zweck nicht mehr erfüllt, da es
den einen Beruf, welchen das Individuum von der Ausbildung bis zum Eintritt
in das Rentenalter ausübt, nicht mehr gibt. Andererseits kommt es zu einer zu-
nehmenden Flexibilisierung des Berufes im Verständnis einer „neuen“ oder
„modernen“ Beruflichkeit (vgl. Tiemann 2012, S. 49; Meyer 2000).

Vor diesem Hintergrund ist zu überlegen, ob und wie „berufliche“ Orientie-
rung vor diesem Hintergrund gestaltet werden kann, um aktuellen Anforde-
rungen, insbesondere vor dem Hintergrund der demografischen Bedingungen
in den ostdeutschen Bundesländern, zu entsprechen (vgl. Ahrens & Spöttl
2012, S. 88 ff.).

3 Berufswahlprozess, Biographie- und Subjektorientierung

Der umfassende Prozess der Berufswahl, in welchem die Berufsorientierung ei-
nen Teil einnimmt, kann aus unterschiedlichen Blickwinkeln betrachtet werden.
„Theoretische Ansätze der Berufswahl und Berufslaufbahnentwicklung können
in wissenschaftlichen Kontexten als Ausgangspunkte zur theoretischen Refle-
xion pädagogischer Praxis dienen und damit zur (Weiter)Entwicklung pädago-
gischer Unterstützungsangebote beitragen“ (Dreer 2013, S. 32).

Individuum und Arbeitswelt sind auf gegenüberliegenden Seiten des Berufs-
wahlprozesses verortet (vgl. Abb. 2). Entsprechend wurden als mögliche theo-
retische Bezugspunkte für den vorliegenden Beitrag die Theorien nach Holland
und Super ausgewählt. Als Vertreter der klassischen Berufswahltheorien ist
Holland und seine in den 50er Jahren entwickelte Theorie der Persönlichkeits-
typen zu nennen. Nach Holland besteht für jedes Individuum ein passgenauer
Beruf, in welchem die jeweiligen Persönlichkeitsmerkmale mit den Spezifika
des Berufes korrespondieren (vgl. Hirschi 2013, S. 27; Neuenschwander et al.
2012, S. 48.) Hierfür entwickelte er ein hexagonales Modell, welches er mit
den Attributen realistisch, forschend, künstlerisch, sozial, unternehmerisch und
konventionell Persönlichkeitstypen beschreibt, denen entsprechende Berufe
zugeordnet werden können. Eine Passung zwischen Persönlichkeitscharakteris-
tika und Beruf kennzeichnen eine geglückte Berufswahl (vgl. Herzog, Neuen-
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schwander & Wanneck 2006; S. 15) – und im klassischen Verständnis gelunge-
ne Berufsorientierung. Entsprechend des Modells, können Berufswähler/-innen
nicht nur ausschließlich einen konkreten Bereich bedienen, sondern auch die
nebenliegenden Bereiche, d. h. ein Berufswähler bspw., der sich dem Bereich
„führend-verkaufend“ zuordnet, kann außerdem Berufstätigkeiten in seiner
Berufswahl berücksichtigen, die in den Bereichen „ordnend-verwaltend“ oder
„erzieherisch-pflegend“ liegen. Der Bereich „untersuchend-forschend“ aller-
dings, welcher „führend-verkaufend“ im hexagonalen Modell direkt gegen-
überliegt, wird nach Hollands Theorie jedoch vollständig ausgeschlossen. Hol-
lands Theorie wurde mehrfach empirisch überprüft (vgl. Holland, Daiger &
Power 1980; Holland & Asama 1994) und eignet sich vor allem für eine erste
Einordnung der Jugendlichen in der Berufsberatung. Jedoch wird das entwi-
ckelte Modell, obwohl es in vielen Testinstrumenten zur Berufswahl verwendet
wird, als insgesamt unzureichend eingeschätzt. Die größte Schwäche liegt
demnach in der fehlenden Berücksichtigung des Gesamtprozesses, der mit der
einmaligen Passung nicht abgeschlossen ist. Des Weiteren ist die Einteilung der
Individuen in nur sechs mögliche Typen zu grob, um eine konkrete Passung zu
erreichen (vgl. Herzog, Neuenschwander & Wanneck 2006; S. 15). Hinzuzufü-
gen ist außerdem, dass hier von einer „Einmal-Entscheidung“ ausgegangen
wird, die nicht mehr veränderlich ist, was den bisherigen Ausführungen zur
Gestaltung der eigenen beruflichen Biographie entgegensteht (vgl. Neuen-
schwander et al. 2012; S. 47 ff.)

Durch das ebenfalls den klassischen Theorien zuordenbare Modell der Lauf-
bahnentwicklung zeigte Super in den 50er Jahren, aufbauend auf den Vorar-
beiten von Ginzberg, dass die Veränderungen im Lebensverlauf sowie innere
und äußere Faktoren auf das Individuum einwirken und Einfluss auf die Berufs-
wahl haben (vgl. Neuenschwander et al. 2012, S. 50 f.). Das berufliche Selbst-
konzept sowie die eigentliche Berufswahl können sich im Laufe dieser Entwick-
lung verändern (vgl. Hirschi 2013, S. 28).

Die Theorie von Super beschreibt die berufliche Orientierung und Entwicklung
als lebenslangen Prozess. Grund für diese Beschreibung war die Annahme
Supers, dass sich die persönlichen Dispositionen eines Menschen mit zuneh-
mendem Lebensalter und erweiterter Lebenserfahrung verändern und auf das
Selbstkonzept wirken, welches wiederum ausschlaggebend für die berufliche
Entwicklung ist. Diese Entwicklung wird in fünf Stadien mit entsprechender
Alterszuschreibung unterteilt, die sich in Wachstum, Exploration, Etablierung,
Erhaltung und Abbau gliedern. Der konkrete, oft professionell unterstütze,
Prozess der Berufswahl findet in der Phase der Exploration statt, da in dieser
Entwicklungsphase das Selbstkonzept eine immer wichtigere Rolle einnimmt
und mit beruflichen Charakteristika verglichen und angepasst wird. Die Wir-
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kung des Selbstkonzeptes auf berufliche Entscheidungen wurde belegt, hinzu
kommt die Erkenntnis, dass dieser Prozess wechselseitig ist und auch der Beruf
bzw. berufliche Tätigkeiten etc. auf das Selbstkonzept wirken und dies somit
verändern (vgl. Neuenschwander et al 2012, S. 51).

Die Herangehensweise an den Prozess der Berufswahl nach Super wird der
entwicklungspsychologischen Perspektive zugeordnet, da in dieser Disziplin
neben dem lebenslangen Prozess vor allem das berufliche Selbstkonzept des
Individuums relevant ist. Der Formungsprozess beginnt bereits im Kindesalter,
entwickelt sich mit allen individuellen Erfahrungen und wird dann in der Be-
rufsorientierung zum Hauptthema. Doch wie die Berufswahl selbst ist dies
nicht abgeschlossen, das Selbstkonzept entwickelt sich mit allen Erfahrungen
und jedem neuen Wissen über Berufe und Arbeitswelt weiter (vgl. Kracke
2014, S. 16 f.). Super geht daher davon aus, dass eine Person nicht nur für ei-
nen, sondern für eine Reihe von Berufen geeignet ist, somit auch die Berufe
Personen mit unterschiedlichen Selbstkonzepten offenstehen sollten. Kritisch
angemerkt werden kann in diesem Modell, dass die eigentliche Entscheidung
für oder gegen einen Beruf nicht miteinbezogen wird, sondern der Fokus allein
auf dem Prozess und Wechselwirkung zwischen Selbst- und Berufskonzept
liegt (vgl. Herzog, Neuenschwander & Wanneck 2006, S. 16).

Beide benannten Ansätze fokussieren unterschiedliche Perspektiven. Um je-
doch ein ganzheitliches Bild zu erhalten, müssen diese vereint und vor dem
Hintergrund aktueller Entwicklungen und wissenschaftlicher Erkenntnisse be-
trachtet werden. So ist aktuell fraglich, ob das Berufskonzept, so wie es Super
noch verstanden hat, überhaupt noch für einen Abgleich mit eigenen Stärken
und Schwächen taugt. Bezieht man die Verallgemeinerungen bzgl. der Be-
rufssparten von Holland mit ein, wäre es möglich und aus unserer Sicht ge-
winnbringend, ein neues Konzept zu entwickeln, in welchem Jugendliche ihre
individuellen Dispositionen nicht vor dem Hintergrund eines konkreten Berufes
betrachten, sondern vielmehr im Kontext der gesamten Lebens- und Arbeits-
welt sowie vor dem Hintergrund der individuellen Biographie und ihrer sozio-
kulturellen Hintergründe. So wäre es möglich, Grundlagen der Orientierung zu
schaffen, in dem bspw. Fragen über Angestellten- oder Selbstständigentätig-
keiten, Unternehmensstrukturen und -philosophien, Arbeitszeitmodelle oder
gesellschaftliches Engagement in die Auseinandersetzung mit der eigenen Le-
bens- und Berufsbiographie einbezogen werden, d. h. im Sinne eines umfas-
senden lebensweltlichen Ansatzes. Auch wenn es in Arbeit und Beruf nicht
ausschließlich um Selbstverwirklichung, sondern u. a. auch um die Erwirtschaf-
tung des eigenen Lebensunterhalts geht, ist die Bindung und Identifizierung
mit dem Beruf (und auch dem Unternehmen) größer, je mehr persönliche Wer-
te im beruflichen Leben wiederzufinden sind. Somit wäre auch eine intensivere
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Berücksichtigung jugendpsychologischer Studien sinnvoll: Beispielsweise wur-
den in der jüngst veröffentlichten 17. Shell Jugendstudie Jugendliche wieder-
holt dazu befragt, welche Merkmale ein Berufsbild haben sollte, um Interesse
zu wecken oder ob andere Faktoren als der konkrete Beruf ausschlaggebend
sind. Hier sind vor allem die Aspekte der Vereinbarkeit von Familie und Beruf
und die Karriereorientierung genannt worden (vgl. Shell Deutschland 2015,
S. 13 ff.). Dies macht deutlich, dass sich nicht nur der Arbeitsmarkt verändert
und auf diese Bedingungen eingegangen werden muss, auch die Jugendlichen
verändern sich, haben andere Ansprüche an Ausbildung und Beruf (vgl. Diett-
rich 2016) und ihr berufliches und privates Leben. Daher sollten auch die Gene-
rationsdebatten in die Analyse mit einbezogen werden, da die Zielgruppe von
Berufsorientierungskonzepten und deren Struktur z. B. bei der Vermittlung sei-
tens der Lehrkräfte eine zentrale Rolle spielt.

4 Ausblick

Zusammenfassend lassen sich aus unserer Perspektive folgende Überlegungen
herausstellen:

• Ein Verständnis von Berufsorientierung, das sich im wesentlich funktional
berufskundlich begreift und Jugendliche auf mehr oder weniger zufällig
ausgewählte Berufe vorbereitet, greift zu kurz.

• Der Berufsbezug ist abzulösen bzw. mindestens zu ergänzen durch einen
umfassenden lebens- und arbeitsweltlichen Bezug, der alle Lebensberei-
che junger Menschen in Bezug zueinander setzt, an den Lebensentwür-
fen der jungen Generation ansetzt und den Diskurs um den Berufsbegriff
konstruktiv aufnimmt.

• Berufsorientierung ist in diesem Sinne nicht funktional und allein auf den
Arbeitsmarkt bezogen, sondern muss individualisiert und biographisch er-
folgen sowie Möglichkeiten zur Reflexion und Korrektur sanktionsfrei of-
fenbaren.

• Berufsorientierung muss ein prozesshaftes Verständnis zugrunde liegen,
d. h. ein über die Erwerbsbiographie laufendes Verständnis von Berufs-
orientierung, welches zur berufsbiographischen Gestaltungskompetenz
(vgl. Kaufhold 2009) führt und nicht punktuell durch ein Matching been-
det wird.

Sicherlich stellt sich vor diesem Hintergrund die Frage, welche Personengruppe
mit welcher Qualifikation diese komplexen Anforderungen aufnimmt und ein
erweitertes Verständnis von „Berufs“Orientierung konzeptionell entwickelt
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und umsetzt. Ein entsprechendes Konzept muss multiprofessionell und institu-
tionsübergreifend gedacht werden, wobei Lehrkräften im allgemein- und berufs-
bildenden Schulsystem eine Schlüsselrolle zukommt. Allerdings ist diese Ziel-
gruppe entsprechend zu qualifizieren und professionalisieren, wobei ein Blick
in Curricula der Lehreraus- und -fortbildung zeigt, dass trotz vieler Bemühungen
„Berufs“Orientierung häufig ein Stiefkind der Lehrerqualifizierung darstellt und
eher am Rande kleiner Fächer wie „Arbeit, Wirtschaft, Technik“ (z. B. in Meck-
lenburg-Vorpommern) ein Schattendasein führt. Vor dem Hintergrund der de-
mografisch bedingten Herausforderungen, insbesondere in den ostdeutschen
Bundesländern, ist es dringend erforderlich, sowohl aus Sicht der Entwick-
lungsperspektiven der jungen Generation als auch aus Sicht der wirtschaftlichen
Notwendigkeiten dieses Schattendasein zu verlassen. Auch Betriebe sollten sich
in dieser Hinsicht neu orientieren und stärker Ergebnisse jugendsoziologischer
Studien respektive die Perspektive einer umfassenden Lebens-, Arbeitswelt-
und letztlich Betriebsorientierung in ihre Ausbildungs- und Personalentwick-
lungskonzepte übernehmen – diesbezüglich bestehen auch Gestaltungsper-
spektiven für kleine und mittlere Unternehmen.
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Vorzeitige Vertragslösungen in den neuen
Bundesländern – Besonderheiten und
Determinanten der Vertragslösungsursachen

Vivien Peyer

Der Beitrag problematisiert zunächst die Vertragslösungsquoten in den neuen
Bundesländern und hebt diesbezüglich besondere Strukturmerkmale hervor.
Die Ursachenanalyse vorzeitiger Vertragslösungen ist mit besonderen Heraus-
forderungen verbunden und erfordert einen mehrdimensionalen Zugang zum
Problemfeld. Im Beitrag werden dementsprechend zunächst die Herausforde-
rungen erörtert, bevor im Anschluss die determinierenden Faktoren aus den
verschiedenen Perspektiven und ihre Verzahnungen diskutiert werden. Hierüber
wird der mehrdimensionale Ansatz gesichert. Dadurch wird die vergleichbare
Bedeutung individueller, betrieblicher, beruflicher, regionaler und ökonomi-
scher Einflussfaktoren im Gesamtkontext vorzeitiger Vertragslösungen skizziert
und auf Besonderheiten des Lösungsgeschehens in den ostdeutschen Bundes-
ländern hingewiesen.

1 Die Aussagekraft quantitativer Dimensionen vorzeitiger
Vertragslösungen in den neuen Bundesländern

Die duale Berufsausbildung in Deutschland ist derzeit mit einer Vielzahl von
Herausforderungen konfrontiert. Fehlende oder unzureichende Bewerbungen
führen vor allem in einigen Branchen der neuen Bundesländer zu Besetzungs-
problemen und offenen Ausbildungsstellen. Andererseits bestehen Versor-
gungsprobleme bei nachfragenden Jugendlichen, wodurch sich die sogenann-
ten Passungsprobleme insgesamt verschärfen (vgl. BIBB 2016, S. 1, 17 ff.; DIHK
2016, S. 8). Zudem ist aufgrund des demografischen Wandels besonders in
den neuen Bundesländern ein enormer Rückgang der Auszubildendenzahlen
zu verzeichnen, der zu einer Halbierung der Bewerber/-innenzahl in den letzten
zehn Jahren führte. Den abnehmenden Auszubildendenzahlen stehen jedoch
nicht im gleichen Verhältnis sinkende Vertragslösungen entgegen. Während
deutlich weniger Jugendliche in das duale System einmünden, ist die Anzahl
an Vertragslösungen so gut wie unverändert geblieben, wodurch die Vertrags-
lösungsquoten gestiegen sind (vgl. Kropp et al. 2014, S. 7; Dietrich & Fritzsche
2014, S. 11; Sujata & Weyh 2016, S. 10 f.; Wiethölter et al. 2016, S. 14, 17 f.;
Kotte 2016, S. 9 ff.). Insgesamt weisen die ostdeutschen Bundesländer im Ver-
gleich zum Bundesdurchschnitt von 24,6 % die höchsten Lösungsquoten auf.
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Spitzenreiter mit einer Lösungsquote von 33,5 % ist Sachsen-Anhalt, gefolgt
von Mecklenburg-Vorpommern (32,8 %), Thüringen (30,9 %) und Branden-
burg (29,9 %) auf den Rängen 3, 4 und 5 der Bundesländer mit den höchsten
Vertragslösungsquoten. Die geringste Lösungsquote im Vergleich der ostdeut-
schen Länder weist Sachsen mit 26,7 % auf, belegt damit jedoch immer noch
den 9. Platz der höchsten Lösungsquoten und liegt ebenfalls über dem bun-
desweiten Durchschnitt (vgl. BIBB 2016, S. 185).

Werden die vorzeitigen Vertragslösungen in den ostdeutschen Bundesländern
nach den einzelnen Ausbildungsbereichen differenziert, zeigen sich vor allem
im Handwerk überdurchschnittliche Lösungsquoten zwischen 33,8 % in Sach-
sen und 38 % in Mecklenburg-Vorpommern. In Sachsen beziffert der Bereich
der Hauswirtschaft mit 42,2 % die höchste Lösungsquote. Über den durch-
schnittlichen Lösungsquoten der jeweiligen Länder liegen in Brandenburg
ebenso die Ausbildungsbereiche der Landwirtschaft und der Freien Berufe mit
Lösungsquoten um die 30 %. In Thüringen weisen ebenfalls die Freien Berufe
mit 29,4 % überdurchschnittlich hohe Lösungsquoten auf. Hauswirtschaft
(35,9 %) und Landwirtschaft (32,9 %) liegen in Mecklenburg-Vorpommern im
oberen Bereich der ausgewiesenen Lösungsquoten. Der Zuständigkeitsbereich
der Industrie und des Handels liegt zwar meist leicht unterhalb der durch-
schnittlichen Lösungsquote des jeweiligen Bundeslandes, jedoch sind auch dort
Lösungsquoten von 24,7 % in Sachsen bis 32,6 % in Mecklenburg-Vorpom-
mern nachzuweisen. Der öffentliche Dienst weist in allen ostdeutschen Bun-
desländern mit unter 8 % die mit Abstand geringsten Lösungsquoten auf (vgl.
Wiethölter et al. 2016, S. 38; Sujata & Weyh 2016, S. 28; Kotte 2016, S. 24;
Dietrich und Fritzsche 2014, S. 21).

Noch differenzierter lassen sich Lösungsquoten auf der Ebene der Ausbildungs-
berufe betrachten, wodurch Berufe identifiziert werden können, bei denen be-
sonders hohe Lösungsquoten vorzufinden sind. Sachsen verzeichnet mit derzeit
26,7 % zwar die geringste durchschnittliche Lösungsquote unter den ostdeut-
schen Bundesländern, dennoch liegen die Top 10 der höchsten Lösungsquoten
weit über dieser. Dazu zählen die Berufe: Technische/-r Modellbauer/-in 62,8 %,
Metallbearbeiter/-in (§ 66 BBIG, § 42 m HwO) 60,2 %, Friseur/-in 55,2 %, Ser-
vicekraft für Schutz und Sicherheit 54,5 %, Fachverkäufer/-in im Lebensmittel-
handwerk 50,6 %, Feinwerkmechaniker/-in 50,6 %, Personaldienstleistungs-
kaufleute 49,4 %, Berufskraftfahrer/-in 49,3 %, Zweiradmechaniker/-in 48,6 %
und Konditor/-in 48,3 % (vgl. Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsens
2015, S. 19). In allen weiteren ostdeutschen Bundesländern führen die Lö-
sungsquoten der Köche und Friseure die Spitze der Ausbildungsberufe mit den
höchsten Lösungsquoten an. Diesbezüglich sind Lösungsquoten mit Werten
von über 50 %, bis sogar 66,9 % im Friseurhandwerk im Bundesland Mecklen-
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burg-Vorpommern, zu verzeichnen. Ebenso überdurchschnittlich sind die Beru-
fe der Hotel- und Restaurantfachleute mit Lösungsquoten von ca. 50 % vertre-
ten. Berufe, die in den Rankings der Top 20 der Ausbildungsberufe mit den
höchsten Lösungsquoten aufgelistet sind, finden sich ebenso häufig in den Top
20 der am häufigsten gewählten Ausbildungsberufe wieder. Das bedeutet,
dass hohe Vertragslösungsquoten nicht nur in ausgelesenen, sondern vor allem
in häufig gewählten und scheinbar beliebten sowie hochfrequentierten Ausbil-
dungsgängen eine wesentliche Herausforderung darstellen (vgl. Dietrich &
Fritzsche 2014, S. 13, 23; Kropp et al. 2014, S. 11 f.; Kotte 2016, S. 15, 26;
Wiethölter et al. 2016, S. 44; Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsens
2015, S. 19).

Weiterhin weisen quantitative Analyseperspektiven hinsichtlich vorzeitiger Ver-
tragslösungen häufig auf einen Zusammenhang zwischen soziodemografi-
schen Merkmalen der Auszubildenden, wie Schulabschluss, Geschlecht und
Nationalität, und dem Vertragslösungsrisiko hin. Insbesondere sind hohe Ver-
tragslösungsquoten bei Jugendlichen ohne Schulabschluss oder mit Haupt-
schulabschluss vorzufinden. Je höher der allgemeinbildende Schulabschluss ist,
desto seltener treten in der Bildungsbiographie Vertragslösungen auf. Wäh-
rend beispielsweise die Lösungsquote bei Studienberechtigten in Sachsen bei
16,1 % liegt, verdeutlicht die Lösungsquote von 39,5 % bei Schulabgängern
mit Hauptschulabschluss den Unterschied. Diese Relationen sind in allen be-
trachteten Bundesländern zu vernehmen (vgl. Statistisches Landesamt des Frei-
staates Sachsens 2015, S. 18; Sujata & Weyh 2016, S. 27; Wiethölter et al.
2016, S. 24 f.; Kotte 2016, S. 22 f.; Kropp et al. 2014, S. 23, 31; Dietrich &
Fritzsche 2014, S. 19 f.).

Die quantitativen Analysen vorzeitiger Vertragslösungen weisen häufig auf Risi-
kofaktoren hin, die sich auf unterschiedliche Berufsgruppen, betriebsspezifi-
sche Rahmenbedingungen, soziodemografische Merkmale der Auszubildenden
oder ökonomische Bedingungen beziehen. Jedoch ist eine tiefgründige Ursa-
chenbeschreibung, die eine vorzeitige Vertragslösung begründet, aufgrund der
eindimensional betrachteten Korrelationen nicht möglich. Dennoch charakteri-
sieren die Darstellungen der Lösungsquoten die Komplexität und die Vielseitig-
keit der das Lösungsgeschehen determinierenden Faktoren. Diese sollen im
weiteren Verlauf näher analysiert werden, um die Mehrdimensionalität der Ur-
sachen zu verdeutlichen, die das Risiko einer vorzeitigen Vertragslösung beein-
flussen. Die Lösungsproblematik wird in der vorliegenden Literatur häufig aus
unterschiedlichen Perspektiven der an der Berufsausbildung beteiligten Ak-
teure betrachtet. Auszubildende mit vorzeitigen Vertragslösungen, betroffene
Unternehmen, Lehrende an beruflichen Schulen oder sonstige Bildungsexper-
ten/-innen finden sich als Befragte wieder. Die folgende Analyse soll die häufig
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gegenseitig polarisierenden Schuldzuschreibungen entschärfen und ebenso re-
gionale sowie branchen-, berufs- und betriebsspezifische Faktoren in die Ana-
lyse der Lösungsursachen einbeziehen. Dazu erfolgt eine Dokumentenanalyse
bestehender Forschungsberichte und Studien zum Thema „Vorzeitige Vertrags-
lösungen und deren Ursachen“. Die Inhaltsanalyse fokussiert die bestehenden
Kategorien zur Einordnung der Lösungsgründe in persönliche, betriebliche, be-
rufsbezogene und regionale Bedingungen, fasst die Ergebnisse zusammen und
stellt die Mehrdimensionalität des Lösungsgeschehens heraus.

Dadurch ergibt sich ein breiter gefasstes Verständnis zu den Lösungsursachen,
begründet in der vorberuflichen Sozialisation, in der Berufswahlentscheidung
sowie in den Zugangschancen zum Ausbildungsmarkt, in den soziodemografi-
schen Merkmalen und den Lebensbedingungen der Auszubildenden, in der
fehlenden Ausbildungsreife, der unzureichenden Ausbildungsqualität und der
mangelnden Konfliktfähigkeit, in den Ausbildungsstrategien und Unterneh-
menskultur sowie in den Rahmenbedingungen des Berufes. Lösungsgründe,
die aus schulischen Determinanten resultieren, werden aufgrund ihrer geringen
Relevanz aus der Betrachtung ausgeschlossen (vgl. u. a. Beicht & Walden 2013,
S. 8 f.; Ernst & Spevacek 2012, S. 13; Greilinger 2013, S. 20 f., 58 f.; Kropp,
Dietrich & Fritzsche 2016, S. 445; Piening et al. 2012, S. 48 f.; Schuster 2016,
S. 59 ff.; Uhly 2015, S. 21). Die Resultate sollen auf bestehende Besonderheiten
in den neuen Bundesländern hinweisen und weiterführende Forschungsfelder
im Rahmen der vorzeitigen Vertragslösungen unterstreichen.

2 Herausforderungen bei der Erhebung von
Lösungsgründen

Um Transparenz in die Gründe für vorzeitige Vertragslösungen zu bringen und
Strategien zur Reduktion zu entwickeln, wurde in Mecklenburg-Vorpommern
die Arbeitsgruppe „Vorzeitige Vertragslösungen“ gegründet. Deren Mitglieder
aus Industrie- und Handelskammern, Handwerkskammern, der Vereinigung
der Unternehmensverbände, dem Deutschen Gewerkschaftsbund Bezirk Nord,
den Ministerien für Bildung, Wissenschaft und Kultur, Arbeit, Gleichstellung
und Soziales sowie Landwirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz als auch
der Bundesagentur für Arbeit verständigten sich auf ein einheitliches, kammer-
übergreifendes System der Datenerfassung von Lösungsgründen. Dabei orien-
tieren sie sich an den vom BBiG und in dessen Kommentaren definierten Lö-
sungsgründen und systematisieren diese zunächst hinsichtlich der zeitlichen
Perspektiven: vor Beginn der Ausbildung, in der Probezeit und während der
Ausbildung.
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Innerhalb der ersten beiden Kategorien kann jedoch lediglich der Zeitbezug der
Lösung betrachtet werden, ohne die dahinterliegenden Ursachen zu erfassen.
Dies wird durch die Gesetzeslage hervorgerufen, da gemäß § 22 BBiG eine
Kündigung des Berufsbildungsverhältnisses während der Probezeit jederzeit
und ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist erfolgen kann. Diesbezüglich müs-
sen auch keine Angaben der Lösungsgründe erfolgen, wodurch eine Erhebung
dieser lediglich auf der freiwilligen Aussagebereitschaft der beteiligten Akteure
beruht. Allerdings finden im Land Mecklenburg-Vorpommern ca. 40 % aller
Lösungen vor Beginn der Ausbildung (ca. 9 %) oder während der Probezeit
(ca. 30 %) statt. Dass ca. ein Drittel aller Vertragslösungen auf die Probezeit
entfallen, ist ein einheitliches Ergebnis der statistischen Analysen zu Vertragslö-
sungen. Insgesamt liegen fast zwei Drittel aller Vertragslösungen im ersten
Ausbildungsjahr. Weitere 25 % der Lösungen erfolgen zwischen dem 13. und
24. Ausbildungsmonat. Die wenigsten Vertragslösungen erfolgen im dritten
und vierten Ausbildungsjahr (vgl. Kotte 2016, S. 28; Sujata & Weyh 2016,
S. 20 f.; Wiethölter et al. 2016, S. 19).

Durch die gesetzliche Forderung, dass der Arbeitgeber nach der Probezeit ei-
nen wichtigen Grund für die Vertragslösung angeben muss, wird nach diesem
Zeitpunkt die Ermittlung der Lösungsgründe spezifischer möglich (vgl. § 22
Abs. 2 BBiG). Diesbezüglich werden Verfehlungen von Auszubildenden im Sin-
ne von unentschuldigten Fehlzeiten sowie Straftaten, Verfehlungen der Ausbil-
denden respektive mangelhafter Ausbildung und Eignung der Ausbildenden
sowie mangelnde Eignung der Auszubildenden aufgrund Krankheit oder Leis-
tungsvermögen in der von den Kammern erstellten Matrix erhoben. Ebenso
kategorisieren die Kammern neben den wichtigen Gründen, die zu einer frist-
losen Kündigung führen auch solche, die zu einer fristgerechten Kündigung
beitragen und von den Auszubildenden ausgehen. Dazu zählen die Aufnahme
einer schulischen Ausbildung oder eines Studiums, der Berufswechsel, der Be-
triebswechsel sowie der Wechsel von einer außerbetrieblichen in eine betriebli-
che Ausbildung. Eine dritte Oberkategorie zur Bestimmung der Lösungsgründe
während der Probezeit ist die Lösung im Einvernehmen durch einen Aufhe-
bungsvertrag, wodurch wiederum nur die Initiative agebildet und keine weitere
Aussage über die dahinterliegenden Gründe erschlossen wird. Weitere Lö-
sungsgründe werden der Kategorie Sonstiges zugeordnet, worunter beispiels-
weise der Tod des Auszubildenden fällt (vgl. Bündnis für Arbeit und Wettbe-
werbsfähigkeit Mecklenburg-Vorpommern o. J., S. 8 ff.). Insgesamt eignen sich
die gesetzlich abgeleiteten Kategorien jedoch wenig zur Beschreibung der Lö-
sungsgründe und der Ursachen, da sie einerseits nur einen geringen Teil der
Lösungen betrachten und andererseits qualitativ sehr oberflächlich sind und
den Prozess, der zur Vertragslösung führt, nicht abbilden können. Dies bemän-
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gelt unter anderem der IAB-Forschungsbericht zu vorzeitigen Vertragslösungen
in Sachsen-Anhalt hinsichtlich der Auswertung von Kammerdaten, wobei nur
16 % der dort analysierten Vertragslösungen hinsichtlich relevanter Lösungs-
gründe näher bestimmt werden können. Zudem ist die Aussagekraft der an-
gebrachten Lösungsgründe über die tatsächlichen Ursachen sehr gering und
zugunsten der Ausbildenden verzerrt (vgl. Kropp et al. 2014, S. 14).

3 Vorzeitige Vertragslösungen beeinflussende
Determinanten

Vorzeitige Vertragslösungen und deren Ursachen sind aufgrund der prekären
Ausbildungssituation Forschungsgegenstand in diversen Studien. Die erhobe-
nen Lösungsgründe im Einzelnen bilden jedoch nur in Ansätzen die Ursachen
einer vorzeitigen Vertragslösung ab. Auffällig an diesen Ergebnissen sind je-
doch die häufigen gegenseitigen Schuldzuschreibungen (vgl. Uhly 2015, S. 20).
Die folgende Analyse verschiedener Erhebungen soll die einzelnen Ergebnisse
in einem Gesamtkontext darstellen, der das Lösungsgeschehen und dessen
Mehrdimensionalität beschreibt. Diesbezüglich soll die Verzahnung betriebli-
cher, beruflicher, individueller und regionalen Rahmenbedingungen verdeut-
licht werden, womit auch die Besonderheiten der neuen Bundesländer Berück-
sichtigung finden.

3.1 Vorberufliche Sozialisation, Berufswahlentscheidung und
Zugangschancen zum Ausbildungsmarkt

Eine falsche Berufswahl bzw. falsche Erwartungen und Vorstellungen werden
sowohl von Seiten der Auszubildenden als auch aus der Perspektive der Betriebe
als häufiges Lösungsrisiko genannt (vgl. u. a. Hauschildt et al. 2010, S. 19 ff.;
Ernst & Spevacek 2012, S. 13; Piening et al. 2012, S. 43 ff.; Greilinger 2013,
S. 59 f.; Beicht & Walden 2013, S. 8 f.; Schuster 2016, S. 33 ff.). Die Ursachen,
die zu einer fehlerhaften Berufswahlentscheidung führen können, sind jedoch
sehr verschieden und resultieren häufig aus Informationsdefiziten. Diese kön-
nen sich bereits aus Mängeln im Prozess der allgemeinbildenden Berufsorien-
tierung ergeben, da beispielsweise ein Praktikum im Wunschberuf nicht reali-
siert oder Informationsdefizite zum Berufsfeld nicht durch beratende Akteure
bereinigt werden konnten (vgl. Beinke 2011, S. 14 f.). Unzureichende Informa-
tionen liegen jedoch nicht nur in den fehlenden Kenntnissen der Jugendlichen
über berufsrelevante Informationsquellen begründet, sondern ebenso in der
richtigen Nutzung dieser und der strukturierten Informationsverarbeitung. Die
Vielzahl der Berufe und Ausbildungsmöglichkeiten können für Jugendliche
auch einen undurchdringlichen Informationsdschungel darstellen, der in ihnen
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die Angst auslöst, bei getroffener Berufswahlentscheidung im falschen Ausbil-
dungsberuf gefangen zu sein. Demzufolge können seitens der Jugendlichen
defizitäre Such- und Informationsverarbeitungsstrategien beanstandet werden.
Weitere Ursachen falscher Berufsvorstellungen können auch in den Berufsori-
entierungs- und Informationsveranstaltungen per se liegen, wenn nur die posi-
tiven Seiten der einzelnen Berufe dargestellt werden und eine kritische Ausei-
nandersetzung mit Nachteilen des Berufs nicht reflektiert erfolgt. Teilweise
prägen auch mediale Darstellungen verzerrte positive Bilder von bestimmten
Berufen und damit einhergehende falsche Berufsvorstellungen, wie es an dem
Beispiel des/-r kreativen und erfolgreichen Spitzenkochs/-in verdeutlicht wird.
Die dort dargestellten Arbeitsbedingungen sind im Alltag der in der Gastrono-
mie Beschäftigten eher eine Seltenheit. Damit einhergehend können Informa-
tionsdefizite zur Überschätzung der Ausbildungsinhalte und des Ausbildungs-
niveaus sowie zum Unverständnis über den Zweck und die Sinnhaftigkeit von
Routinetätigkeiten führen. Neben Informationsdefiziten können auch fehler-
hafte Einschätzungen der Auszubildenden bezüglich ihrer eigenen (körperli-
chen) Leistungsfähigkeit und der einhergehenden Unterschätzung des Anfor-
derungsniveaus des Tätigkeitsbereiches zu einer falschen Berufswahl führen.
Die im Ausbildungsverlauf auftretenden Überforderungen resultieren jedoch
auch aus den Rahmenbedingungen des Ausbildungsberufes an sich, wie bei-
spielsweise langandauernde stehende Tätigkeiten oder eine hohe körperliche
Belastung (vgl. Boockmann et al. 2014, S. 36 ff.).

Die Berufswahl kann ebenso durch den gesellschaftlichen Druck bezüglich ei-
ner „Normalbiographie“, die den reibungslosen Übergang von Schule in den
Beruf vorsieht, negativ beeinflusst werden. Sich einer ausgiebigen Berufsorien-
tierungsphase hinzugeben, die der Schulzeit auch nachgelagert sein kann, wi-
derspricht diesen Erwartungen. „Dadurch implementiert die Suche nach einem
Ausbildungsplatz vielmehr den störungsfreien Verlauf als die Transformation
der eigenen Interessen und Vorstellungen in den beruflichen Einstieg“ (Klaus
2014, S. 9). Demzufolge werden auch Ausbildungsplätze angetreten, die zwar
den eigenen Erwartungen nicht zweifelsfrei gerecht werden, jedoch drohen-
den Lücken im Lebenslauf entgegenwirken (vgl. ebd., S. 10). In Hinblick auf die
neuen Bundesländer könnte diesbezüglich vermutet werden, dass auch die ne-
gativen Erfahrungen der Elterngeneration einen Einfluss auf das Berufswahlver-
halten haben. Geprägt durch die Wende bedingte Umwälzung des Arbeits-
marktes, die mit berufsbiografischen Erschütterungen und Karrierebrüchen
einherging, kann der Wunsch nach einer „Normalbiografie“ für ihre Kinder im
besonderen Maße beeinflussend wirken.

Des Weiteren kann der Eintritt in den Wunschberuf durch Zugangschancen
zum Ausbildungsmarkt limitiert werden. Diese Einschränkung kann einerseits
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aufgrund der mangelnden schulischen Vorleistung erfolgen. Andererseits be-
grenzt eine eingeschränkte Mobilität im ländlichen Raum den Zugang zu Aus-
bildungsplätzen, wenn Betriebe beschwerlich mit öffentlichen Verkehrsmitteln
zu erreichen sind oder durch zunehmende Zusammenlegungen von Berufs-
schulklassen sehr lange Anfahrtszeiten und höhere Anfahrtskosten zur Berufs-
schule entstehen (vgl. Boockmann et al. 2014, S. 36 f.). Durch den Zuwachs
privater Einrichtungen wird der Rückgang der öffentlichen beruflichen Schulen
in der Berufsschulstatistik zwar verschleiert, jedoch hat sich die Zahl dieser in
den neuen Bundesländern in den letzten zehn Jahren um mehr als ein Viertel
verringert. Weiterhin entstehen in Berufen mit einer geringen Zahl an Auszubil-
denden Landes- oder sogar Bundesfachklassen, wodurch sich Wohn-, Ausbil-
dungs- und Schulstandort für die Auszubildenden noch weiter voneinander
entfernen (vgl. Weishaupt 2014, S. 16 f.). Ein vermuteter negativer Einfluss auf
die Ausbildungsbereitschaft und -motivation der Betriebe und die Ausbildungs-
nachfrage der Jugendlichen sollte in weiterführenden Erhebungen Betrach-
tungsgegenstand sein, um diese regionalen Einflüsse auf das Vertragslösungsri-
siko zu verifizieren.

Das Risiko einer vorzeitigen Vertragslösung wird ebenso durch die für die Auszu-
bildenden günstige Ausbildungsmarktlage verstärkt. Durch die zur Verfügung
stehenden Alternativen kann die Berufswahlentscheidung leichter korrigiert
werden, wodurch Vertragslösungen eher vollzogen werden (vgl. Rohrbach-
Schmidt & Uhly 2015, S. 125). Besonders in Ostdeutschland war 2016 ein Zu-
wachs des betrieblichen Ausbildungsplatzangebotes um 1,4 % zu verzeichnen,
wodurch sich für die Jugendlichen eine verbesserte Ausbildungsmarktlage er-
gibt (vgl. BIBB 2017a, S. 17. ff.).

3.2 Soziodemografische Merkmale und Lebensbedingungen der
Auszubildenden

Häufig wird konstatiert, dass ein geringer Bildungsabschluss zu einem höheren
Lösungsrisiko führt (vgl. Statistisches Landesamt des Freistaats Sachsens 2015,
S. 18; Sujata & Weyh 2016, S. 27; Wiethölter et al. 2016, S. 24 f.; Kotte 2016,
S. 22 f.; Kropp et al. 2014, S. 23, 31; Dietrich & Fritzsche 2014, S. 19 f.). Trotz
der statistisch bestätigten negativen Auswirkung des Schulabschlusses auf das
Vertragslösungsrisiko kann auf dieser Grundlage keine Aussage darüber ge-
troffen werden, „(…) ob es sich um einen Effekt des Leistungsniveaus, der
Berufswahlfähigkeit oder der Zugangschancen zum Wunschberuf handelt“
(Rohrbach-Schmidt & Uhly 2015, S. 124). An dieser Stelle kann nur vermutet
werden, dass Jugendliche mit einem höheren Bildungsabschluss respektive Stu-
dienberechtigte grundsätzlich eine höhere Wahrscheinlichkeit aufweisen, eine
Ausbildungsstelle in ihrem Wunschberuf zu erhalten und ein erfolgreicher Ab-
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schluss aufgrund ihrer individuellen kognitiven Voraussetzungen begünstigt
wird (vgl. Kotte 2016, S. 23).

Das Vertragslösungsrisiko in Abhängigkeit des Schulabschlusses ist demzufolge
näher zu betrachten und auch in den Zusammenhang mit den allgemeinen
Trends des Ausbildungsmarkts zu stellen. Aufgrund der vor allem in den neuen
Bundesländern deutlich zurückgegangenen Nachfrage nach Ausbildungsplät-
zen verschieben sich die Ansprüche der Unternehmen an die Bewerber/-innen.
Infolgedessen werden Jugendliche mit geringeren schulischen Abschlüssen in
Berufsfeldern eingestellt, deren Anforderungen sie früher nicht erfüllt haben
(vgl. Wolf 2016, S. 38; Jahn 2016, S. 11). Fraglich ist in diesem Zusammen-
hang, inwiefern die betrieblichen Ausbildungsstrukturen modifiziert werden,
um den aus dem veränderten Leistungsniveau entstandenen Herausforderun-
gen zu begegnen (vgl. Diettrich et al. 2014).

Werden personenbezogene und regionale Faktoren bei der Analyse des Ein-
flusses des Geschlechts und der Nationalität kontrolliert, so kann kein signifi-
kanter Einfluss auf das Vertragslösungsrisiko festgestellt werden. Allerdings
zeigt sich ein erhöhtes Lösungsrisiko für Männer und Frauen in geschlechtsun-
typischen Berufen (vgl. Rohrbach-Schmidt & Uhly 2015, S. 124, 129). Bezüglich
der Staatsangehörigkeit sind im Zusammenhang mit vorzeitigen Vertragslösun-
gen weitere Faktoren wie Bildungsnähe und Ausbildungsmotivation zu beach-
ten, die eher zur Erklärung einer vorzeitigen Vertragslösung beitragen, als dass
es die Staatsangehörigkeit per se begründet (vgl. Wolf 2016, S. 39).

Im Zusammenhang der Vertragslösungsrisiken sind familiäre Kontextfaktoren
der Jugendlichen ebenso relevante Einflussgrößen. Ihre Analyse erfordert eine
biografische Perspektive, da sich bereits innerfamiliäre Probleme in der Kindheit
auf die berufliche Sozialisation auswirken. Durch die notwendige Bearbeitung
des prekären familiären Alltags stellt Klaus (2014, S. 8) beispielsweise eine vor-
nehmliche Konzentration auf die Familie fest, wodurch andere Lebensbereiche
wie Schule und Freundeskreis vernachlässigt werden. Dadurch wird dem schuli-
schen Erfolg oder der zukunftsorientierten beruflichen Entwicklung weniger
Bedeutung zugeschrieben, was insgesamt eine erfolgreiche Berufsbildungsbio-
grafie gefährden kann. Negative Erfahrungen im familiären Bereich werden
von Jugendlichen auch als Ursache des Scheiterns im späteren Ausbildungsver-
hältnis wahrgenommen (vgl. Klaus 2014, S. 8 f.). Ferner wirken eine mangeln-
de Unterstützung des Elternhauses, das Fehlen von Vorbildern sowie eine feh-
lende Vermittlung klassischer konservativer Werte negativ auf die von Seiten
der Unternehmen häufig bemängelten Verhaltensweisen der Auszubildenden.
Das Fehlen von Vorbildern kann sich beispielsweise auch in der Arbeitslosigkeit
der Eltern begründen. Besonders die neuen Bundesländer sind im Vergleich zu
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Westdeutschland mit höheren Arbeitslosenquoten konfrontiert. Bereits in den
Jahren von 1991 bis 1997 nahm die Arbeitslosenquote kontinuierlich zu und
erreichte in Ostdeutschland ein Niveau von 17,7 % (Westdeutschland: 9,6 %).
Insgesamt ist zwar ein Rückgang der Arbeitslosenquote in Gesamtdeutschland
zu verzeichnen, dennoch liegt die Arbeitslosenquote in den ostdeutschen Bun-
desländern bis heute über der des Westens (vgl. Statistisches Bundesamt 2015,
S. 63 ff.). Ebenso können die (Wunsch)Vorstellungen der Eltern über die berufli-
che Entwicklung ihrer Kinder dazu führen, dass Jugendliche in eine Ausbildung
gedrängt werden, die nicht unbedingt den eigenen Berufsvorstellungen ent-
spricht und demzufolge auch eine falsche Berufswahl intendiert. Ferner kön-
nen Freunde auf die Berufswahlentscheidung der Jugendlichen Einfluss neh-
men. Dementsprechend wird ein Beruf gewählt, für den sich auch der Freund
oder die Freundin entschieden hat, wodurch der eigene Berufswunsch nicht er-
füllt sein muss und das Spektrum der Berufswahl wiederum eingeschränkt ist.
Weiterführend ist der Einfluss von Peergroups, die keine Ausbildung absolvie-
ren, weil sie noch keine Ausbildungsstelle gefunden haben oder selbst ein Aus-
bildungsverhältnis ersatzlos abgebrochen haben, als ein Lösungsrisiko determi-
nierender Faktor nicht zu missachten (vgl. Boockmann et al. 2014, S. 38 ff.).

3.3 Fehlende Ausbildungsreife und mangelnde Konfliktfähigkeit

Seitens der Unternehmen werden sehr häufig unzureichende schulische Vor-
kenntnisse, geringe soziale Kompetenzen und mangelnde Teamfähigkeit von
Auszubildenden als Aspekte fehlender Ausbildungsreife und als Lösungsursa-
chen beschrieben. Dabei bemängeln sie vielfach das Fehlen von Basiskompe-
tenzen wie Zuverlässigkeit, Pflichtbewusstsein, Pünktlichkeit oder Höflichkeit
sowie Schwierigkeiten, sich bestimmten Anweisungen unterzuordnen bis hin
zu schwerwiegendem Fehlverhalten, wie Diebstahl oder Betrug. Ein starkes
Gewicht liegt dabei auf den wahrgenommenen ungenügenden sozialen Kom-
petenzen. Mit der fehlenden Ausbildungsreife einhergehend werden eine ge-
ringe Motivation sowie fehlende Leistungsbereitschaft festgehalten (vgl. u. a.
Hauschildt et al. 2010, S. 21; Ernst & Spevacek 2012, S. 43 ff.; Greilinger 2013,
S. 51 f.; Boockmann et al. 2014, S. 37 ff.; Mischler 2014, S. 46; Schuster 2016,
S. 23 ff.).

Zudem werden bisweilen geringe Konfliktfähigkeit sowie fehlende Konfliktlö-
sungsstrategien bei den Jugendlichen kritisiert (vgl. Wolf 2016, S. 34). Konflikt-
auslöser sind dabei jedoch nicht nur auf Seiten der Auszubildenden, sondern
auch im betrieblichen Kontext zu beobachten. Konfliktpotenziale begründen
sich unter anderem im mangelnden gegenseitigen Respekt, in zu hohen Erwar-
tungshaltungen der Ausbilder/-innen gegenüber den Jugendlichen, in fehlen-
der Wertschätzung und mangelnder Betreuung (vgl. Boockmann et al. 2014,
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S. 36 f.; Wolf 2016 S. 32). Die häufig genannten Disziplinprobleme sind daher
nicht unabhängig von den lebensweltlichen oder betrieblichen Umständen zu
betrachten. Diesbezüglich können die genannten Konfliktauslöser als Sympto-
me verstanden werden, hinter denen individuelle psychische Probleme, kogniti-
ve Überforderungen, aber auch ungenügende betriebliche Rahmenbedingun-
gen (Umgang mit Überstunden, Betriebsklima, etc.) liegen können. Ferner ist
zu betrachten, dass eine nachlassende Motivation und daraus entstehendes
Konfliktpotenzial auch aus einer falschen Berufswahl resultieren kann. Zudem
ist auch die Konfliktlösefähigkeit nicht nur als Aufgabe des Auszubildenden zu
betrachten. Um die Konflikte und deren Ursachen aufzuklären und rational be-
arbeiten zu können, bedarf es einerseits fördernde Kommunikationsstrukturen
im Betrieb sowie ein im Umgang mit Konflikten befähigtes Ausbildungsperso-
nal (vgl. Hauschildt et al. 2010, S. 21; Wolf 2016, S. 32 ff.).

Eine „fehlende Ausbildungsreife“ wird jedoch nicht nur den Jugendlichen vor-
geworfen. Im gleichen Maße schildern Jugendliche eine mangelnde Ausbil-
dungsqualität und betriebsbezogene Gründe, die vorzeitige Vertragslösungen
verursachen. Aus ihrer Sicht führen ungünstige Ausbildungsverhältnisse, Zeit-
und Leistungsdruck, zu viele Routinetätigkeiten oder ein schlechtes Betriebs-
klima zur Kündigung des Ausbildungsverhältnisses (vgl. u. a. Hauschild et al.
2010 S. 21; Ernst & Spevacek 2012, S. 13; Beicht & Walden 2013, S. 8 f.; Grei-
linger 2013, S. 56 f.; Boockmann et al. 2014, S. 42; Mischler 2014, S. 46; Uhly
2015, S. 20; Schuster 2016; S. 28 ff.; Wolf 2016, S. 55).

Die bemängelte Ausbildungsqualität zeigt sich vor allem in ausbildungsfrem-
den Tätigkeiten, in einer unzureichenden Vermittlung von Ausbildungsinhal-
ten, in Konflikten mit dem Ausbildungspersonal oder Vorgesetzten sowie in
fehlenden pädagogischen Fähigkeiten. Im Besonderen werden ausbildungs-
fremde Tätigkeiten und eine sich daraus ergebende Unterforderung auf Seiten
des Auszubildenden als Ursache zur Vertragslösung genannt (vgl. u. a. Hau-
schild et al. 2010, S. 18 f.; Ernst & Spevacek 2012, S. 47 ff.; Greilinger 2013,
S. 57 f.; Schuster 2016, S. 53 f.).

In einer Studie von Schuster (2016, S. 52) geben vor allem Auszubildende
(57,1 %) in Kleinstbetrieben unter zehn Mitarbeitern als Hauptursache die
schlechte Vermittlung von Ausbildungsinhalten und Konflikte mit Ausbil-
dern/-innen an – während dies nur von 8,3 % der in Großunternehmen be-
schäftigten Jugendlichen benannt wird. Im Vergleich zu den Ausbildenden in
Großbetrieben weisen Ausbilder/-innen in kleinen Unternehmen häufig weni-
ger pädagogische Kompetenzen auf. Nach der Ausbildung der Ausbilder (nach
AEVO) erfolgen häufig keine Weiterbildungen bezüglich des pädagogischen
Handelns. Hierüber kann eine fehlende pädagogische Professionalität, die ge-
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rade auch im Umgang mit Jugendlichen in Konfliktsituationen unabdingbar ist,
als eine Determinante bestimmt werden, die sich auf die Lösungswahrschein-
lichkeit auswirkt (vgl. Boockmann et al. 2014, S. 42).

Insgesamt scheint die Betriebsgröße einen besonderen Einfluss auf das Lö-
sungsgeschehen zu haben. Demzufolge sind kleinere Unternehmen häufiger
von Vertragslösungen betroffen als große (vgl. Rohrbach-Schmidt & Uhly 2015,
S. 125; Schuster 2016, S. 50 ff.). Nach einer Untersuchung der IAB-Regionaldi-
rektion Berlin-Brandenburg konnte ebenfalls ein deutlicher Zusammenhang
zwischen dem Anteil der Auszubildenden in Kleinbetrieben und den Lösungs-
quoten in den Landkreisen herausgestellt werden. In Landkreisen mit einem
hohen Anteil an Auszubildenden in Kleinbetrieben sind gleichzeitig hohe Lö-
sungsquoten zu verzeichnen. Ein umgekehrter Effekt ist in Regionen mit einem
geringen Anteil an Kleinbetrieben und unterdurchschnittlichen Lösungsquoten
zu verzeichnen (vgl. Wiethölter et al. 2016, S. 23 f.). Die Betriebsgröße per se
erklärt jedoch noch nicht die dahinterliegenden Ursachen, die auf die Lösungs-
wahrscheinlichkeit wirken. Dafür spricht beispielsweise auch, dass der Anteil
der ausbildenden Kleinst- und Kleinunternehmen in den alten Bundesländern
mit 84,28 % an der Gesamtzahl der ausbildenden Betriebe ähnlich hoch ist,
wie in den neuen Bundesländern (79,48 %) (vgl. BIBB 2017b, S. 21 f.). Den-
noch sind die Lösungsquoten in Ostdeutschland wesentlich höher, wodurch
die Unterschiede in den Lösungsquoten zwischen den neuen und den alten
Bundesländern nicht allein durch den Anteil der ausbildenden Klein- und
Kleinstunternehmen erklärt werden kann. Dass große Unternehmen dennoch
seltener von Vertragslösungen betroffen sind als Kleinst- und Kleinunterneh-
men, kann beispielsweise über die stärkere Institutionalisierung und Organisa-
tion der Ausbildung in großen Unternehmen erklärt werden. Durch personelle,
zeitliche und monetäre Ressourcen, gespiegelt in einer eigenständigen Per-
sonalabteilung und speziell für die Ausbildung zuständiges Personal, können
besondere Rahmenbedingungen der Ausbildung geschaffen werden. Diese fin-
den beispielsweise bereits in einem strukturierteren Auswahlprozess der Auszu-
bildenden Anwendung. Des Weiteren können regelmäßige Entwicklungsge-
spräche, unterstützende Lernangebote und individuelle Förderpläne angeboten
sowie Absprachen mit Berufsschullehrern/-innen und somit die Lernortkoope-
ration vertieft werden. Zudem ist der Einsatz von erfahrenen Ausbildern/-innen
und deren Schulung hinsichtlich ihrer pädagogischen Fähigkeiten in Großunter-
nehmen wahrscheinlicher (vgl. Boockmann et al. 2014, S. 43 f.).

Neben den organisationalen Rahmenbedingungen ist bei der Betrachtung der
Auswirkung der Unternehmensgröße bei kleinen Unternehmen das Verhältnis
zwischen Ausbilder/-in und Auszubildenden entscheidend. Häufig sind Ausbil-
der/-innen in kleinen Unternehmen auch Inhaber/-innen bzw. Geschäftsfüh-
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rer/-innen und übernehmen mehrere Rollen und Aufgabenbereiche gleichzei-
tig, wobei die Ausbildungstätigkeit nicht als zentral relevantes Feld betrachtet
wird. Dies kann zur Folge haben, dass Auszubildende eher als vollständige Ar-
beitskräfte eingesetzt werden, die häufig ungeliebte und ausbildungsfremde
Tätigkeiten zur Aufrechterhaltung des Tagesgeschäfts durchführen (vgl. Boock-
mann et al. 2014, S. 43 f.). Ausbildungsfremde Tätigkeiten führen bei jedem
zweiten Auszubildenden in einem Kleinstunternehmen zum Abbruch, während
dies nur jeder Sechste in einem Großbetrieb als Lösungsursache nennt (vgl.
Schuster 2016, S. 53).

3.4 Ausbildungsstrategien und Unternehmenskultur

Die Motivation der Unternehmen, Ausbildung durchzuführen, kann auf unter-
schiedlichen Interessen beruhen. Bei einer produktionsorientierten Sichtweise
stehen direkt erwirtschaftete Erträge vom Auszubildenden von Beginn der Aus-
bildung im Mittelpunkt, währenddessen investitionsorientierte Unternehmen
Ausbildung vor allem im Hinblick auf eine langfristige Fachkräfteentwicklung
und -sicherung betreiben (vgl. Christ 2013, S. 4). Werden Ausbildungen nach
dem strategischen Investitionsmodell durchgeführt, ist das Vertragslösungs-
risiko geringer (vgl. ebd.; Rohrbach-Schmidt & Uhly 2015, S. 125). Dies kann
dadurch begründet sein, dass investitionsorientierte Unternehmen eine lang-
fristige Bindung der Auszubildenden an das Unternehmen anstreben und den
Ausbildungsprozess inklusive der Bewerber/-innenauswahl dementsprechend
gestalten (vgl. Christ 2013, S. 4 f.). Auch Wolf (2016, S. 24 ff.) beschreibt, dass
der betriebliche Ausbildungsauftrag häufig aufgrund fehlenden Personalman-
gels und Konkurrenzdruck in den Hintergrund rückt. Dadurch wird der Betrieb
vom Auszubildenden weniger als Lernort, sondern primär als Arbeitsort wahr-
genommen. Dies ist häufig typisch für kleine Unternehmen in der Branche des
Handwerks. Allerdings wird auch eine Verschiebung vom Produktions- zum In-
vestitionsmodell und ein Umdenken der Betriebe wahrgenommen (vgl. Wolf
2016, S. 30 f.). Insgesamt sind Kommunikationsprobleme und ein schlechtes
Betriebsklima für Auszubildende häufig genannte Gründe für eine Vertrags-
lösung (vgl. Ernst & Spevacek 2012, S. 48; Schuster 2016, S. 54 f.). Zu den
betrieblichen Rahmenbedingungen, die auf die Lösungswahrscheinlichkeit wir-
ken, gehört daher auch das Vorhandensein einer Interessenvertretung für Mit-
arbeiter/-innen und Auszubildende. Unternehmen mit einer solchen Interessen-
vertretung, z. B. durch Betriebsräte, sind in der Regel seltener von vorzeitigen
Vertragslösungen betroffen (vgl. Rohrbach-Schmidt & Uhly 2015, S. 125).
Durch eine fehlende Interessenartikulation, verstärkt durch eine fehlende Kom-
munikationskultur, haben Auszubildende keine formalisierte Möglichkeit, ihre
Probleme anzusprechen (vgl. Wolf 2016, S. 36). Durch starke Hierarchieverhält-
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nisse und Machtungleichgewichte können Kommunikationsprobleme weiter
verstärkt werden. Ein allgemeiner Mangel an einer offenen Gesprächs- bzw.
Kommunikationskultur kann bei Auszubildenden auch zu der Wahrnehmung
fehlenden Respekts und kollegialem Miteinanders und wiederum zu Unzufrie-
denheit führen (vgl. Wolf 2016, S. 27 ff.).

Hinsichtlich der besonders von vorzeitigen Vertragslösungen betroffenen Bran-
chen bzw. Berufe sind in den neuen Bundesländern insbesondere Friseure, Kö-
che sowie weitere Berufe des Hotel- und Gaststättenbereiches zu nennen. Es
ist anzunehmen, dass in den Branchen der Dienstleistung und des Gewerbes
sowie des Handwerks eine erhöhte Tendenz zu produktionsorientierten Ausbil-
dungsmodellen vorliegt, wodurch die Vertragslösungsquote negativ beeinflusst
wird. Es ist weiterhin zu hinterfragen, welche besonderen hierarchischen Struk-
turen in ostdeutschen Betrieben vorliegen und welche Merkmale die Kommu-
nikationskultur aufweist, um Handlungsempfehlungen zur Vermeidung vorzei-
tiger Vertragslösungen entwickeln zu können.

3.5 Rahmenbedingungen des Berufes

Unterschiede in den Ausprägungen der Vertragslösungsquoten in diversen Be-
rufen sind nicht nur auf die verschiedenen Charakteristika der Auszubildenden-
gruppen oder die ungleiche regionale Verbreitung der Ausbildungsberufe zu-
rückzuführen. Der Berufsebene kommt eine eigenständige Bedeutung für das
Vertragslösungsgeschehen zu. Beispielsweise weist die Attraktivität des Ausbil-
dungsberufes auf berufsbezogene Vertragslösungsrisiken hin. Demzufolge ist
die Wahrscheinlichkeit einer Vertragslösung umso höher, je größer der Anteil
der unbesetzten Ausbildungsstellen (hier als Indikator für mangelnde Attrakti-
vität angeführt) in diesem Beruf ist (vgl. Rohrbach-Schmidt & Uhly 2015,
S. 121 ff.).

Auszubildende empfinden bestimmte Arbeitsbedingungen besonders proble-
matisch, z. B. berufsbedingte unregelmäßige Arbeitszeiten, aber auch unbe-
friedigende Überstunden- und Urlaubsregelungen sowie die Missachtung von
Arbeitsschutzmaßnahmen. Diese stellen durch Charakteristika des Ausbil-
dungsberufs determinierte Vertragslösungsursachen dar (vgl. u. a. Hauschildt
et al. 2010, S. 19; Ernst & Spevacek 2012, S. 43 ff.; Greilinger 2013, S. 20;
Boockmann et al. 2014, S. 42 ff.; Uhly 2015, S. 20; Schuster 2016, S. 27 f.).
Aber auch allgemein kann die Umstellung auf das Arbeitsleben und die
Gewöhnung an regelmäßige Arbeitszeiten für viele Jugendliche eine Heraus-
forderung darstellen (vgl. Boockmann et al. 2014, S. 37). Unzureichende Ar-
beitsbedingungen können aber auch den betrieblichen Kontextbedingungen
zugeordnet werden, da Unternehmen die Arbeitszeitgestaltung, Arbeitszeit-
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modelle und den Umgang mit Überstunden zu verantworten haben. Ungüns-
tige Überstunden- und Urlaubsregelungen sowie unvorteilhafte Arbeitszeiten
werden ferner doppelt so häufig von ehemaligen Auszubildenden in Kleinst-
unternehmen genannt (Wolf 2016, S. 24; Ernst & Spevacek 2012, S. 13; Schus-
ter 2016, S. 53).

Hinsichtlich der Rolle des Berufes ist zu hinterfragen, welche Berufe in den
neuen Bundesländern als besonders unattraktiv gelten und inwiefern die Ar-
beitsbedingungen innerhalb dieses Berufes und somit das Berufsprestige ver-
bessert werden können. Dies ist nicht nur Aufgabe einzelner Unternehmen,
sondern einer ganzen Branche.

4 Schlussbetrachtung

Die Analyse der Ursachen, die zu vorzeitigen Vertragslösung führen können,
zeigt eine gravierende Mehrdimensionalität der einflussnehmenden Risikofak-
toren. Eine einseitige Betrachtung von Lösungsgründen mit gegenseitigen
Schuldzuschreibungen ist demzufolge obsolet und eignet sich nicht zur Dar-
stellung der Vielseitigkeit des Problemfeldes vorzeitiger Vertragslösungen. Die
Lebenswelt der Auszubildenden und deren (bildungs-)biografische Entwicklung
sind ebenso bedeutsam wie betriebliche, berufliche und regionale bzw. öko-
nomische Kontextfaktoren. Vielmehr ist daher auch eine Beschreibung der
Wirkungsbeziehungen der einzelnen Determinanten untereinander herauszu-
stellen. Ebenso stellen sich besondere Herausforderungen in bestimmten Be-
rufsgruppen sowie in Kleinst- und Kleinbetrieben heraus, was deutlich für eine
differenzierte Betrachtung des Lösungsgeschehens in bestimmten Segmenten
des Ausbildungsmarktes spricht. Dieser Segmentationsansatz wird auch von
Rohrbach-Schmidt & Uhly (2015) vertreten.

Des Weiteren weisen die neuen Bundesländer besondere regionale, betriebliche
und berufliche Strukturen auf, die scheinbar besonders auf das Lösungsge-
schehen Einfluss nehmen. Demzufolge sind die Ursachen vorzeitiger Vertrags-
lösungen auch in der beruflichen und betrieblichen Sozialisation der Ausbil-
dungsbetriebe zu betrachten und zu erforschen.

Auf der Grundlage der vielseitigen Lösungsgründe sind daher einseitige Maß-
nahmen zur Vermeidung von vorzeitigen Vertragslösungen ungenügend. Prä-
ventionsansätze, die häufig den Auszubildenden in den Mittelpunkt stellen,
sind durchaus berechtigt, dennoch fehlen Unterstützungsangeboten für die
Unternehmen bzw. verzahnende Präventionskonzepte, die beide Akteure, Aus-
zubildende und Betriebe, in den Blick nehmen. Zudem sind die Unternehmen
selbst in der Verantwortung, Gestaltungsansätze für eine erfolgreiche Ausbil-
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dung zu entwickeln, damit die prekäre Situation der „Leeren Lehre in Ost-
deutschland“ (DIHK 2016, S. 8) nicht noch zusätzlich durch vorzeitige Vertrags-
lösungen zugespitzt wird.
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Ausbildungsqualität und Ausbildungszufriedenheit
aus Sicht der Auszubildenden in der dualen
Berufsausbildung in Sachsen-Anhalt

Philipp Thiele & Dietmar Frommberger

Abstract

Das duale Berufsausbildungssystem Deutschlands gilt als ‚weltweiter Export-
schlager‘ (vgl. Schwarze-Reiter 2011). Doch auch dieses Ausbildungssystem
weist qualitative Mängel auf – nicht zuletzt sichtbar an der Vielzahl von vorzei-
tig gelösten Ausbildungsverträgen. Es gilt daher, die Ausbildungsqualität in
den Betrieben und Berufsschulen aus Sicht der Auszubildenden zu beleuchten
und einen Zusammenhang zu ihrer Ausbildungszufriedenheit herzustellen. Im
vorliegenden Beitrag werden die Ergebnisse einer Replikation der BIBB-Studie
‚Ausbildung aus Sicht der Auszubildenden‘ (2008) für das Bundesland Sach-
sen-Anhalt vorgestellt. Erhoben und ausgewertet wurden die Qualitätsein-
schätzungen bezüglich verschiedener Faktoren der Input- und Prozessqualität.
Das Resultat zeigt, dass Studienteilnehmer/-innen mit vergleichsweise negati-
ven Einschätzungen der Ausbildungsbedingungen im Wesentlichen unzufrie-
dener als Auszubildende mit positiveren Bewertungen sind. Differenziert nach
persönlichen Merkmalsdimensionen liegen sowohl Unterschiede zwischen Aus-
bildungsberufen vor als auch hinsichtlich der Betriebsgröße. Die Berufsschulen
in Sachsen-Anhalt wurden signifikant besser als Ausbildungsbetriebe bewertet
(t(215) = 4.91, p < .000): Ein Vergleich zur Studie des BIBB ergibt nach Schulno-
tensystem ähnlich befriedigende Gesamteinschätzungen für Betriebe, jedoch
bessere Bewertungen für Berufsschulen (‚gut‘).

1 Einleitung

Das duale System der Berufsausbildung in Deutschland genießt international
ein hohes Ansehen und gilt als das „beste Ausbildungsmodell der Welt“
(Schwarze-Reiter 2011, S. 1). Besonders die Verzahnung von Theorie und Praxis
sei ein großer Vorteil gegenüber anderen Ausbildungssystemen (vgl. Heckel
2014). Abseits dieser pauschalen Aussagen liegt eine Aufgabe der Berufsbil-
dungsforschung darin, differenzierende Ergebnisse zur tatsächlichen Ausbil-
dungsrealität und Ausbildungsqualität zu präsentieren. Hierzu liegen vielzähli-
ge Forschungsansätze und Ergebnisse aus den letzten Jahren vor. Überwiegend
wird in den Untersuchungen, die explizit zur Frage der Ausbildungsqualität
erfolgen, eine Einschätzung der beteiligten Akteure erhoben. Klar wird durch-
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gehend, dass die betriebliche und schulische Ausbildungsqualität von den
verschiedenen Akteursgruppen sehr unterschiedlich eingeschätzt wird, die Ein-
flussfaktoren für die positiv und weniger positiv eingeschätzte Qualität unter-
schiedlich gewichtet werden und – grundsätzlich – das Verständnis darüber,
was als eine qualitativ hochwertige Berufsausbildung überhaupt zu gelten
habe, stark variiert (vgl. zusammenfassend Frommberger 2013).

Als Spiegelbild der Ausbildungsqualität kann auch die Quote der vorzeitig ge-
lösten Ausbildungsverträge dienen, die seit Jahren auf einem konstant hohen
Niveau von etwa 20 % liegt (vgl. Frey & Terhart 2010). Hierbei werden beson-
ders in den neuen Bundesländern hohe Lösungsquoten (31.1 %) im Vergleich
zu den alten Bundesländern (23.9 %) erreicht (vgl. Uhly 2015). Bisherige For-
schungen zeigen, dass Ausbildungsqualität und vorzeitige Vertragslösungen in
Abhängigkeit verschiedener Faktoren variieren. Besonders stark sind Hand-
werksberufe gegenüber Ausbildungsberufen der Industrie und des Handels be-
troffen (vgl. BMBF 2008). Auch die Betriebsgröße spielt eine erhebliche Rolle,
da Ausbildungsverhältnisse in kleinen Unternehmen im Vergleich zu großen
Unternehmen überproportional häufig abgebrochen werden (vgl. BIBB 2012).
Darüber hinaus treten länderübergreifende Unterschiede auf (vgl. BMBF 2008;
Uhly 2015).

Ursachen für vorzeitig gelöste Ausbildungsverträge durch die Auszubildenden
lassen sich vorwiegend im Bereich der betrieblichen Ausbildung verorten (vgl.
BIBB 2012; Uhly 2015). Hierbei werden Konflikte mit anderen Auszubildenden
und mit dem Ausbildungspersonal sowie fachpraktische Probleme und schlech-
te Ausbildungsmöglichkeiten genannt. An den Berufsschulen gelten zu hohe
Anforderungen, die Art der Wissensvermittlung und geringe Vorkenntnisse als
besondere Problembereiche der Auszubildenden (vgl. Hurrelmann 2001; Uhly
2015).

Das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) führte im Jahr 2008 eine Untersu-
chung mit dem Namen ‚Ausbildung aus Sicht der Auszubildenden‘ an verschie-
denen Berufsschulen in sechs Bundesländern Deutschlands durch. Neben vier
alten Bundesländern wurden die neuen Bundesländer Brandenburg und Thü-
ringen berücksichtigt und „nach wirtschaftlichen und sozialstrukturellen Krite-
rien ausgewählt“ (Beicht et al. 2009, S. 3), um ein Bild der Ausbildungsqualität
in Betrieb und Berufsschule für Deutschland zu repräsentieren (vgl. ebd.). Eine
länderspezifische Aufgliederung wurde jedoch nicht publiziert. Da das Land
Sachsen-Anhalt nicht mit in die Auswahl des BIBB fiel, wurde eine Replikation
der BIBB-Studie für Sachsen-Anhalt durchgeführt, welche die Grundlage unse-
rer Ausführungen im vorliegenden Beitrag darstellt.
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Unser Beitrag dient einerseits der Aufdeckung der Ausbildungszufriedenheit
und damit – aus dieser Sicht – der Ausbildungsqualität der Auszubildenden in
Sachsen-Anhalt. Andererseits erfolgt damit ein Vergleich der Ausbildungsquali-
tät in den neuen Bundesländern und mit dem bundesweiten Schnitt der BIBB-
Studie aus dem Jahr 2008. Weiterhin wird eine Abhängigkeit der Ausbildungs-
qualität von den persönlichen Merkmalsdimensionen Ausbildungsberuf und
Betriebsgröße der Auszubildenden überprüft. Anhand der kommunizierten vor-
zeitigen Vertragslösungsneigungen der Auszubildenden soll die Darstellung ei-
nes möglichen Erklärungsansatzes für die eingeschätzte Ausbildungsqualität
seitens der Auszubildenden erfolgen.

2 Theoretischer Hintergrund

2.1 Ausbildungsqualität

Seit Ende der 1960er Jahre gewinnen die Aspekte ‚Ausbildungsqualität‘ oder
‚Qualität der Berufsausbildung‘ in der Berufsbildungsforschung zunehmend an
Bedeutung (vgl. Greinert 1997; Ebbinghaus 2006).

Nach Beicht et al. (2009) kann die Ausbildungsqualität analog des Ausbildungs-
prozesses in die drei Ebenen der Input-, Prozess- und Outputqualität unterteilt
werden (vgl. auch Krewerth et al. 2010; vgl. auch Abb. 1). Unter Inputqualität
werden Rahmenbedingungen verstanden, die bereits vor der Ausbildung gege-
ben sein müssen. Hierzu gehören beispielsweise die sachliche und technische
Ausstattung der Betriebe und Berufsschulen, die Qualifikation der Ausbil-
der/-innen und Lehrkräfte oder auch Arbeitsmittel. Die Prozessqualität umfasst
sämtliche Faktoren, die während des Ausbildungsgeschehens wirksam werden.
Besonders geht es hierbei um Arbeits- und Lernmethoden und die vermittelten
Ausbildungsinhalte. Schließlich erhalten die Auszubildenden bei erfolgreichem
Durchlaufen der Ausbildungsprozesse einen Ausbildungsabschluss. Die Out-
putqualität beschreibt das zum Ende der Ausbildung vorliegende Ergebnis. Ge-
nauer subsumiert diese Ebene Faktoren wie die Note der Abschlussprüfung,
die Anwendbarkeit in der beruflichen Praxis und zukünftige berufliche Ent-
wicklungen der Auszubildenden (vgl. BMBF 2009).

Die Abb. 1 stellt die Kriterien der Input- und Prozessqualität grafisch dar. Darü-
ber hinaus ist ersichtlich, dass neben Betrieb und Berufsschule auch die Koope-
ration der Lernorte sowie die Berücksichtigung jugendspezifischer Aspekte in
die Betrachtung der Input- und Prozessqualität einfließen. Die Kooperation der
Lernorte gilt als gelungen, wenn „berufsschulische Inhalte in den Betrieben an-
gewendet und betriebliche Arbeiten in der Berufsschule theoretisch aufgear-
beitet werden“ (Beicht et al. 2009, S. 5). Unter den jugendspezifischen Aspek-
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ten werden Faktoren wie die Vereinbarkeit der beruflichen Ausbildung mit
Freizeitinteressen oder die subjektiv empfundene Angemessenheit der Ausbil-
dungsvergütung abgebildet (vgl. ebd.).

Abb. 1: Modell zur Qualität der Ausbildung aus Sicht der Auszubildenden [Quelle: Krewerth et al.
2010, S. 34]

Generell beziehen die Auszubildenden Ausbildungsqualität primär auf perso-
nelle Gegebenheiten in Betrieb und Berufsschule. Von hoher Relevanz sehen
sie ein fachlich und pädagogisch geeignetes Ausbildungs- bzw. Lehrpersonal
an beiden Lernorten (vgl. Krewerth et al. 2010), wobei sie den pädagogischen
Kompetenzen im Vergleich zum Fachwissen mehr Gewicht beimessen (vgl. Eb-
binghaus, Krewerth & Loter 2010). Dem praxisbezogenen Lernen wird eben-
falls eine wichtige Rolle zugeordnet. Darüber hinaus möchten die Auszubilden-
den in einem angenehmen Arbeitsklima lernen, geprägt von Integration und
Respekt sowie einer konstruktiven Feedback- und positiven Fehlerkultur (vgl.
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Krewerth et al. 2010; Ebbinghaus, Krewerth & Loter 2010). Nicht zuletzt trägt
eine hohe Ausbildungsqualität dazu bei, dass sich die Auszubildenden sowohl
im Berufsalltag als auch im privaten Leben selbstständig zurechtfinden (vgl. Eb-
binghaus & Krewerth 2014).

2.2 Ausbildungszufriedenheit

Das Konstrukt der Ausbildungszufriedenheit findet seinen Ursprung in der ‚Ar-
beitszufriedenheit‘, die von Neuberger & Allerbeck (1978, S. 9) als „kognitiv-
evaluative Einstellung zur Arbeitssituation“ beschrieben wurde. Jungkunz (1996)
griff diese Definition auf und beschreibt die Ausbildungszufriedenheit als
„kognitiv-evaluative Einstellung des Auszubildenden zur Ausbildungssituation“
(S. 403). „Diese Einstellung setzt die Wahrnehmung und Beurteilung von Situa-
tionen, Personen und Sachen, allgemein von Objekten voraus. Diese Beurteilun-
gen können positiv, negativ oder neutral sein. Vor der Messung der Ausbildungs-
zufriedenheit muß [sich] die Frage nach der Relevanz des zu beurteilenden
Objekts von den Auszubildenden gestellt werden“ (ebd.). Folglich variiert die
Ausbildungszufriedenheit in Abhängigkeit der Wertigkeit einzelner unter-
schiedlich gewichteter Qualitätskriterien der Ausbildung, wobei die Summe der
Einzelurteile die Ausbildungszufriedenheit ergibt.

Die Zufriedenheit der Auszubildenden kann ferner in eine Unterrichtszufrie-
denheit (Kriterium Berufsschule) sowie in eine betriebliche Ausbildungszufrie-
denheit (Kriterium Betrieb) innerhalb des dualen Berufsausbildungssystems un-
tergliedert werden (vgl. Jungkunz 1996). Diese beiden Kategorien setzen sich
wiederum aus einzelnen Subkriterien zusammen (vgl. auch Abbildung 1), de-
ren qualitative Ausprägung die Einstellung zur Ausbildungssituation entschei-
dend moderieren. Hiernach zeigt sich bereits die enge inhaltliche Verbindung
der Konstrukte Ausbildungsqualität und -zufriedenheit. Nicht zuletzt ist die Zu-
friedenheit bzw. Unzufriedenheit der Auszubildenden auch ein wesentliches
Motiv für vorzeitige Vertragslösungen (vgl. Brosi & Werner 2003; Uhly 2015).
Interpersonelle Differenzen zwischen Ausbilder/-innen und Auszubildenden
sind hierbei die häufigste Ursache für vorzeitige Vertragslösungen seitens der
Auszubildenden. Weiter kritisieren Auszubildende vermehrt die mangelnde
Vermittlung der Ausbildungsinhalte und die schlechten Arbeitsbedingungen
hinsichtlich Arbeitszeiten, Urlaubsregelungen und Überstunden (vgl. Ernst &
Spevacek 2012; Mischler 2014). Allen Faktoren ist gemein, dass sie der be-
trieblichen Ausbildung zuzuordnen sind.
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2.3 Studien zur Ausbildungsqualität und Ausbildungszufriedenheit

Den Zusammenhang zwischen Ausbildungsqualität und Ausbildungszufrieden-
heit bestätigen aktuelle empirischen Studien. Nachfolgend werden Untersu-
chungen mit dem Fokus auf Erklärungsmuster für ungünstig eingeschätzte
Ausbildungsqualität als Ursache für Ausbildungsunzufriedenheit und damit ver-
bundener erhöhter Neigung zur vorzeitigen Lösung des Ausbildungsvertrages
durch die Auszubildenden vorgestellt. Die Auswahl erfolgte mit Blick auf die
Repräsentativität der Untersuchungen.

Zielke (1998) führte eine Erhebung in 214 Betrieben der Bundesländer Berlin,
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Sachsen-Anhalt durch, um Kriterien
der Ausbildungszufriedenheit zu erfassen. Ziel war die Klärung, „auf welche
Ursachen die Ausbildungszufriedenheit zurückgeführt werden kann, und ins-
besondere, welchen Beitrag die betriebliche Ausbildungspraxis zur Erklärung
der Ausbildungszufriedenheit der Jugendlichen leistet” (ebd., S. 10). Insgesamt
wurde eine sehr hohe betriebliche Ausbildungszufriedenheit festgestellt. Im
Weiteren wurden Gründe untersucht, die im positiven Zusammenhang mit der
Ausbildungszufriedenheit stehen. Signifikant zufriedener äußerten sich die
Auszubildenden, wenn sie vielfältige Aufgabenbereiche abdecken durften, eine
pädagogisch wertvolle Unterweisungspraxis erfuhren, mit Arbeitsmaterialien
und Benutzerhandbüchern ausgestattet waren, ausreichende fachliche Betreu-
ung durch ihre Ausbilder/-innen erhielten und – im Rahmen der Ausbildung –
keinerlei Probleme oder Belastungen erfuhren. Persönliche Merkmale der Aus-
zubildenden, wie Schulabschluss, Alter und Geschlecht, spielten keine Rolle bei
der Wirkung auf die Ausbildungszufriedenheit. Es konnte ebenfalls kein ein-
deutiger Zusammenhang zwischen der Betriebsgröße und der Zufriedenheit
der Jugendlichen mit ihren Ausbildungsbedingungen hergestellt werden (vgl.
ebd.).

In einer Studie des Lehrstuhls für Wirtschaftspädagogik der Universität Mann-
heim wurde eine Befragung von ca. 3.200 Auszubildenden des Berufsfeldes
Wirtschaft und Verwaltung in den Bundesländern Mecklenburg-Vorpommern,
Sachsen, Baden-Württemberg und Niedersachsen durchgeführt. Themen-
schwerpunkt war die Bewertung der Handlungen des Ausbildungspersonals im
Zusammenhang mit der Ausbildungszufriedenheit der Befragten (vgl. Ebner
2003). Hintergrund der Untersuchung war die Hypothese, dass „die vorzeitige
Lösung des Ausbildungsvertrags häufig damit begründet wird, dass Auszubil-
dende und das Ausbildungspersonal nicht miteinander zurechtkommen“ (ebd.,
S. 8). Die Autoren/-innen deckten auf, dass die Handlungen des Ausbildungs-
personals im Ganzen als positiv beurteilt wurden. Die fachliche Qualifikation
des Ausbildungspersonals erhielt eine gute Gesamtbewertung, das gerechte

Philipp Thiele & Dietmar Frommberger

196



Handeln des Ausbilders/der Ausbilderin wurde jedoch schlechter eingeschätzt.
Ferner konnte ein Zusammenhang zwischen der Beurteilung des Ausbildungs-
personals und der Ausbildungszufriedenheit derart hergestellt werden, dass
„je besser bzw. schlechter die Noten für das Ausbildungspersonal [ausfallen],
desto höher bzw. niedriger sind die Werte für Ausbildungszufriedenheit“
(ebd., S. 10).

Das BIBB führte im Jahr 2008 eine Klassenzimmerbefragung zur Ausbildungs-
qualität durch. An der Studie ‚Ausbildung aus Sicht der Auszubildenden‘ nah-
men ca. 6.000 Auszubildende von 15 stark nachgefragten Ausbildungsberufen
des dualen Ausbildungssystems teil. Dabei wurden die Bundesländer Baden-
Württemberg, Brandenburg, Hamburg, Hessen, Nordrhein-Westfalen und Thü-
ringen für die Untersuchung „nach wirtschaftlichen und sozialstrukturellen
Kriterien ausgewählt, [welche] die regionale Vielfalt Deutschlands [widerspie-
geln]“ (Beicht et al. 2009, S. 3). Die Grundlage der Operationalisierung bildete
das Qualitätsmodell nach Krewerth et al. (2010, vgl. auch Abb. 1). Die Umfra-
geergebnisse zeigten, dass die Ausbildungsqualität der Lernorte Betrieb und
Berufsschule vergleichbar eingeschätzt wird (vgl. Beicht et al. 2009).

Im Rahmen des jährlichen Ausbildungsreports veröffentlicht der Deutsche Ge-
werkschaftsbund (DGB) die Ergebnisse einer Erhebung zur Ausbildungszufrie-
denheit von Auszubildenden. Hierzu wurden 13.603 Auszubildende der 25 am
häufigsten frequentierten dualen Ausbildungsberufe deutschlandweit schrift-
lich befragt (vgl. DGB 2016). Insgesamt 71.7 % der Auszubildenden zeigten
sich mit der fachlichen Qualität der Ausbildung im Betrieb ‚zufrieden’ oder
‚sehr zufrieden‘. Demgegenüber beurteilen nur etwa die Hälfte der Befragten
(56.7 %) die fachliche Qualität des Berufsschulunterrichts mit ‚gut‘ oder ‚sehr
gut‘ (vgl. ebd.). Ferner fanden die Autoren/-innen Unterschiede in Abhängig-
keit der Unternehmens- bzw. Betriebsgröße, wobei die Ausbildungszufrieden-
heit in Großbetrieben höher ausfällt als in Klein- und Kleinstbetrieben. Dieser
Effekt wird dahingehend erklärt, dass in Großbetrieben bessere personelle und
materielle Voraussetzungen herrschen, während die Klein- bzw. Kleinstbetriebe
eher bestrebt sind, personelle Engpässe durch die Einbindung ihrer Auszubil-
denden zu kompensieren (vgl. ebd.).

2.4 Zusammenfassung

Studienübergreifend erklärte sich die Mehrzahl der Auszubildenden mit der
Qualität der Ausbildung zufrieden. Das gilt vor allem für die betriebliche Aus-
bildungsqualität, welche im Vergleich mit den Berufsschulen – wenn beide
Lernorte in der Erhebung Berücksichtigung finden – besser eingeschätzt wurde
(vgl. Beicht et al. 2009; DGB 2016). Mit Blick auf die Betriebe wurde das Aus-
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bildungspersonal als fachlich geeinigt eingeschätzt, jedoch mangelte es im ge-
wissen Maße am Umgang der Ausbilder/-innen mit den Auszubildenden. Die
Studienteilnehmer/-innen lobten Qualitätsindikatoren wie Vielfältigkeit der Auf-
gaben, Arbeitsmaterialien und Übernahmechancen. Als negative Kritikpunkte
wurden ausbildungsfremde Tätigkeiten, Überstunden, Nichteinhalten der Min-
deststandards und körperliche bzw. psychische Belastungen aufgezählt. Unei-
nigkeit besteht hierbei bezüglich des Arbeitsklimas, welches in den Studien
sowohl positiv. a.s auch negative Bewertungen erhielt. Hinsichtlich der Berufs-
schulen galt das Schulklima hingegen als angenehm. Die Eignung der Lehrkräf-
te wurde bemängelt. Der Aspekt Lernortkooperation wurde in allen Studien
insuffizient eingeschätzt. Darüber hinaus existieren Differenzen zwischen Aus-
zubildenden verschiedener Ausbildungsberufe. Hierbei schätzten besonders
Auszubildende aus dem Handwerksbereich ihre Ausbildungsbedingungen un-
günstig ein. Auch hinsichtlich der Betriebsgrößen lagen Unterschiede vor. Grö-
ßere Unternehmen schnitten in den Studien besser ab als kleinere Unterneh-
men (vgl. ebd).

Für die weiteren Ausführungen im vorliegenden Beitrag wurde die Studie des
BIBB (vgl. Beicht et al. 2009) repliziert. Die Wahl der BIBB-Studie erfolgte auf-
grund der theoretisch fundierten Operationalisierung der Konstrukte (vgl.
Beicht et al. 2009; Krewerth et al. 2010), welche die einzelnen Qualitätskriteri-
en der dualen Ausbildung spezifiziert und gliedert. Hierbei wird die Ausbil-
dungszufriedenheit über die Qualitätsaspekte Input- und Prozessqualität für
die Lernorte (Betrieb, Berufsschule) erfasst. Als Stichprobe für unsere Untersu-
chung wurden Auszubildende des Bundeslandes Sachsen-Anhalt befragt. Für
Sachsen-Anhalt ist eine überdurchschnittlich hohe vorzeitige Vertragslösungs-
quote zu verzeichnen (32.7 %; Uhly 2015, S. 40). Im Vergleich dazu lag der
Bundesdurchschnitt im Jahr 2013 bei 25.0 % und der Mittelwert für Ost-
deutschland bei 31.1 % (ebd., S. 41). Sachsen-Anhalt kann somit auch als Re-
präsentant für die neuen Bundesländer betrachtet werden.

2.5 Hypothesen

Basierend auf den theoretischen Vorüberlegungen liegen der Replikationsstu-
die in Sachsen-Anhalt folgende Hypothesen zugrunde:

• H1: Die Auszubildenden sind mit der Qualität der Ausbildung am Lernort
Betrieb im Vergleich zum Lernort Berufsschule zufriedener.

• H2: Die Bewertung der Ausbildungsqualität unterscheidet sich in Abhän-
gigkeit vom Ausbildungsberuf.

• H3: Die Bewertung der Ausbildungsqualität variiert in Abhängigkeit von
der Betriebsgröße des Ausbildungsbetriebes.
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3 Methode

3.1 Stichprobe

Die Untersuchung erfolgte in 18 Klassen an acht Berufsschulen des Landes
Sachsen-Anhalt, die sich regional auf sechs Standorte des Bundeslandes verteil-
ten. Es nahmen N = 240 Auszubildende (männlich: 172, weiblich: 68; range
Geburtsjahr: 1978–1997) des dritten Lehrjahres an der Befragung teil. Die Aus-
zubildenden verteilten sich auf sechs Ausbildungsberufe (Bankkaufmann/-frau
[BK]: N = 51, Industriekaufmann/-frau [IK]: N = 42, Koch/Köchin [KO]: N = 21,
Elektroniker/-in für Energie- und Gebäudetechnik [EL]: N = 36, Industriemecha-
niker/-in [IM]: N = 34, Mechatroniker/-in [ME]: N = 56).

3.2 Erhebungsinstrument

Für die vorliegende Untersuchung wurde der vom BIBB (2008) konzipierte Fra-
gebogen übernommen (vgl. Beicht et al. 2009). Für die Beantwortung der kor-
respondierenden Hypothesen waren nur die Selbsteinschätzungen zur Input-
und Prozessqualität relevant. Daher wird auf Darstellungen der Outputqualität
nachfolgend verzichtet.

In Abhängigkeit der individuellen Merkmalsausprägung beantworteten die
Auszubildenden insgesamt zwischen 172 und 180 Items. Die Differenz ergibt
sich aufgrund etwaiger Folgefragen, beispielsweise im Rahmen soziodemogra-
fischer Items. Die Beantwortung der Fragen zur Input- und Prozessqualität er-
folgte auf einer sechsstufigen Likert-Skala (1 = „trifft in meiner Ausbildung sehr
stark zu“ bis 6 = „trifft in meiner Ausbildung gar nicht zu“). Die Skalierung der
Beurteilungen wurde durch das BIBB mit Blick auf das Schulnotensystem ge-
wählt, welches den Auszubildenden vertraut ist (vgl. Beicht et al. 2009).

Unsere Erhebung in den Berufsschulen wurde im ersten Quartal des Jahres 2016
durchgeführt. Die Bearbeitungsdauer der Klassenzimmer-Befragung (paper-
pencil) variierte zwischen 30 und 45 Minuten.

3.3 Datenverarbeitung

3.3.1 Datenaufbereitung

Analog der Vorgaben des BIBB (vgl. Beicht et al. 2009, S. 5 ff.) wurden die er-
hobenen Daten zur Berechnung der Qualitätsindizes gewichtet. Anschließend
flossen die gewichteten Einzelaspekte in die Bildung der Gesamtindizes für die
Input- und Prozessqualität ein. Darüber hinaus wurden Subindizes für die Kon-
texte Betrieb, Berufsschule, Lernortkooperation und jugendspezifische Aspekte
der Input- und Prozessqualität berechnet. Einzelne Fälle mit fehlenden oder un-
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gültigen Werten, beispielsweise verursacht durch das Nichtsetzen oder das un-
gültige Setzen eines Kreuzes, wurden aus der statistischen Auswertung für die
jeweiligen Einzel- und Subindizes ausgeschlossen.

3.3.2 Datenauswertung

Die Auswertung der empirischen Daten erfolgte analog der Hypothesen.

• H1: Zur Ermittlung der Ausbildungszufriedenheit in Berufsschule und Be-
trieb wurden die Selbsteinschätzungen der Input- und Prozessqualität mit
t-Test für abhängige Stichproben (zweiseitig, a= .05) analysiert. Der Ver-
gleich mit den Ergebnissen von Beicht et al. (2009) konnte nur deskriptiv
erfolgen, da die Daten des BIBB für eine inferenzstatistische Prüfung nicht
zur Verfügung standen. Ebenfalls deskriptiv sowie in Gegenüberstellung
mit den Ergebnissen aus Beicht et al. (2009) werden die Ergebnisse zur
Lernortkooperation und zu den jugendspezifischen Aspekten dargestellt.

• H2 & H3: Die Hypothesenprüfungen basierten auf der Berechnung ein-
faktorieller Varianzanalysen (ANOVAs). Diese wurden für die H2 mit dem
between-factor: Ausbildungsberuf (6-fach gestuft) und für die H3 mit
dem between-factor: Betriebsgröße (4-fach gestuft) gerechnet. Die Vo-
raussetzung für die ANOVA (Varianzhomogenität) wurden jeweils mit
dem Levene-Test (a> .05) geprüft. In Abhängigkeit des Ergebnisses
wurden die Ergebnisse der ANOVAs Huynh-Feldt korrigiert. Die anschlie-
ßenden post-hoc t-Tests wurden für abhängige Stichproben (paarweise,
zweiseitig) gerechnet, wobei a auf 05 festgelegt und Bonferroni-Holm
adjustiert wurde.

Weiter wurden über die hypothesengeleiteten Auswertungen hinaus die Nei-
gungen der Auszubildenden zur vorzeitigen Vertragslösung erfasst. Diese wer-
den aufgrund der ungleichen Häufigkeitsverteilung hinsichtlich einzelner Fak-
toren (Betriebsgröße, Ausbildungsberuf) prozentual abgebildet.

4 Ergebnisse

4.1 Regionale und nationale Ausbildungsqualität im Vergleich

H1: Die Ergebnisse zeigen signifikante Unterschiede in der Bewertung der Aus-
bildungsqualität durch die Auszubildenden Sachsen-Anhalts (t(215) = 4.91,
p < .000). Die Abb. 2 zeigt, dass es hypothesenkonforme Unterschiede sind,
wonach die Berufsschule (M = 2.4, SD = .065) im Vergleich zum Lernort Betrieb
(M = 2.8, SD = .80) signifikant besser bewertet und H1 somit verworfen wird.
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Abb. 2: Mittelwerte für die Input- und Prozessqualität sowie der zugehörigen Einzelindizes für
Sachsen-Anhalt im Vergleich zum bundesweiten Durchschnitt.

Im Vergleich zum bundesweiten Durchschnitt schätzten die Auszubildenden
die Ausbildungsqualität im Betrieb in Sachsen-Anhalt identisch ein, wohinge-
gen sie die Input- und Prozessqualität der Berufsschulen besser als im bundes-
weiten Durchschnitt (M = 2.8) bewerteten. Die Kooperation der Lernorte wurde
in beiden Studien mit M = 3.8 gleich bewertet. Damit stellt die Lernortkoopera-
tion sowohl in Sachsen-Anhalt als auch bundesweit den am schlechtesten be-
werteten Subindex der Input- und Prozessqualität dar. Hinsichtlich der jugend-
spezifischen Aspekte zeigten sich die Auszubildenden bundesweit (M = 3.1)
weniger zufrieden als ihre Pendants in Sachsen-Anhalt (M = 2.6, SD = 1.03).
Analog der Subindizes wurde die Dimension der Input- und Prozessqualität ins-
gesamt in Sachsen-Anhalt leicht besser (M = 2.8, SD = .60) als im bundesweiten
Durchschnitt (M = 3.0) bewertet.

4.2 Ausbildungsqualität in Abhängigkeit vom Ausbildungsberuf und
von der Betriebsgröße

H2: Die Tab. 1 veranschaulicht die Mittelwerte der Gesamtbewertungen der
Auszubildenden bezüglich der Input- und Prozessqualität sowie der Subindizes.
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Tab. 1: Mittelwerte für die Input- und Prozessqualität sowie der Einzelindizes in Abhängigkeit des
Ausbildungsberufes.

BK
(M)

IK
(M)

KO
(M)

EL
(M)

IM
(M)

ME
(M)

Input-
und
Prozess-
qualität

insgesamt 2.7 2.9 3.2 3.1 2.8 2.7

Betrieb 2.6 2.7 3.3 3.2 2.7 2.7

Berufsschule 2.4 2.5 2.4 2.3 2.5 2.4

Lernortkooperation 3.4 4.0 4.0 4.0 3.8 3.6

jugendsp. Aspekte 2.6 2.7 3.3 3.2 2.0 2.3

M = Mittelwert (Schulnoten); Bankkaufmann/-frau [BK]: N = 51, Industriekauf-
mann/-frau [IK]: N = 42, Koch/Köchin [KO]: N = 21, Elektroniker/-in für Energie-
und Gebäudetechnik [EL]: N = 36, Industriemechaniker/-in [IM]: N = 34, Mechatro-
niker/-in [ME]: N = 56

Die ANOVA dekuvriert einen signifikanten Unterschied in der Bewertung der
Input- und Prozessqualität in Abhängigkeit des Ausbildungsberufes (F(5,209) =
4.080, p = .001). Die anschließend durchgeführten post-hoc t-Tests zeigen,
dass die Auszubildenden des Ausbildungsberufs KO die Input- und Prozessqua-
lität schlechter bewerteten als die Auszubildenden der Berufe BK (t(210) = 2.02,
p = .045) und ME (t(210) = 2.02, p = .045). Weiter wurde ermittelt, dass auch die
EL die Input- und Prozessqualität schlechter einschätzen als die BK (t(210) = 2.02,
p = .045).

Vergleichbare Ergebnisse finden sich mit Blick auf die Ausbildungsbedingungen
im Betrieb. Die Varianzanalyse zeigt zunächst signifikante Unterschiede zwi-
schen den Berufsgruppen (F(5,212) = 4.228, p = .001). Der post-hoc t-Test deckt
wiederum Unterschiede sowohl zwischen den KO und BK (t(66) = 3.35, p = .015)
als auch KO und ME (t(71) = 3.91 p = .025) auf. Darüber hinaus finden sich
schlechtere Bewertungen der EL im Vergleich zu den BK (t(76) = 3.07, p = .037).
Hinsichtlich des Kontexts Berufsschule ergaben sich keine signifikanten Unter-
schiede (F(5,231) = .785, n. s.).

Bezüglich der Variable Lernortkooperation unterschieden sich die Berufsgrup-
pen signifikant voneinander (F(5,229) = 3.137, p = .009). Diese wurde von den IK
(t(92) = 3.1, p = .033) und von den EL (t(86) = 2.99, p = .046) ungünstiger bewertet
als von den BK.

Die Bewertungen der jugendspezifischen Aspekte variieren ebenfalls in Abhän-
gigkeit des Ausbildungsberufes (F(5,232) = 9.178, p = .000). Wie die anschließen-
den t-Tests zeigen, unterscheiden sich die Bewertungen der KO sowohl von
den BK (t(70) = 3.28, p = .028), IM (t(51) = 4.83, p = .000) als auch ME (t(73) = 4.28,
p = .000). Die KO schätzten sich hierbei jeweils negativer ein. Ähnlich verhält
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sich dies bei den EL, deren Selbsteinschätzung ungünstiger als jene der BK
(t(86) = 3.28, p = .018), IK (t(67) = 5.17, p = .000) und ME (t(89) = 4.66, p = .000) aus-
fallen.

H3: In der Abb. 3 sind die Mittelwerte der Ausbildungsqualität in Abhängigkeit
der Anzahl der Beschäftigten (Betriebsgröße) der Ausbildungsbetriebe darge-
stellt (Kleinstbetriebe: 1–9 Beschäftigte; Kleinbetriebe: 10–49 Beschäftigte;
Mittelbetriebe: 50–499 Beschäftigte; Großbetriebe: mehr als 499 Beschäftigte).

Abb. 3: Mittelwerte für die Input- und Prozessqualität sowie der zugehörigen Einzelindizes ge-
trennt nach Betriebsgröße.

Die Varianzanalyse ermittelt signifikante Unterschiede zwischen den Betriebs-
größen (F(3,209) = 6.929, p < .000) hinsichtlich der Input- und Prozessqualität. Die
post-hoc durchgeführten paarweisen Vergleiche zeigen, dass Auszubildende
aus Kleinst- (t(44) = 3.66, p = .002) und Kleinbetrieben (t(89) = 2.02, p = .001) die
Input- und Prozessqualität deutlich schlechter bewerteten im Vergleich zu
Großbetrieben.

Mit Blick auf die Sudindizes der Input- und Prozessqualität finden sich keine
Unterschiede in der Bewertung der Berufsschulen (F(3,231) = .230, n. s.) und der
Lernortkooperation (F(3,229) = 1.309, n. s.). Demgegenüber weisen die Varianza-
nalysen Unterschiede für die Ausbildungsqualität der Betriebe (F(3,212) = 8.75,
p < .000) sowie der jugendspezifischen Aspekte (F(3,232) = 10.284, p < .000) aus.
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Die post-hoc t-Tests decken auf, dass Auszubildende in Kleinstbetrieben die Aus-
bildungsqualität der Betriebe schlechter einschätzen als ihre Pendants in Groß-
betrieben (t(44) = 3.9, p = .001). Auch die Selbsteinschätzung der Auszubildenden
in Kleinbetrieben fiel im Vergleich mit den Bewertungen der Auszubildenden
aus Mittel- (t(168) = 3.04, p = .016) und Großbetrieben (t(90) = 4.44, p < .000) un-
günstiger aus.

Ähnlich schätzten die Befragten der Kleinstbetriebe die jugendspezifischen As-
pekte durchweg schlechter ein als jene aus Klein- (t(98) = 3.12, p = .012), Mittel-
(t(138) = 4.79, p < .000) und Großbetrieben (t(52) = 4.88, p < .000). Überdiese zei-
gen die post-hoc t-Tests auch einen Unterschied zwischen Klein- und
Großbetrieben in den Bewertungen (t(94) = 2.77, p = .036).

4.3 Lösungsneigungen

Die Antworten der Auszubildenden auf die Frage, ob sie „irgendwann ernst-
haft daran gedacht [haben], ihre jetzige Ausbildung abzubrechen?“ sind pro-
zentual über alle Auszubildenden in der Abb. 4 sowie in Abhängigkeit der Un-
ternehmensgröße und des Ausbildungsberufes dargestellt.

Abb. 4: Prozentualer Anteil der Auszubildenden, die sich im Verlauf der Ausbildung ernsthaft mit
einer vorzeitigen Vertragslösung auseinandergesetzt haben.
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Die Abb. 4 zeigt, dass jede/r dritt/e Studienteilnehmer/-in bereits eine vorzeitige
Vertragslösung in Erwägung gezogen hatte (34 %). Ferner können deutliche
Unterschiede in Abhängigkeit der Betriebsgröße aufgezeigt werden. Nahezu
jede/r zweite Befragte der Kleinst- (48 %, N = 29) und Kleinbetriebe (47 %,
N = 71) hatte bereits über einen Abbruch der Ausbildung nachgedacht. Bei den
Mittelbetrieben (N = 112) lag die Quote bei 30 %. Der geringste Anteil an Aus-
zubildenden war mit 8 % bei den Großbetrieben (N = 26) zu finden.

Ebenso sind zwischen den Ausbildungsberufen starke Unterschiede erkennbar.
Die höchste Quote an Auszubildenden mit Abbrucherwägungen liegt bei den
KO (N = 21) mit 72 % vor. Mehr als die Hälfte der EL (N = 36) haben ebenfalls
mit dem Gedanken einer vorzeitigen Vertragsauflösung gespielt (58 %). Pro-
zentual am wenigsten trugen sich die Auszubildenden der technisch-industriel-
len Berufe mit Abbruchgedanken. Hier lag der Anteil der IM (N = 34) und ME
(N = 56) bei jeweils 21 %.

Die Auszubildenden (N = 82), welche Ausbildungsabbrucherwägungen kom-
munizierten, konnten darüber hinaus ihre Motiv. a.geben (Mehrfachnennun-
gen möglich). Am häufigsten wurden die Gründe dabei im Betrieb verortet
(N = 75). Demgegenüber sahen lediglich neun Auszubildende die Gründe für
die Beschäftigung mit einer vorzeitigen Vertragslösung in der Berufsschule.

5 Diskussion der Ergebnisse

Basierend auf den Darstellungen des theoretischen Hintergrundes sowie aktu-
eller Studien zu Ausbildungsqualität und -zufriedenheit wurde die H1 abgelei-
tet. Es wurde angenommen, dass Auszubildende die Ausbildungsqualität am
Lernort Betrieb besser einschätzen als im Vergleich zum Lernort Berufsschule.
Die H1 wird verworfen, da das Ergebnis für Sachsen-Anhalt tatsächlich zu einer
signifikant besseren Einschätzung der Berufsschulen führt. Somit kann das
bundesweite Resultat des BIBB nicht auf einzelne Länder wie Sachsen-Anhalt
bezogen werden. Auch im Vergleich zum bundesweiten Durchschnitt wird die
Qualität der Berufsschule besser eingeschätzt, wohingegen die Input- und Pro-
zessqualität der betrieblichen Ausbildung exakt den bundesweiten Durch-
schnitt widerspiegelt.

In einem engen Erklärungszusammenhang mit der für Sachsen-Anhalt ungüns-
tiger eingeschätzten betrieblichen Ausbildungsqualität liegt unseres Erachtens
die vorzeitige Vertragslösungsquote. Die duale Ausbildung in Sachsen-Anhalt
ist durch eine überdurchschnittlich hohe Lösungsquote geprägt. Uhly (2015)
stellte heraus, dass besonders betriebliche Ausbildungsbedingungen, wie so-
ziale Differenzen mit dem Ausbildungspersonal sowie mangelnde Vermittlung
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der Ausbildungsinhalte, zu vorzeitigen Vertragslösungen führen. Diese Kausal-
kette lässt sich im vorliegenden Resultat vermuten. Es kann ebenso in Bezug
auf andere neue Bundesländer Anwendung finden.

Eine Erklärung für die gleiche Bewertung der betrieblichen Ausbildungsqualität
Sachsen-Anhalts und in der bundesweiten Studie des BIBB wird hierdurch je-
doch nicht geliefert und eröffnet Raum für Interpretationen. Möglicherweise
gelingt die schulische Ausbildung in Sachsen-Anhalt tatsächlich besser. Mögli-
cherweise ist es ein Artefakt. Die Erklärungsansätze bleiben an dieser Stelle
spekulativ, jedoch wirft das Ergebnis in umgekehrter Form zumindest die Frage
auf, ob die Selbsteinschätzungen des schulischen Teils der beruflichen Erstaus-
bildung tatsächlich signifikant von Bundesland zu Bundesland variieren und
welches die Bedingungsfaktoren dieser Unterschiede sind.

Differenziertere Aussagen zum Zusammenhang von Ausbildungsqualität und
-zufriedenheit werden nachfolgend im Hinblick auf die Ergebnisse der weiter-
führenden Berechnungen getroffen. Hierzu werden die Faktoren Ausbildungs-
beruf (H2) und Betriebsgröße (H3) sowie die kommunizierten Lösungsneigun-
gen der Auszubildenden im Zusammenhang betrachtet.

Ausbildungsberuf

Wie unter H2 formuliert, unterscheiden sich die Selbsteinschätzungen der Aus-
zubildenden hinsichtlich der Input- und Prozessqualität in Abhängigkeit der
verschiedenen Ausbildungsberufe. Zusammenfassend zeigen die Ergebnisse,
dass die Auszubildenden in der Gastronomie (KO) und der gewerblich-techni-
schen Ausbildung zum EL im Vergleich zu den weiteren kaufmännischen (BK,
IK) und gewerblich-technischen Berufen (IM, ME) die Input- und Prozessquali-
tät am schlechtesten bewerteten. Besonders die KO schätzten die einzelnen
Subindizes der Input- und Prozessqualität jeweils am ungünstigsten ein. Dies
gilt mit Ausnahme der Bewertung der schulischen Ausbildungsqualität.

Letzteres ist mit Blick auf die H1 besonders hervorzuheben, denn – deskriptiv
betrachtet – geht sowohl für die KO als auch die EL die ungünstigste Einschät-
zung der betrieblichen Ausbildungsqualität mit der besten Bewertung der Be-
rufsschule einher. In der in diesem Zusammenhang auftretenden Differenz der
Mittelwerte liegt wohl der inferenzstatistische Unterschied der Bewertungen
schulischer und betrieblicher Ausbildungsqualität begründet. Ein möglicher Er-
klärungsansatz hierfür liegt im Referenzsystem der Auszubildenden. Möglicher-
weise bedingt die hohe Unzufriedenheit mit den betrieblichen Ausbildungsbe-
dingungen ein cognitive bias (vgl. Pohl 2017) und damit verbunden eine
positive Verzerrung der Wahrnehmung des Lernortes Berufsschule. Für diese
Interpretation sprechen die Ergebnisse zu den Lösungsneigungen. Hier geben
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über 50 Prozent der EL und gar 75 Prozent der KO an, sich innerhalb der Aus-
bildung mit einer vorzeitigen Vertragslösung befasst zu haben. Demgegenüber
steht ein Gesamtmittelwert von ca. 35 Prozent. Ferner werden die Lösungsnei-
gungen seitens der Auszubildenden vorrangig betrieblich begründet. Darüber
hinaus kann diese Annahme auf die Selbstauskünfte der übrigen Ausbildungs-
berufe gestützt werden. Hier werden vergleichsweise bessere Gesamtbewertun-
gen für die Betriebe abgegeben, wobei die Ausbildungsqualität der Berufsschule
vergleichbar, jedoch in keinem Fall besser als von KO und EL eingeschätzt wird.
Um die Vermutungen eines cognitive bias zu verifizieren bzw. zu falsifizieren,
sind wiederum weiterführende Untersuchungen nötig, wofür sich Methoden
der qualitativen Sozialforschung anbieten.

Neben den Selbstauskünften zu Betrieb und Berufsschule ist ein gesonderter
Blick auf die Bewertungen der Lernortkooperation zu richten, welche – bemes-
sen an der Einschätzung aller Subindizes der Input- und Prozessqualität – über
alle Ausbildungsberufsgruppen hinweg am ungünstigsten ausfallen. Demnach
schätzen die Befragten übereinstimmend die Verzahnung von Theorie und
Praxis als wenig gelungen ein. Dieses Ergebnis deckt sich mit Berichten anderer
Autoren/-innen. Dort bilden der Praxisbezug des Berufsschulunterrichts zur Ar-
beitswelt und die Vorbereitung auf die Abschlussprüfung den Mittelpunkt der
Kritik (vgl. Beicht et al. 2009; Rose, Staack & Wittwer 2003). Unabhängig von
den einzelnen Kriterien der Lernortkooperation kommunizieren die Auszubil-
denden hiermit einhellig ein hohes Potential zur Verbesserung der dualen Be-
rufsausbildung, welches eben nicht einseitig durch die Berufsschulen oder die
Ausbildungsbetriebe, sondern nur in Kooperation ausgeschöpft werden kann.

Betriebsgröße

In Abhängigkeit der Betriebsgröße (H3) wird die Input- und Prozessqualität von
den Auszubildenden in Kleinstbetrieben gefolgt von den klein- und mittelgro-
ßen Betrieben am ungünstigsten bewertet. Die Großbetriebe erhalten hinge-
gen auf allen Einzelindizes die besten Einschätzungen, wenngleich hier nur die
Ausbildungsqualität der Betriebe und die jugendspezifischen Aspekte signifi-
kante Unterschiede ausweisen. Demnach steigt mit zunehmender Betriebsgrö-
ße die Ausbildungsqualität und -zufriedenheit. Vergleichbare Ergebnisse zur
Abhängigkeit der Ausbildungsqualität und -zufriedenheit von der Größe des
Ausbildungsbetriebes finden sich auch in anderen Arbeiten (vgl. DGB 2016;
Ebbinghaus & Krewerth 2014; ZAGG 2006).

Mit Blick auf die Neigung zur vorzeitigen Vertragslösung werden Effekt und
Einfluss der Betriebsgröße zusätzlich bestätigt, wobei die Angaben der Gründe
für die Lösungsneigungen ein gleichermaßen aufklärendes wie warnendes Bild
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zeichnen. Etwa jeder zweite Auszubildende in Kleinst- und Kleinbetrieben hat
sich im Laufe der Ausbildung bereits mit einer vorzeitigen Lösung des Ausbil-
dungsvertrages auseinandergesetzt. Dem stehen die Großbetriebe gegenüber,
wo sich nur jeder zehnte Auszubildende mit einer vorzeitigen Vertragslösung
beschäftigt hat. Mit Blick auf die Einzelnennung im offenen Antwortformat
führen die Auszubildenden mit Lösungsneigungen vorrangig betriebliche Ursa-
chen wie schlechtes Arbeitsklima, Probleme mit den Ausbildern/-innen, niedri-
ge Ausbildungsvergütung, Überstunden etc. als Gründe an. Diese Reibungs-
punkte scheinen vor allem in Kleinst- und Kleinbetrieben aufzutreten und
belasten dort die Ausbildungsqualität und -zufriedenheit. Während die Origi-
nalstudie des BIBB keine Aussagen zu den Lösungsneigungen und -gründen
macht, finden sich vergleichbare Ergebnisse beim DGB (2016) und ZAGG
(2006), wobei letztere als mögliche Erklärung das gesteigerte Interesse von
Groß- im Vergleich zu Kleinbetrieben an einer Übernahme nach der Ausbil-
dung anführen. Diese Erklärung scheint vor dem Hintergrund der demogra-
fischen Entwicklung und dem damit verbundenen Problembewusstsein aller
Betriebe im Hinblick auf alternde Belegschaften und korrespondierenden per-
sonalpolitischen Herausforderungen (Mangel an Fachkräften und Auszubilden-
den) so kaum mehr haltbar (vgl. Buck, Kistler & Mendius 2002). Dabei trifft der
demografische Wandel die ostdeutschen Länder (vgl. Kutzner 2009) sowie die
gewerblich-technischen Betriebe und das Gastgewerbe (vgl. ManPowerGroup
2014), denen EL, ME, IM und KO zuzurechnen sind, im Besonderen. Vielmehr
scheinen in Großbetrieben bessere personelle und materielle Voraussetzungen
für die Ausbildung junger Menschen vorzuherrschen, wohingegen kleinere
Betriebe eher bestrebt sind, personelle Engpässe durch die Einbindung ihrer
Auszubildenden zu kompensieren, wodurch die Heranwachsenden jedoch ver-
mehrt ausbildungsfremde Tätigkeiten ausüben müssen und somit die eigentli-
che fachliche Ausbildung nicht in vollem Umfang gewährleistet wird. Zu einer
ähnlichen Einordnung der Ergebnisse kommt auch der DGB (2016). Diese Dar-
stellungen werfen unweigerlich die Frage auf, warum (vor allem) einige
Kleinst- und Kleinbetriebe in Industrie und Handwerk weiterhin wenig in die
Qualität der betrieblichen Ausbildung investieren.

6 Ausblick

Der Beitrag zeigt, dass die Einschätzung von Ausbildungsqualität und somit die
Ausbildungszufriedenheit der Auszubildenden nicht als bundesweiter Mittel-
wert veranschaulicht werden kann. Es treten bundeslandspezifische Unter-
schiede auf, nicht zuletzt sichtbar an den variierenden Vertragslösungsquoten
der Bundesländer, die die Ausbildungsrealität im dualen Ausbildungssystem wi-
derspiegeln.
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Im Zusammenhang mit den Lösungsneigungen wurde vorrangig der Lernort
Betrieb hinsichtlich verschiedener Qualitätskriterien bemängelt. Dies gilt jedoch
weder für alle Ausbildungsberufe und noch weniger für alle Betriebsgrößen im
gleichen Maße. Vielmehr sind in Handwerksberufen sowie Berufen primärer
Dienstleistungen als auch in Kleinst- und Kleinbetrieben Ausbildungsunzufrie-
denheit und stark erhöhte Lösungsneigungen nachzuweisen. Wenngleich Re-
ferenzwerte aus der Studie des BIBB (vgl. Beicht et al. 2009) fehlen, legt dies
den Schluss nahe, dass hier die Erklärungs- und Handlungsansätze für Regio-
nen mit stark erhöhten Lösungsquoten zu finden sind.

Vor dem Hintergrund dieser Ergebnisse sowie mit Blick auf die demografische
Entwicklung und den daraus erwachsenen Aufgaben sind vor allem ausbilden-
de Kleinst- und Kleinbetriebe angehalten, die Qualität der Ausbildung zu hin-
terfragen und – in Abhängigkeit der Ergebnisse – neue Wege zu gehen. Hier-
für bieten sich den Betrieben verschiedene Möglichkeiten. Mit Blick auf die
Hygienefaktoren des Arbeitskontextes (vgl. Semmer & Udris 2007) gilt es zu-
nächst jene Faktoren aus der Umwelt der Auszubildenden zu entfernen, wel-
che mit Ausbildungsunzufriedenheit korrelieren (Mehrarbeit, ausbildungsfrem-
de Tätigkeiten, belastende zwischenmenschliche Beziehungen, Hierarchien
etc.). Darüber hinaus können zusätzliche Motivatoren bzw. verschiedene An-
reizsysteme in den Ausbildungsalltag integriert werden, beispielsweise in Form
von Leistungen in der Berufsschule oder besonderem Engagement. Ferner ver-
sprechen Veränderungen in der Lern- und Feedbackkultur der Betriebe positive
Effekte. Hier spielt die Kommunikation eine Schlüsselrolle (vgl. Brüggemeier
2011). Eine wertschätzende und offene Kommunikation beispielsweise in Form
konstruktiver Feedbacks sowie offener Türen und Ohren für Kritik, Förderbe-
darfe etc. tragen zu einem positiven Lern- und Arbeitsklima bei. Auch die Im-
plementierung von Patensystemen oder Mentoringprogrammen versprechen
mit Blick auf die Ausbildungszufriedenheit gute Erfolge (vgl. Schmid & Haasen
2011).

Diese Handlungsempfehlungen und die damit verbundenen Investitionen in
eine attraktive Ausbildung scheinen für die Kleinst- und Kleinbetriebe durchaus
lohnenswert. Viele sind mit überschaubarem Ressourcenaufwand umsetzbar
und werden sich – in einem immer stärker wachsenden Wettbewerb um Nach-
wuchskräfte – auszahlen, denn eine hohe Ausbildungszufriedenheit erhöht
entscheidend die Chancen auf den Verbleib des eigenen Nachwuchses auch
über die berufliche Erstausbildung hinaus.
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Demografie, Fachkräftesicherung und Ausbildung
aus der Perspektive ostdeutscher Unternehmen –
Empirische Typisierung von Handlungskonzepten

Robert W. Jahn

Eine Folge der demografischen Entwicklungen ist, dass die Besetzungsproble-
me von Unternehmen ansteigen und die Fachkräftesicherung durch eigene
Ausbildung schwieriger wird. Der Beitrag skizziert zunächst die Ausgangsprob-
lematik und stellt dann eine Studie vor, in der explizit untersucht wurde, wie
ostdeutsche Betriebe auf diese Veränderungen reagieren. Nach der Darlegung
des methodischen Vorgehens werden zentrale Befunde diskutiert und betriebli-
che Reaktionsmöglichkeiten aufgezeigt. Die Befragung zeigt, dass die verän-
derte Marktlage wahrgenommen wird und zu Anpassungen der betrieblichen
Bildungsarbeit führt. Allerdings dominiert hierbei die Intensivierung von Marke-
tingmaßnahmen. Konzepte, die auf Öffnung und Verbesserungen der Ausbil-
dung zielen, sind weniger bedeutsam. Wenig überraschend lässt sich feststel-
len, dass vor allem kleine Betriebe Probleme haben, mit der veränderten
Situation proaktiv umzugehen.

1 Der ostdeutsche Ausbildungsmarkt zwischen
Versorgungs-, Passungs- und Besetzungsproblemen

Während in den vergangenen Jahren die Übergangsprobleme einer erhebli-
chen Zahl jugendlicher Schulabgänger/-innen sowie die präventiven und kurati-
ven Maßnahmen zur Bewältigung jener Probleme (insb. im Übergangssystem
bzw. in der Benachteiligtenförderung) diskutiert wurden, findet nunmehr eine
Akzentverschiebung in der wissenschaftlichen, politischen und öffentlichen
Diskussion hin zum demografisch bedingten Bewerber- und Fachkräftemangel
statt (vgl. Jahn & Brünner 2012). Wie Betriebe in Ostdeutschland mit dieser für
sie neuen Situation umgehen, soll Gegenstand des Beitrages sein. Es wird insb.
gezeigt, dass es sehr verschiedene Handlungsansätze gibt und unterschiedliche
Typen von Betrieben im Hinblick auf die Nutzung dieser Konzepte, die vor al-
lem mit der Unternehmensgröße korrespondieren.

Dass Betriebe mit dieser veränderten Situation am Ausbildungsmarkt zum Teil
überfordert sind, hat seine Ursache auch in den Entwicklungen der vergange-
nen 20 Jahre. Das Problem einer fragilen gesellschaftlichen und beruflichen In-
tegration wurde vor allem aus der Perspektive der Jugendlichen geführt, die je
nach Sichtweise benachteiligt sind oder werden. In diesem Kontext gerieten
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Mitte der 2000er Jahre auf der einen Seite die (schlechten) Chancen von Ju-
gendlichen auf eine Ausbildung im Dualen System aufgrund des (mangelnden)
Ausbildungsengagements, der (sinkenden) Ausbildungsbereitschaft und des
(selektiven) Ausbildungs- und Einstellungsverhalten der Betriebe – also das
Ausbildungsangebot der Wirtschaft in Relation zur Nachfrage – in den Vorder-
grund der Diskussion (vgl. Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010,
S. 101). Dies zeigt sich sowohl im wissenschaftlichen Diskurs als auch an den
politisch und interessenpolitisch geprägten Auseinandersetzungen rund um
Ausbildungsplatzabgabe und Ausbildungspakt (vgl. Jahn & Brünner 2012;
Eberhard 2006). Auf der anderen Seite wurde – je nach Lesart rechtfertigend
oder begründend – die Ausbildungsreife der Bewerber/-innen aufgrund von
Defiziten im Bereich des Leistungsvermögens, der Motivation, allgemeinbilden-
der Grundkenntnisse, des Sozialverhaltens u. v.m. als Folge des Versagens von
Schule und Familie kritisiert und als Erklärung für den problematischen Über-
gang angeführt. Innerhalb dieser Auseinandersetzung prägten zwei Lösungs-
muster die Debatte zur Ausbildungsmarktkrise: Einerseits sollte die Wirtschaft
mehr Ausbildungsplätze bereitstellen, andererseits sollten Schule und Über-
gangssystem mehr „ausbildungsreife“ und „richtig“ orientierte Bewerber/-in-
nen hervorbringen. Die Lösung der Ausbildungsmarktkrise – die auch als Legiti-
mationskrise des Dualen Systems verstanden wird (vgl. Eberhard 2012, S. 18) –
bestand dann darin, das ursprünglich als Provisorium gedachte System der Be-
ruflichen Integrationsförderung auszubauen.

In diesen Zeiten des Bewerberüberschusses bestanden hingegen für die Wirt-
schaft aus ökonomischer Perspektive kaum Anreize, Anstrengungen zur Lö-
sung des Problems zu unternehmen – obgleich zumindest die demografische
Entwicklung bereits absehbar war. Eine Notwendigkeit, Anforderungen an Be-
werber/-innen zu senken oder betriebliche Ausbildungsstrukturen derart zu
modifizieren, um auch Bewerber/-innen mit relativ schlechten Voraussetzungen
ausbilden zu können, bestand nicht. Eine Ausweitung des Lehrstellenangebots
über die eigenen Qualifikationsbedarfe hinaus erfolgte vermutlich nur dann,
wenn die Ressourcen der Unternehmen eine langfristige Strategie zuließen
und/oder die Ausbildungsbereitschaft nicht nur auf ökonomischer Rationalität
im engeren Sinne, sondern auch auf anderen Rationalitäten beruht, welche die
Legitimität des organisationalen Handelns in den Vordergrund rücken und u. a.
auf normativen (politischen oder sozialen) Druck reagieren (vgl. hierzu die Aus-
führungen zur neoinstitutionalistischen Organisationstheorie bei Walgenbach
& Meyer 2008).

Die Betriebe hatten folglich die Rolle des Gatekeepers der dualen Ausbildung
inne. Das heißt, sie entschieden über eine Ausbildung vor dem Hintergrund
ökonomischer Interessen. Dabei besteht das Problem, dass die betrieblichen
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Entscheidungen nicht den gesellschaftlich orientierten Interessen entsprechen
müssen und Angebot und Nachfrage an bzw. nach Ausbildung nicht de-
ckungsgleich sind (vgl. Arnold 1997). Das Ausbildungsangebot richtet sich –
regional-, branchen- und konjunkturabhängig – primär nach dem prognosti-
zierten zukünftigen Qualifikationsbedarf, die Nachfrage hingegen ist das Resul-
tat demografischer Entwicklungen und des systemisch, sozial und individuell
determinierten Bildungsverhaltens der Schulabgänger/-innen (vgl. Eberhard
2012, S. 18), welches sich bekanntermaßen auch verändert.

Ende der 2000er Jahre begann sich diese Situation, insbesondere aufgrund de-
mografischer Veränderungen auf der Nachfrageseite, zu drehen. Seit 2007
sinkt die Ausbildungsnachfrage bzw. die Zahl der Ausbildungsinteressierten
besonders stark in den neuen Ländern (–46 %, 2013/2007) (vgl. BIBB 2014,
S. 15). Einer der Hauptgründe dieser Entwicklung liegt im demografischen
Wandel (vgl. Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010; Euler 2010), der
insbesondere in Ostdeutschland – ausgelöst durch Geburtenrückgang und Ab-
wanderung nach der Wiedervereinigung – binnen weniger Jahre zu einer Hal-
bierung der Schulabgänger/-innen führte (vgl. BIBB 2014, S. 15). Während die
Zahlen im Osten nunmehr auf geringem Niveau stagnieren, setzt diese Ent-
wicklung in den westdeutschen Bundesländern allmählich ein, wenn auch
nicht in diesem Ausmaß (vgl. BIBB 2014, S. 76 ff.). Diese Entwicklungen führen
dazu, dass die Angebots-Nachfrage-Relation zugunsten der Bewerber/-innen
steigt (s. Abb. 1).

Abb. 1: Entwicklung der erweiterten Angebots-Nachfrage-Relation von 2007 bis 2015 [Quelle:
BIBB 2016, S. 14]
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Insgesamt erfolgt damit zunächst eine Verschiebung von Versorgungs- zu Be-
setzungsproblemen, da insbesondere die Anteile erfolgloser Unternehmen stei-
gen (vgl. Matthes et al. 2014, 5). Die Besetzungsprobleme haben jedoch we-
der generellen Charakter – d. h. sie entstehen in für die Jugendlichen weniger
attraktiven bzw. nachgefragten Ausbildungssegmenten (z. B. im Handwerk;
vgl. BIBB 2014) – noch lösen sich dadurch die Probleme originär benachteilig-
ter Jugendlicher im Übergangssystem. Da die Zahl der erfolglosen Bewer-
ber/-innen noch immer auf relativ hohem Niveau stagniert, bestehen auf dem
Lehrstellenmarkt erhebliche Passungsprobleme, die im Osten überproportional
deutlich angestiegen sind (s. Abb. 2).

Abb. 2: Regionale Unterschiede in den Anteilen erfolgloser Marktteilnahmen im Jahr 2013 bis
2015 [Quelle: BIBB 2016, S. 17]

Dies hängt erstens damit zusammen, dass nur ein Teil der Jugendlichen in der
Beruflichen Integrationsförderung als marktbenachteiligt deklariert werden
kann und nur dieser Teil von der demografischen Entwicklung – berufliche und
geographische Mobilität bzw. Flexibilität vorausgesetzt – profitiert. Die Proble-
me und Defizite der originären Zielgruppen der Benachteiligtenförderung
(Lernbeeinträchtigte und Sozialbenachteiligte) werden allein durch die demo-
grafische Entwicklung nicht verschwinden (vgl. Euler 2010, S. 4), da bei vielen
Hauptschülern „(…) die Belastungen im allgemeinen Lebensumfeld (soziale Ri-
siken wie etwa Familienprobleme, Wohnungsprobleme, jugendliche Delin-
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quenz), aber auch die Lern-, Motivations- und Verhaltensprobleme weiterhin
bestehen bleiben (…)“ (Grimm & Vock 2007, S. 38).

Zweitens haben Unternehmen Alternativen der Fachkräftebedarfsdeckung.
Hier sei beispielhaft genannt:

• auf der Ebene der Rekrutierung: Gewinnung von arbeitslosen, ausländi-
schen oder bislang nicht erwerbstätigen, nicht qualifizierten Arbeitskräf-
ten (z. B. mittels Zuwanderung von Fachkräften, die Externenprüfungen
oder das Anerkennungsgesetz);

• auf der Ebene der Qualifizierung: Betriebliche Bildungsarbeit und Weiter-
bildung der Stammbelegschaft;

• auf der Ebene der Arbeitsbedingungen: Steigerung der Attraktivität der
Unternehmen zur Mitarbeitergewinnung und -bindung im Zusammen-
hang mit mitarbeiterorientierten CSR-Aktivitäten;

• auf der Ebene der des Arbeitseinsatzes: Verlagerung von Arbeitsplätzen
ins Ausland, Anpassungen über die (Lebens-)Arbeitszeit (vgl. Euler 2010,
S. 4).

Drittens ist darauf hinzuweisen, dass allein aus dem demografisch bedingten
Rückgang potentieller Bewerber/-innen noch kein genereller Fachkräftemangel
abgeleitet werden kann, da es zur Prognose der künftigen Arbeitsmarktlage
auf das Verhältnis von Arbeitskräfteangebot und -nachfrage ankommt, und
zwar unter Berücksichtigung der verschiedenen regionalen, qualifikatorischen
und beruflichen Arbeitsmarktsegmente. So zeigt sich in Abb. 2, dass die Quo-
ten unbesetzter Stellen zwischen einzelnen Regionen erheblich variieren.

Zudem ist festzuhalten, dass auch in den Jahren des Bewerberüberschusses of-
fene Lehrstellen als Resultat von Matching-Problemen bestanden, was sich
nunmehr verschärft. Während Bellmann & Hartung (2005) noch einen Anteil
erfolgloser Betriebe von ca. 16 % (West) und 11 % (Ost) ausweist, zeigen
Troltsch et al. (2012), dass nunmehr jeder dritte Betrieb (34,8 %), der Lehrstel-
len offeriert, betroffen ist. Auch hier zeigen sich deutliche Unterschiede zwi-
schen Ost (47,8 %) und West (32,7 %). Zudem wird deutlich gemacht, dass a)
Betriebsgrößen, b) die Branchenzugehörigkeit und mithin berufliche und quali-
fikatorische Aspekte sowie c) die regionalen Kontext- und Strukturmerkmale
die Variabilität des Vakanzrisikos beeinflussen. Insbesondere Klein- und Mittel-
ständische Unternehmen (KMU) in Ostdeutschland sind gegenwärtig davon
betroffen. Betrachtet man die äquivalenten Entwicklungen auf dem Arbeits-
markt, so zeigt sich, dass viele Betriebe aufgrund eines Mangels an Fachkräften
mit wachsenden Besetzungsschwierigkeiten rechnen (vgl. Dietz et al. 2012,
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S. 52 f.; Troltsch et al. 2012, S. 8) und sich v. a. KMU mit den höchsten Anteilen
an schwer besetzbaren offenen Stellen konfrontiert sehen.

2 Betriebliche Reaktionen auf veränderte
Marktverhältnisse

Im Folgenden ist zu diskutieren, wie in den Unternehmen mit der veränderten
Situation umgegangen wird. Zunächst kann man festhalten, dass Unterneh-
men die skizzierten, veränderten Marktbedingungen wahrnehmen. Dies bele-
gen bspw. die Untersuchungen des IAB. Besonders häufig erwarten Betriebe
Schwierigkeiten, Fachkräfte auf dem externen Arbeitsmarkt zu bekommen (ca.
60 % der befragten Unternehmen). Mit Blick auf regionale Disparitäten wird
gerade für Ostdeutschland ein deutlicher Anstieg der erwarteten Personalpro-
bleme konstatiert. Die Autoren stellen ferner fest, dass die Unternehmensgröße
einen Einfluss auf die Problemlagen hat. Zwar antizipieren größere Unterneh-
men häufiger Fachkräfteengpässe (vgl. Dietz et al. 2012, S. 49 ff.), allerdings
scheinen sie darauf besser vorbereitet zu sein. Kleinstunternehmen haben
deutlich größere Probleme, Neueinstellungen zu realisieren und klein- und
mittlere Unternehmen (20 bis 49 Beschäftige) weisen die höchsten Anteile an
schwer besetzbaren offenen Stellen auf (vgl. Dietz et al. 2012, S. 102 f.). Gericke
et al. (2009) wiesen bereits 2009 auf diese Entwicklungen am Ausbildungs-
markt hin. 15 % der Betriebe sehen sich mit Besetzungsschwierigkeiten kon-
frontiert und begründen dies mit dem Mangel an geeigneten Bewerber/-innen
sowie der Attraktivität der angebotenen Plätze. Infolge des demografischen
Einbruchs gingen bei vielen Betrieben in den östlichen Bundesländern gar kei-
ne Bewerbungen ein (vgl. Gericke et al. 2009, S. 4).

Die jährliche Ausbildungsumfrage des DIHK zeigt vergleichbare Ergebnisse.
29 % der Unternehmen können ihre angebotenen Ausbildungsplätze nicht
komplett besetzen, sodass laut einer Studie, allein im IHK-Bereich 2013 rund
80.000 Ausbildungsplätze unbesetzt blieben (vgl. DIHK 2014, S. 8), was auf die
demografischen Entwicklungen sowie auf die mangelnde Ausbildungsreife zu-
rückgeführt wird. Zudem wird auch hier darauf hingewiesen, dass die kleinsten
Betriebe die größten Besetzungsprobleme haben und in der Folge häufig ihr
Ausbildungsengagement einstellen (müssen) (vgl. ebd., S. 9).

Die Betriebe sehen die Schuld bei den Jugendlichen und deren (mangelnder)
Eignung. Allerdings stellen Gericke et al. (2009) dar, dass betriebliche Voraus-
setzungen und Strategien das Vakanzrisiko beeinflussen. Ein kurzfristiges, we-
nig planvolles und relativ einseitiges Anwerbeverhalten der Betriebe steht in
engem Zusammenhang mit Vakanzen. Gerade kleine, ostdeutsche Handwerks-
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betriebe verfügen nur über begrenzte Marketing- und Selektionsstrategien und
haben große Besetzungsprobleme (vgl. Gericke et al. 2009, S. 9). Matthes et al.
(2014) fokussieren u. a. den Informationsmismatch am Ausbildungsmarkt, der
unmittelbar und mittelbar gelöst werden kann. Einen mittelbaren Ansatz sehen
sie bspw. darin, zusätzliche Ausbildungsplatznachfrage und zusätzliches Aus-
bildungsplatzangebot zu erschließen (vgl. Matthes et al. 2014, S. 5–11). Um
Ausbildungskapazitäten auszulasten und neue Bewerbergruppen zu erschlie-
ßen, müssen Betriebe ihre Rekrutierungsstrategien verbessern, z. B. durch Wer-
bekampagnen für Berufe, Unterstützung bei Auswahlverfahren oder Koopera-
tion zwischen Schule und Wirtschaft (Messen, Börsen, Betriebspraktika, etc.)
(vgl. Gericke et al. 2009, S. 9). Daneben sollte die attraktivere Gestaltung von
Berufsinhalten und Verdienstmöglichkeiten von institutioneller und betriebli-
cher Seite angegangen werden und Entwicklungsmöglichkeiten über die Aus-
bildung hinaus geboten werden (vgl. Eberhard et al. 2009; Gericke et al. 2009).
Die Ausbildungsumfrage des DIHK (2014) zeigt, dass über die Hälfte der Be-
triebe aufgrund der demografischen Entwicklungen Handlungsbedarf bei der
Rekrutierung von Fachkräften sieht. In den östlichen Bundesländern besteht
nochmals höherer Handlungsdruck (67 %). Insbesondere steigt die Bereitschaft
der Betriebe, Praktika anzubieten und sich in Kooperation mit Schulen an Be-
rufsorientierungsmaßnahmen zu beteiligen, um frühzeitig geeignete Bewerber
zu identifizieren und zu binden sowie die Orientierung der Jugendlichen zu
verbessern (vgl. DIHK 2014, S. 13 ff.).

Damit liegt ein Fokus auf Informations- resp. Marketingstrategien, jedoch ist
darauf hinzuweisen, dass es – um neue („benachteiligte“) Bewerbergruppen
zu erschließen – wichtig sein wird, über entsprechende pädagogische Unter-
stützungsangebote und attraktive Ausbildungskonzepte – auch in Kooperation
mit Trägern – den Ausbildungserfolg und Verbleib sicherzustellen. Angesichts
der hohen Vertragslösungsquoten (24,6 % in 2014) (vgl. BIBB 2016, S. 183 ff.)
sind Ansätze zur Prävention und Intervention bei Vertragslösungen letztlich ein
Instrument zur Vermeidung von Fehlinvestitionen und Kosten sowie zur Ver-
meidung unbesetzter Ausbildungsstellen (vgl. Wenzelmann et al. 2009; Uhly
2012). Die Ursachen für vorzeitige Vertragslösungen sind vielfältig. Auszubil-
dende nennen relativ stabil Konflikte mit Ausbildern/-innen und Vorgesetzten,
eine mangelnde Ausbildungsqualität und ungünstige Arbeitsbedingungen –
seltener falsche Vorstellungen vom Beruf als Abbruchsgründe. Betriebe sehen
die Ursachen in der unzureichenden Eignung, Orientierung und Motivation der
Auszubildenden (vgl. BIBB 2014, S. 184).

Aus betrieblicher Perspektive sind folglich nicht nur Marketing- und Selektions-
strategien wichtig, vielmehr müssen Ausbildungsprozesse und -qualität und
mithin auch die Professionalität des betrieblichen Bildungspersonals kritisch
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hinterfragt werden, um mühevoll gewonnene oder leistungsschwächere Aus-
zubildende zu halten und zum erfolgreichen Abschluss zu führen. Die sinken-
den Bewerberzahlen führen schließlich laut DIHK (2014) dazu, dass Betriebe
zunehmend Leistungsschwächere einstellen und unterstützen müssen. Zwei
Drittel der Ausbildungsbetriebe geben an, grundsätzlich Möglichkeiten in den
Blick zu nehmen, Lernschwächere zu fördern. Ein Drittel bietet Nachhilfeange-
bote im Betrieb, ein Viertel nutzt ausbildungsbegleitende Hilfen (vgl. DIHK
2014, S. 28). Da gerade bei Jugendlichen mit und ohne Hauptschulabschluss
die Gefahr von Abbrüchen steigt, müssen die Betriebe hier besonders aktiv
werden, wobei deutlich gemacht werden muss, dass es keine monokausalen
Zusammenhänge gibt: „Jugendliche mit Hauptschulabschluss findet man eher
in Berufen mit instabileren Ausbildungsverhältnissen, außerdem weniger wahr-
scheinlich in ihrem Wunschberuf, was auch zu einem höheren Lösungsrisiko
führt. Im Handwerk findet man zum einen deutlich höhere Anteile an Auszu-
bildenden mit geringeren Schulabschlüssen als im Bereich Industrie und Han-
del; zudem liegen hier eher kleinbetriebliche Strukturen vor. Beides erhöht das
Lösungsrisiko“ (BIBB 2016, S. 184). Dass die Motivation der Betriebe im Hin-
blick für die Abbruchswahrscheinlichkeit wichtig ist, zeigt Christ (2013). Er
macht deutlich, dass das Lösungsrisiko von der betrieblichen Ausbildungsmoti-
vation abhängt, d. h. investitionsorientierte Betriebe (mit Fokus auf Fachkräfte-
sicherung) haben weniger mit vorzeitigen Vertragslösungen zu kämpfen, als
Unternehmen, die eher an der produktiven Leistung der Auszubildenden wäh-
rend der Ausbildung Interesse haben (vgl. Christ 2013).

Ebbinghaus (2010) beschreibt unterschiedliche Rekrutierungsstrategien zur Be-
setzung von Ausbildungsstellen. Sie identifiziert vier Strategiecluster von schmal
und kaum tatkräftig bis breit und hochintensiv. Unternehmen mit offensiv
engagierten Strategien stellen insgesamt das kleinste Cluster. So nutzen gerade
Betriebe, die bereits mit Besetzungsproblemen konfrontiert sind, breitere, in-
tensivierte Strategien (vgl. Ebbinghaus 2010, S. 39), sodass erst durch eine sich
verschärfende Wettbewerbssituation ein optionsreicheres Handeln einsetzt.
Auffällig ist zudem, dass Großunternehmen deutlich stärker auf vielfältigere
und offensivere Rekrutierungswege zurückgreifen können (vgl. Ebbinghaus
2010, S. 37). Ebenso argumentieren Dietz et al. (2012), dass sich insbesondere
bei Kleinstbetrieben Neueinstellungen zunehmend schwierig gestalteten. Einer-
seits berichten kleine Unternehmen von niedrigen Bewerberzahlen und damit
geringen Auswahlmöglichkeiten. Andererseits besteht insbesondere für diese
Betriebe das Problem, dass sie auf eine passgenaue Besetzung offener Stellen
angewiesen sind und mangelnde Qualifikationen der Bewerber/-innen allein
kaum kompensieren können (vgl. Dietz et al. 2012, S. 91).
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3 Fragestellung und Aufbau der Untersuchung

Vor diesem Hintergrund beschäftigte sich eine Studie von Diettrich & Jahn
(vgl. Diettrich et al. 2014; Jahn & Diettrich 2015) mit den Auswirkungen des
demografischen Wandels auf das betriebliche Ausbildungsverhalten und die
Strategien zur Fachkräftesicherung kleiner und mittlerer Unternehmen in Ost-
deutschland. Primär ging es um die Frage, wie Betriebe diese veränderte Situa-
tion wahrnehmen und vor allem, wie sie darauf reagieren. Fokussiert wurde
u. a. auf die Frage, welche Veränderungen im Hinblick auf Bewerbermarketing
und -auswahl festgestellt werden können. Die Fallbeispiele wurden u. a. da-
nach untersucht, unter welchen Bedingungen die betriebliche Ausbildung (Or-
ganisation, Qualität, Individualisierung, Qualifikation des Bildungspersonals
etc.) modifiziert wird, um z. B. auch auf dem Markt verfügbare (vermeintlich)
schlechter qualifizierte Bewerber/-innen auszubilden.

Die Studie betrachtet KMU in Ostdeutschland und geht regional-vergleichend
(Thüringen/Mecklenburg-Vorpommern) vor, differenziert aber auch zwischen
Branchen, Betriebsgrößen und regionalem Umfeld. Die Untersuchung ist zwei-
stufig angelegt. Befragt wurden Betriebsinhaber/-innen, Geschäftsführer/-in-
nen bzw. Personalverantwortliche von Unternehmen, die in den vergangenen
Jahren ausgebildet haben. In einem ersten Schritt wurden 31 problemzentrier-
te Interviews geführt und entlang eines deduktiv-induktiv konzipierten Katego-
riensystems ausgewertet. In einem zweiten Schritt wurde eine schriftliche
quantitative Befragung durchgeführt, an der sich 327 Unternehmen beteiligt
haben.

Im Weiteren sollen die bisherigen Ergebnisse kurz diskutiert werden. Im An-
schluss wird eine weiterführende Analyse vorgestellt, die eine Typisierung der
Unternehmen auf Basis clusteranalytischer Verfahren ermöglicht, da sich in den
ersten Auswertungen herausgestellt hat, dass man sehr verschiedene Unter-
nehmen und Handlungsstrategien vorfindet.

4 Ergebnisse

4.1 Wahrnehmung des demografischen Wandels

Eine große Zahl der qualitativ befragten Unternehmen sieht deutliche Verände-
rungen auf dem Ausbildungsmarkt und führt diese u. a. auf den anhaltenden
demografischen Wandel zurück. Am stärksten vom Bewerberrückgang betrof-
fen sind kleine Gastronomie-, Handels- und Handwerksunternehmen und Pfle-
gedienstleister. Bei den kleinen Unternehmen ist die Situation bereits so weit
fortgeschritten, dass beinahe gar keine Bewerbungen mehr eingehen (vgl.
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Diettrich et al. 2014, S. 32 f.). Auch die Fragebogenerhebung zeigt, dass Beset-
zungsprobleme von der überwiegenden Zahl der Unternehmen wahrgenom-
men bzw. antizipiert werden. Während sich 55 % bis 60 % der Unternehmen
in der jüngeren Vergangenheit oder aktuell mit Besetzungsschwierigkeiten
konfrontiert sehen, rechnen über 80 % mittel- und langfristig mit Problemen,
offene Lehrstellen zu besetzen (vgl. Jahn/Diettrich 2015, S. 104 ff.).

Die Unternehmen beschreiben aber nicht nur einen massiven Bewerberrück-
gang, sondern auch einen Rückgang an qualitativ guten Bewerbern/-innen.
Besonders häufig werden mangelnde berufliche Orientierung und Information,
mangelnde Noten, mangelnde Motivation oder Verhaltensdefizite thematisiert
(vgl. Diettrich et al. 2014, S. 32 f.). In Summe werden die Ursachen für Beset-
zungsprobleme primär in strukturellen (demografischen), regionalen und
branchenbezogenen Rahmenbedingungen sowie – unter dem Stichwort
„mangelnder Ausbildungsreife“ – in den unzureichenden Voraussetzungen der
Bewerber/-innen gesehen. Unternehmensbezogene Ursachen spielen hingegen
kaum eine Rolle zur Erklärung des Bewerberrückgangs (vgl. Jahn/Diettrich
2015, S. 106).

4.2 Betriebliche Handlungsfelder im Umgang mit
Besetzungsschwierigkeiten

Im Weiteren wurde die Nutzung verschiedener Handlungsstrategien im Um-
gang mit dieser Situation erfragt. Auf der Basis der Interviewergebnisse kön-
nen differenzierte Ansätze zur Veränderung der Ausbildungsstrategien identifi-
ziert werden. Diese lassen sich zu vier Handlungsfeldern verdichten und stehen
im Zusammenhang mit Grundsatzentscheidungen der betrieblichen Bildungsar-
beit (s. Abb. 3).

Wie bereits thematisiert wurde, setzen Betriebe weiterhin – unter Umständen
sogar verstärkt – auf eigene Ausbildung (vgl. Troltsch et al. 2012, S. 8). Ein ers-
tes Strategiebündel fasst Ansätze zusammen, die dazu dienen, sich einen aus-
reichend großen Pool an (geeigneten) Bewerbern zu sichern sowie die Passung
zwischen den Anforderungen der Stellen und den Voraussetzungen der Bewer-
ber/-innen zu optimieren. Hierzu zählen bspw. Strategien wie die Intensivie-
rung der Kooperation mit Schulen in der beruflichen Orientierung und der Be-
such von Ausbildungs- und Berufsmessen. Die Unternehmen sehen sich aber
auch dazu „gezwungen“, Anforderungen an die Bewerber/-innen herabzuset-
zen. Handlungskonzepte der Modifikation von Marketing und Selektion
waren die am häufigsten anzutreffenden Vorgehensweisen im Umgang mit
dem demografischen Wandel und der damit verbundenen Verknappung von
Bewerbern/-innen. Der Großteil der Unternehmen setzt zunächst auf Maßnah-
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men des Ausbildungsmarketings (auch zunehmend unter Einbezug sozialer
Netzwerke) und die Optimierung ihrer Einstellungsverfahren. Auch zusätzliche
Anreize für leistungsstarke Jugendliche (z. B. auch Studienabbrecher/-innen)
spielen eine Rolle, um sich im stärker werdenden Wettbewerb um diese Ziel-
gruppe zu behaupten. Eine Steigerung der betrieblichen Ausbildungsvergütun-
gen ist weniger verbreitet (vgl. Jahn & Diettrich 2015, S. 109).

In Bezug auf dieses Handlungsfeld konnte man bereits in der qualitativen Be-
fragung feststellen, dass sich zwei Typen von Unternehmen unterscheiden las-
sen. Aktive Unternehmen gehen gezielt auf potentielle Bewerber/-innen zu.
Passive Unternehmen beschränken sich hingegen auf Stellenanzeigen und war-
ten auf Bewerbungen, wie das folgende Zitat aus einem Interview illustriert:
„Und mehr kann man dann wirklich auch nicht machen, [...] wir hängen das
hier aus, also hier im Laden, wo wirklich die Leute ständig da sind und vorbei
laufen“ (Diettrich et al. 2014, S. 33). Auffällig ist, dass die Zahl der Rekrutie-
rungskanäle und die Bereitschaft, proaktiv auf potentielle Auszubildende zuzu-
gehen, bei größeren Unternehmen höher ist (vgl. Diettrich et al. 2014, S. 33).

Daneben können Maßnahmen auf der Ebene der Modifikation betrieblicher
Ausbildungsstrukturen identifiziert werden. Da häufiger Anforderungen an
Bewerber/-innen gesenkt werden, kommt es bei gleichbleibenden Anforderun-
gen öfter zu Problemen mit den Leistungen der Auszubildenden. Unternehmen
sind in hohem Maße bereit innerbetriebliche Fördermaßnahmen anzubieten,

Abb. 3: Handlungsfelder im Überblick [Quelle: Diettrich et al. 2014, S. 33]
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insb. für Jugendliche mit Lernschwierigkeiten. Die Modifikation der betriebli-
chen Ausbildung erfolgt überwiegend in Form des Ausbaus von Nachhilfean-
geboten für leistungsschwache Auszubildende. Allerdings versuchen die Betrie-
be teilweise auch generell ihre Ausbildungsstrukturen zu verbessern, bspw. um
Ausbildungsabbrüche zu reduzieren. Vor diesem Hintergrund sind sie auch
bereit, in die Qualifizierung des betrieblichen Bildungspersonals zu investieren.
Eine generelle Intensivierung individueller Betreuung und Förderungen von
Auszubildenden erfolgt z. B. in Form von Weiterbildungskursen und Zusatzqua-
lifikationen, auch um leistungsstarke Jugendliche zu binden. Auch hier zeigt
sich aber, dass insb. die größeren Unternehmen eine höhere Bereitschaft zei-
gen, die Ausbildungsstrukturen zu verbessern (vgl. Diettrich et al. 2014, S. 34;
Jahn & Diettrich 2015, S. 110).

Ein weiteres Bündel von Maßnahmen stellen Veränderungen kooperativer
Ausbildungsstrukturen dar. Dahinter steht die Frage, ob und wie Unterneh-
men eine Kooperation mit anderen Partnern eingehen, insbesondere um ihre
Ausbildungsstrukturen zu verbessern oder aufrechtzuerhalten. In der qualitati-
ven Untersuchung zeigte sich, dass solche Maßnahmen in nur geringem Maße
und nur vereinzelt umgesetzt resp. intensiviert werden. Dabei beschreiben die
Befragten bspw. Formen der Verbundausbildung, Kooperationen mit Bildungs-
trägern in der Benachteiligtenförderung oder Weiterbildung und Zusatzqualifi-
kationen der Kammern (vgl. Diettrich et al. 2014, S. 34). Die schriftliche Befra-
gung zeigt zudem, dass relativ viele Unternehmen die Zusammenarbeit mit der
Berufsschule intensivieren bzw. Bildungsdienstleister in ihre Ausbildungsprozes-
se einbeziehen, um bspw. Kontakte (z. B. über Praktika) zu potenziellen Bewer-
bern/-innen zu finden oder Abbruchrisiken zu mindern (vgl. Jahn & Diettrich
2015, S. 111). Die Kooperation mit anderen Unternehmen wird seltener prakti-
ziert. Die Unternehmen sehen sich im Wettbewerb um (leistungsstarke) Ju-
gendliche scheinbar eher als Konkurrenten, sodass die Chancen kooperativer
Lösungen (z. B. in Form einer Verbundausbildung) vielfach ungenutzt bleiben.

Ein Rückzug aus der Ausbildung kommt nur für wenige Unternehmen über-
haupt in Betracht – und wenn dann aufgrund eines massiven Bewerber/-innen-
rückgangs. Vielmehr scheinen die Unternehmen ihre Ausbildungsanstrengun-
gen intensivieren zu wollen. Zugleich suchen sie nach Alternativen zur
Fachkräftesicherung. Der Fachkräftebedarf soll dann über den Arbeitsmarkt
durch das Anwerben ausgebildeter Fachkräfte gedeckt werden. Drei von vier
Unternehmen setzen auf eine solche Strategie, die jedoch problematisch er-
scheint und in Summe keine Verbesserungen am regionalen Ausbildungsmarkt
erwarten lässt. Zudem werden Ungelernte und Absolventen anderer (schuli-
scher oder akademischer) Bildungsgänge oder Studienabbrecher/-innen als
potenzielle Mitarbeiter/-innen in den Blick genommen (vgl. hierzu auch Jahn
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2014). Dies ermöglicht zwar eine Externalisierung der betrieblichen Humanka-
pitalinvestitionen, führt aber dazu, dass betriebsunspezifische Qualifikationen
auf die entsprechenden Anforderungen hin angepasst werden müssen (vgl.
Jahn & Diettrich 2015, S. 108 f.). Zudem dürfte der Wettbewerb um qualifizier-
te Fachkräfte („war for talents“) ebenso Anstrengungen auf betrieblicher Seite
erfordern. Damit gewinnen Themen der Mitarbeiter/-innenbindung und des
„employer branding“ an Bedeutung.

4.3 Aktive und passive Unternehmen – Ein Typisierungsvorschlag

Die Befunde der ersten Analysen legen den Schluss nahe, dass es Regelhaftig-
keiten im Umgang mit Besetzungsschwierigkeiten gibt, die mit der Unterneh-
mensgröße und den damit verbundenen Ressourcenvorteilen korrespondieren.
Um Strategien über die Handlungsfelder hinweg auf Fallebene zu typisieren,
also Gruppen zu identifizieren, wurde auf Verfahren der hierarchischen Cluster-
analyse zurückgegriffen. Die Auswertung legt eine Drei- bis Sechs-Clusterlö-
sung nahe. Aufgrund nachfolgend angestellter Plausibilitätsüberlegungen wur-
de die Sechs-Clusterlösung als final gewählt, wobei deutlich wird, dass die
Unterschiede von der Drei- zur Sechs-Clusterlösung allein auf der schrittweisen
Ausdifferenzierung des jeweils letzten Clusters beruhen. Ein Mittelwertver-
gleich zeigt dann, inwieweit sich die Gruppen hinsichtlich der clusterbeschrei-
benden Variablen signifikant voneinander unterscheiden (s. Tab. 1).

Tab. 1: Ergebnisse der Clusteranalyse
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Die mit Hilfe der Clusteranalyse identifizierten Handlungstypen können wie
folgt näher beschrieben werden.

• Aktiv-aufgeschlossene Betriebe (Cluster 1; n = 64) sind dadurch gekenn-
zeichnet, dass sie an der dualen Ausbildung festhalten wollen und deshalb
einerseits überdurchschnittlich Marketing- und Rekrutierungsstrategien
nutzen, andererseits aber auch bereit sind, Anforderungen zu senken und
gleichzeitig kooperative und betriebliche Ausbildungsstrukturen an hete-
rogener werdende Bewerbergruppen anzupassen.

• Konservativ-betriebsorientierte Betriebe (Cluster 2; n = 44) wollen eben-
falls an der dualen Ausbildung als Rekrutierungsstrategie festhalten. Sie
nutzen ebenfalls überdurchschnittlich Marketing- und Rekrutierungsstra-
tegien. Allerdings halten sie an ihren Anforderungen fest und nutzen kei-
ne externen Unterstützungsangebote.

• Wenig aktive (3. Cluster der 3-Clusterlösung) (n = 106) zerfallen schritt-
weise über die einzelnen Clusterlösungen hinweg in vier Subtypen.

• Der inkonsequente Handlungstyp (Custer 3; n = 34) ist durch die Bereit-
schaft gekennzeichnet, an dualer Ausbildung festzuhalten und Anforde-
rungen an die Bewerber zu senken. Man unternimmt etwas im Bereich
der Marketing- und Rekrutierungsstrategien sowie im Bereich der Qualifi-
zierung des Bildungspersonals, um ggf. auf leistungsschwächere Jugend-
liche vorzubereiten. Alles in allem werden Strategien aber sehr inkonse-
quent genutzt. Man öffnet sich schwächeren Bewerbergruppen ohne die
Ausbildungsstrukturen konsequent weiterzuentwickeln.

• Ein weiterer Teil der Fälle lässt sich zu einem Typus der Inaktiven (Cluster 4;
n = 21) bündeln. Mit Ausnahme der allenfalls rudimentären Nutzung von
Marketing- und Rekrutierungsstrategien sind diese passiv-inaktiv.

• Wenig aktive Betriebe (Cluster 5; n = 25) senken unter keinen Umständen
die Anforderungen. Sie versuchen am stärksten durch Kooperationen ex-
terne Unterstützungsangebote zu nutzen. Sie setzen im Kontrast zu den
Aktiv-aufgeschlossenen (Cluster 1) und den Konservativ-betriebsorientier-
ten (Cluster 2) deutlich weniger auf Veränderungen in der eigenen Aus-
bildung und zeigen wenig Eigenaktivität.

• Die Gruppe der Aussteiger (Cluster 6; n = 26) ist die einzige, die klare
Ausstiegsüberlegungen anstellt. Man hat durchaus probiert, insb. durch
innerbetriebliche Fördermaßnahmen, die Situation positiv zu gestalten,
sieht sich aber gezwungen das Ausbildungsengagement mindestens zu
reduzieren.
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Abschließend ist zu prüfen, welche weiteren Faktoren die Unternehmenstypen
beeinflussen. Mittels ANOVA wurden die Mittelwertunterschiede zwischen den
Typen überprüft (s. Tab. 2). Keinen Einfluss hat hier die untersuchte Region.
Hinsichtlich der Besetzungsprobleme zeigt sich, dass die Aktiv-aufgeschlosse-
nen, die Inkonsequenten und die Aussteiger stärker vom Bewerberrückgang
betroffen sind, Besetzungsschwierigkeiten stärker antizipieren und diese auch
stärker strukturellen Ursachen (Demografie) zuschreiben.

Die beiden aktiven Typen („Aktiv-aufgeschlossene“ und „Konservativ-betriebs-
orientierte“ Betriebe) sind in stärkerem Maße von einem investitionsorientieren
Ausbildungsmotiv (Sicherung des Fachkräftebedarfs) geprägt.

Zudem zeigt sich, dass die Unternehmensgröße einen wichtigen Einfluss hat.
Die Aktiv-aufgeschlossenen und Konservativ-betriebsorientierten Betriebe sind
die tendenziell größeren Unternehmen der Stichprobe, die Aussteiger und In-
aktiven die tendenziell kleineren.

Tab. 2: Unterschiede zwischen den Typen (Motive, Besetzungsprobleme, Betriebsgröße)

5 Fazit: Demografie trifft vor allem die Kleinen

Die Analysen legen nahe, dass gerade KMU im Vergleich zu Großunternehmen
besonders von den Auswirkungen des demografischen Wandels betroffen sind
und insb. die Kleinen und Kleinstbetriebe bislang nur in geringem Maße und
Umfang Handlungsstrategien entwickelt haben, um die veränderte Situation
am Ausbildungsmarkt proaktiv zu bewältigen. Allein die Größe erklärt die Un-
terschiede aber nicht.

Die Herausforderung für die Unternehmen besteht darin, die betriebliche Bil-
dungsarbeit im Spannungsfeld von ökonomischen und pädagogischen Prinzi-
pien (vgl. Arnold 1997, S. 21 ff.) neu zu konfigurieren, um letzten Endes ihren
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Qualifikationsbedarf zu decken. Betriebliche Bildungsarbeit, die sowohl Anpas-
sungs- als auch Gestaltungsfunktionen hat, ist jedoch nur im Zusammenspiel
von Organisations- und Personalentwicklung zu analysieren. Als strategiege-
staltendes Element der Unternehmensführung hat betriebliche Bildungsarbeit
nicht nur reaktive, sondern antizipierende Funktionen (vgl. Arnold 1997,
S. 61 ff.).

Vor diesem Hintergrund besteht ein erster Unterschied zwischen großen und
kleinen Betrieben in der Verfügbarkeit von materiellen und personellen Res-
sourcen um antizipierende, langfristige Strategien der betrieblichen Bildungsar-
beit zu implementieren resp. vorzuhalten. Daher ist bei kleineren Betrieben
eher mit reaktiven Strategien zu rechnen – wie die Analysen zeigen. Auch Ge-
ricke et al. (2009) beschreibt, dass Ursachen für unbesetzte Ausbildungsstellen
in den Bereitschaften und Möglichkeiten von Unternehmen zu suchen sind,
langfristige Strategien zu verfolgen. „Ein kurzfristiges, wenig planvolles und
relativ einseitiges Anwerbeverhalten der Betriebe steht in signifikantem Zusam-
menhang mit unbesetzten Stellen, was auch im Hinblick auf die Situation ost-
deutscher Handwerksbetriebe bereits festgestellt werden konnte“ (Gericke et al.
2009, S. 9).

Ein weiterer Unterschied lässt sich am Institutionalisierungsgrad der betriebli-
chen Bildungsarbeit ausmachen, der als Indikator für den innerbetrieblichen
Stellenwert gilt. Während in KMU eher eine personengebundene Institutionali-
sierung (Professionalisierung) stattfindet, werden Großunternehmen in der La-
ge sein, eigene Abteilungen aufzubauen oder diese sogar als Bildungswerke
oder Profit-Center auszulagern (vgl. Pawlowsky & Bäumer 1996, S. 69 ff.). Da-
mit haben Großunternehmen sowohl im Hinblick auf die personelle, didak-
tisch-methodische, raum-zeitliche und organisatorische Ausgestaltung der Aus-
bildung als auch im Hinblick auf die der Ausbildung vor- und nachgelagerten
Akquisitions-, Selektions- und Bindungsprozesse Vorteile.

Größere Unternehmen können dann auch höhere Qualität der Ausbildung bie-
ten bzw. signalisieren und Auszubildenden gute berufliche Perspektiven er-
möglichen, was ihre Attraktivität bei jugendlichen Lehrstellenbewerbern/-innen
steigert (vgl. BIBB 2010, S. 220). Dies ist zum Teil auf ihr positives Arbeitgeber-
image und auf ihre flankierenden employer-branding-Aktivitäten sowie ihre
allgemein höhere Sichtbarkeit zurückzuführen. Sie können dadurch auch wei-
terhin aus einem quantitativ und qualitativ guten Bewerberpool geeignete
Bewerber/-innen selektieren, die sich aufgrund der Imagevorteile, der antizi-
pierten hohen Ausbildungsqualität, dem guten Arbeitsklima und den Entwick-
lungsperspektiven für diese Unternehmen entscheiden (vgl. Lewandowski &
Liebig 2004, S. 25). Lewandowski & Liebig (2004) machen aber deutlich, dass
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es nicht die Größe per se ist, sondern es auf eine Mischung aus tätigkeits-, un-
ternehmenskultur- und entwicklungsbezogenen (Feedback, Förderprogramme,
Aufstiegschancen, Weiterbildungsmöglichkeiten etc.) Faktoren ankommt, die
Großunternehmen aufgrund ihrer Ressourcenvorteile eher, systematischer und
sichtbarer bereitstellen können.

Insofern ist zu konstatieren, dass kleine Unternehmen bei der Besetzung von
Lehrstellen gegenüber Großunternehmen teilweise „benachteiligt“ sind, wobei
die Branchenzugehörigkeit sowie die demografische und konjunkturelle Lage
auf den regionalen Arbeits- und Lehrstellenmärkten die Problemlage beeinflus-
sen (vgl. Troltsch et al. 2012). Allerdings ist nicht die Unternehmensgröße an
sich das entscheidende Kriterium, sondern die Bereitschaft und Möglichkeit die
betriebliche Bildungsarbeit im Kontext der eigenen Personal- und Organisati-
onsentwicklung zu systematisieren und zu professionalisieren. Zum anderen
wird deutlich, dass die betrieblichen Handlungskonzepte vorrangig auf Marke-
ting-, Kommunikations-, Image- und auf Auswahlaktivitäten an der ersten
Schwelle abzielen. Struktur- und personenbezogene Entwicklungsmaßnahmen,
die Ausbildungserfolg und -qualität sowie Bindung über die zweite Schwelle
hinweg erhöhen können, werden weit weniger genutzt. Dabei scheint aber
erst die Mischung Erfolg zu versprechen.

Die Besetzungsschwierigkeiten, die durch die demografischen Entwicklungen
nicht nur in den ostdeutschen Bundesländern zunehmen werden, sind also
weder ein Problem bestimmter Regionen, Branchen oder Wirtschaftsbereiche,
noch allein ein Problem der kleinen und Kleinstbetriebe. Allerdings treffen die
Entwicklungen kleinbetrieblich strukturierte Regionen und Branchen in beson-
derem Maße und es scheint bedeutsam, diese darin zu unterstützen, aktiver als
bisher die betriebliche Bildungsarbeit neu zu konfigurieren. Gute Ausbildung,
gutes Image, gutes Arbeitsklima und gute Entwicklungsperspektiven für Ju-
gendliche in der Region sind Angebote, die auch Kleinbetriebe (sichtbar) anbie-
ten können. Kooperationen zwischen Betrieben (Verbundmodelle), mit allge-
mein- und berufsbildenden Schulen sowie mit Bildungsdienstleistern sind
weitere wichtige Aspekte. Entscheidend dürften aber auch geeignete Bera-
tungsformen und -angebote sein, die u. a. von den Kammern bereitzustellen
wären und die kleine Unternehmen darin unterstützen, die betriebliche Bil-
dungsarbeit zu professionalisieren. Vielleicht kann man das Problem aber auch
dem freien Spiel der Märkte überlassen. Die Wirkungen auf ländlich geprägte
oder strukturschwache Regionen im Osten, aber auch im Westen der Republik
sind dann aber kaum vorhersehbar.
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Verkürzung von Ausbildungszeiten durch
Transparenz und Durchlässigkeit. Möglichkeiten
der Anerkennung und/oder Anrechnung bereits
erworbener, nachgewiesener und dokumentierter
(beruflicher) Leistungen

Christian Steib

Abstract

Die tatsächliche Anerkennung und/oder Anrechnung bereits erworbener, nach-
gewiesener und dokumentierter (beruflicher) Leistungen junger Menschen
stellt in dem Sub-Bereich Berufsausbildung im Speziellen und in dem Bereich
Berufsbildung im Allgemeinen der BRD – historisch und systemisch begründet –
bislang einen sehr seltenen Sachverhalt dar, obgleich dafür bereits die notwendi-
gen rechtlichen Grundlagen bestehen und oftmals die erforderlichen individuel-
len Voraussetzungen gegeben sind. Angesichts der gegenwärtigen gesellschaft-
lichen Veränderungen sowie dem damit verbundenen strukturellen Wandel auf
dem nationalen Ausbildungsmarkt wird es jedoch zunehmend wichtig, die be-
stehenden Möglichkeiten der Anerkennung und/oder Anrechnung zu nutzen,
um auch zukünftig ausreichend viele junge Menschen für die betriebliche Be-
rufsausbildung zu gewinnen und diese möglichst rasch beruflich zu qualifizie-
ren. Der nachfolgende Beitrag möchte über diese bestehenden Möglichkeiten
aufklären.

1 Einleitung

Im internationalen Dialog genießen der Sub-Bereich Berufsausbildung im Spe-
ziellen und der Bereich Berufsbildung im Allgemeinen der Bundesrepublik
Deutschland ein hervorragendes Ansehen (vgl. Friese 2011, S. 3), welches maß-
geblich auf den ausgezeichneten Leistungen der alternierend in einem Ausbil-
dungsbetrieb und einer Berufsschule durchgeführten Berufsausbildung im
Dualen System der Berufsausbildung beruht (vgl. Hippach-Schneider, Krause &
Woll 2007, S. 25 f.). So erzieht diese einerseits die jungen Menschen der nach-
wachsenden Generation(-en) zu ausgebildeten Fachkräften, welche dazu bei-
tragen, die außerordentliche Stellung der deutschen Wirtschaft im internatio-
nalen Wettbewerb zu sichern, bildet diese andererseits die jungen Menschen
der nachwachsenden Generation(-en) zu mündigen Bürgern/-innen, welche
dazu beitragen, die freiheitliche Ordnung der deutschen Gesellschaft zu schüt-
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zen. Folglich stellte das Konsortium Bildungsberichterstattung (vgl. 2006, S. 79)
im Jahre 2006 im ersten Bildungsbericht für die Bundesrepublik Deutschland
fest, dass die Berufsausbildung im Dualen System der Berufsausbildung von
„fundamentaler (…) Bedeutung“ (Konsortium Bildungsberichterstattung 2006,
S. 79) für den wirtschaftlichen Erfolg und den gesellschaftlichen Erhalt der Bun-
desrepublik Deutschland ist.

In der Analyse der aktuellen Gegebenheiten auf dem nationalen Ausbildungs-
markt können und müssen für die Bundesrepublik Deutschland allerdings – im
Angesicht der einschneidenden gegenwärtigen und zukünftigen Herausforde-
rungen: (i) anhaltender demografischer Wandel der deutschen Gesellschaft
(zunehmende Alterung der Erwerbsbevölkerung) sowie (ii) verändertes Bil-
dungsverhalten der jungen Menschen (steigende Quote der Hochschulanfän-
ger) – mehrere schwerwiegende Fehlentwicklungen für die Berufsausbildung
im Dualen System der Berufsausbildung festgestellt werden:

(1) Nach der vorläufigen Ermittlung des Statistischen Bundesamtes (vgl. De-
statis 2017, S. 2) wurden im Berichtsjahr 2016 (01.10.2015–30.09.2016)
in den neuen Bundesländern (im Vergleich: in den alten Bundesländern)
der Bundesrepublik Deutschland ca. 71.800 (ca. 439.100) betriebliche
und außerbetriebliche Berufsausbildungsverträge im Dualen System der
Berufsausbildung neu abgeschlossen. Dies entspricht einer Veränderung
gegenüber dem Vorjahr von ca. –1,0 % (ca. –1,1 %) (vgl. Destatis 2017,
S. 2). Das Statistische Bundesamt stellt zudem ausdrücklich heraus, dass
somit der „rückläufige Trend“ (Destatis 2017, S. 1) auf dem Ausbildungs-
markt der Bundesrepublik Deutschland fortgesetzt wurde (vgl. Destatis
2017, S. 1). Bei der genaueren Betrachtung der Zeitreihe der Zahl der ab-
geschlossenen Berufsausbildungsverträge ist überdies festzustellen, dass
die letzte Steigerung der Zahl der neu abgeschlossenen betrieblichen und
außerbetrieblichen Berufsausbildungsverträge auf dem Ausbildungsmarkt
der Bundesrepublik Deutschland mit dem Wechsel von dem Berichtsjahr
2010 auf das Berichtsjahr 2011 (von 559.960 auf 570.140) stattfand (vgl.
Destatis 2013–2017, jeweils S. 2; BMBF 2012a, S. 5).

(2) Nach der Erhebung der Bundesagentur für Arbeit (vgl. BA 2017a, S. 4;
2017b, S. 4) standen sich im Berichtsjahr 2016 (01.10.2015–30.09.2016)
in den neuen Bundesländern (im Vergleich: in den alten Bundesländern)
der Bundesrepublik Deutschland auf dem Ausbildungsmarkt 90.280
(456.533) gemeldete Berufsausbildungsstellen und 90.552 (454.688) ge-
meldete Bewerber/-innen für Berufsausbildungsstellen gegenüber. Die
Bundesagentur für Arbeit führt dazu insbesondere aus, dass im Berichts-
jahr 2016 (zum Stichtag 30.09.2016) 4.259 (16.245) gemeldete Bewer-
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ber/-innen für Berufsausbildungsstellen nicht vermittelt und 7.932
(35.532) gemeldete Berufsausbildungsstellen nicht besetzt werden konn-
ten (vgl. BA 2017a, S. 4; 2017b, S. 4). Dies entspricht einer Veränderung
gegenüber dem Vorjahr von -82 (-96) unvermittelten Bewerbern/-innen
für Berufsausbildungsstellen und +450 (+2.121) unbesetzten Berufsaus-
bildungsstellen (vgl. BA 2017a, S. 4; 2017b, S. 4).

(3) Nach der Berechnung des Bundesministeriums für Bildung und Forschung
(vgl. BMBF 2017, S. 75) wurden in der Bundesrepublik Deutschland im
Jahr 2015 absolut 142.275 und relativ ca. 24,9 % der bestehenden Be-
rufsausbildungsverhältnisse vorzeitig aufgelöst. Diese Quote entspricht –
auf unverändert sehr hohem Niveau – ungefähr den Werten der Vorjahre
(2014: ca. 24,6 %, 2013: ca. 25 %, 2012: ca. 24,4 %, 2011: ca. 24,4 %)
(vgl. BMBF 2017, S. 75).

Zwar muss hierbei berücksichtigt werden, dass dieser oben genannte stetige
Rückgang der neu abgeschlossenen betrieblichen und außerbetrieblichen Be-
rufsausbildungsverträge – insbesondere in den neuen Bundesländern – zu ei-
nem überwiegenden Teil auf dem Rückbau der außerbetrieblichen Berufsaus-
bildung beruht. Jedoch bedeutet dies im Umkehrschluss, dass trotz bzw.
wegen der oben genannten hohen Zahlen der unvermittelt gemeldeten Bewer-
ber/-innen und unbesetzt gemeldeten Berufsausbildungsstellen die notwendi-
ge Anzahl der neu abgeschlossenen betrieblichen Berufsausbildungsverträge –
ebenfalls insbesondere in den neuen Bundesländern sowie insbesondere für
die kleineren und mittleren Unternehmen – nur dann stetig und stabil aufrecht
erhalten werden kann, wenn gegenwärtig und zukünftig bei der Besetzung be-
trieblicher Berufsausbildungsstellen verstärkt andere Personengruppen (wieder)
berücksichtigt werden (können). Dies können zum einen „leistungsschwächere“
junge Menschen, welche vormals in außerbetriebliche Berufsausbildungsver-
hältnisse des Sub-Bereichs Berufsausbildung oder in berufsausbildungsvorbe-
reitende Maßnahmen und/oder Bildungsgänge des Sub-Bereichs Berufsausbil-
dungsvorbereitung des Bereichs Berufsbildung eingemündet wären, sowie zum
anderen „leistungsstärkere“ junge Menschen, welche vormals in berufsqualifi-
zierende Studiengänge des Bereichs Hochschulbildung eingemündet wären,
sein (vgl. Bergzog et al. 2012, S. 17 f.; Frommberger et al. 2012b, S. 134 ff.).
Jedoch ist es für die Einbeziehung beider Personengruppen in die Berufsausbil-
dung im Dualen System der Berufsausbildung – wenn auch aus diametral un-
terschiedlichen Gründen – unbedingt erforderlich, vorhandene Möglichkeiten
der Anerkennung und/oder Anrechnung bereits erworbener, nachgewiesener
und dokumentierter (beruflicher) Leistungen zu nutzen bzw. neuartige Mög-
lichkeiten zu schaffen, um auf diesem Wege vor, während und nach einer
Berufsausbildung im Dualen System der Berufsausbildung die Ausbildungsmo-
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tivation der jungen Menschen zu erhöhen und die Sicherung des Fachkräftebe-
darfs der Unternehmen zu gewährleisten (vgl. Frommberger & Reinisch 2008,
S. 22).

Der vorliegende Beitrag verfolgt das Ziel, die insbesondere für die unmittelbar
an der Berufsausbildung im Dualen System der Berufsausbildung interessierten
und/oder beteiligten Akteure, d. h. die (potentiellen) Auszubildenden und Aus-
bildenden, zentrale Frage zu beantworten, welche Möglichkeiten der Anerken-
nung und/oder Anrechnung bereits erworbener, nachgewiesener und doku-
mentierter (beruflicher) Leistungen im Bereich Berufsbildung im Allgemeinen
und im Sub-Bereich Berufsausbildung im Speziellen der Bundesrepublik
Deutschland derzeitig existieren. Dazu wird in Kapitel 2 der tradierte Entwick-
lungspfad der beruflichen Bildung erläutert, welcher grundlegende Bedingun-
gen für die Herausbildung der bestehenden relativ starren Strukturen im
Bereich Berufsbildung fundiert hat. Die in der Bundesrepublik Deutschland ge-
genwärtig bestehenden Möglichkeiten der Anerkennung und/oder Anrech-
nung bereits erworbener, nachgewiesener und dokumentierter (beruflicher)
Leistungen werden in Kapitel 3 aufgeführt. Zudem wird in Kapitel 4 die inten-
dierte Weiterentwicklung der beruflichen Bildung durch die BMBF-Pilotinitiative
„DECVET“ dargestellt, welche wichtige Erkenntnisse zu der Überwindung der
bestehenden starren Strukturen im Bereich Berufsbildung generieren sollte. Die
erhaltenen Erkenntnisse werden schließlich in Kapitel 5 besprochen.

2 Der tradierte Entwicklungspfad der beruflichen Bildung
in der Bundesrepublik Deutschland

In der Bundesrepublik Deutschland sind – verglichen mit anderen Ländern – die
beruflichen Einstiegsprozesse (außerhalb der Hochschulbildung), welche die
jungen Menschen der nachwachsenden Generation(-en) aus dem allgemeinbil-
denden Schulwesen über die vollqualifizierende Berufsausbildung in die le-
benssichernde Erwerbsarbeit führen (sollen), traditionell stark „institutionell ge-
prägt“ (Lex & Zimmermann 2011, S. 609 f.). Dieser bedeutende Umstand wird
in der aktuellen berufs- und wirtschaftspädagogischen Fachliteratur maßgeb-
lich auf das für das nationale Bildungswesen der Bundesrepublik Deutschland
zentrale „struktur-konstituierende(…) Merkmal“ (Kutscha 1997, S. 649) der
auf dem neuhumanistischen Bildungsideal Wilhelm von Humboldts beruhen-
den strikten systemisch-institutionellen Trennung der beruflichen Bildung und
der (höheren) allgemeinen Bildung in der Sekundarstufe II zurückgeführt (vgl.
Kutscha 2010, S. 311 f.; Baethge, Solga & Wieck 2007, S. 13; Kutscha 1997,
S. 649), welche auf der bis in die Nachkriegszeit bestehenden klaren sozial-
stratifikatorischen Trennung der Bildung der Vielen (grundlegende elementare
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Bildung des „Volkes“/ der „Masse“) und der Bildung der Wenigen (weiterfüh-
rende höhere Bildung der „Elite“/ der „Klasse“) beruht. Diese strenge „institu-
tionelle Segmentierung“ (Baethge 2006, S. 16) führt zu einer rigorosen „wech-
selseitigen Abschottung“ (Baethge 2006, S. 16) der abgrenzbaren einzelnen
Bildungsbereiche, welche auf unterschiedlichen und unvereinbaren institutio-
nellen Ordnungen beruhen (vgl. Baethge, Solga & Wieck, S. 15 ff.; Baethge
2006, S. 16 ff.), die als relativ konsistente und beständige Gefüge von gültigen
Regeln und Normen beschrieben werden können (vgl. Baethge 2006, S. 16 ff.).

Vor diesem Hintergrund werden in der Bundesrepublik Deutschland das forma-
lisierte nationale Bildungswesen im Allgemeinen und das formalisierte nationa-
le Berufsbildungswesen im Speziellen zum einen durch eine große Vielzahl und
Vielfalt der Teilbereiche, zum anderen durch eine starke Separierung und
Abschottung dieser Teilbereiche gekennzeichnet (vgl. Diettrich 2008, S. 53;
Frommberger & Reinisch 2008, S. 20 ff.). In der Folge wirken an den Schnitt-
stellen zwischen diesen Teilbereichen starke „Berechtigungs- und Selektions-
mechanismen“ (Frommberger & Reinisch 2008, S. 22), weshalb einerseits (be-
rufliche) Umstiege und Aufstiege mit hohen formalen, andererseits (berufliche)
Einstiege mit hohen informellen „Eingangsvoraussetzungen und Zugangsbe-
dingungen“ (Frommberger & Reinisch 2008, S. 22) verbunden sind, welche der
an diesen Schnittstellen notwendigen Transparenz und Durchlässigkeit entge-
genstehen (können) (vgl. Diettrich 2008, S. 53; Frommberger & Reinisch 2008,
S. 22). Dies kann sowohl für die an einer Berufsausbildung interessierten jungen
Menschen als auch für die an einer Berufsausbildung interessierten Unterneh-
men positiv gewendet große Chancen (insbesondere die Möglichkeit flexibler
Bildungswege), negativ gewendet große Risiken (insbesondere die Gegeben-
heit starrer Systemgrenzen) beinhalten (vgl. Bergzog et al. 2012, S. 17; Fromm-
berger & Reinisch 2008, S. 20), wodurch insbesondere die von der Normalität
einerseits nach unten abweichenden „leistungsschwächeren“ jungen Men-
schen sowie andererseits nach oben abweichenden „leistungsstärkeren“ jun-
gen Menschen oftmals zu Warteschleifen, Redundanzen und/oder Sackgassen
in ihrer individuellen Bildungs- und Erwerbsbiografie gezwungen werden (vgl.
Diettrich 2008, S. 53; Frommberger & Reinisch 2008, S. 19 f.; Reinisch 2008,
S. 9).

Auf dieser Grundlage werden in der Bundesrepublik Deutschland in dem for-
malisierten nationalen Bildungswesen im Allgemeinen und in dem formalisier-
ten nationalen Berufsbildungswesen im Speziellen mit dem formalen Nachweis
(„Zertifikat“ (Schweikert & Grieger 1975, S. 6 u. 28)) der erfolgreichen Absol-
vierung eines anerkannten Bildungsgangs, d. h. dem positiven Ergebnis eines
durch eine zuständige Stelle durchgeführten Bewertungs-, Vergleichs- und Va-
lidierungsprozesses der individuell realisierten Lernergebnisse (vgl. Cedefop
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2011, S. 36 ff.), nicht nur „Eignungen“, sondern auch „Berechtigungen“ er-
worben (vgl. Schweikert & Grieger 1975, S. 1–2, 6, 14). Diese begründen für
das jeweilige Individuum spezifische Rechte, jedoch keine verbindlichen Pflich-
ten und keine verbindlichen Ansprüche auf Zugang bzw. Übergang zu be-
stimmten Anschlüssen und/oder zu bestimmten Positionen (vgl. Kell 1995,
S. 291 u. 302; Schweikert & Grieger 1975, S. 6 f.). In der Summe muss deshalb
festgehalten werden, dass in der Bundesrepublik Deutschland traditionell und
regelmäßig das Vorliegen einer formalen Berechtigung nur eine „notwendige
[Kursiv im Original; C. S.], aber noch keine hinreichende Bedingung [Kursiv im
Original; C. S.]“ (Kell 1995, S. 292) für einen entsprechenden Zugang bzw.
Übergang eines Individuums darstellt (vgl. Frommberger & Reinisch 2008,
S. 21 ff.; Kell 1995, S. 292).

3 Die bestehenden Möglichkeiten der Anerkennung und/
oder Anrechnung bereits erworbener, nachgewiesener
und dokumentierter (beruflicher) Leistungen in der
Bundesrepublik Deutschland

Zwar wurden im Kontext des nationalen (Berufs-)Bildungswesens der Bundes-
republik Deutschland das Ziel der Herstellung von „Transparenz“ und „Durch-
lässigkeit“ sowie der Weg der Umsetzung von „Anerkennung“ und/oder „An-
rechnung“ der bereits erworbenen, nachgewiesenen und dokumentierten
(beruflichen) Leistungen schon in der Vergangenheit regelmäßig in dem – vor-
rangig berufs- und wirtschaftspädagogisch initiierten – (berufs-)bildungspoliti-
schen Diskurs thematisiert. Indes wurde diese Thematik erst auf der Grundlage
der vom Innovationskreis berufliche Bildung (IKBB) im Jahr 2007 veröffentlich-
ten Studie „10 Leitlinien zur Modernisierung der beruflichen Bildung“ sowie
vor dem Hintergrund der Europäisierung der (Berufs-)Bildung endgültig in den
Mittelpunkt der (berufs-)bildungspolitischen Agenda gestellt (vgl. Frommberger
et al. 2012a, S. 137; Köhlmann-Eckel & Meerten 2012, S. 26; Diettrich 2008,
S. 54; Frommberger & Reinisch 2008, S. 22).

Es kann freilich festgestellt werden, dass Übergänge von Personen zwischen
verschiedenen Teilbereichen auf verschiedenen Niveaustufen („vertikale Durch-
lässigkeit“ (Frommberger & Reinisch 2008, S. 22)) sowie auf gleichen Niveau-
stufen („horizontale und diagonale Durchlässigkeit“ (Frommberger & Reinisch
2008, S. 22)) des deutschen (Berufs-)Bildungswesens bereits regelmäßig ge-
schehen (vgl. Frommberger & Reinisch 2008, S. 20). Es muss dennoch zugleich
festgehalten werden, dass es sich bei den Fällen, welche eine problemlose An-
erkennung und/oder Anrechnung (beruflicher) Leistungen vorsehen, bislang
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mehrheitlich um „Einzelfälle“ handelt (vgl. Frommberger & Reinisch 2008,
S. 20), welche auf intransparenten und unverbindlichen Kriterien beruhen (vgl.
Frommberger et al. 2012b, S. 130; Frommberger & Reinisch 2008, S. 20 f.). So
beinhalten die rechtlichen Vorschriften des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) (bzw.
der Handwerksordnung (HwO)) schon diverse direkte und indirekte Möglich-
keiten der Anerkennung und/oder Anrechnung bereits erworbener, nachge-
wiesener und dokumentierter (beruflicher) Leistungen, z. B. auf eine anschlie-
ßende

• berufliche Ausbildung (insbesondere §§ 5 Abs. 2 Nr. 4; 7 Abs. 1; 8 Abs. 1;
39 Abs. 2; 43 Abs. 2; 45 Abs. 1–3; 50 Abs. 1–2; 50a BBiG (vgl. EKBB
2013, S. 10; Frommberger et al. 2012b, S. 125–133)),

• berufliche Umschulung (insbesondere §§ 61; 63 BBiG (vgl. EKBB 2013,
S. 10)) oder

• berufliche Fortbildung (insbesondere §§ 55; 56 Abs. 2; 57 BBiG (vgl. EKBB
2013, S. 10; Frommberger et al. 2012b, S. 127–134)).

Das Problem besteht jedoch darin, dass diese in der praktischen Realität noch
kaum umgesetzt werden (vgl. Bergzog et al. 2012, S. 18 ff.; Frommberger
et al. 2012b, S. 130; Köhlmann-Eckel & Meerten 2012, S. 29). Die Gründe für
diesen althergebrachten und gegenwärtigen defizitären Umstand sind vielge-
staltig: Hierbei sind insbesondere bestehende Vorbehalte/fehlendes Vertrauen,
unzureichender Nutzen, mangelnde Kenntnis, restriktive Formalia, gewachsene
Traditionen u. v. m. der involvierten Akteure zu nennen (vgl. Frommberger &
Reinisch 2008, S. 21 u. 24).

Vor dem Hintergrund der zentralen Zielstellung des vorliegenden Beitrages
werden an dieser Stelle exemplarisch die durch das BBiG vorgesehenen Mög-
lichkeiten der Anerkennung und/oder Anrechnung bereits erworbener, nach-
gewiesener und dokumentierter (beruflicher) Leistungen auf eine anschließen-
de berufliche Ausbildung aufgeführt:

(I) Anerkennung und/oder Anrechnung hinsichtlich Ausbildungszeit

• Nach § 5 Abs. 2 Nr. 4 BBiG kann die Ausbildungsordnung eines staat-
lich anerkannten Ausbildungsberufs vorsehen, dass „auf die durch
die Ausbildungsordnung geregelte Berufsausbildung eine andere, ein-
schlägige Berufsausbildung unter Berücksichtigung der hierbei erwor-
benen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten ange-
rechnet werden kann“ (§ 5 Abs. 2 Nr. 4 BBiG).

• Nach § 7 Abs. 1 BBiG „können [Kursiv durch C. S.] [Landesregierun-
gen; C. S.] nach Anhörung des Landesausschusses für Berufsbildung
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durch Rechtsverordnung bestimmen, dass der Besuch eines Bildungs-
ganges berufsbildender Schulen oder die Berufsausbildung in einer
sonstigen Einrichtung ganz oder teilweise auf die Ausbildungszeit an-
gerechnet wird“ (§ 7 Abs. 1 BBiG).

• Nach § 8 Abs. 1 BBiG „hat [Kursiv durch C. S.] die zuständige Stelle
[nach gemeinsamen Antrag von Auszubildenden und Ausbildenden;
C. S.] die Ausbildungszeit zu kürzen, wenn zu erwarten ist, dass das
Ausbildungsziel in der gekürzten Zeit erreicht wird“ (§ 8 Abs. 1 BBiG).

(II) Anerkennung und/oder Anrechnung hinsichtlich Abschlussprüfung

• Nach § 39 Abs. 2 BBiG „kann [Kursiv durch C. S.] [der Prüfungsaus-
schuss; C. S.] zur Bewertung einzelner, nicht mündlich zu erbringen-
der Prüfungsleistungen gutachterliche Stellungnahmen Dritter, insbe-
sondere berufsbildender Schulen, einholen“ (§ 39 Abs. 2 BBiG).

• Nach § 43 Abs. 2 BBiG „ist [Kursiv durch C. S.] [zur Abschlussprüfung;
C. S.] (…) zuzulassen, wer in einer berufsbildenden Schule oder einer
sonstigen Berufsbildungseinrichtung ausgebildet worden ist, wenn
dieser Bildungsgang der Berufsausbildung in einem anerkannten Aus-
bildungsberuf entspricht“ (§ 43 Abs. 2 BBiG).

• Nach § 45 Abs. 1 BBiG „können [Kursiv durch C. S.] [Auszubildende;
C. S.] nach Anhörung der Ausbildenden und der Berufsschule vor Ab-
lauf ihrer Ausbildungszeit zur Abschlussprüfung zugelassen werden,
wenn ihre Leistungen dies rechtfertigen“ (§ 45 Abs. 1 BBiG).

• Nach § 45 Abs. 2 BBiG „ist [Kursiv durch C. S.] [zur Abschlussprüfung;
C. S.] (…) zuzulassen, wer nachweist, dass er mindestens das Einein-
halbfache der Zeit, die als Ausbildungszeit vorgeschrieben ist, in dem
Beruf tätig gewesen ist, in dem die Prüfung abgelegt werden soll. Als
Zeiten der Berufstätigkeit gelten auch Ausbildungszeiten in einem an-
deren, einschlägigen Ausbildungsberuf. Vom Nachweis der Mindest-
zeit nach Satz 1 kann [Kursiv durch C. S.] ganz oder teilweise abgese-
hen werden, wenn durch Vorlage von Zeugnissen oder auf andere
Weise glaubhaft gemacht wird, dass der Bewerber oder die Bewerbe-
rin die berufliche Handlungsfähigkeit erworben hat, die die Zulassung
zur Prüfung rechtfertigt. Ausländische Bildungsabschlüsse und Zeiten
der Berufstätigkeit im Ausland sind dabei zu berücksichtigen“ (§ 45
Abs. 2 BBiG).

• Nach § 45 Abs. 3 BBiG „sind [Kursiv durch C. S.] [Soldaten oder Sol-
datinnen auf Zeit und ehemalige Soldaten oder Soldatinnen; C. S.]
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nach Absatz 2 Satz 3 zur Abschlussprüfung zuzulassen, wenn das
Bundesministerium der Verteidigung oder die von ihm bestimmte
Stelle bescheinigt, dass der Bewerber oder die Bewerberin berufliche
Fähigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten erworben hat, welche die
Zulassung zur Prüfung rechtfertigen“ (§ 45 Abs. 3 BBiG).

(III) Anerkennung und/oder Anrechnung hinsichtlich Prüfungszeugnis

• Nach § 50 Abs. 1 BBiG „kann [Kursiv durch C. S.] [das Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Energie oder das sonst zuständige Fachminis-
terium; C. S.] im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung nach Anhörung des Hauptausschusses des
Bundesinstituts für Berufsbildung durch Rechtsverordnung außerhalb
des Anwendungsbereichs dieses Gesetzes erworbene Prüfungszeug-
nisse den entsprechenden Zeugnissen über das Bestehen der Ab-
schlussprüfung gleichstellen, wenn die Berufsausbildung und die in
der Prüfung nachzuweisenden beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse
und Fähigkeiten gleichwertig sind“ (§ 50 Abs. 1 BBiG).

• Nach § 50 Abs. 2 BBiG „kann [Kursiv durch C. S.] [das Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Energie oder das sonst zuständige Fachminis-
terium; C. S.] im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung nach Anhörung des Hauptausschusses des
Bundesinstituts für Berufsbildung durch Rechtsverordnung im Aus-
land erworbene Prüfungszeugnisse den entsprechenden Zeugnissen
über das Bestehen der Abschlussprüfung gleichstellen, wenn die in
der Prüfung nachzuweisenden beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse
und Fähigkeiten gleichwertig sind“ (§ 50 Abs. 2 BBiG).

• Nach § 50a BBiG „stehen [Kursiv durch C. S.] [ausländische Berufs-
qualifikationen; C. S.] einer bestandenen Aus- oder Fortbildungsprü-
fung nach diesem Gesetz gleich [Kursiv durch C. S.], wenn die Gleich-
wertigkeit der beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten
nach dem Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz festgestellt wurde“
(§ 50a BBiG).

Wie Reinisch & Meerten (vgl. n. n. v., S. 6 ff.) feststellen, ist bei der Untersu-
chung der oben genannten nach dem BBiG bestehenden Regelungen der An-
erkennung und/oder Anrechnung bereits erworbener, nachgewiesener und
dokumentierter (beruflicher) Leistungen unmittelbar einsichtig, dass diese vor-
herrschend „Kann-Bestimmungen“ (Reinisch & Meerten n. n. v., S. 8), d. h. Er-
messens-Bestimmungen mit geringer Durchsetzungskraft, darstellen.
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4 Die intendierte Weiterentwicklung der beruflichen
Bildung in der Bundesrepublik Deutschland –
die BMBF-Pilotinitiative „DECVET“

Da sich die (berufs-)bildungspolitischen Entscheidungsträger/-innen der Bun-
desrepublik Deutschland zum einen weiterhin von nationaler Seite, zum ande-
ren zusätzlich von europäischer Seite mit der Forderung nach der Herstellung
von „Transparenz“ und „Durchlässigkeit“ an den zentralen Schnittstellen zwi-
schen den Teilbereichen des Bereichs Berufsbildung konfrontiert sahen, wurde
vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) vom 01.01.2008
bis zum 30.06.2012 die Pilotinitiative „DECVET – Entwicklung eines Leistungs-
punktesystems in der beruflichen Bildung“ gefördert (vgl. Hemkes, Köhlmann-
Eckel & Meerten 2012, S. 165 ff.), welche – unter unbedingter Beachtung der
beiden in der Bundesrepublik Deutschland tradierten und für die Bundesrepu-
blik Deutschland zentralen (berufs-)bildungspolitischen Axiome: (i) Erhalt der
Beruflichkeit sowie (ii) Erhalt des Dualen Systems der Berufsausbildung (vgl.
Köhlmann-Eckel & Meerten 2012, S. 26 f.) – das Ziel einer „systematischen Ent-
wicklung und Erprobung eines Leistungspunktesystems zur Erfassung, Übertra-
gung und Anrechnung von Lernergebnissen von einem Teilbereich des berufli-
chen Bildungssystems in einen anderen“ (Reinisch 2008, S. 9) verfolgen und
erreichen sollte (vgl. Frommberger & Reinisch 2008, S. 20).

Für die Erfüllung dieser Zielstellung wurden in der Pilotinitiative die folgenden
vier Schnittstellen:

• zwischen der Berufsausbildungsvorbereitung und der dualen Berufsaus-
bildung,

• innerhalb der dualen Berufsausbildung,

• zwischen der vollzeitschulischen Berufsausbildung und der dualen Berufs-
ausbildung sowie

• zwischen der dualen Berufsausbildung und beruflichen Fortbildung unter-
sucht (vgl. Bergzog et al. 2012, S. 17–23).

An jeder Schnittstelle wurden die folgenden fünf Teilaufgaben bearbeitet:

• Konstruktion von Lernergebniseinheiten,

• Ausgestaltung von Kompetenzfeststellungsverfahren,

• Verfahren zur Durchführung von Äquivalenzvergleichen,

• Vergabe von Leistungspunkten sowie

• Ansätze zur Schulung des pädagogischen Personals (vgl. Frommberger
et al. 2012a, S. 137).
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Bei der Erledigung dieser Teilaufgaben wurde in der Pilotinitiative insbesondere
eine klare Abgrenzung zwischen den beiden zentralen Begrifflichkeiten „Aner-
kennung“ und „Anrechnung“ zwingend erforderlich (vgl. Frommberger & Rei-
nisch 2008, S. 21), welche wie folgt formuliert wurde:

„Anerkennung bedeutet zunächst die Bestätigung des Wertes erworbener
Abschlüsse. Die Bestätigung kann im Rahmen eines Berechtigungssystems
den Zugang zu weiterführenden bzw. alternativen Bildungsangeboten er-
möglichen. Anrechnung umfasst zwar auch im ersten Schritt eine Bestäti-
gung des Wertes erbrachter Leistungen, geht jedoch über die Erteilung der
bloßen Zugangs- bzw. Zulassungsberechtigung hinaus. Anrechnung be-
inhaltet einen Transfer bereits erbrachter (gleichartiger und/oder gleichwer-
tiger) Leistung und die Verrechnung dieser mit weiteren, noch zu erbrin-
genden Leistungen“ (Frommberger et al. 2012b, S. 123).

Allerdings konnte im Rahmen der BMBF-Pilotinitiative „DECVET“ – aufgrund
der herrschenden Rahmenbedingungen sowie der bestehenden Schnittstellen-
spezifika in der beruflichen Bildung der Bundesrepublik Deutschland (vgl.
BMBF 2012b, S. 156) – kein alle Schnittstellen übergreifendes Verfahren der
Anerkennung und/oder Anrechnung bereits erworbener, nachgewiesener und
dokumentierter (beruflicher) Leistungen entwickelt werden (vgl. Frommberger
et al. 2012b, S. 135 f.). Weiterhin wurde von den Projektträgern der Pilotinitia-
tive herausgestellt, dass vielmehr davon ausgegangen werden muss, dass ohne
entsprechende Reformen in der beruflichen Bildung auch zukünftig kein allge-
meingültiges und allgemeinverbindliches Verfahren der Anerkennung und/oder
Anrechnung bereits erworbener, nachgewiesener und dokumentierter (berufli-
cher) Leistungen entwickelt werden kann (vgl. Frommberger et al. 2012b,
S. 135 f.). Außerdem wurde von den Projektträgern der Pilotinitiative ein „ge-
setzlich normierter Anrechnungszwang“ (Frommberger et al. 2012b, S. 131)
abgelehnt (vgl. Frommberger et al. 2012b, S. 130 f.).

Zur Konsolidierung der in der beruflichen Bildung angesiedelten verschiedenen
Pilotinitiativen (ECVET, DECVET, JOBSTARTER CONNECT, Perspektive Berufsab-
schluss – Förderinitiative 2 „Abschlussorientierte modulare Nachqualifizierung“,
Forschungs- und Entwicklungsprojekt „Optimierung der Qualifizierungsange-
bote für gering qualifizierte Arbeitslose“ der Bundesagentur für Arbeit sowie
Landespilotprojekt „3. Weg in die Berufsausbildung in NRW“) wurde im Mai
2012 vom BMBF der Expertenkreis der Initiativen zur Erprobung von Ansätzen
zur Anrechnung und Anerkennung in der beruflichen Bildung (EKBB) initiiert
(vgl. EKBB 2013, S. 6). Die Resultate dieses Erfahrungsaustauschs der genann-
ten Pilotinitiativen und Modellversuche wurden im November 2013 im verab-
schiedeten und unterzeichneten Beitrag „Ergebnisse des Erfahrungsaustauschs
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der Initiativen zur Erprobung von Ansätzen zur Anrechnung und Anerkennung
in der beruflichen Bildung“ vorgelegt.1

5 Schluss

In der nahen Vergangenheit konnte in der Bundesrepublik Deutschland, da der
nationale Ausbildungsmarkt noch als Anbietermarkt charakterisiert werden
musste, die Thematik der Anerkennung und/oder Anrechnung bereits erwor-
bener, nachgewiesener und dokumentierter (beruflicher) Leistungen insbeson-
dere von Seiten der Unternehmen weitgehend vernachlässigt werden (vgl.
EKBB 2013, S. 1; Frommberger & Reinisch 2008, S. 19–23). In der Gegenwart
(und voraussichtlich auch mindestens in der nahen Zukunft) muss dagegen, da
der nationale Ausbildungsmarkt nun zunehmend als Nachfragermarkt charak-
terisiert werden kann bzw. muss, diese Thematik wiederum nachdrücklich in
den Blick genommen werden. Dies betrifft vor allem die Seite der Unterneh-
men, d. h. der betrieblichen Berufsausbildung im Wettbewerb mit der Hoch-
schulbildung (und hier insbesondere die Unternehmen in den neuen Bundes-
ländern im Wettbewerb mit den Unternehmen in den alten Bundesländern
sowie der kleinen und mittleren Unternehmen im Wettbewerb mit den großen
Unternehmen und Konzernen). Denn es ist davon auszugehen, dass diese The-
matik für die Unternehmen einen wesentlichen Vorteil für die Erhöhung der
Attraktivität der betrieblichen Berufsausbildung sowie bei der Realisierung der
Gewinnung und Motivation der (potentiellen) Auszubildenden (und zukünfti-
gen Arbeitnehmer/-innen) darstellen kann (vgl. EKBB 2013, S. 1; Frommberger
& Reinisch 2008, S. 19 ff.).

Es bleibt festzuhalten, dass es – angesichts sinkender Jahrgangszahlen und
steigender Bildungserwartungen der jungen Menschen – gegenwärtig ver-
stärkt notwendig ist und zukünftig verstärkt notwendig sein wird, Personen-
gruppen in die betriebliche Berufsausbildung (wieder) einzubeziehen, die aktuell
nicht in entsprechendem Umfang berücksichtigt werden, um auch weiterhin
den notwendigen Bedarf an Bewerbern/-innen für betriebliche Berufsausbil-
dungsstellen decken zu können. Hierbei ist es ferner erforderlich, dass die be-
triebliche Berufsausbildung ihren Blick nicht nur nach oben (junge Menschen
mit hohen Qualifikationen: speziell Studienabbrecher/-innen sowie Kriegs-
flüchtlinge), sondern auch nach unten (junge Menschen mit niedrigen Qualifi-
kationen: speziell Schulabbrecher/-innen, Schulabsolventen/-innen mit schlech-
ten Noten sowie Kriegsflüchtlinge) richtet (vgl. BMBF 2017, S. 54, 59–61, 75–
76, 83). Jedoch ist für die Berücksichtigung dieser Personengruppen in der be-

1 Zu den detaillierten Ergebnissen des Expertenkreises siehe EKBB 2013, S. 12–24.

Christian Steib

246



trieblichen Berufsausbildung – unabhängig davon, ob sie sich „oben“ oder
„unten“ befinden – der Einsatz beweglicher, aber verbindlicher Möglichkeiten
der Anerkennung und/oder Anrechnung der bereits erworbenen, nachgewie-
senen und dokumentierten (beruflichen) Leistungen auf eine (betriebliche) Be-
rufsausbildung notwendig.
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Sicherung des Verbleibs von Pflegefachkräften
im Beruf

Astrid Seltrecht

Abstract

Ein Mangel an Ausbildungsbewerbern/-innen in den Pflegeberufen einerseits
und ein vorzeitiger Berufsausstieg von Pflegefachkräften andererseits erhöht –
vor dem Hintergrund des demografischen Wandels, der eine Zunahme pflege-
bedürftiger Menschen bedeutet – den Bedarf an Pflegepersonal in mehrfacher
Hinsicht und stellt damit eine gesamtgesellschaftliche Herausforderung dar.
Aber auch auf Ebene der einzelnen Gesundheitseinrichtung, in der Pflegefach-
kräfte tätig sind, ist ein Arbeitsstellenwechsel von Pflegefachkräften oder gar
ein Ausstieg aus dem Pflegeberuf ein Problem, da hierdurch neues Personal an-
geworben und eingearbeitet werden muss. Zudem geht mit dem Weggang ei-
ner jeden Pflegefachkraft Wissen der Institution verloren. Mitarbeiterbindung
ist daher eine Aufgabe einer jeden Gesundheitsorganisation, in der Pflegefach-
kräfte pflegend tätig sind. Der vorliegende Beitrag stellt ein Projektvorhaben
zur Sicherung des Verbleibs von Pflegefachkräften im Beruf vor. Mithilfe von
Beobachtungen und retrospektiven Interviews, Wissenszirkeln zur Erarbeitung
und Implementierung von Gesundheitsmaßnahmen sowie leitfadengestützten
Interviews zur Evaluierung der eingeführten Gesundheitsmaßnahmen soll die
Drop-out-Rate von Pflegefachkräften im Universitätsklinikum der Otto-von-
Guericke-Universität Magdeburg gesenkt werden.

1 Einleitung

Die Abnahme der Geburtenzahlen einerseits und das Erreichen eines immer
höheren Lebensalters führen dazu, dass das Durchschnittsalter in Deutschland
stetig steigt. Für den Gesundheitsbereich sind vor allem die mit der höheren
Lebenserwartung einhergehende Multimorbidität und die Zunahme von chro-
nischen Erkrankungen von Bedeutung: So stieg die Zahl der pflegebedürftigen
Menschen von 1999 bis 2013 von 2 Millionen auf 2,7 Millionen pflegebedürfti-
ger Menschen (vgl. BMG – Pflegefachkräftemangel). Durch die steigende Zahl
an pflegebedürftigen Personen steigt auch der Bedarf an Pflegefachkräften –
sowohl für den stationären, den teilstationären als auch für den ambulanten
Bereich. Mit etwa 722.000 Beschäftigten (Stand 2014) stellen die Gesundheits-
und Krankenpfleger/-innen mit Abstand die größte Gruppe der Beschäftigten
im Gesundheitswesen in Deutschland dar, von denen im Jahr 2014 ca.
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421.000 in deutschen Krankenhäusern arbeiteten (vgl. Statistisches Bundesamt
2016). Im internationalen Vergleich steht Deutschland jedoch hinsichtlich der
Personalbelastungszahl1 bezogen auf belegte Betten (Stand 2009/2010) auf
dem letzten Platz: In Deutschland werden 100 Patienten/-innen von 12,3 Pfle-
gekräften versorgt (vgl. Simon 2015, S. 5) – in England sind es 22,5 Pflegekräf-
te, in der Schweiz 29,5 und in Norwegen sogar 42,9 Pflegekräfte, die jeweils
100 Patienten/-innen versorgen (vgl. Simon 2015, S. 5). Hintergründe für die
Pflegesituation in Deutschland sind auch gesundheitspolitische Entscheidun-
gen, wie der massive Stellenabbau in den Jahren 1996 bis 2006, der zunächst
durch Deckelung des Krankenhausbudgets und anschließend durch die Einfüh-
rung des Fallpauschalensystems, d. h. der Finanzierung nicht der tatsächlich
dem Krankenhaus entstandenen Kosten, sondern der Finanzierung von Leis-
tungen nach einer Pauschale je nach Diagnose, erfolgte. Zur Stellensituation,
die letztlich von der einzelnen Pflegefachkraft mitgetragen werden muss, kom-
men zukünftig weitere Belastungen durch die sich verstärkenden Auswirkun-
gen des demografischen Wandels auf Pflegekräfte zu (vgl. BMG – Pflegefach-
kräftemangel 2016). Hier ist aber nicht nur die Multimorbidität der größer
werdenden Gruppe der zu versorgenden Patienten/-innen zu sehen, sondern
auch die Erhöhung des Durchschnittsalters der Pflegekräfte, die zu prozentual
höherer Beeinträchtigung der Gesundheit und in der Folge zu Frühberentun-
gen führt (vgl. Isfort et al. 2010; Hien 2009; Simon 2012). Die Belastungen
durch bestehenden Pflegefachkräftemangel, familienunfreundliche Arbeitszei-
ten (Schichtdienst), geringes Einkommen, mangelnde soziale und gesellschaftli-
che Anerkennung, fehlende Zeit für die Arbeit mit dem Patienten bzw. mit der
Patientin sowie Überstunden (vgl. Isfort et al. 2010, S. 7) führen zu einem
Work-Life-Conflict oder zu einem Coolout der Pflegekräfte, d. h. einem „Kalt-
Werden“ gegenüber den individuellen Bedürfnissen der Patientin bzw. des Pa-
tienten und einer auf die Krankheit, aber nicht auf die Person gerichteten Auf-
merksamkeit bei gleichzeitiger Fokussierung auf die Erfüllung organisationaler
Erwartungen (vgl. Kersting 1999, S. 53) und mitunter zu einem Ausstieg aus

1 In der Pflege wird die Personalbelastungszahl (PBZ), zum einen bezogen auf belegte Betten,
zum anderen bezogen auf die Fallzahl, errechnet, um Aussagen darüber treffen zu können,
wie viele Patienten/-innen von einer Pflegefachkraft versorgt werden. Die Personalbelastungs-
zahl, bezogen auf belegte Betten, gibt an, wie viele Patienten eine Pflegefachkraft in Vollzeit
pro Tag zu versorgen hat. Diese Personalbelastungszahl wird seit 2009 für Vollzeitpflegekräfte
errechnet, um Aussagen zur Versorgung eines belegten Krankenhausbettes, das stationär
24 Stunden an 365 Tagen im Jahr versorgt werden muss, treffen zu können – denn eine Pfle-
gekraft in Vollzeit arbeitet nur acht Stunden an 220 Tagen im Jahr. Die Personalbelastungs-
zahl, bezogen auf belegte Betten, errechnet sich daher als Quotient aus der Anzahl der Stun-
den, die ein belegtes Krankenhausbett im Jahr versorgt werden muss und der Anzahl der
jährlichen Arbeitsstunden einer Vollzeitpflegefachkraft.
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dem Pflegeberuf – und damit zu weiteren Belastungen der im Beruf verblei-
benden Pflegefachkräfte.

2 Aktuelle Herausforderungen: Auszubildende
für Pflegeberufe gewinnen und Pflegefachkräfte
im Beruf halten

Aktuell sind in zweierlei Hinsicht Anstrengungen notwendig, um den Fachkräf-
tebedarf zu sichern: die Gewinnung von Auszubildenden für einen Pflegeberuf
sowie die Sicherung von Pflegefachkräften im Beruf.

Die Bundesregierung, die Länder, die kommunalen Spitzenverbände, die Spit-
zenverbände der frei-gemeinnützigen und privaten Träger von Pflegeeinrich-
tungen, die Fach- und Berufsverbände der Altenpflege, die Bundesagentur für
Arbeit, die Kostenträger und die Gewerkschaft ver.di haben vor diesem Hinter-
grund gemeinsam die „Ausbildungs- und Qualifizierungsoffensive Altenpfle-
ge“ durchgeführt. Innerhalb von drei Jahren (2012–2015) sollte mithilfe ver-
schiedener Maßnahmen in insgesamt zehn Handlungsfeldern der Bedarf an
Pflegefachkräften für den Bereich Altenpflege der nächsten Jahre abgesichert
werden. Ziel war eine Steigerung der Eintritte in die Altenpflegeausbildung, sei
es im Rahmen einer Erstausbildung oder im Rahmen einer Weiterbildung, um
zehn Prozent. Für eine Erhöhung der Auszubildendenzahlen wurden unter an-
deren folgende Faktoren als relevant erachtet:

• Berufsorientierung: „Es sollen mehr Jugendliche in der Phase der Berufs-
orientierung an das Beschäftigungsfeld der Altenpflege herangeführt
werden. Der Stellenwert der berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen
und der Einstiegsqualifizierungen soll erhöht werden.“ (BMFSFJ 2015,
S. 27) Hierzu haben die einzelnen Bundesländer unterschiedliche Strate-
gien entwickelt: Sachsen-Anhalt „verstärkt mit einem eigenen Flyer zur
Altenpflege- und Altenpflegehilfeausbildung und einer Landkarte der
Schulstandorte die Aufmerksamkeit für diese Berufe.“ (BMFSFJ 2015,
S. 27) Das angrenzende Bundesland Niedersachsen stellt im Rahmen um-
fangreicher Berufsorientierungsangebote an allgemeinbildenden Schulen
auch das Berufsfeld Pflege vor. Zudem wurde das Projekt „Eine Stunde
für die Altenpflege“ vom niedersächsischen Sozialministerium gestartet,
in dessen Rahmen Altenpflegeschulen oder Träger der praktischen Ausbil-
dung einstündige Informationsveranstaltungen für das Berufsfeld Alten-
pflege an allgemeinbildenden Schulen durchführen. Generell haben Stel-
len für Freiwilligendienste, Berufsorientierungsmaßnahmen, Betriebs- und
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Sozialpraktika einen besonderen Stellenwert, um Auszubildende im Be-
reich Pflege zu gewinnen.

• Fokussierung auf männliche Jugendliche und Migranten/-innen: „Es sol-
len mehr männliche Jugendliche für die Altenpflegeausbildung gewon-
nen werden. Auch bei jungen Menschen mit Migrationshintergrund soll
verstärkt das Interesse an dieser Ausbildung geweckt werden.“ (ebd.,
S. 31)

• Kostenfreie Ausbildung und angemessene Ausbildungsvergütung: „Für
die Attraktivität einer Ausbildung spielt eine besondere Rolle, ob diese für
die Auszubildenden kostenfrei ist. An öffentlichen Schulen wird der schu-
lische Teil der Altenpflegeausbildung immer kostenfrei angeboten. Einige
Länder übernehmen die Kosten der Ausbildung an einer privaten Alten-
pflegeschule teilweise oder vollständig. Insgesamt besteht mittlerweile in
neun Ländern Schulgeldfreiheit. In sieben Ländern erheben private Alten-
pflegeschulen ein Schulgeld. In drei von diesen sieben Ländern sind je-
doch an den öffentlichen Schulen noch freie Schulplätze vorhanden, so-
dass den Auszubildenden de facto kostenfreie Schulplätze zur Verfügung
stehen.“ (ebd., S. 11) Gleichzeitig wird sich dafür eingesetzt, dass die
Auszubildenden eine angemessene Ausbildungsvergütung erhalten.

• Nachqualifizierung von Pflegehelfer/-innen: „Großes Potenzial zur De-
ckung des Fachkräftebedarfs bietet die Nachqualifizierung von bereits in
der Altenpflege beschäftigten Pflegehelferinnen bzw. Pflegehelfern und
Hilfskräften. Im Rahmen der Offensive haben die Verbände zugesagt, bis
zu 4.000 Weiterbildungsplätze zur Nachqualifizierung von Pflegehelferin-
nen bzw. Pflegehelfern bei Pflegeeinrichtungen einzuwerben.“ (ebd.,
S. 12).

Im zweiten Jahr des Projekts wurde das Ziel, eine Steigerung um zehn Prozent
der Eintritte in die Altenpflegeausbildung zu erreichen, bundesweit mit 14,2 Pro-
zent umgesetzt. Neben diesen und vielen weiteren Maßnahmen zur Gewinnung
von Auszubildenden für einen Pflegeberuf wird sowohl in der pflegefachlichen
und pflegewissenschaftlichen Literatur als auch in der gesundheitspolitischen
Diskussion die Verbesserung der Arbeitssituation im Pflegesektor angemahnt:
Zur Verbesserung der Arbeitssituation – und damit letztlich auch zum Verbleib
der Pflegefachkräfte – wird zunächst die Anhebung der Personalrichtwerte als
vordergründig diskutiert. In der Fachwelt werden weiterhin Maßnahmen für
familienfreundliche Arbeitszeitmodelle, den Ausbau von Kinderbetreuungsan-
geboten, Teilzeitausbildungen, die Fokussierung auf die Gesundheitsförderung
der Pflegefachkräfte, den Einsatz technischer Hilfsmittel sowie altersgerechte
Arbeitszeitmodelle und eine Selbstbewertung der Personalorganisation im Be-
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reich Personalmanagement diskutiert. Ein sowohl pflegefachlicher als auch
pflegewissenschaftlicher Diskussionspunkt bezieht sich schließlich auf Verände-
rungen in der Pflegedokumentation, um positive Effekte für die Arbeitsbedin-
gungen, die Arbeitsmotivation und die Arbeitszeit der Pflegenden zu erreichen
(vgl. Beikirch et al. 2014, S. 6). Diese Maßnahmen sollen letztlich immer den
Ausstieg von Pflegefachkräften aus dem Berufsfeld Pflege verhindern helfen.
Dennoch: Der Ausstieg aus dem Beruf stellt ein – auch im Vergleich mit ande-
ren Berufen – dramatisches Problem dar. So zeigte die Europäische NEXT-Studie
(nurses` early exit study), an der 39.898 antwortende Pflegekräfte aus zehn
Ländern teilnahmen, dass zwischen 8,8 Prozent (Niederlande) und 36,2 Pro-
zent (Großbritannien) aller Befragten mindestens mehrfach pro Monat den
Ausstieg aus der Pflege erwägen (vgl. Hasselhorn et al. 2005, S. 5). „In Deutsch-
land waren dies 18,4 % der Antwortenden, vorwiegend jüngere und höher
qualifizierte Beschäftigte.“ (ebd., S. 5) Das Pflege-Thermometer 2009, die zum
damaligen Zeitpunkt größte Befragung von Pflegekräften in Deutschland, zeig-
te ähnliche Befunde: „Nur jeder zweite Befragte in der Stichprobe [über
14.000 Beteiligte, über 10.600 vollständig ausgefüllte Datensätze; A.S.] plant,
den Pflegeberuf bis zum Eintritt ins Rentenalter auszuüben. Hier konnte bereits
im Pflege-Thermometer 2007 (Befragung der Pflegedirektionen) ermittelt wer-
den, dass drei von vier befragten Pflegedirektoren (78,3 %) davon ausgingen,
dass die physischen Belastungen im Pflegebereich bis zum Eintritt ins Rentenal-
ter nicht zu stabilisieren sind. Zieht man hier Untersuchungsergebnisse anderer
Studien hinzu, so stabilisiert sich die Einschätzung zu einem kritischen Gesamt-
bild. Auch bei der Befragung ‚Gute Arbeit‘ des INIFES [Internationales Institut
für Empirische Sozialökonomie; A.S.] sind es in der Gesundheits- und Kranken-
pflege der Untersuchung zufolge 57 %, die einschätzen, ihren Beruf nicht un-
ter den Bedingungen bis zum Renteneintritt ausüben zu können. Tatsächlich
machten im Jahr 2007 Mitarbeiter der Gesundheitsbranche zusammen 29 %
der Zugänge der Erwerbsminderungsrenten aus.“ (Isfort et al. 2010, S. 43)

3 Belastungen und Beanspruchungen von
Pflegefachkräften

Ein Ausstieg aus dem Pflegeberuf hängt eng mit den im beruflichen Alltag an-
zutreffenden Belastungen und den daraus resultierenden Beanspruchungen
zusammen: Der Pflegeberuf ist ein körperlich anstrengender und psychisch be-
lastender Beruf: „Körperliche Belastung wie ‚Arbeiten im Stehen‘, ‚Heben und
Tragen schwerer Lasten‘ sowie ‚Arbeiten in Zwangshaltung` werden von Pfle-
gekräften deutlich öfter als vom Durchschnitt der anderen Erwerbstätigen be-
richtet. Dies gilt insbesondere für die Altenpfleger/-innen, vermutlich durch das
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häufig notwendige Lagern von Patienten/-innen bedingt (…): Bei ihnen kommt
‚häufiges schweres Heben und Tragen von Lasten‘ (72 %) mehr als drei Mal so
oft vor wie bei anderen Erwerbstätigen (21 %), bei ‚häufigem Arbeiten unter
Zwangshaltung‘ sieht es ähnlich aus (44 % zu 16 %) und auch das ‚Arbeiten
im Stehen‘ liegt mit 91 % weit über dem Durchschnitt. Bei den Krankenpfle-
ger/-innen sind die körperlichen Anforderungen im Vergleich zu den Altenpfle-
ger/-innen nicht ganz so hoch, liegen aber immer noch weit über dem Durch-
schnitt.“ (BIBB/BAuR 2012, S. 1) Müssen ältere Pflegefachkräfte körperlich
belastende Handlungen aufgrund eigener körperlicher Einschränkungen an an-
dere Pflegekräfte abgeben, wird die ohnehin belastete Gruppe der jungen Pfle-
gefachkräfte zusätzlich belastet. Vor dem Hintergrund, dass der Anteil der Pfle-
gekräfte im Alter von 50plus im Zeitraum 2001 bis 2009 von 16,7 Prozent auf
25,4 Prozent ständig stieg, steigen tendenziell auch die Belastungen für die
jungen Pflegekräfte an (vgl. Simon 2015, S. 50). Die körperlich belastenden Tä-
tigkeiten werden zudem oftmals in Schichtarbeit erbracht: In der Gesundheits-
und Krankenpflege arbeiten 82 Prozent aller Pflegefachkräfte im Schichtdienst
und in der Altenpflege sind es 74 Prozent (vgl. Hall 2012, S. 17). Der Wechsel
von Früh-, Spät- und Nachtschicht ist ferner mit Familienbedürfnissen kaum
vereinbar. Während des Dienstes sind wiederum die Erholungsmöglichkeiten
eingeschränkt: Von den befragten Gesundheits- und Krankenpflegern/-innen
berichten 54 Prozent und von den befragten Altenpflegern 39 Prozent über
Pausenausfall aufgrund zu hoher Arbeitsbelastung (vgl. Simon 2012, S. 50).
Zudem müssen sowohl Pausen als auch Arbeiten an der Patientin bzw. am Pa-
tienten aufgrund von Notfallsituationen immer wieder unterbrochen werden.
Hierunter leidet dann sowohl die Ablauforganisation einer Station als auch die
erbrachte Leistung gegenüber dem einzelnen Patienten/-innen – denn Pflege-
leistungen müssen in der Regel vollständig erbracht werden: Waschen, Essen
anreichen, die Versorgung von Wunden kann nicht durch größere Pausen un-
terbrochen werden. Die objektiv gegebenen körperlichen und psychischen Be-
lastungen führen dann zu individuell unterschiedlich stark wahrgenommenen
Beanspruchungen bei den Pflegekräften und spiegeln sich in Fehlzeiten auf-
grund psychischer und körperlicher Erkrankungen bis hin zum Ausstieg aus
dem Pflegeberuf, sei es aufgrund eines Berufswechsels oder aufgrund von
Frühberentungen, wider. Die körperlichen und psychischen Belastungen haben
aber nicht nur Konsequenzen für die einzelne Pflegekraft, sondern nehmen
unmittelbar auch auf das Wohl der Patienten/-innen Einfluss: Durch die wenige
(und weiter weniger werdende) Zeit einer Pflegekraft wird die Gesundheit der
Patientin bzw. dem Patienten potenziell gefährdet.
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4 Projektskizze: Belastungen und Beanspruchungen von
Pflegefachkräften in der Arbeitswelt Wissenschaft

4.1 Wechselnde ärztliche Ansprechpartner für Pflegefachkräfte in
Lehrkrankenhäusern

Eine weitere Besonderheit, die auf die Arbeitsbelastung von Pflegefachkräften
einen Einfluss nehmen kann, – so die Arbeitshypothese des im Folgenden skiz-
zierten Projektvorhabens – ist die Art und Weise der interprofessionellen Zu-
sammenarbeit zwischen Pflegekräften einerseits und Ärzten und Ärztinnen an-
dererseits Die Verantwortung für die Krankenbeobachtung im stationären
Alltag liegt zum Großteil bei den Pflegefachkräften. Sie haben deutlich mehr
Kontakt mit Patienten/-innen, hinsichtlich Frequenz und Dauer, als bspw. das
ärztliche Personal. Die Zusammenarbeit mit den Ärztinnen und Ärzten ist zu-
dem dadurch gekennzeichnet, dass Pflegefachkräfte ärztliche Anordnungen
koordinieren und zum richtigen Zeitpunkt erbringen müssen. Das ärztliche Per-
sonal ist aber gerade in Universitätskliniken und weiteren Lehrkrankenhäusern
durch einen stetigen Personalwechsel gekennzeichnet, wodurch die interpro-
fessionelle Zusammenarbeit erschwert wird. Diese Fluktuation ist der ärztlichen
bzw. wissenschaftlichen Laufbahn geschuldet: Als Ärztinnen und Ärzte eines
Krankenhauses haben sie einen Versorgungsauftrag. Hinsichtlich der medizini-
schen bzw. wissenschaftlichen Karriere unterliegen sie den Kernaufgaben in
der Arbeitswelt Wissenschaft, zu denen neben Lehre insbesondere die For-
schung gehört (vgl. HSG LSA). Die den Universitäten zugeordneten Universi-
tätsklinika dienen, neben der Krankenversorgung (vgl. § 8 HMG LSA), ebenfalls
der Forschung und Lehre.

4.2 Pflegekräfte am Universitätsklinikum Magdeburg – Sicherung
des Fachkräftebedarfs durch Poollösungen

Innerhalb des Universitätsklinikums Magdeburg, das über 1.111 stationäre
Betten verfügt, werden jährlich 46.191 Patienten/-innen von 1.192,4 Pflege-
kräften versorgt (vgl. Qualitätsbericht der OVGU 2013, S. 27). Innerhalb der
Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg und des angegliederten Universi-
tätsklinikums wurden in der Vergangenheit Maßnahmen ergriffen, um orga-
nisationsstrukturelle Veränderungen zu bewirken. Beispielsweise wurde ein
Pflegekräftepool für den intensivmedizinischen Bereich, bestehend aus zehn
Pflegekräften, aufgebaut, um besondere Arbeitsspitzen mit „Springern/-in-
nen“, die hinsichtlich Arbeitszeit und Station flexibel eingesetzt werden kön-
nen, abzudecken. Diese organisationale Problemlösung steht mit dem Bedarf
an Pflegefachkräften in Zusammenhang. Welche Auswirkungen aber haben
diese Arbeitsbedingungen auf Beanspruchungen von Pflegekräften?
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4.3 Ziel und Fragestellung des Projekts

Ziel des geplanten Projekts ist es, Phänomene eines Coolouts zu verhindern
und die Senkung der Drop-out-Rate bei Pflegekräften langfristig zu erreichen.
Hierfür sind folgende Fragen forschungs- und handlungsleitend:

• Welchen Belastungen/Beanspruchungen sind Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des Bereichs Pflege in der Arbeitswelt Wissenschaft ausgesetzt?

• Welche Rolle spielen hierbei die Kommunikationsprozesse zwischen Pfle-
gekräften und Ärztinnen und Ärzte, insbesondere in der Qualifizierungs-
phase (Prä-/Post-Doc; Arzt in der Ausbildung zum Facharzt)?

• Stellt die interprofessionelle Zusammenarbeit auf den Stationen des Uni-
versitätsklinikums einen salutogenen Faktor für die Pflegefachkräfte dar
(vgl. Antonovsky 1987)?

• Welche Bedeutung haben organisationsstrukturelle Maßnahmen, wie
Poollösungen, für den flexiblen Einsatz von Pflegekräften entsprechend
organisationaler Anforderungen? Erhöhen oder senken sie psychische Be-
lastungen/Beanspruchungen?

4.4 Datenkorpus, Datenerhebung und Datenanalyse

Das Datensample soll aus 15 Personen des Pflegedienstes bestehen, von denen
mindestens drei dem Pflegepool angehören sollen. Datenerhebung und Daten-
auswertung sind in der qualitativen Forschung verortet und methodentrian-
gulierend angelegt: Teilnehmende Beobachtungen, retrospektive Interviews,
Wissenszirkel und leitfadengestützte Interviews kommen zum Einsatz. Die je-
weiligen Methoden kommen entsprechend des vierstufigen Ablaufs des Public
Health Action Circle zum Einsatz: Problemanalyse, Strategieformulierung, Um-
setzung, Evaluation.

Problemanalyse: Unter Nutzung ethnografischer Beobachtungsverfahren (vgl.
Girtler 2001; Hirschauer 2002) und einer anschließenden retrospektiven Befra-
gung werden Arbeits- und Geschäftsprozesse und die ihnen innewohnenden
psychischen Belastungen und die sich daraus ergebenden Beanspruchungen
untersucht. Hierzu werden Pflegefachkräfte mehrtägig an ihrem Arbeitsplatz
beobachtet und anschließend mithilfe eines zunächst retrospektiven und an-
schließend einem Leitfaden folgenden Interviews befragt. Die Beobachtungs-
protokolle und transkribierten Interviews werden mithilfe der Kodierverfahren
der Grounded Theory (vgl. Strauss & Corbin 1996) ausgewertet.

Strategieformulierung: In Anlehnung an Gesundheitszirkel bzw. Qualitätszir-
kel werden Wissenszirkel (vgl. Westermayer 1994; Derboven et al. 2002) durch-
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geführt, um Interventionsmaßnahmen zu entwickeln und zu implementieren.
Die Ergebnisse der Interviewanalysen werden in die gesundheitsförderlichen
Strategien eingebunden.

Umsetzung: Die Wissenszirkel werden während der Implementierung der ge-
sundheitsförderlichen und präventiven Maßnahmen fortgesetzt.

Evaluation: Nach Implementierung der gesundheitsfördernden Maßnahmen
werden leitfadengestützte Interviews zur Evaluierung durchgeführt.

Auf dieser empirischen Grundlage werden abschließend handlungsleitende
Empfehlungen für die Bereiche Personalmanagement, Pflegemanagement so-
wie für die entsprechenden Bereiche des betrieblichen Gesundheitsmanage-
ments in der Universitätsklinik im Bereich Pflege entwickelt. Diese werden den
zuständigen Personen in Form von Präsentationen und aufbereiteten Studien-
dokumentationen zur Verfügung gestellt.

5 Fazit

Innovativ ist das Projekt, da es die untersuchten Gruppen nicht losgelöst von
den anderen Statusgruppen bzw. Berufsgruppen untersucht, sondern Prozesse
der interprofessionellen und hierarchiestufen-übergreifenden Arbeitsorganisa-
tion in den Blick nimmt. Es sind darüber hinaus besonders die subjektiv gese-
henen Faktoren mit salutogener Bedeutung (vgl. Antonovsky 1987), die im Ar-
beitshandeln der Statusgruppenvertreter/-innen interessieren.

Die Studie leistet weiterhin einen wichtigen Beitrag zur gesetzlich vorgeschrie-
benen, bislang aber kaum flächendeckend und vor allem nicht empirisch fun-
dierten psychischen Gefährdungsbeurteilung an der OVGU (vgl. § 5 Abs. 3, 6
ArbSchG). Mit der Fokussierung auf Pflegefachkräfte werden Berufstätige in
den Blick genommen, die die Erfolge in Forschung und Lehre durch die Unter-
stützung von Ärztinnen und Ärzten erst ermöglichen, an deren Erfolgen sie
aber i. d. R. nicht oder nur begrenzt teilhaben.
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III. Demografie, Bildung und Fachkräftesicherung
– Ansätze und Handlungsfelder zum
Gegensteuern





Es geht was! Plädoyer für eine Politik des
demografischen „Gegensteuerns“

Thomas Brockmeier

Abstract

Der demografische Wandel in Deutschland, verstanden als Kombination aus
schrumpfender und älter werdender Bevölkerung, ist weder gottgewollt noch
ein Naturgesetz. Mithin muss er auch nicht einfach hingenommen, nicht ein-
fach passiv erduldet werden. Der demografische Wandel hat Ursachen. Diese
gilt es zu erkennen, zu analysieren und daraus Anknüpfungspunkte für eine
aktive Beeinflussung abzuleiten. „Den Wandel wandeln“ – so könnte das er-
folgversprechende Motto einer aktiv-offensiven Strategie überschrieben wer-
den, die den demografischen Wandel nicht lediglich in seinen (befürchteten
negativen) Auswirkungen ein wenig abmildern, sondern ihn gleichsam ent-
schlossen bei den Hörnern packen und an den Ursachen ansetzen will, um ihm
eine andere Richtung zu geben.

1 Eingangsthese: Der demografische Wandel lässt sich
wandeln!

Wenn vom „demografischen Wandel“ in Deutschland die Rede ist, dann geht
es um ein Phänomen, das sich mit zwei wesentlichen Anstrichen hinsichtlich
Niveau und Struktur auf den Punkt bringen lässt: Es geht um eine schrumpfen-
de und zugleich älter werdende Bevölkerung. Verfolgt man die über Jahre ge-
führte Diskussion darüber in Politik, Medien und Öffentlichkeit, so lässt sich
mitunter der Eindruck gewinnen, der demografische Wandel wäre urplötzlich
über uns gekommen wie eine der biblischen Plagen. Dieser Eindruck täuscht
nicht nur, sondern er ist misslich, weil damit suggeriert wird, man müsse den
demografischen Wandel passiv, wehrlos und duldsam über sich ergehen las-
sen. Der Eindruck täuscht, wenn man so will, in doppelter Hinsicht: Weder ist
der demografische Wandel urplötzlich über uns gekommen, noch sind wir da-
zu gezwungen, ihn passiv und wehrlos hinzunehmen. Der demografische
Wandel ist weder gottgewollt noch ein Naturgesetz! Insofern sind wir gut be-
raten, nach Ansatzpunkten für eine aktive Einflussnahme Ausschau zu halten,
um so den demografischen Wandel selbst zu wandeln. Der vorliegende Beitrag
will einige mögliche Ansatzpunkte aufzeigen.
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2 Die Problemkette: Kindermangel, Fachkräftemangel,
Unternehmermangel

„Die Zeit wird kommen, da unsere Nachkommen sich wundern werden, dass
wir so offenbare Dinge nicht gewusst haben.“ Dieser Satz des römischen Philo-
sophen und Politikers Lucius A. Seneca ist zwar schon rund 2.000 Jahre alt,
könnte aber aktueller kaum sein: Denn bereits in den 1970er Jahren haben
Wissenschaftler (darunter Hartmut Birg, Klaus Mackenroth, Meinhard Miegel,
Kurt Biedenkopf und andere) auf die möglichen Folgen des Zusammenwirkens
von abnehmender Geburtenrate und zunehmender Lebenserwartung in
Deutschland hingewiesen. Als Aspekt von besonderer Bedeutung wurde be-
reits seinerzeit die dadurch zukünftig schrumpfende Erwerbsbevölkerung mit
den absehbar negativen Folgen für die Finanzierung der Sozialsysteme hervor-
gehoben.

Heute erleben wir – leider – beinahe eine Punktlandung der damaligen Vorher-
sagen, im Grundsätzlichen jedenfalls. Und es ist eine schmerzhafte Landung,
soviel lässt sich allemal konstatieren: Begriffe wie Nachwuchs- und Fachkräfte-
mangel sind in aller Munde, der etwas weiter gefasste Begriff des Arbeitskräf-
temangels macht ebenfalls langsam die Runde, vom Unternehmermangel
hingegen ist – zu Unrecht – noch deutlich seltener die Rede. Der Ausbildungs-
markt hat sich binnen weniger Jahre komplett gedreht, in einfachen Worten:
Nicht Lehrstellen sind Mangelware, sondern Lehrlinge. Alle diese heute als
„Mangelerscheinungen“ diskutierten Probleme haben eines gemeinsam: Sie
sind vor allem Folgen einer geringen Geburtenrate. Für den reinen „Bevölke-
rungserhalt“ wäre eine Geburtenrate von 2,1 Kindern pro Frau im gebärfähi-
gen Alter notwendig, Deutschland erreicht seit vielen Jahren kaum einen Wert
von 1,4. Hinzu kommen – sichtbar insbesondere auf dem Ausbildungsmarkt –
die Auswirkungen einer zunehmenden Akademisierung. Die Basis der dualen
Berufsausbildung etwa gleicht einer Kerze, die an beiden Enden brennt; und
das ausgerechnet in Deutschland, quasi dem Heimatland des Erfolgsmodells,
um das wir international beneidet werden.

3 Der Lösungsansatz: „Den Wandel wandeln“

Oftmals wird darüber diskutiert, ob und wie der Wandel zu bewältigen oder
gar zu gestalten sei. Möglichkeiten, den Wandel selbst zu wandeln, werden
hingegen kaum diskutiert. Mit einem solchen Ansatz verbunden wäre jeden-
falls zunächst einmal die Einsicht und Feststellung, dass wir im Hinblick auf den
demografischen Wandel und die damit verbundenen Herausforderungen kei-
neswegs zum Nichtstun verdammt sind, sondern durchaus Handlungsoptionen
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haben. Und dabei ist die Palette der Möglichkeiten größer, als es etwa das übli-
che Dreierspektrum „ertragen, bewältigen, gestalten“ suggeriert. „Ertragen“
kommt aus naheliegenden Gründen nicht in Frage. „Bewältigen“ klingt schon
besser, meint aber wohl eher ein durch die obwaltenden Umstände erzwunge-
nes Reagieren. „Gestalten“ wiederum klingt zwar noch besser, weil aktiver, im-
pliziert aber eben doch auch, dass man den Wandel selbst für gegeben hält.
Den Wandel „wandeln“ indes heißt genau das nicht: Der demografische Wan-
del ist nämlich nicht einfach „gegeben“, er hat Ursachen. Die Aufgabe lautet,
den Blick auf die Ursachen zu richten, diese zu analysieren und (erst) dann zu
handeln – entschlossen und konsequent!

3.1 Symptom/Befund, Diagnose, Therapie

Der Arzt fragt: Wo drückt der Schuh? Warum tut´s dort weh? Was ist zu tun,
um die Schmerzen a) rasch und wirksam zu lindern sowie b) deren Ursache zu
beseitigen? Symptom, Befund, Diagnose, Therapie sind die Glieder der entspre-
chenden (Handlungs-)Kette. Ich will mich im Folgenden – stark vereinfachend –
bewusst auf wenige ganz grobe Linien konzentrieren. Symptom/Befund: Im-
mer weniger junge Menschen stehen immer mehr älteren gegenüber, die Er-
werbsbevölkerung schrumpft. (Die mannigfachen Auswirkungen auf Arbeits-
markt, Sozialversicherung, Steuereinnahmen, Infrastruktur bei Schiene, Straße,
Wasserstraße, Breitband sowie Bildungsinfrastruktur in (Vor-)Schule und Hoch-
schule und vieles andere mehr können hier nicht einmal angedeutet werden;
die entsprechende Fachliteratur füllt Bibliotheken). Diagnose: Es werden zu
wenige Kinder geboren. Und (auch) dies ist kein Zufall. Kollegen der führenden
Wirtschafts- und anderer Forschungsinstitute haben Antworten auf die Frage
nach („gewollter“) Kinderlosigkeit vorgelegt. Therapie: Es ist alles zu tun, um
erstens den verbreiteten Kinderfrust in Kinderlust umzuwandeln und um zwei-
tens die Menschen möglichst lange und fit im Erwerbsleben zu halten. Bliebe
die Frage nach den maßgeblichen Akteuren, also: Wer kann (oder normativ:
soll) was tun?

3.2 Die Politik als wichtiger Akteur in der Verantwortung

Der vorliegende kurze Artikel soll nicht mögliche Lösungswege für einzelne
Unternehmen oder andere Organisationen aufzeigen, etwa damit diese die be-
fürchteten negativen Auswirkungen des demografischen Wandels auf ihr je-
weiliges Haus möglichst wirksam verhindern oder zumindest abmildern kön-
nen; eine solche eher betriebswirtschaftliche Perspektive wird hier dezidiert
nicht eingenommen. Vielmehr soll es darum gehen, insbesondere die Politik
„in die Verantwortung“ zu nehmen und anhand einiger weniger Stichworte
exemplarisch wichtige – im weitesten Sinne wirtschaftspolitische – Handlungs-
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felder aufzuzeigen. Zuvor allerdings sei ein kurzer Blick auf die Ursachen für
die verbreitete gewollte Kinderlosigkeit in Deutschland geworfen.1

3.3 Ursachen/Motive für Kinderlosigkeit

Als Motive für die Entscheidung gegen (weitere) Kinder wurden etwa vom In-
stitut für Demoskopie Allensbach – ausgehend übrigens von einer (fiktiven)
„idealen“ Kinderzahl, die immerhin 70 Prozent der Befragten im Alter von 18
bis 44 Jahren bei „zwei oder drei“ ansiedeln – u. a. ermittelt:

• ein (mit nur fünf bis acht Jahren Dauer) sehr enges Zeitfenster, das als
subjektiv „ideales“ für die Elternschaft empfunden wird,

• befürchtete Konflikte mit beruflichen und allgemein materiellen Zielen so-
wie

• die ausdrückliche Sorge vor spürbaren finanziellen Einschränkungen.

• Ein weiterer Faktor ist eine verbreitet spürbare „Entfremdung von Kin-
dern“.

Gerade beim letzten Punkt haben wir es mit einer wechselseitigen Verstärkung
von Ursache und Wirkung zu tun: Ein immer größerer Teil der Bevölkerung hat
keinen regelmäßigen Kontakt zu Kindern. Dies vermindert einerseits den Kin-
derwunsch, ist also Teil der Problemursache, andererseits aber selbst zugleich
auch Folge bzw. sichtbarer Ausdruck des Problems. Hiermit eng verbunden ist
eine von vielen Menschen empfundene mangelnde Kinderfreundlichkeit in
Deutschland. Es wird also ein wenig kinderfreundliches „Klima“ beklagt. Damit
ist freilich ein gesamtgesellschaftliches Phänomen angesprochen; mithin dürf-
ten die Möglichkeiten der Politik allein hier recht beschränkt sein. Einschlägige
Gerichtsurteile etwa wegen „Lärmbelästigung“ durch Kinder vermögen einen
Anschein dessen zu vermitteln, worum es hier geht.

4 Handlungsfelder von „Bevölkerungspolitik“ im
weitesten Sinn

Bei der Herausforderung, den demografischen Wandel zu „wandeln“, geht es
im Kern darum, die Gesellschaft insgesamt für mehr Kinder zu öffnen. Was es
hier braucht, ist es ein lautes und glaubwürdiges „Ja!“ zu Kindern. Ohne ein
solches – gesamtgesellschaftliches – Bekenntnis zu (mehr) Kindern jedenfalls
dürfte die spürbare Steigerung der Reproduktionsrate in Deutschland ein from-
mer Wunsch bleiben.

1 Ungewollte Kinderlosigkeit spielt hier selbstverständlich keine Rolle; ebenso bleiben etwa Fak-
toren wie die emotionale Stabilität der Partnerschaft als wichtiger Einflussfaktor außer Ansatz.
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Wenn man wirklich etwas verändern will, ist es in der Politik nicht anders als in
anderen Bereichen des Lebens auch: Kenntnis und Bekenntnis gehören zusam-
men! Auf die Demografie bezogen bedeutet dies: Um hier wirksam Politik
„machen“ zu können, reicht es nicht aus, Kenntnis über einige Faktoren zu
haben, die den Kinderwunsch von Menschen beeinflussen könnten; das wäre
bestenfalls eine notwendige Voraussetzung. Hinzukommen muss zwingend
das Bekenntnis zu einer kinderfreundlichen Politik, damit man der Erfüllung
hinreichender Voraussetzungen näherkommt.2 Insofern sind die verschiedenen
Politikfelder auf ihre „Kinder- bzw. Familienaffinität und -relevanz“ hin abzu-
klopfen. Nachfolgend werden mit der Steuer-, Renten- und Familienpolitik im
engeren Sinne beispielhaft drei Bereiche herausgegriffen.

4.1 Steuerpolitik

Ein klares Zeichen für eine kinderfreundliche Steuerpolitik wäre die konsequente
„Umwandlung“ – oder genauer: Erweiterung – des Ehegattensplittings in ein
Familiensplitting. Bergs et al. (2007, S. 22) haben bereits vor einem Jahrzehnt
ein Modell vorgestellt, auf dessen Basis sie zu vielversprechenden Ergebnissen
kamen: „Unsere Analyse hat gezeigt, dass Familien mit Kindern und Alleiner-
ziehende von einer Erweiterung des Ehegattensplittings zu einem Familiensplit-
ting deutlich profitieren würden. Wegen der Progression des Steuersystems be-
schränken sich die Entlastungen jedoch auf die oberen Einkommensdezile. In
dieser Hinsicht wirkt das Familiensplitting wie ein deutlich ausgeweiteter Kin-
derfreibetrag“ (ebd.).

Wissenschaftliche Modelle indes können die Welt erst dann verändern, wenn
die Politik den Mut findet, ihnen auch fürs reale Leben Modellcharakter zu ver-
leihen – wenigstens das. Dass dies bis heute nicht geschehen ist – das Ehegat-
tensplitting ist im Kern weiterhin Standard –, ist nicht nur in der Sache zu be-
dauern, sondern wirft nicht zuletzt die Frage nach der Wirksamkeit
wissenschaftlicher Politikberatung auf. Zwar ließe sich diese Frage durchaus
grundsätzlich stellen, aber in kaum einem anderen Bereich – mit Ausnahme
der Rentenpolitik – sind die „Verstöße“ gegen die sachlichen Gebote der wis-
senschaftlichen und zugleich praktischen Vernunft derart offensichtlich wie in
diesem Bereich der Steuerpolitik.

Bergs et al. (2007) mussten die Debatte übrigens gar nicht erst selbst ansto-
ßen, denn sie war längst im Gange – angestoßen und vorangetrieben im Übri-

2 Mit diesem eindeutigen Bekenntnis zu mehr Kindern ist es jedoch gerade in Deutschland so
eine Sache. Schließlich ist in einem Land, in dem sog. Mutterkreuze als faktische Gebärprä-
mien verliehen und u. a. als Vehikel völkisch-rassistischen Gedankenguts missbraucht wurden,
eine gewisse Distanz nur zu verständlich – emotional und auch rational.
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gen sogar durchaus auch von Akteuren, die sowohl in der Wissenschaft als
auch in der Politik zuhause waren und mithin bestens „geeignet“ erschienen,
die richtigen Hebel für wirksame Reformpolitik zu finden. Beispielhaft sei in
diesem Zusammenhang etwa auf Kurt Biedenkopf verwiesen, der nicht nur
(gemeinsam mit Meinhard Miegel) bereits in den 1970er Jahren auf die mögli-
chen Folgen der sich abzeichnenden Bevölkerungsentwicklung für die Finanzie-
rung der Sozialversicherung hingewiesen, sondern immer wieder auch dezidiert
für ein Familiensplitting in der Steuerpolitik votiert hatte, u. a. als Vorsitzender
der Kommission „Demographie und Familie“. In dem entsprechenden Gutach-
ten von Biedenkopf et al. (2004, S. 12) heißt es: „Die Kommission spricht sich
deshalb für eine Einbeziehung der Kinder in die Erwerbgemeinschaft durch ein
Familiensplitting aus. Erweitert sich die Ehe durch Kinder zur Familie, dann soll-
ten die Kinder durch ein Familiensplitting in die Erwerbsgemeinschaft einbezo-
gen werden. Dem Aufwand der Eheleute für das Aufziehen der Kinder – und
damit die Investitionen in Kinder – sollte durch eine entsprechende Aufteilung
der Einkommen der Erwerbsgemeinschaft Rechnung getragen werden.“

4.2 Rentenpolitik I: Grundsätzliches

An (Sonntags-)Reden über den angeblichen „Generationenvertrag“ – biswei-
len gar unter ausdrücklicher Berufung auf Wilfried Schreiber als Erfinder der
„dynamischen Rente“ – herrscht kein Mangel. An sachlicher Klarheit und his-
torischer Genauigkeit hingegen schon. So bleibt häufig unbeachtet, dass man
bei der von Bundeskanzler Adenauer vorgenommenen Umstellung von der ka-
pitalgedeckten Rente Bismarck´scher Prägung auf das System der Umlagefinan-
zierung geflissentlich eine Generation komplett außen vor gelassen hat: die der
Kinder und Jugendlichen. Schreibers Konzept jedoch sah ausdrücklich einen
„Generationsvertrag“ nicht zwischen zwei, sondern drei (!) Generationen vor.
Ein Melkschemel mit nur zwei Beinen steht allerdings nicht sehr stabil (um es
vorsichtig auszudrücken…). Eine konsequente Umsetzung der Schreiber´schen
Idee hätte schlichtweg bedeutet, Kinder in der Rentenversicherung zu berück-
sichtigen. Dieser zentrale – von Adenauer ignorierte – Punkt in den von Schrei-
ber vor einem halben Jahrhundert niedergeschriebenen Überlegungen einer
kinderfreundlichen Rentenpolitik ließ an Klarheit nichts zu wünschen übrig und
ist heute mindestens so aktuell wie damals (vgl. ausführlich Schreiber 1955/
2004, insbes. ab S. 23: sog. „Schreiber-Plan“).

Bei der Berücksichtigung der Kinderzahl in der Rentenversicherung käme es
gar nicht so sehr darauf an, wie dies geschieht. So ließe es sich grundsätzlich
sowohl durch geringere Beiträge von Eltern bzw. höhere Beiträge von Kinder-
losen bei den Einzahlungen als auch in Gestalt höherer Auszahlungen für El-
tern bzw. geringerer Auszahlungen für Kinderlose bewerkstelligen (zu einer
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ganzen Reihe möglicher Differenzierungsvarianten vgl. etwa Apolte 1998, ins-
bes. S. 35 ff.). Entscheidend wäre vielmehr, ob bzw. dass es überhaupt ge-
schieht. Denn fest steht: Wer keine Kinder hat, leistet nun einmal einen deut-
lich geringeren Beitrag für die Zukunftsfestigkeit des umlagefinanzierten
Rentensystems als Eltern mit Kindern. Hinzu kommt: Wer keine Kinder groß-
zieht, kann sich während seines aktiven Erwerbslebens nicht nur größerer Kon-
summöglichkeiten erfreuen, sondern (damit) in aller Regel auch noch höhere
Rentenansprüche erwerben. Und diese höheren Ansprüche der Kinderlosen
sollen dann „bedient“ werden ausgerechnet durch die sozialversicherungs-
rechtliche Belastung der erwerbstätigen Kinder anderer, die bereits materielle
Einschränkungen hingenommen haben? Dass hier zwangsläufig etwas aus der
Balance geraten muss, sollte eigentlich selbst ökonomischen Laien dämmern.

Doch auch hier gilt: Die Kenntnis der Zusammenhänge und die grundsätzliche
Einsicht sind das eine, der Mut zur und die Konsequenz bei der politischen
Umsetzung das andere. An konkreten Vorschlägen zu einer Reform des Ren-
tensystems auf Basis der grundsätzlichen Ein- und Ansichten Schreibers aus
den 1950er Jahren hat es nicht gefehlt. Den meisten erging es jedoch so wie
beispielsweise dem Vorschlag einer Pflichtversicherung für Kinderlose über das
Riester-Modell, den das Münchner ifo-Institut unterbreitet hatte (vgl. etwa Sinn
& Werding 2000, S. 20 ff., oder auch Sinn 2005). Die „Beerdigung“ des ifo-
Vorschlags erfolgte nach einem bereits sattsam bekannten Muster: Zunächst
wurde der Vorschlag in der politischen und öffentlichen Debatte heftig kritisiert,
dann diskreditiert, einzelne Protagonisten mitunter gar diffamiert – und schon
war er vom Tisch. Die Moral von der Geschicht´: Ökonomische Einsicht und
praktische Vernunft allein reichen oft nicht. Schade – nicht wenige Verbesse-
rungen zur wirksamen Förderung des Gemeinwohls bleiben so auf der Strecke.

4.3 Familienpolitik im engeren Sinn

Unter der Überschrift „Familienpolitik im engeren Sinn“ soll im Grunde die ge-
samte – beinahe unüberschaubar große und bunte – Palette politischer Maß-
nahmen und Programme zusammengefasst werden, mit denen in Deutschland
versucht wird, Familien zu fördern. An dieser Stelle kann keine umfassende
Evaluierung vorgenommen werden, vielmehr können und sollen lediglich eini-
ge exemplarische Maßnahmen diskutiert werden.

Herauszuheben ist beispielhaft das sog. „Elterngeld“. Dieser Ansatz ist tenden-
ziell positiv zu bewerten. So heißt es etwa bei Bonin et al. (2013 S. 381): „Das
Elterngeld schafft den gewünschten Schonraum im ersten Lebensjahr des Kin-
des und führt danach zu einer frühzeitigeren Rückkehr der Mütter auf den Ar-
beitsmarkt. Väter nehmen sich durch das Elterngeld mehr Zeit für Familie, ihr
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Arbeitsangebot reduziert sich im ersten Lebensjahr des Kindes deutlich. Außer-
dem vermindert sich tendenziell die Hausarbeitszeit von Müttern.“ Aber bei al-
ler Bedeutung einer besseren materiellen Absicherung junger Eltern – es geht
um mehr. Gewiss ist das Potenzial weiterer Möglichkeiten zur wirksamen Ver-
besserung der so wichtigen Balance von Beruf und Familie damit noch nicht
ausgeschöpft.

Hilfreich wären in jedem Fall Ansätze zur Liberalisierung und Destandardisie-
rung des sog. „Betreuungsmarktes“. Es klingt banal, kann aber leider nicht oft
genug erwähnt und unterstrichen werden: KiTas sollten zu Zeiten öffnen,
wenn die Betreuungsangebote gewünscht, gebraucht und auch tatsächlich
nachgefragt werden. Flexibilität ist Trumpf! Die empirische Evidenz des Zusam-
menhangs von guten Kinderbetreuungsangeboten einerseits und der Arbeits-
marktbeteiligung von Frauen andererseits ist jedenfalls eindeutig. Dies betrifft
zum einen die Verfügbarkeit von Kita-Plätzen: „Von allen Leistungen unter-
stützt die Subventionierung der Kinderbetreuung die Vereinbarkeit von Familie
und Beruf am stärksten. Ohne subventionierte Kinderbetreuung wären
100.000 Mütter mit Kindern im Alter zwischen 1 und 3 Jahren nicht erwerbs-
tätig. Insbesondere wird die Erwerbstätigkeit von Müttern mit niedrigen und
mittleren Einkommen unterstützt. Bei einer höheren Verfügbarkeit von Plätzen
oder bei Abschaffung der Elternbeiträge würde das Arbeitsangebot der Mütter
weiter zunehmen“ (Bonin et al. 2013, S. 380). Zum anderen betrifft es die Be-
deutung flexibler Öffnungszeiten: „Zentral für eine bessere Vereinbarkeit von
Familie und Beruf ist ein passgenaues Kinderbetreuungsangebot. Die Berufstä-
tigkeit der Mütter ist das wichtigste Motiv für die Nutzung außerfamiliärer Be-
treuung. Insgesamt sind die Eltern mit den Betreuungseinrichtungen und Schu-
len ihrer Kinder zufrieden. Als größte Nachteile gelten neben den Kosten,
einem eingeschränkten Platzangebot und längeren Wartezeiten auf einen ge-
eigneten Platz zu kurze oder unflexible Öffnungszeiten von Einrichtungen“
(ebd., S. 379).

Zu ganz ähnlichen Befunden kommen Rainer et al. (2013, S. 38), deren Daten
belegen, „dass sich der positive Zusammenhang zwischen Kinderbetreuung
und Arbeitsmarktbeteiligung der Mütter bestätigt, selbst wenn man all die (…)
Unterschiede zwischen der Gruppe von Müttern, die öffentlich geförderte Kin-
derbetreuungsangebote (in Form von Kindertagesstätten und Tagesmüttern/
Tagesvätern) nutzen, und der Gruppe von Müttern, die dies nicht tun, berück-
sichtigt. Mütter, die ihr unter 3-jähriges Kind extern in Kindertagesstätten oder
durch Tagesmütter/Tagesväter betreuen lassen, haben eine um 34,9 Prozent-
punkte höhere Wahrscheinlichkeit, erwerbstätig zu sein, arbeiten im Schnitt
12,17 Stunden pro Woche mehr, verdienen dadurch 697,67 Euro brutto
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(430,20 Euro netto) im Monat mehr als Mütter, die ihr unter 3-jähriges Kind
nicht betreuen lassen.“

Empirische Evidenz gibt es auch in, wenn man so will, „entgegengesetzter
Richtung“, nämlich was mögliche negative Auswirkungen bestimmter familien-
politischer Maßnahmen auf das Arbeitsangebotsverhalten von Frauen betrifft.
Ein anschauliches Beispiel betrifft etwa das sog. Betreuungsgeld, von man-
chem Kritiker als „Herdprämie“ verspottet. Die empirische Evidenz indes liefert
durchaus Hinweise für die Berechtigung dieser Kritik in der Sache. So heißt es
in der diesbezüglichen Untersuchung von Beninger et al. (2009, S. 86): „Be-
trachtet man die simulierten Effekte des Betreuungsgeldes, so ergeben sich
(…) signifikant negative Wirkungen auf das Arbeitsangebot der Mutter und
auf die Nachfrage nach externer Kinderbetreuung. Insbesondere teilzeitbe-
schäftigte Mütter sind bereit, ihre berufliche Tätigkeit aufzugeben (…). Ge-
schätzt beinahe jede zweite der vor Einführung des Betreuungsgeldes Teilzeit
arbeitende Mutter würde sich vom Arbeitsmarkt zurückziehen.“

Diese Beispiele legen zudem nahe, Überlegungen etwa zu (noch) mehr Flexibi-
lisierung der Arbeitszeit etc. nicht etwa einfach am „grünen Tisch“ der Politik,
sondern vielmehr möglichst in enger und rechtzeitiger Abstimmung mit der
Wirtschaft anzustellen, zudem unter Berücksichtigung wissenschaftlicher Ex-
pertise. Dann jedenfalls dürften die Chancen auf Lösungen zu wechselseitigem
Vorteil am größten sein. Einfache, einseitige (und womöglich höchst kostspieli-
ge) Privilegierungen von Eltern qua Gesetz dürften wenig helfen. Vielmehr ist
zu befürchten, dass dann das Gegenteil eintritt und die ergriffenen Maßnah-
men ausgerechnet der eigentlichen Zielgruppe schmerzhaft mittel- und lang-
fristig eher schaden als nützen, spätestens dann jedenfalls, wenn sich die Lage
auf dem Arbeitsmarkt wieder verschlechtert.

5 Handlungsfelder von „Erwerbsbevölkerungspolitik“
im engeren Sinn

Neben den skizzierten Ansätzen und Handlungsfeldern, die darauf abzielen,
wirksam ein Mehr an Geburten in Deutschland zu erreichen, gilt es aber auch,
das Erwerbspersonenpotenzial im engeren Sinne zu pflegen, und zwar quanti-
tativ wie qualitativ. Es geht folglich sowohl darum, zusätzliche Erwerbsperso-
nen zu gewinnen (durch mehr Geburten und mehr qualifizierte Zuwanderung),
als auch darum, die weniger werdenden aktiven Erwerbspersonen so lange, so
effektiv und so effizient wie möglich einsetzen zu können. Auch hier sind ver-
schiedene Ansätze auf unterschiedlichen Ebenen und Handlungsfeldern denk-
bar, die hier ebenfalls nur angedeutet werden können.
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5.1 Zuwanderungs- und Integrationspolitik

Vor mehr als einem Jahrzehnt hat Deutschland die Gelegenheit versäumt, sich
für ein modernes Zuwanderungsrecht zu entscheiden. Vermutlich ist die These
nicht allzu gewagt, dass der Bundesrepublik zumindest ein Teil kontroverser
Diskussionen und diverser Probleme erspart geblieben wäre, wenn wir alle mit-
einander die Chance gehabt hätten, auf der Grundlage bzw. mithilfe eines Ge-
setzes lernen zu können, welches eben nicht primär (und explizit) auf die Be-
grenzung, sondern vielmehr auf die bewusste Steuerung von Zuwanderung
gesetzt hätte. Eine Kommission unter Vorsitz von Rita Süßmuth hatte vor Ver-
abschiedung des Gesetzes ein Konzept vorgelegt, das – besonders bemerkens-
wert – im Grunde von allen beteiligten und sonstigen relevanten Gruppen in
Wirtschaft, Kirche und Gesellschaft in seltener Einmütigkeit begrüßt worden
war. Auf breite Zustimmung war dieses Konzept nicht zuletzt wegen der darin
vorgesehenen „Punkteregelung“ gestoßen, die beispielsweise sog. „klassische“
Einwanderungsländer wie etwa Kanada oder Australien seit langem mit gutem
Erfolg anwenden. Weiterhin bemerkenswert: Das Konzept war derart konsis-
tent und in sich schlüssig, dass die Autoren des Abschlussberichts nicht einmal
vierzig Seiten benötigten, um auf höchst anschauliche Weise die aus Sicht der
Kommission wesentlichen Eckpfeiler und Elemente einer zukunftsgewandten
arbeitsmarktorientierten Zuwanderungs- und Integrationspolitik darzustellen
(vgl. Süßmuth 2001, S. 83–121). Hält man sich demgegenüber das Niveau vor
Augen, mit dem dieses Thema gerade in der jüngeren Vergangenheit mitunter
diskutiert worden ist – allem voran die beinahe täglich anzutreffende Vermi-
schung von Fragen des Zuwanderungsrechts mit solchen des Staatsangehörig-
keits- und allgemeinen Ausländerrechts auf der einen sowie mit jenen des
Asyl- und Flüchtlingsrechts auf der anderen Seite, – dann wird deutlich, welche
Gelegenheit hier versäumt worden ist.

Hinsichtlich einer auch und insbesondere arbeitsmarktorientierten Zuwande-
rungs- und Integrationspolitik hat Deutschland mindestens ein gutes Jahrzehnt
wertvolle Zeit alleine deshalb verloren, weil man glaubte, weiterhin ohne ein
entsprechend ausgestaltetes modernes Zuwanderungsrecht auskommen zu
können. Wirft man einen Blick in die Arbeiten jener Autoren, die sich in den
letzten Jahren bemüht haben, die trotz der etwas misslichen Gesetzeslage
gleichwohl stattgefundene Zuwanderung nach Deutschland in ihre jüngsten
Berechnungen miteinzubeziehen (vgl. etwa Birg 2014, S. 108–114 oder das iw
Köln 2017), dann wird unmissverständlich deutlich, wie gut es Deutschland in
demografischer Hinsicht getan hätte, die dringend notwendige „Frischzellen-
und Verjüngungskür“ bereits ein gutes Jahrzehnt früher begonnen zu haben.
Denn das in den o. g. Quellen vorgelegte Zahlenmaterial dokumentiert eines
unmissverständlich: Die Zuwanderung der letzten Jahre hat das demografische
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Problem in Deutschland zumindest abmildern können; ein wesentlicher Aspekt
ist dabei der Beitrag der Zuwanderer zu einer Verlangsamung des strukturellen
Alterungsprozesses der Bevölkerung in Deutschland. Es versteht sich von
selbst, dass es von der Verlangsamung der Alterung hin zu einer wirksamen
Verjüngung der Bevölkerung ein weiter Weg ist, der einen langen Atem
braucht. Allerdings versteht es sich ebenfalls von selbst, dass dieser weite Weg
desto schneller wird zurückgelegt werden können, je eher und je beherzter er
beschritten wird.

Das Kölner Institut der Deutschen Wirtschaft hat vor kurzem eine neue Bevöl-
kerungsprognose vorgelegt (vgl. Deschermeier 2016), nach der – unter explizi-
ter Berücksichtigung der in den Jahren 2015 und 2016 netto rund 1,5 Millio-
nen nach Deutschland zugewanderten Menschen – der Schrumpfungsprozess
der Bevölkerung in Deutschland nicht nur gestoppt, sondern bereits auf einen
moderaten Wachstumspfad eingeschwenkt sei (siehe Abb. 1).

Offen ist, ob sich diese Prognose bewahrheiten wird. Die Genauigkeit von Pro-
gnosen hängt nicht zuletzt davon ab, wie geeignet die gewählten Prämissen
sind, als wie „robust“ sich diese letztlich erweisen und wie groß die Anzahl je-
ner Faktoren ist, die letztlich auf irgendeine Art und Weise Einfluss auf das tat-
sächliche Geschehen nehmen können. Dieser grundsätzliche Zusammenhang
gilt für alle Arten von Prognosen (Wetterprognosen, Konjunkturprognosen
etc.), also auch für die jüngste Bevölkerungsprognose des IW Köln. Auch hier
kann bzw. muss davon ausgegangen werden, dass die Prognosegüte letztlich
von einer beachtlich großen Zahl unterschiedlicher Einflussfaktoren abhängen
dürfte, über deren konkrete Ausprägung eben lediglich Annahmen getroffen
werden können. Von diesen Annahmen kann niemand mit Gewissheit sagen,
ob sie sich letztlich als zutreffend erweisen werden oder nicht (z. B. hier: An-
nahmen über den tatsächlichen Verbleib der Zugewanderten, hinsichtlich Per-
sonenzahl und konkreter Verweildauer, hinsichtlich Beibehaltung oder Ände-
rung des natürlichen Reproduktionsverhaltens unter den neuen Bedingungen
in Deutschland etc. pp).

Ungeachtet dieser statistischen Probleme steht außer Frage, dass Deutschland
als vom demografischen Wandel betroffenes und wie kaum ein anderes in die
Weltwirtschaft integriertes Land (qualifizierte) Zuwanderung braucht. Gewiss
kann Zuwanderung allein die demografische Lücke nicht schließen. Aber sie
kann immerhin – wie die jüngste Prognose des IW Köln illustriert – einen wich-
tigen Beitrag zur Minderung des Problems leisten. Dies gilt allerdings nur,
wenn die Voraussetzungen dafür geschaffen werden: zunächst und zuvorderst
durch ein modernes Zuwanderungsrecht, das mittels entsprechender Kriterien
klar definiert, welche Arbeits- und Fachkräfte einwandern können. Davon
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strikt zu trennen sind humanitäre Fragen der Aufnahme von Flüchtlingen oder
das Grundgesetz berührende Fragen des Asylrechts. Eine Vermischung und
Überlagerung dieser drei Gebiete (wie insbesondere etwa seit Herbst 2015 im-
mer wieder geschehen) dürfte kaum zur Versachlichung, geschweige denn zur
Vereinfachung beitragen. Hinzu kommt, dass nicht nur das Zuwanderungsre-
gime zu diskutieren ist, sondern auch die tatsächlichen Integrationsbemühun-
gen aller Beteiligten. Viele Menschen, die keineswegs erst in den letzten Mo-
naten zu uns gekommen sind, sondern schon lange in Deutschland leben, zum
Teil gar hier geboren sind, könnten längst weitaus besser integriert sein. Inte-
grationsversäumnisse indes – auch und insbesondere hinsichtlich Ausbildung

Abb. 1: IW-Bevölkerungsprognose [Quelle: IW 2016]

Thomas Brockmeier

278



und Beschäftigung – sind dabei beileibe nicht nur diesen bereits seit längerem
in Deutschland lebenden Menschen („mit Migrationshintergrund“), sondern
vielfach auch der „Mehrheitsbevölkerung“ anzulasten. Aber natürlich geht es
(hier) nicht darum, Schuldige zu suchen, sondern Lösungen zu finden. Nutzen
wir also die Chance, aus Fehlern für die Zukunft zu lernen! Vielleicht hilft hier
(ohne die Herausforderung bagatellisieren oder manchen Erfolg idealisieren zu
wollen) ein Blick auf den Sport – jenen Bereich, in dem Integration in aller Re-
gel gut gelingt. Dort jedenfalls gilt schon lange: „Es zählt nicht, welchen Pass
du hast, sondern welchen Pass du spielst!“

Speziell aus ostdeutscher Perspektive erscheint an dieser Stelle noch ein beson-
derer Hinweis angebracht. Dieser Hinweis betrifft neben dem grundsätzlichen,
ganz Deutschland betreffenden Aspekt des bundesweit gültigen Zuwande-
rungsrechts die Frage der für Zuwanderer, Ausländer, Flüchtlinge, Asylbewer-
ber und Menschen mit Migrationshintergrund offenbar unterschiedlich großen
Attraktivität einzelner Regionen innerhalb Deutschlands. Dabei fällt auf, dass
es offenbar auch in diesem Bereich fast drei Jahrzehnte nach der sog. „Wen-
de“ noch immer eine Art Ost-West-Gefälle gibt: Ostdeutschland ist für nach
Deutschland zuziehende Menschen im Durchschnitt offenbar weniger attraktiv
als die meisten westdeutschen Bundesländer. Das mag mit den in Ostdeutsch-
land im Vergleich noch immer etwas schwierigeren Arbeitsmarktbedingungen
zusammenhängen. Der einzige Grund dürfte dies vermutlich jedoch nicht sein.
Zur Illustration und Dokumentation ließen sich verschiedene Indizien heranzie-
hen. Beispielhaft sei hier lediglich ein Indiz herausgegriffen: die regionale Ver-
teilung der Anträge im Zuge jener Anerkennungsverfahren von beruflichen
und schulischen bzw. akademischen Qualifikationen, die seit wenigen Jahren
auf der Grundlage des neuen „Anerkennungsgesetzes“ möglich geworden
sind (s. Abb. 2).

Die 79 Industrie- und Handelskammern (IHKn) in Deutschland sind die zustän-
digen „Anlaufstellen“ für die Anerkennung im Bereich der gewerblich-techni-
schen und der kaufmännischen Berufe. Die IHKn haben (anders etwa als die
Handwerkskammern, die zuständige „Schwerpunktkammern“ für die verschie-
denen Regionen der Welt gebildet haben) das gesamte Verfahren zentralisiert
und in Nürnberg die gemeinsam getragene Stelle IHK FOSA gegründet, bei der
die Anträge zentral gesammelt und bearbeitet werden (FOSA = Foreign Skills
Approval). Die regionale Verteilung der Anträge auf die Bundesländer lässt die
o. g. Schieflage bei der Ost-West-Verteilung erkennen: In allen fünf sog. neuen
Bundesländern zusammen wurden gerade einmal so viele Anträge gestellt, wie
allein etwa im Stadtstaat Hamburg eingegangen sind.
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5.2 Rentenpolitik II: Aktuelles

Das im Grundsatz bis heute gültige Umlagesystem der gesetzlichen Rentenver-
sicherung wurde Mitte der 1950er Jahre etabliert. Gegenüber damals haben
sich allerdings die Lebenserwartung und damit auch die Rentenbezugsdauer
deutlich erhöht. Rudimentäre Kenntnisse der Grundrechenarten sollten ausrei-
chen, um sich klarzumachen, dass alleine schon deshalb – also auch ohne aus-
drückliche Berücksichtigung der zudem abnehmenden Geburtenrate – die Fi-
nanzierungsgrundlagen nicht ewig die gleichen bleiben können, wenn das
System nicht sehr bald an seine Grenzen stoßen soll. Weniger Beitragszahler
bei mehr Empfängern und längerer Bezugsdauer bedeuten zwingend, sich ent-
scheiden zu müssen: Für das gleiche Auszahlungsvolumen muss der einzelne
der weniger werdenden Beitragszahler mehr einzahlen oder der Auszahlungs-
anspruch des einzelnen sinkt; oder aber es wird die Lebensarbeitszeit verlän-
gert und damit die (relative) Rentenbezugsdauer verkürzt. Der Sachverständi-
genrat zur Begutachtung der wirtschaftlichen Entwicklung – der sog. „Rat der
Weisen“ – hat dies in seinem jüngsten Jahresgutachten (SVR 2016/2017,
S. 293) noch einmal deutlich unterstrichen: „Das Umlageverfahren ist (…) stark
von demografischen Veränderungen abhängig. Mittelfristig kann es in Deutsch-
land nur funktionsfähig bleiben, wenn das Sicherungsniveau abgesenkt wird
oder Beitragssatz, Lebensarbeitszeit oder Bundeszuschüsse angehoben wer-
den. Eine Kombination verschiedener Maßnahmen ist möglich.“

Abb. 2: IHK-FOSA (Foreign Skills Approval): Anträge bis August 2017 nach Bundesländern [Quelle:
IHK-FOSA (Antragsstatistik zum 31.08. 2017)]
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Jüngst entschieden allerdings hat sich die Politik für eine Maßnahme, die vom
Sachverständigenrat gewiss nicht für „möglich“ gehalten worden sein dürfte:
für die sog. „Rente mit 63“. Vor dem Hintergrund der erst wenige Jahre zuvor –
mit guten Gründen – eingeführten „Rente mit 67“ und den entsprechenden
Bemühungen, ältere Arbeitnehmer/-innen möglichst lange im Erwerbsleben zu
halten (z. B. über Förderung mittels sog. „Ü50-Programme“ etc.), fehlen einem
im Grunde die Worte. „Rein in die Kartoffeln, raus aus den Kartoffeln“ – so
hätte meine geliebte Großmutter dies vermutlich kommentiert. Walter Eucken,
einer der geistigen Väter der Sozialen Marktwirtschaft, hätte – in etwas ande-
rer Diktion – einen Verstoß gegen sein Postulat der „Konstanz der Wirtschafts-
politik“ beklagt, denn auf die beschriebene Weise wird eines seiner „konstitu-
ierenden Prinzipien der Wettbewerbsordnung“ verletzt. Die damit im Grunde
zwangsläufig zu befürchtenden negativen Folgen für Erwartungsbildung und
Verhaltensänderungen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern bringen Kallweit
& Kohlmeier (2014, S. 26) wie folgt auf den Punkt: Die Herabsetzung des Ren-
teneintrittsalters auf 63 Jahre setze „ein irritierendes Zeichen in einer Phase, in
der gerade erst damit begonnen wurde, die Regelaltersgrenze schrittweise an-
steigen zu lassen und so das tatsächliche Rentenzugangsalter entsprechend zu
erhöhen. So wäre es keineswegs verwunderlich, wenn Versicherte sowie Ar-
beitgeber den politischen Willen, die Regelaltersgrenze tatsächlich anzuheben,
anzweifeln und in der Folge Weiterbildungsaktivitäten und Gesundheitspräven-
tion, die für eine längere Erwerbsphase unabdingbar sind, vernachlässigen.
Dies wäre fatal.“ Dem ist nichts hinzufügen.

5.3 Sonstiges

Selbstverständlich muss es in Sachen „Erwerbsbevölkerungspolitik im engeren
Sinne“ mit den beiden zuletzt genannten Bereichen der Zuwanderungs- sowie
(erneut) der Rentenpolitik keineswegs sein Bewenden haben. Der als Beschrän-
kung für den vorliegenden kurzen Beitrag vorgegebene redaktionelle Rahmen
indes machte es notwendig, sich auf einige wenige Politikbereiche zu be-
schränken. Erwähnt bzw. gestreift sei jedoch abschließend zumindest noch
der Bereich der (Berufs-)Bildungspolitik als weiteres mögliches Handlungsfeld
(vgl. sehr anschaulich etwa Clement 2017). Hier würde es u. a. darum gehen,
(Aus)Bildungszeiten – selbstverständlich ohne Qualitätsverlust – zu reduzieren,
etwa durch bessere Übergangsregime; denken ließe sich in diesem Zusammen-
hang daran, die allgemeine Durchlässigkeit in alle Richtungen zu erhöhen so-
wie Leistungen besser und einfacher anzurechnen. Ferner wäre es hilfreich und
geboten, die Quoten von Ungelernten zu reduzieren; sinnvoll in diesem Zu-
sammenhang wären etwa kreative und zielgerichtete Reformen des Über-
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gangssystems, mehr individuelle sozialpädagogische Begleitung in Schulen
oder auch Stützunterricht mit Abschluss- und Anschlussorientierung.

6 Fazit

Es gibt keinen Grund, sich dem Phänomen des demografischen Wandel ge-
genüber zu verhalten wie das Kaninchen vor der Schlange! Wir sind ihm nicht
hilflos ausgeliefert, im Gegenteil: Es gibt eine ganze Reihe von Möglichkeiten,
um gegenzusteuern. Die im vorliegenden Beitrag skizzierten Ansatzpunkte zei-
gen einige dieser Möglichkeiten auf. Wenn diese ernst genommen, politisch
gewollt und konsequent umgesetzt werden, dann lässt sich der demografische
Wandel in Deutschland wandeln.
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Wirkungen von Migration und Flucht auf
demografische Entwicklungen. Herausforderungen
und Chancen für die neuen Bundesländer

Christian Vogel

Abstract

Die demografische Entwicklung in den ostdeutschen Bundesländern wird seit
geraumer Zeit als gesellschafts- und wirtschaftspolitische Herausforderung
adressiert. Zuwanderung gilt vor diesem Hintergrund als eine potenzielle Lö-
sungsstrategie. Der vorliegende Beitrag versucht, die Chancen und Herausfor-
derungen für die Integration von Migranten/-innen in den Ausbildungs- und
Arbeitsmarkt in den Blick zu nehmen, wobei insbesondere auf die in den letz-
ten Jahren zugewanderten Geflüchteten fokussiert wird. Auf Basis dieser Ana-
lyse werden zum Schluss Gelingensbedingungen für die heterogenitätssensible
Gestaltung des beruflichen Aus- und Weiterbildungssystems formuliert.

1 Einleitung

Moderne Gesellschaften sind mehr denn je von Vielfalt geprägt. Aus moderni-
sierungstheoretischem Blickwinkel wird der postindustriellen Gesellschaft in
diesem Sinne ein umfassender Strukturwandel mit einschneidenden Auswir-
kungen auf Denk- und Wertesysteme, Wissenschaftssysteme, ökonomische
Strukturen, Arbeits- und Produktionsprozesse, politische Partizipationsprozesse,
Biografien und Lebensweisen attestiert (vgl. Beck 1986, S. 115 ff.). Dementspre-
chend sind Individuen und Institutionen gleichermaßen damit konfrontiert, sich
dem Umgang mit Vielfalt neu anzunähern. Dies gilt im Grunde für alle gesell-
schaftlichen Funktionsbereiche wie beispielsweise das Bildungssystem, das Be-
schäftigungssystem oder das politische System. Vor dem Hintergrund dieses
Selbstverständnisses gilt es, Konzepte zu entwickeln, die den Anforderungen
einer zunehmend heterogenen Gesellschaft Rechnung tragen und den ent-
sprechend sehr unterschiedlichen individuellen Herausforderungen mit Blick
auf eine gesellschaftliche Teilhabe gerecht werden.

Für die Innovationsfähigkeit der deutschen Wirtschaft ist Migration längst ein
bedeutendes Thema. Dies gilt im engeren Sinne vor dem Hintergrund der zu
erwartenden Fachkräfteengpässe in einigen Wirtschaftsbereichen infolge der
demografischen Entwicklung. Die neuen Bundesländer stellen diesbezüglich ei-
nen Sonderfall dar. So sind hier einerseits viele Regionen in besonderem Maße
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vom demografischen Wandel betroffen, was zumindest einige Unternehmen
mit Blick auf die Besetzung von Ausbildungsplätzen und die Akquise von Fach-
kräften bereits heute vor immense Herausforderungen stellt. Andererseits fehlt
es in den ostdeutschen Bundesländern an einer „gesellschaftlichen Tradition“
im Umgang mit Zugewanderten, in deren Folge Migranten/-innen weiterhin
mit individuellen und strukturellen Barrieren beim Zugang zum Ausbildungs-
und Arbeitsmarkt konfrontiert sind. Daher stellen sich im weiteren Sinne ge-
sellschaftspolitische Fragen hinsichtlich der Wahrnehmung von Migranten/-in-
nen. Notwendig scheint hier ein Perspektivwechsel in der Integrationsdebatte,
der die Potenziale von Zugewanderten stärker in den Blick nimmt und dem-
entsprechend Migranten/-innen nicht mehr ausschließlich als soziale Herausfor-
derung und hilfebedürftig betrachtet.

Ausgangspunkt des vorliegenden Beitrages stellt zunächst eine Auseinander-
setzung mit der Situation von Migranten/-innen mit Blick auf den Arbeits- und
Ausbildungsmarkt dar, wobei die neuen Bundesländer im Zentrum der Be-
trachtung stehen. Dazu erfolgt ein kurzer migrationshistorischer Abriss, der be-
reits Hinweise auf die migrationsspezifischen Besonderheiten in Ostdeutsch-
land aufdeckt. Ferner sollen statistische Daten einen belastbaren Einblick in die
aktuelle Bedeutung von Migranten/-innen am Ausbildungs- und Arbeitsmarkt
liefern. Dabei wird – insofern die Datenlage dies zulässt – auf die besonderen
Herausforderungen eingegangen, die sich im Zusammenhang mit der Integra-
tion von Geflüchteten in den Arbeitsmarkt sowie das Aus- und Weiterbildungs-
system herauskristallisieren. Der Fokus wird dabei sowohl auf individuelle als
auch strukturelle Barrieren beim Zugang zum Arbeitsmarkt und zum Bildungs-
system gelegt. Gleichzeitig werden die Potenziale von Geflüchteten für das Aus-
bildungs- und Wirtschaftssystem der neuen Bundesländer herausgearbeitet. Im
Sinne eines Ausblicks sollen zum Schluss erfolgsversprechende Gelingensbedin-
gungen für die heterogenitätssensible Gestaltung des Aus- und Weiterbil-
dungssystems auf unterschiedlichen Ebenen formuliert werden.

2 Ausgangslage: Migration als Randphänomen in den
neuen Bundesländern?

Migration spielte in der deutschen Geschichte von jeher eine bedeutende Rolle.
Bezogen auf die Zeit nach 1945, unterscheiden sich die beiden infolge des
Zweiten Weltkriegs hervorgegangenen deutschen Staaten hinsichtlich ihrer mi-
grationsspezifischen Historie bis zur Wiedervereinigung Deutschlands allerdings
immens.
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Der bereits in den 1950er Jahren einsetzende wirtschaftliche Aufschwung in
der BRD und der damit einhergehende zunehmende Bedarf an Arbeitskräften
veranlasste die damalige Bundesregierung dazu, eine aktive Anwerbepolitik
ausländischer Arbeitskräfte voranzutreiben. Dies erfolgte über sog. Anwerbe-
abkommen, die bilateral mit unterschiedlichen Staaten abgeschlossen wurden.
Die ersten Abkommen dieser Art wurden 1955 mit Italien und 1960 mit Spanien
und Griechenland ratifiziert. In den 1960er Jahren wurde die Anwerbepolitik
der BRD durch entsprechende Abkommen mit der Türkei, Marokko, Portugal,
Tunesien und dem damaligen Jugoslawien ausgeweitet. Auch die DDR betrieb
eine gezielte Anwerbung ausländischer Arbeitskräfte zur Linderung des Ar-
beitskräftemangels und der Produktionsauslastung. Die sog. „Vertragsarbeiter“
wurden ab den 1960er Jahren aus ideologisch verbündeten Ländern wie Viet-
nam, Mosambik, Kuba oder Angola rekrutiert. Ferner erfolgte auch in der DDR
eine – vor allem durch politische Erwägungen im Zuge des Ost-West-Konfliktes
geprägte – Aufnahme politischer Flüchtlinge bspw. aus Chile, Nicaragua oder
Griechenland bzw. der Zuzug von Studierenden und Auszubildenden aus den
sog. kommunistischen Bruderstaaten.

Ähnlichkeiten zwischen der Anwerbepolitik der BRD und der DDR lassen sich
im Grunde nur mit Blick auf deren temporäre Anlage ausmachen (vgl. Vogel
2016, S. 31). So war die Arbeitskräftezuwanderung in beiden Staaten explizit
zeitlich begrenzt vorgesehen, womit vor allem das politische Signal an die
Mehrheitsbevölkerung verbunden war, dass der überwiegende Teil der Gast-
bzw. Vertragsarbeiter wieder in seine Heimat zurückkehren würde. Schon die
Umsetzungspraxis und die daraus resultierende gesellschaftspolitische Realität
unterschieden sich allerdings in hohem Maße.

Obwohl die Gastarbeiter in der BRD zunächst häufig von der Bevölkerung se-
pariert in Sammelunterkünften lebten, wurde bereits in den 1970er Jahren
deutlich, dass seitens des Staates keine konsequenten Rückführmaßnahmen
umgesetzt werden würden. Die inzwischen langjährigen Aufenthalte der Gast-
arbeiter führten dazu, dass viele ihre Familien nachholten. Zudem wurde die
Rekrutierung von ausländischen Arbeitskräften in dieser Zeit nochmals ver-
stärkt. Infolgedessen entfachte sich erstmalig eine breite gesellschaftliche De-
batte um Integrationsprobleme und es entstanden – zunächst vorrangig auf
kommunaler Ebene – erste Maßnahmen einer aktiven Integrationsförderung.
Zudem nahmen die Berührungspunkte zwischen einheimischer und zugezoge-
ner Bevölkerung im Alltag (z. B. während der Arbeit, im Wohnviertel) sukzessive
zu. Die Vertragsarbeiter in der DDR galten gegenüber ihren Arbeitskollegen
zwar offiziell als gleichgestellt, erfuhren aber in der Realität eine Sonderbe-
handlung (vgl. ebd.). Faktisch stellten Kontakte zwischen DDR-Bürgern und
Zugewanderten bis zur Wiedervereinigung eine Ausnahme dar, da die Vertrags-
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arbeiter i. d. R. isoliert von der Bevölkerung in eigenen Wohnheimen unterge-
bracht wurden und in separaten Schichten arbeiteten. Dies galt gleichermaßen
für die ohnehin geringe Anzahl an ausländischen Studierenden bzw. Auszubil-
denden. Letztlich muss konstatiert werden, dass die Parolen von Völkerfreund-
schaft und friedlicher Koexistenz vor allem als politische Propaganda fungier-
ten, die mit der Lebenswirklichkeit der DDR-Bevölkerung wenig zu tun hatte.

Im Vergleich zwischen der BRD und der DDR unterschied sich der Zuzug von
Migranten/-innen insbesondere hinsichtlich der quantitativen Größenordnung.
So markierte das Jahr 1970 mit über einer Million Eingewanderten den Höhe-
punkt der bundesrepublikanischen Anwerbepolitik (vgl. ebd.). Demgegenüber
fand in der DDR im gleichen Zeitraum keine annähernd vergleichbare Anwer-
bung von Arbeitskräften statt, sodass der Anteil an Zugewanderten im Verhält-
nis zur Gesamtbevölkerung bis zuletzt als marginal bezeichnet werden kann
(vgl. Kindelberger & Weiss 2007, S. 36 f.). Während die absolute Anzahl an
ausländischer Bevölkerung 1990 auf dem Gebiet der BRD etwa 5,5 Mio. Perso-
nen betrug, lebten zum Zeitpunkt der Wiedervereinigung etwa 200.000 Aus-
länder in der DDR (vgl. ebd., S. 33).

Die unterschiedliche Migrationsgeschichte und die damit einhergehende ge-
sellschaftliche Auseinandersetzung mit Zuwanderung machen sich bis heute
bemerkbar. Allein der Vergleich der Bevölkerungsanteile von Personen mit Mi-
grationshintergrund im Verhältnis zur Gesamtbevölkerung zwischen den östli-
chen und den westlichen Bundesländern verdeutlicht ein immenses Ost-West-
Gefälle, wobei Berlin eine Sonderrolle einnimmt (vgl. Abb. 1). Während der
Anteil von Personen mit direkter oder indirekter Migrationsgeschichte in West-
deutschland durchschnittlich bei nahezu 25 Prozent liegt, beträgt dieser in
Ostdeutschland lediglich etwas mehr als fünf Prozent. Zudem lassen sich Diffe-
renzen mit Blick auf die wesentlichen Herkunftsregionen der migrantischen Be-
völkerung feststellen. Während die größten Bevölkerungsgruppen mit Migra-
tionshintergrund in Westdeutschland türkische, griechische oder italienische
Wurzeln haben, stammen die meisten in Ostdeutschland lebenden Migran-
ten/-innen aus Vietnam, der Russischen Föderation, der Ukraine oder Polen.

Wesentlich entscheidender scheinen allerdings die Unterschiede im gesell-
schaftlichen Umgang mit Migration zu sein. Während in Westdeutschland der
gesellschaftspolitische Diskurs um Migration und Integration spätestens seit
den 1970’er Jahren zunehmend geführt werden konnte (und musste), fand
eine derartige gesellschaftliche Auseinandersetzung in Ostdeutschland faktisch
bis zur Wiedervereinigung nicht statt. Aber auch nach der Wiedervereinigung
verpassten es die politischen Entscheidungsträger insb. in den ostdeutschen
Bundesländern, die gesamtgesellschaftliche Diskussion in der notwendigen In-
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tensität zuzulassen und zu stimulieren, obwohl sich bezogen auf die gesamte
Bundesrepublik seit 1990 die gesellschaftspolitische Auseinandersetzung mit
Fragen der Zuwanderung und Integration deutlich weiterentwickelt hat (politi-
scher Paradigmenwechsel: Wandel zum Einwanderungsland). Infolge dessen
hat sich vor dem Hintergrund der aktuellen Debatte um den Zuzug von Ge-
flüchteten die Ost-West-Disparität mit Blick auf die Willkommenskultur in den
letzten Jahren sogar noch verschärft. So stellt die Untersuchung zur Willkom-
menskultur im „Stresstest“ der Bertelsmann Stiftung fest, dass in den ostdeut-
schen Bundesländern entgegen dem Bundestrend die Skepsis gegenüber Ein-
wanderung in den letzten Jahren zugenommen hat (vgl. Bertelsmann Stiftung
2017, S. 6). Wie die nachfolgende Abbildung zeigt, stehen die Menschen in
Westdeutschland Eingewanderten im Allgemeinen und Geflüchteten im Be-
sonderen mehrheitlich positiv gegenüber, während die ostdeutsche Bevölke-
rung Zuwanderung deutlich skeptischer beurteilt (vgl. Abb. 2).

Insgesamt macht die historische Analyse einerseits deutlich, dass sich die ost-
deutschen Bundesländer sowohl hinsichtlich des Umfangs der migrantischen
Bevölkerung als auch der gesellschaftlichen Wahrnehmung von Migrations-
und Integrationsprozessen bis heute deutlich von den westdeutschen Bundes-
ländern unterscheiden. Die Migrationsgeschichten der beiden deutschen Staa-

Abb. 1: Anteil der Bevölkerung mit Migrationshintergrund [Quelle: Statistisches Bundesamt 2016]
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ten nach dem Zweiten Weltkrieg bis zur Wiedervereinigung liefern dafür eine
Reihe von Begründungen. Andererseits ist Migration spätestens seit 1990 für
die östlichen Bundesländer kein Randphänomen mehr. Schließlich hat sich der
Anteil der Bevölkerung mit Migrationshintergrund seitdem in Ostdeutschland
verfünffacht. Vor diesem Hintergrund liegt die entscheidende Diskrepanz in der
gesamtgesellschaftlichen Auseinandersetzung mit Zuwanderung, die zumin-
dest in den zwei Nachwendejahrzehnten vor allem aus politischer Perspektive
scheinbar nicht vehement genug eingefordert wurde.

3 Situation von Migrantinnen und Migranten
am Arbeitsmarkt

In den letzten Jahren entwickelte sich der Arbeitsmarkt in Deutschland insge-
samt sehr positiv. So bescheinigt das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung (IAB) in seiner aktuellen Einschätzung zur wirtschaftlichen Lage, dass
die Beschäftigung weiter deutlich steigt und die Arbeitslosigkeit abnimmt (vgl.
IAB 2017, S. 1). Dies wirkt sich gleichermaßen positiv auf die Beteiligung von
Migrantinnen und Migranten am Arbeitsmarkt aus. Die Analyse des Arbeits-
marktes mit Blick auf die ausländische Bevölkerung der Bundesagentur für Ar-
beit zeigt, dass die Beschäftigungsquote seit 2009 kontinuierlich stieg, wäh-
rend die Arbeitslosenquote im gleichen Zeitraum sank (vgl. Bundesagentur für
Arbeit 2014). Diese Entwicklung trifft für die ostdeutschen Bundesländer in be-
sonderem Maße zu (vgl. ebd.). Vor diesem Hintergrund attestiert der Sachver-
ständigenrat deutscher Stiftungen für Migration und Flüchtlinge (SVR) Deutsch-

Abb. 2: Willkommenskultur gegenüber Einwanderern und Flüchtlingen [Quelle: Bertelsmann Stif-
tung 2017, S. 8]

Christian Vogel

290



land einen erfolgreichen Wandel zu einem modernen Einwanderungsland (vgl.
SVR 2015).

Ungeachtet dessen muss bei differenzierter Betrachtung konstatiert werden,
dass Migranten/-innen hinsichtlich ihrer Integration in den Arbeitsmarkt vergli-
chen mit Personen ohne Migrationshintergrund weiterhin deutlich benachtei-
ligt sind. So weist die Statistik der Bundesagentur für Arbeit für die gesamte
Bundesrepublik im Berichtszeitraum 2016 eine Arbeitslosenquote von 5,2 Pro-
zent aus (vgl. Statistik der Bundesagentur für Arbeit 2016). Mit 15,3 Prozent
war diese bei Ausländern im gleichen Jahr dreimal so hoch (vgl. ebd.). Auch
wenn sich die Zugangsmöglichkeiten zum Arbeitsmarkt für Zugewanderte je
nach Herkunft, Alter, Aufenthaltsdauer und Qualifikationsstruktur mitunter si-
gnifikant unterscheiden, haben Migranten/-innen in Deutschland generell –
wie in vielen anderen Ländern – schlechtere Arbeitsmarktchancen als Frauen
und Männer ohne Migrationshintergrund (vgl. Höhne & Schulze-Buschoff
2015, S. 353).

Bei gesonderter Betrachtung der ostdeutschen Bundesländer wird deutlich,
dass die Arbeitsmarktintegration von Zugewanderten dort eine besondere He-
rausforderung darstellt. (vgl. Abb. 3) Einerseits liegt die Arbeitslosenquote mit
durchschnittlich 8,3 Prozent (Ostdeutschland ohne Berlin) insgesamt über dem
bundesdeutschen Durchschnitt, was darauf hindeutet, dass die Arbeitsmarktsi-
tuation etwas fragiler ist als in den meisten westdeutschen Bundesländern (vgl.
Statistisches Bundesamt 2016). Dementsprechend schwierig stellt sich die Be-
teiligung am Arbeitsmarkt für Zugewanderte dar. Mit einer Arbeitslosenquote
von durchschnittlich 26,6 Prozent ist im Grunde jeder vierte Ausländer in den
östlichen Bundesländern als arbeitssuchend gemeldet.

Wie bereits angedeutet, determinieren sowohl strukturelle als auch individuelle
Faktoren die Arbeitsmarktchancen von Zugewanderten. Daher verwundert es
kaum, dass die insgesamt ungünstigen Bedingungen hinsichtlich des Zugangs
zum Arbeitsmarkt für die Gruppe der Geflüchteten noch einmal deutlich stär-
ker zum Tragen kommen. Einerseits wird der Zugang zum deutschen Arbeits-
markt durch gesetzliche Regelungen eröffnet bzw. behindert, die sich an der
Staatsbürgerschaft festmachen (vgl. Höhne & Schulze-Buschoff 2015, S. 364).
Während EU-Ausländer aufgrund des Rechts auf Freizügigkeit die Möglichkeit
haben, uneingeschränkt in einem anderen EU-Land zu leben und zu arbeiten,
ist der Arbeitsmarktzugang für Drittstaatsangehörige durch unterschiedliche
Regelungen schwieriger. Ohne an dieser Stelle im Detail auf die Zugangsbedin-
gungen zum Arbeitsmarkt eingehen zu können, lässt sich allgemein sagen,
dass die Möglichkeit der Aufnahme einer Beschäftigung vor allem vom Her-
kunftsland und vom Aufenthaltsstatus einer Person abhängt. Gleichzeitig darf
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in dem Zusammenhang nicht unerwähnt bleiben, dass die Zugangsregeln in-
folge der außergewöhnlich hohen fluchtbedingten Zuzugszahlen im Jahr 2015
zum Teil grundlegend angepasst wurden. Dementsprechend erhalten Geflüch-
tete aus bestimmten Herkunftsländern (z. B. Syrien, Irak) vergleichsweise schnell
und unkompliziert Zugang zum Arbeitsmarkt, während die Regulierungen für
Zugewanderte aus sog. sicheren Herkunftsstaaten (z. B. Albanien, Kosovo)
deutlich restriktiver sind. Insgesamt gesehen hat Deutschland die Zugangsrege-
lungen zum Arbeitsmarkt für Geflüchtete durch deren Neujustierung – auch im
Vergleich zu anderen europäischen Staaten – deutlich liberalisiert. Ziel war es,
mittels einer Reduzierung der Wartefrist die Zeit der erzwungenen Inaktivität
zu verkürzen und damit den Integrationsprozess zu erleichtern (vgl. Bertels-
mann Stiftung 2016, S. 3). Abgesehen von institutionellen Beschränkungen
spielen für die erfolgreiche Arbeitsmarktintegration andererseits individuelle
Voraussetzungen eine entscheidende Rolle. Nachteile ergeben sich für Geflüch-
tete u. a. aufgrund von fehlenden bzw. nicht-anerkannten berufsspezifischen
Qualifikationen, unzureichenden Sprachkenntnissen, psychischen Traumatisie-
rungen, Mangel an berufsspezifischer Arbeitserfahrung und fehlenden Kenntnis-
sen des Arbeitsmarkts im Aufnahmeland (vgl. Bertelsmann Stiftung 2016, S. 2).

Abb. 3: Arbeitslosenquoten 2016 [Quelle: Statistisches Bundesamt 2016]
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Durch das Zusammenwirken dieser Faktoren stellt die Integration von Geflüch-
teten in den Arbeitsmarkt eine besondere Herausforderung dar (vgl. Abb. 4).
Wie die Ergebnisse der aktuellen Flüchtlingsstudie1 des Bundesamtes für Mi-
gration und Flüchtlinge (BAMF) zeigen, sind lediglich etwas mehr als ein Drittel
der Befragten erwerbstätig. Immerhin neun Prozent befinden sich aktuell in
Ausbildung. Die Hälfte der Geflüchteten gab an, nach einer Arbeit oder einer
Ausbildung zu suchen bzw. nicht erwerbstätig zu sein.

Abb. 4: Lebenssituation nach ausgewählten Herkunftsländern [Quelle: Worbs & Bund 2016, S. 7]

Zusammenfassend lässt sich konstatieren, dass Migranten/-innen in Deutsch-
land hinsichtlich ihres Zugangs zum Arbeitsmarkt häufiger Schwierigkeiten ha-
ben als Personen ohne Migrationshintergrund. Bei genauerer Betrachtung der
vorliegenden amtlichen Daten muss allerdings auch innerhalb dieser Gruppe
differenziert werden. So sind insbesondere Geflüchtete aufgrund ungünstiger
struktureller und individueller Voraussetzung deutlich häufiger nicht erwerbstä-
tig. Darüber hinaus scheinen die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen diesen
Effekt zu verstärken. Dies zeigt sich daran, dass Migranten/-innen in struktur-

1 Die BAMF-Flüchtlingsstudie 2014 konzentriert sich auf Asylberechtigte und anerkannte Flücht-
linge aus den sechs Herkunftsländern Afghanistan, Eritrea, Irak, Iran, Sri Lanka und Syrien.
Drei der sechs Herkunftsländer werden vertieft betrachtet (Afghanistan, Irak, Syrien), da diese
Länder momentan besonders stark im Fokus des Asylgeschehens in Deutschland und damit
auch in der politischen Debatte stehen (vgl. Worbs & Bund 2016, S. 2). Beim überwiegenden
Teil der Befragten liegt die Asylantragstellung im Zeitraum von 2009 bis 2012 bzw. später.
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schwachen Regionen in besonderem Maße Probleme haben, erfolgreich am
Arbeitsmarkt zu partizipieren. Die im gesamtdeutschen Vergleich wesentlich
höheren Arbeitslosenquoten von Ausländern in Ostdeutschland unterstreichen
diese Annahme.

4 Migration als Herausforderung und Potenzial für den
ostdeutschen Arbeitsmarkt

Vor dem Hintergrund der demografischen Entwicklung in Deutschland ist die
Frage des daraus resultierenden Fachkräftemangels in der öffentlichen Diskus-
sion omnipräsent (vgl. Bußmann 2015, S. 6). Vor allem in Ostdeutschland signa-
lisieren die Arbeitgeber seit einigen Jahren, dass die Besetzung offener Stellen
zunehmend schwerer fällt. Bei genauer Betrachtung wird allerdings deutlich,
dass die ostdeutschen Bundesländer im gesamtdeutschen Vergleich nicht im
besonderen Maße von Fachkräfteengpässen betroffen sind. Keinesfalls kann
per se von einem flächendeckenden Fachkräftemangel gesprochen werden.
Vielmehr hängt die Fachkräftesituation im Detail von unterschiedlichen Fakto-
ren wie der betrachteten Berufsgattung, des betrachteten Qualifikationsni-
veaus, der jeweiligen regionalen Wirtschafts- sowie Bevölkerungsstruktur ab.

Ungeachtet dessen verbreitete sich im Lichte der hohen Zuwanderungszahlen
der vergangenen Jahre schnell die Hoffnung, dass die Geflüchteten den Fach-
kräftemangel in Deutschland lindern könnten. Ebenso differenziert wie der
Fachkräftebedarf an sich muss allerdings auch das Potenzial von Flüchtlingen
für den (ostdeutschen) Arbeitsmarkt betrachtet werden. Aus quantitativer Per-
spektive wird aus der Analyse der vorhandenen Daten deutlich, dass die abso-
lute Anzahl der für den Arbeitsmarkt zur Verfügung stehenden Geflüchteten –
zumindest zum aktuellen Zeitpunkt – nicht überschätzt werden darf (vgl.
Abb. 5). Laut Migrations-Monitor der Bundesagentur für Arbeit sind in den
ostdeutschen Bundesländern (ohne Berlin) aktuell insgesamt 59.905 Geflüch-
tete als arbeitssuchend gemeldet (vgl. Statistik der Bundesagentur für Arbeit
2017). Dies entspricht einem Anteil von weniger als sieben Prozent aller ar-
beitssuchend gemeldeten Personen und liegt deutlich unter dem bundeswei-
ten Durchschnitt.

Für die verhältnismäßig geringe Anzahl an arbeitssuchenden Geflüchteten in
Ostdeutschland lassen sich unterschiedliche Gründe ausmachen. Einerseits er-
folgt die Verteilung von Geflüchteten auf die Bundesländer nach dem sog.
„Königsteiner Schlüssel“. Über dieses Verfahren wird in Abhängigkeit von
Steuereinnahmen und Einwohnerzahl geregelt, wie viele Asylsuchende ein
Bundesland aufnehmen muss. Dementsprechend ist die absolute Anzahl an
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Asylbewerberinnen und -bewerbern in den ostdeutschen Bundesländern insge-
samt vergleichsweise gering. Zudem befindet sich der Großteil der seit 2014
zugewanderten Asylsuchenden aktuell noch in Integrations- und Sprachkursen
bzw. nimmt an Bildungsangeboten zur beruflichen Orientierung, Berufsvorbe-
reitung sowie Ausbildungsförderung (sog. Übergangsbereich) teil (vgl. Bundes-
institut für Berufsbildung 2017, S. 428 ff).

Auch unter qualitativen Gesichtspunkten ist das proklamierte Potenzial Geflüch-
teter zur Linderung des Fachkräftebedarfs in den ostdeutschen Bundesländern
mit Vorsicht zu genießen. Laut dem aktuellen Gutachten zur regionalen Fach-
kräftesituation und Mobilität des Instituts der deutschen Wirtschaft in Köln (IW)
zeichnet sich für Ostdeutschland ein Nachfrageüberhang für Fachkräfte sowie
insbesondere für Spezialisten ab (vgl. Institut der deutschen Wirtschaft Köln
e. V. 2017, S. 15 f.). Wird demgegenüber das Anforderungsniveau der Zielberu-
fe für arbeitssuchende Geflüchtete betrachtet, zeigt sich, dass der überwiegen-
de Teil der Geflüchteten (60 Prozent) über berufliche Qualifikationen verfügt,
die als Anforderung für Helferberufe formuliert werden (vgl. Abb. 6). In diesem
Bereich liegen die Engpassquoten in Ostdeutschland allerdings mehrheitlich
unter zwei Prozent, d. h. die Betriebe haben im Wesentlichen keine Probleme,
entsprechend vorhandene Stellen zu besetzen (vgl. Institut der deutschen Wirt-
schaft Köln e. V. 2017, S. 13). Lediglich 23 Prozent der als arbeitssuchend regis-
trierten Flüchtlinge sind – zumindest formal – für berufliche Tätigkeiten auf
dem Niveau von Fachkräften bzw. Spezialisten oder Experten qualifiziert. Bei
immerhin 17 Prozent ist unklar, welches Qualifikationsniveau vorliegt, was
bspw. auf fehlenden Qualifikationsnachweise zurückgeführt werden kann.

Abb. 5: Anzahl an arbeitssuchend gemeldeten Personen [Quelle: Statistik der Bundesagentur für
Arbeit 2017]
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Abb. 6: Qualifikationsniveau der Zielberufe für arbeitssuchende Geflüchtete [Quelle: Statistik der
Bundesagentur für Arbeit 2017]

Ungeachtet dessen lassen sich zwei Aspekte nennen, die durchaus als Indizien
für das Potenzial von Geflüchteten mit Blick auf den ostdeutschen Arbeits-
markt interpretiert werden können. Dies betrifft einerseits die Altersstruktur
der Zugewanderten. Wie das IW Gutachten zeigt, sind die Unternehmen in
den ostdeutschen Bundesländern in besonderem Maße damit konfrontiert,
dass ein großer Teil der Belegschaft in den kommenden Jahren aus dem Er-
werbsleben ausscheiden wird. Hinsichtlich des resultierende Ersatzbedarfs an
Arbeitskräften besteht in Ostdeutschland ein besonderer Handlungsbedarf, da
vielerorts deutlich mehr ältere Beschäftigte in Rente gehen als Jüngere nachrü-
cken werden (vgl. Institut der deutschen Wirtschaft Köln e. V. 2017, S. 20 f.). Im
Vergleich dazu sind die Geflüchteten wesentlich jünger als die Bevölkerung
ohne Migrationshintergrund. So liegt das Durchschnittsalter der Flüchtlinge aus
den aktuell im Fokus der Flüchtlingsbewegung stehenden Herkunftsländern
mit 34,8 Jahren etwa 10 Jahre unter dem Bundesdurchschnitt und 13 Jahre
unter dem Altersdurchschnitt in den ostdeutschen Bundesländern (vgl. Worbs
& Bund 2016, S. 3). Mit Blick auf die erwerbsfähige Bevölkerung zeigt sich,
dass zwei Drittel (66 Prozent) der arbeitssuchend gemeldeten Geflüchteten
zwischen 15 und 35 Jahren alt ist (vgl. Abb. 7). Weitere 20 Prozent liegen mit
einem Alter unter 45 Jahren immer noch unter dem Durchschnittsalter der ost-
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deutschen Erwerbsbevölkerung. Lediglich 14 Prozent der dem Arbeitsmarkt zur
Verfügung stehenden Flüchtlinge zählen zur Gruppe der älteren Arbeitnehmer.

Abb. 7: Altersstruktur der arbeitssuchenden Geflüchteten [Quelle: Statistik der Bundesagentur für
Arbeit 2017]

Im unmittelbaren Zusammenhang mit der Altersstruktur der Geflüchteten steht
andererseits die Bleibeabsicht von Zugewanderten, die als Indikator für das
Potenzial von Migration für den ostdeutschen Arbeitsmarkt herangezogen
werden kann. Dahinter verbirgt sich die Annahme, dass eine demografiefeste
Personalplanung der Unternehmen nur dann gelingen kann, wenn jüngere
Menschen langfristig als Fachkräftenachwuchs gewonnen werden. Diesbezüg-
lich lassen sich die Befunde der aktuellen Flüchtlingsstudie des BAMF als positi-
ves Signal interpretieren (vgl. Abb. 8). Auch wenn sich die Bleibeintension je
nach Herkunftsland etwas unterscheidet, so gab der überwiegende Teil der Ge-
flüchteten (84,7 Prozent) an, langfristig in Deutschland bleiben zu wollen. Nur
sehr wenige (2,7 Prozent) wollen Deutschland mittelfristig wieder verlassen
bzw. sind diesbezüglich noch unentschlossen (12,6 Prozent).
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Abb. 8: Bleibeabsicht nach ausgewählten Herkunftsländern [Quelle: Worbs & Bund 2016, S. 8]

Insgesamt zeigen die vorhandenen Daten, dass das Potenzial von Zuwande-
rung für den ostdeutschen Arbeitsmarkt weder zu euphorisch noch zu skep-
tisch zu bewerten ist. Vor allem die absolute Anzahl von Geflüchteten, die dem
Arbeitsmarkt tatsächlich aktuell zur Verfügung steht, ist verhältnismäßig ge-
ring. Dies wird sich allerdings aller Voraussicht nach in den kommenden Jahren
ändern, wenn die erst kürzlich eingewanderten Asylbewerberinnen und -be-
werber mit dauerhafter Bleibeperspektive die verpflichtenden Integrationsmaß-
nahmen (Integrationskurs) bzw. das Übergangssystem verlassen. Eine deutlich
größere Herausforderung stellt demgegenüber die Passung der beruflichen
Qualifikationen mit den Qualifikationsanforderungen des Arbeitsmarktes dar.
Hier zeigt sich, dass der überwiegende Teil der Asylsuchenden (noch) nicht über
die am Arbeitsmarkt nachgefragten Kompetenzen verfügt, sodass branchen-
und berufsgruppenspezifische Fachkräfteengpässe nicht unmittelbar durch Zu-
gewanderte gedeckt werden können. Dementsprechend nimmt das Aus- und
Weiterbildungssystem mit Blick auf Gestaltung entsprechender Qualifizierungs-
maßnahmen eine herausragende Rolle ein, um das vorhandene Potenzial tat-
sächlich zu heben (siehe nächster Abschnitt). Gelingt dies, sprechen sowohl die
Altersstruktur der Zugewanderten als auch deren Bleibeabsicht dafür, dass sich
Migration insbesondere bezüglich der demografischen Herausforderungen des
ostdeutschen Arbeitsmarktes langfristig positiv auswirken kann.
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5 Migration als Potenzial und Herausforderung
für das Ausbildungssystem

Präventive Bildungspolitik ist die beste Arbeitsmarktpolitik (vgl. Bosch 2015). In
diesem Sinne – so die zentrale These des vorliegenden Beitrages – kommt der
Gestaltung von Aus- und Weiterbildung für die ebenso erfolgreiche wie nach-
haltige Integration von Geflüchteten in den Arbeitsmarkt eine besondere Be-
deutung zu. Vor diesem Hintergrund sollen sowohl die Herausforderungen als
auch die Chancen für das Aus- bzw. Weiterbildungssystem im Zentrum der Be-
trachtung stehen.

Äquivalent zum Stellenmarkt für bereits ausgebildete Fachkräfte ist auch der
Ausbildungsstellenmarkt von Besetzungsschwierigkeiten gekennzeichnet. Auch
hier kommen gleichermaßen regionale, branchen- und berufsfeldbezogene Un-
terschiede zum Tragen. Statistisch wird die Entwicklung am Ausbildungsmarkt
anhand der Angebots-Nachfrage-Relation (ANR) erfasst, wobei die Ausbildungs-
platzangebote den ausbildungsinteressierten Jugendlichen gegenübergestellt
werden. Während in den vergangenen Jahren das Angebot an Ausbildungs-
plätzen weitestgehend stabil blieb, ging die Zahl der Ausbildungsinteressierten
kontinuierlich zurück, da sich immer mehr Jugendliche für den Besuch einer
weiterführenden Schule bzw. ein Studium entschieden. Dennoch ist das Ver-
hältnis von Ausbildungsplätzen zu Ausbildungsinteressierten in den ostdeut-
schen Bundesländern laut aktuellem BIBB Datenreport vergleichsweise günstig
(vgl. Bundesinstitut für Berufsbildung 2017, S. 14 ff). Weniger positiv stimmt
der Blick auf die tatsächlich besetzten Ausbildungsstellen. Über die letzten Jah-
re zeigt sich, dass insbesondere in Ostdeutschland der Anteil der unbesetzten
Ausbildungsplatzangebote in Relation zum Gesamtangebot überdurchschnitt-
lich hoch ist. Insgesamt gelten die daraus resultierenden Passungsprobleme als
zentrale Herausforderung auf dem Ausbildungsmarkt (vgl. u. a. Matthes et al.
2016, S. 14 ff.). Als Gründe werden u. a. die fehlende Mobilität der Auszubil-
denden und das schulische Vorbildungsniveau der Jugendlichen im Verhältnis
zu den Anforderungen der angebotenen Ausbildungsberufe angeführt.

Inwiefern der Zuzug von jungen Geflüchteten vor diesem Hintergrund eine
Chance für den Ausbildungsmarkt darstellt, lässt sich zum aktuellen Zeitpunkt
nur eingeschränkt vorhersagen. Insgesamt bedarf es für solche Prognosen ei-
ner besseren Datenlage zu Altersstruktur, Vorbildung, Deutschkenntnissen,
asylrechtlichem Status und Bildungsaspiration der Geflüchteten, die zurzeit
noch nicht vorliegt (vgl. Bundesinstitut für Berufsbildung 2017, S. 467). Aller-
dings ist bereits 2016 ein erster Anstieg der Nachfrage nach Ausbildungsplät-
zen durch Geflüchtete zu beobachten (vgl. ebd., S. 465). Davon ausgehend las-
sen die auf Basis der vorliegenden Daten entwickelten Prognosemodelle den
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Schluss zu, dass diese Nachfrage in den kommenden Jahren weiter steigen
wird (vgl. Abb. 9). Abhängig davon, wie schnell die Geflüchteten eine langfris-
tige Bleibeperspektive erhalten und die gesetzlich verbindlichen Integrations-
maßnahmen bzw. das Übergangssystem verlassen, werden ab 2017 pro Jahr
deutschlandweit voraussichtlich zwischen 15.000 und 40.000 Geflüchtete eine
berufliche Ausbildung beginnen wollen. Zumindest aus quantitativer Perspek-
tive lässt sich dies als Chance für diejenigen Unternehmen interpretieren, die
Schwierigkeiten haben, ihre angebotenen Ausbildungsplätze zu besetzen.
Gleichzeitig gibt allein die Anzahl potenziell ausbildungswilliger Flüchtlinge
noch keine Hinweise darauf, inwiefern mit Blick auf diese Gruppe die Pas-
sungsproblematik gelöst werden kann.

Abb. 9: Entwicklung der Berufsausbildungsnachfrage von Geflüchteten [Quelle: BIBB 2017, S. 467]

Aus qualitativer Sicht zeigt sich mit Blick auf das Potenzial von Geflüchteten für
den Ausbildungsmarkt ein ambivalentes Bild. Hier zeichnet sich bereits hin-
sichtlich des schulischen Vorbildungsniveaus eine Polarisierung ab (vgl. Brück-
ner, Rother & Schupp 2016, S. 55). Etwa ein Drittel der im Rahmen der aktuel-
len IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten gab an, keine Schule besucht
(9 Prozent) bzw. die Schule ohne Abschluss verlassen (24 Prozent) zu haben
(vgl. Abb. 10). Demgegenüber verfügt fast ein Drittel über einen weiterführen-
den Schulabschluss (32 Prozent). Dementsprechend ist der Anteil von gering
qualifizierten Personen unter den Geflüchteten deutlich höher als in Deutsch-
land insgesamt sowie im Vergleich zu anderen Migrantengruppen (vgl. ebd.).
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Am oberen Ende des Qualifikationsspektrums erreicht die Gruppe der Geflüch-
teten im Gegensatz dazu sogar leicht höhere Anteile als die deutsche Bevölke-
rung.

Abb. 10: Schulabschlüsse von Geflüchteten [Quelle: Brückner, Rother & Schupp 2016, S. 49]

Noch deutlicher wird das Gefälle der Qualifikationsstruktur hinsichtlich des Er-
werbs von berufsbildenden Abschlüssen (vgl. Abb. 11). Während etwas mehr
als ein Drittel der Geflüchteten (38,3 Prozent) über einen berufsqualifizieren-
den Abschluss verfügt bzw. eine Berufsausbildung oder ein Studium bspw.
aufgrund der Flucht abbrechen musste, können fast zwei Drittel (61,7 Prozent)
keinen Berufsabschluss vorweisen. Hierbei bedarf es allerdings einer differen-
zierten Betrachtung der vorliegenden Daten. Aus der IAB-BAMF-SOEP-Befra-
gung von Geflüchteten geht zunächst hervor, dass etwa 20 Prozent der Ge-
flüchteten eine Hochschule besucht haben, allerdings nur etwas mehr als die
Hälfte davon über ein entsprechendes Zertifikat verfügen (vgl. Brückner, Rother
& Schupp 2016, S. 49). Gleiches gilt für diejenigen, die eine berufliche Ausbil-
dung absolviert haben. Dies kann einerseits damit zusammenhängen, dass ein
Teil der Abschlüsse nicht in Deutschland anerkannt wurde, weil ein Anerken-
nungsverfahren noch nicht abgeschlossen oder aufgrund fehlender Dokumen-
te nicht stattfinden konnte. Andererseits verfügen die meisten Herkunftsländer
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nicht über ein mit Deutschland vergleichbares Berufsbildungssystem. Dem-
entsprechend hat ein nicht zu vernachlässigender Teil der Geflüchteten sehr
wahrscheinlich einen Beruf ohne formale Ausbildung im Betrieb („Training on
the Job“) gelernt und berufliche Erfahrungen gesammelt, die allerdings nicht
durch zertifizierte Ausbildungsabschlüsse belegbar sind. Insgesamt zeigen die
vorliegenden Analysen aber, dass der Anteil akademisch qualifizierter Flüchtlin-
ge in etwa vergleichbar ist mit dem durchschnittlichen Anteil an Hochschulab-
solventinnen und -absolventen innerhalb der deutschen Bevölkerung (vgl. ebd.).
Demgegenüber ist der Anteil von Geflüchteten mit Abschlüssen bzw. Kompe-
tenzen, die einem mittleren beruflichen Qualifikationsniveau (Facharbeiter) ent-
sprechen, wahrscheinlich deutlich geringer.

Abb. 11: Grundstatus beruflicher Bildung von Geflüchteten [Quelle: Worbs & Bund 2016, S. 5]

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, inwiefern es gelingt bzw. zukünf-
tig gelingen kann, Geflüchtete in Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen zu in-
tegrieren und so letztlich eine erfolgreiche Partizipation am Arbeitsmarkt zu er-
möglichen. Auch wenn aktuell sowohl die bildungspolitischen Akteure als auch
die Hochschulen, Berufsbildungsstätten sowie die Betriebe diesbezüglich ein
hohes Engagement zeigen, besuchen gegenwärtig gerade einmal fünf Prozent
der Geflüchteten über 18 Jahren eine berufliche oder akademische Bildungs-
einrichtung (vgl. Brückner, Rother & Schupp 2016, S. 51). Dies steht im Gegen-
satz zu den selbst geäußerten Bildungsambitionen der Geflüchteten in Kon-
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trast. Gemäß der IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten strebt fast die
Hälfte der Befragten einen allgemeinbildenden Schulabschluss und zwei Drittel
einen Berufs- oder Hochschulabschluss an (vgl. Brückner, Rother & Schupp
2016, S. 53).

Mit Blick auf die unterschiedlichen Voraussetzungen der Geflüchteten wird fer-
ner deutlich, dass die Herausforderung der zunehmenden Heterogenität von
Lernenden in der beruflichen Aus- und Weiterbildung relevanter denn je er-
scheint. Dies gilt einerseits mit Blick auf die fachlichen Vorkenntnisse sowie die
Beherrschung der deutschen Sprache. Andererseits wird der Umgang mit kul-
turelle Differenzen oder Traumata zu einer Herausforderung für das Ausbil-
dungspersonal werden. Dementsprechend gilt es, die gesamte Bandbreite der
bereits bestehenden und erprobten Konzepte heterogenitätssensibler Formen
von Berufsorientierung und -vorbereitung, Lernprozessgestaltung sowie Bera-
tung und Betreuung zu nutzen und mit Blick auf die besonderen Herausforde-
rungen von Geflüchteten weiterzuentwickeln.

6 Fazit und Ausblick

Im Zuge der vergleichsweise hohen Zuwanderung von Geflüchteten in den
Jahren 2014 und 2015 wurde von politischen Entscheidungsträgern, Verbän-
den, Arbeitsmarktakteuren und nicht zuletzt einer Reihe von Unternehmen die
Hoffnung kommuniziert, dass durch Migration und Integration die demografi-
schen Herausforderungen Deutschlands sowie insbesondere die damit einher-
gehenden Fachkräfteengpässe abgemildert werden können. Bei aller Euphorie:
Sowohl die Befunde der auf Migrations- und Integrationsfragen ausgerichteten
Arbeitsmarkt- und (Berufs-) Bildungsforschung der Vergangenheit als auch die
Analyse der aktuellen Daten lassen nicht den Schluss zu, dass Zuwanderung
mehr oder weniger automatisch arbeitsmarktpolitische Probleme zu lösen ver-
mag. Wie der vorliegende Beitrag zeigt, gilt dies für die ostdeutschen Bundes-
länder umso mehr.

Hinsichtlich der Teilhabe von Migranten/-innen am Arbeitsmarkt wird seit Jah-
ren deutlich, dass diese Gruppe im Verhältnis zu Personen ohne Migrationshin-
tergrund weiterhin deutlich benachteiligt ist. Vor allem in Ostdeutschland liegt
die Arbeitslosenquote bei Ausländern im gesamtdeutschen Vergleich beson-
ders hoch. Neben individuellen Faktoren scheinen vor diesem Hintergrund
strukturelle und gesellschaftliche Phänomene wirksam zu sein, die eine erfolg-
reiche Arbeitsmarktintegration von Zugewanderten erschweren. Nicht zu un-
terschätzen ist dabei die gesellschaftliche Wahrnehmung von Migranten/-innen
in Ostdeutschland, die – zum Teil historisch begründet – negativer ausfällt als
in den westdeutschen Bundesländern. Abgesehen davon deutet auf Basis der
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vorliegenden Daten nichts darauf hin, dass die in jüngster Zeit zugewanderten
Flüchtlinge in naher Zukunft bestehende Fachkräfteengpässe ausgleichen
könnten. Neben der insgesamt relativ geringen Anzahl von aktuell arbeitssu-
chenden Geflüchteten zeigt deren Qualifikationsstruktur, dass ein großer Teil
der Geflüchteten nicht über Kompetenzen verfügt, die aktuell am Arbeitsmarkt
nachgefragt werden. Nichtsdestotrotz lassen sich durchaus Potenziale erken-
nen. Vor allem die Altersstruktur, die langfristige Bleibeabsicht und die Bil-
dungsambitionen der Geflüchteten lassen sich langfristig durchaus als Poten-
zial für den ostdeutschen Arbeitsmarkt interpretieren.

In der Folge ist zu konstatieren, dass die erfolgreiche Partizipation von Geflüch-
teten am Arbeitsmarkt in unmittelbarem Zusammenhang mit der Verwertung
vorhandener Qualifikationen bzw. der Entwicklung arbeitsmarktrelevanter
Kompetenzen steht. Dementsprechend stellt der ebenso schnelle wie unkom-
plizierte Zugang zu allgemeiner und beruflicher Bildung die wesentliche He-
rausforderung für eine nachhaltige gesellschaftliche Integration von Zugewan-
derten dar. In dem Zusammenhang gilt es, auf unterschiedlichen Ebenen die
zum Teil besonderen Bedingungen von Geflüchteten zu adressieren. Ohne An-
spruch auf Vollständigkeit werden im Folgenden stichpunktartig zentrale Gelin-
gensbedingungen formuliert.

Makroebene: Auf Ebene des Bildungssystems wird es eine Rolle spielen,
Strukturen für einen unkomplizierten Zugang in berufliche Aus- und Weiterbil-
dung zu schaffen. Dies bezieht sich sowohl auf administrative Voraussetzun-
gen als auch die systematische Wertschätzung von bereits Gelerntem.

• Nutzung und Weiterentwicklung systematischer Verfahren der Anerken-
nung und Anrechnung von im Ausland erworbenen Kompetenzen (for-
mal, informell und non-formal),

• Nutzung sowie zielgruppenadäquate Weiterentwicklung von Instrumen-
ten und Verfahren der Berufsorientierung, -vorbereitung und Einstiegs-
qualifizierung,

• Regionale Zusammenarbeit und Vernetzung von verschiedenen Akteuren
des Arbeitsmarkt- und (Berufs-)Bildungssystems sowie der Integrationsför-
derung entlang der Bildungskette,

• Planungssicherheit und Beratung für Unternehmen hinsichtlich adminis-
trativer Besonderheiten in Bezug auf Geflüchtete als Auszubildende (insb.
Konsequenzen verschiedener Aufenthaltsstatus).

Mesoebene: Auf konzeptioneller Ebene der Betriebe sowie der allgemein-
bzw. berufsbildenden Einrichtungen gilt es vor allem, die durchaus sehr unter-
schiedlichen individuellen Lernvoraussetzungen und persönlichen Rahmenbe-

Christian Vogel

304



dingungen im Zuge der Angebotsplanung zu berücksichtigen. Dies bezieht sich
einerseits auf die Gestaltung von Bildungsgängen, andererseits auf die Profes-
sionalisierung des Bildungspersonals.

• Flexibilisierung von Aus- und Weiterbildungsgängen (Teilzeit, Blended
Learning, berufsbegleitend, Lernen im Prozess der Arbeit),

• Nutzung und Weiterentwicklung von ausbildungsergänzenden Förder-
konzepten (z. B. Assistierte Ausbildung),

• Rollenverständnis von Lehrenden als Lernbegleitende, um stärker auf indi-
viduelle Lernbedürfnisse eingehen zu können,

• Aufbau von informellen Unterstützungsstrukturen in Schule und Betrieb
(z. B. Ausbildungspatenschaften),

• Sensibilisierung des Bildungspersonals für interkulturelle Unterschiede.

Mikroebene: Auf didaktischer Ebene muss es gelingen, heterogenitätssensible
Lernarrangements zu entwickeln, die sowohl den unterschiedlichen Lernvo-
raussetzungen als auch den unterschiedlichen Lerngewohnheiten der Lernen-
den gerecht werden.

• Nutzung und Weiterentwicklung von biografieorientierten Formaten der
Potenzialanalyse (z. B. Kompetenzenbilanz),

• Projektförmige und situative Lernaufgaben, die das Einbringen unter-
schiedlicher Kompetenzen der Lernenden und eine stärkere Identifikation
mit dem Lerngegenstand ermöglichen,

• Nutzung, Ausbau und Integration digitaler Lernumgebungen zu Förde-
rung selbstgesteuerten und selbstorganisierten Lernens,

• Förderung berufsbezogener arbeits- und ausbildungsintegrierter Formen
des Spracherwerbs,

• Nutzung innovativer Formen der individuellen Kompetenzbilanzierung
(z. B. E-Portfolios).

Insgesamt wird deutlich, dass sowohl die Bildungseinrichtungen als auch die
Betriebe vor dem Hintergrund begrenzter Ressourcen besondere Anstrengun-
gen unternehmen müssen, mit den sehr heterogenen Voraussetzungen von
Geflüchteten bei der Gestaltung von Aus- und Weiterbildung umzugehen.
Gleichzeitig existiert bereits eine Reihe von etablierten ausbildungsunterstüt-
zenden Förderinstrumenten sowie erprobten Bildungskonzepten, die insbeson-
dere der Förderung benachteiligter Zielgruppen dienen. Diese gilt es zu nutzen
und mit Blick auf die besonderen Bedarfe Geflüchteter weiterzuentwickeln.
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Der demografische Wandel und seine
Auswirkungen auf die Benachteiligtenförderung
und das Übergangssystem in den neuen Ländern

Dietmar Heisler

Der vorliegende Beitrag befasst sich mit der Frage nach den Folgen des demo-
grafischen Wandels für die Benachteiligtenförderung (BNF) in Ostdeutschland.
In der Nachwendezeit, auch in den Krisenzeiten der 2000er Jahre, sollte die
BNF in Ostdeutschland fehlende Ausbildungsplätze kompensieren und junge
Menschen am Übergang in die Arbeitswelt unterstützen. Dabei stand fest, dass
(a) mit dem Einsetzen einer wirtschaftlichen Normalisierung und (b) aufgrund
des demografischen Wandels der Bedarf an Fördermaßnahmen sinken wird.
Die Frage war, welche Funktion und Bedeutung die Bildungsträger der BNF
dann für die Berufsausbildung haben werden.

1 Einleitung

Die „Benachteiligtenförderung“ (BNF) kann auf eine rund 40-jährige Entwick-
lungsgeschichte zurückblicken. Zur BNF werden Maßnahmen gezählt, die durch
die Arbeitsmarktförderung, durch die Agentur für Arbeit finanziert werden.
Das sind die berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen (BvB), die Berufsausbil-
dung in außerbetrieblichen Einrichtungen (BaE) und die ausbildungsbegleiten-
den Hilfen (abH). Diese werden aktuell im 3. Sozialgesetzbuch (SGB III) gere-
gelt.

In den letzten Jahren hat sich das Spektrum an arbeitsmarktpolitischen Förder-
maßnahmen für Jugendliche, die auch zur BNF gezählt werden können, deut-
lich ausgeweitet. Infolgedessen lassen sich die systemischen Grenzen der BNF
schwer bestimmen. BaE wird inzwischen in kooperativer und integrativer Form
angeboten. Vergleichsweise neu ist die Assistierte Ausbildung (§ 130 SGB III).
Hinzugekommen sind sog. Aktivierungsmaßnahmen und Eingliederungshilfen.
Auch die Zahl an Maßnahmen der Berufsorientierung und Berufsvorbereitung,
die Angebote des beruflichen Übergangssystems, haben in den letzten Jahren
deutlich zugenommen. Dadurch haben sich die Heterogenität der Maßnahme-
formen und auch die Komplexität der BNF als Fördersystem in den letzten Jah-
ren deutlich erhöht. Festzustellen ist eine deutliche Verlagerung der Angebote
von vollqualifizierenden Ausbildungsangeboten, hin zu berufsorientierenden
und berufsvorbereitenden sowie zu aktivierenden Angeboten.
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Auch die Zahl Jugendlicher, die in die Angebote der BNF einmünden, hat in
den letzten Jahrzehnten zugenommen. Anfang der 1980er Jahre waren das
nur einige hundert Jugendliche, 2004 waren es über 500.000 Jugendliche im
beruflichen Übergangssystem und über 160.000 Jugendliche, die an BaE teil-
nahmen. Die Mehrzahl von ihnen (108.387 Jugendliche) in Ostdeutschland
(BMBF 2009, S. 126; Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2008, S. 96). In
den letzten Jahren sind die Teilnehmerzahlen an BaE zurückgegangen. Im Jahr
2016 mündeten nur noch rund 17.500 Jugendliche in eine BaE ein (vgl. BiBB
2017, S. 9).

Anders bei den Anfängern im Übergangssystem: Zwar sind auch hier die Ein-
stiegszahlen in den letzten Jahren gesunken, auf 298.781 Jugendliche im Jahr
2016. Allerdings ist hier in den letzten drei Jahren ein leichter Anstieg festzu-
stellen, was u. a. auf den steigenden Anteil junger Flüchtlinge in den Maßnah-
men zurückzuführen ist (vgl. ebd., S. 97).

Ein Grund für den Rückgang der Förderangebote und Teilnehmerzahlen ist
nicht zuletzt auch die zunehmende Kritik an der quantitativen Expansion der
BNF und insbesondere des Übergangssystems. Es stellt sich nun die Frage, ob
mit Blick auf den demografischen Wandel ein so umfassendes und differenzier-
tes Fördersystem überhaupt noch notwendig ist. Bereits 2010 wird ein Überan-
gebot an Ausbildungsplätzen für die ostdeutschen Bundesländer postuliert
(vgl. Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010, S. 177). Auch im Kontext
der aktuellen Inklusionsdebatte wird die konsequente Abschaffung beruflicher
Fördermaßnahmen und die konsequente De-Segmentierung des Berufsbil-
dungssystems gefordert (vgl. dazu Heisler 2016).

Für die ostdeutschen Bundesländer besaß die BNF bislang besondere Bedeu-
tung: Vor allem in der Zeit nach der deutschen Wiedervereinigung leistete sie
einen wesentlichen Beitrag zur Verbesserung der Situation am Ausbildungsstel-
lenmarkt und zur Fachkräftesicherung in den neuen Ländern. Durch das zu-
sätzliche Lehrstellenangebot konnte (a) die Abwanderung Jugendlicher in die
alten Bundesländer zumindest teilweise verhindert werden und (b) wurden be-
nachteiligte Jugendliche zu Fachkräften ausgebildet und damit ihre Chancen
auf dem regulären Arbeitsmarkt verbessert (vgl. Beck 2007, S. 240). Dabei war
die BNF – ähnlich wie in Westdeutschland – als Provisorium gedacht, bis sich
die Ausbildungsmarktsituation normalisieren und der reguläre Generationen-
austausch am Ausbildungs- und Arbeitsmarkt aufgrund der wirtschaftlichen
und der demografischen Entwicklung wieder funktionieren würde (vgl. Berger
& Grünert 2007). Demgegenüber wurde immer wieder die Verstetigung der
Förderangebote als politische Daueraufgabe und integraler Bestandteil des Be-
rufsbildungssystems gefordert (vgl. z. B. Schulte 2004).
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Mit Blick auf das wirtschaftliche Wachstum und die Bevölkerungsentwicklung
in den neuen Ländern wurde die Notwendigkeit der BNF zunehmend hinter-
fragt. Bereits Anfang der 1990er Jahre zeigten Prognosen, dass sich die Zahl
der Schulabsolventen in Ostdeutschland zwischen 1999 und 2011 halbieren
wird, bevor sie dann wieder leicht ansteigt. Für den Ausbildungsstellenmarkt
bedeutete dies den Rückgang der Bewerberzahlen (vgl. BMBF 2006, S. 94). Da-
durch würde auch der Bedarf an berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen
und an außerbetrieblichen Ausbildungsangeboten sinken (vgl. Berger & Grü-
nert 2007). Das zunehmende Interesse Jugendlicher an vollzeitschulischen und
hochschulischen Ausbildungsgängen verschärfte diese Entwicklung (vgl. Bell-
mann & Schwengler 2015).

Der vorliegende Beitrag wird sich mit der Frage nach den Konsequenzen des
demografischen Wandels für die BNF in Ostdeutschland genauer befassen.
Welchen Zusammenhang gibt es zwischen demografischem Wandel und den
aktuellen Entwicklungen der BNF? Was bedeutet er für die Bildungsträger, ihr
Personal, die Trägerstrukturen und das Maßnahmeangebot? Wird der demo-
grafische Wandel die BNF und das Übergangssystem überflüssig machen, weil
ausreichend Lehrstellen zur Verfügung stehen?

2 Bedeutung des demografischen Wandels für die
Entwicklung der Benachteiligtenförderung

Bereits die Entstehung der BNF steht im Zusammenhang mit der demografi-
schen Entwicklung der 1970er Jahre in Westdeutschland. Seit Mitte der
1970er Jahre drängten die geburtenstarken Jahrgänge der 1950er und 1960er
Jahre zunehmend in das Ausbildungssystem. Die Zahl der Schulabsolventen
(Sek. I) stieg bis 1977 auf 738.590 (vgl. BMBF 1977, S. 75) und ging dann
auf 579.940 im Jahr 1988 zurück (vgl. BMBF 1988, S. 149). Die Zahl der Aus-
bildungsplatznachfrager stieg zwischen 1976 und 1984 von 523.500 auf
764.087 junge Menschen (vgl. ebd., S. 6; BMBF 2000, S. 2). Das betriebliche
Ausbildungsplatzangebot konnte mit dieser Entwicklung nur begrenzt mithal-
ten. Die Zahl unversorgter Jugendlicher stieg im gleichen Zeitraum von rund
27.000 auf über 58.000 Jugendliche (vgl. BMBF 1988, S. 6).

Um zusätzliche Ausbildungsplatzkapazität zu schaffen, wurden seit 1977 BiBB-
Modellversuche durchgeführt, in denen neue Modelle der Berufsvorbereitung
und der außerbetrieblichen Berufsausbildung erprobt wurden. Um mit dem re-
gulären dualen Ausbildungssystem nicht in Konkurrenz zu treten, richteten sich
die Modellprojekte insbesondere an Jugendliche, die vom Ausbildungsplatz-
mangel besonders betroffen waren und deren Chancen auf eine betriebliche
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Ausbildung aus verschiedenen Gründen besonders schlecht waren. Sie richte-
ten sich an Jugendliche, die aufgrund individueller Defizite in betrieblichen Be-
werbungsverfahren meist nicht berücksichtigt wurden (vgl. Hensge et al. 1982).
Die BNF entwickelte sich zunehmend zur sozial-, jugend-, bildungs- und ar-
beitsmarktpolitischen Daueraufgabe (von Bothmer 2004) und wurde zunächst
im Arbeitsförderungsgesetz (§ 40 AFG), später im SGB III formal verankert (vgl.
Vock 2004).

In Ostdeutschland sollte die BNF nach der deutschen Wiedervereinigung in ers-
ter Linie die Lehrstellen kompensieren, die aufgrund des Zusammenbruchs der
ostdeutschen Wirtschaft weggefallen waren. Sie sollte sicherstellen, dass Ju-
gendliche, die ihre Ausbildung bereits begonnen hatten, diese auch beenden
konnten (vgl. Bundesanstalt für Arbeit 1991). Dafür wurden die bestehenden
Regelungen zur Förderung der Berufsausbildung (FdB) für die ostdeutschen
Beitrittsgebiete um die sog. „marktbenachteiligten Jugendlichen“ erweitert.

Sozial benachteiligte Jugendliche hatten nach der Wiedervereinigung, Anfang
der 1990er Jahre, für die BNF in Ostdeutschland noch keine große Bedeutung
(vgl. BMBW 1993). Der Anteil Jugendlicher, die als sozial benachteiligt galten,
war zunächst noch sehr gering. Allerdings wird bereits darauf hingewiesen,
dass sich die Zahl dieser Jugendlichen vergrößern wird. Damit einhergehend
werden auch neue, bis dahin unbekannte soziale Problemlagen und Problem-
gruppen in der ostdeutschen BNF auftauchen. Gemeint sind die sog. wendege-
schädigten Jugendlichen, für deren Entwicklung die Erfahrung des politischen
und wirtschaftlichen Zusammenbruchs der DDR eine hohe Belastung darstellte,
zum Beispiel aufgrund der hohen und zunehmenden biografischen Unsicher-
heit oder aufgrund des sozialen Statusverlustes der Herkunftsfamilie (vgl. ebd.;
Bertram u. a. 1994).

Gerade in Ostdeutschland gingen mit der Implementierung der BNF verschie-
dene Herausforderungen einher. Vor allem mussten zunächst die notwendigen
Trägerstrukturen aufgebaut werden. Eine besondere Herausforderung stellte
die Qualifizierung der sozialpädagogischen Fachkräfte und Stützlehrer dar. Seit
der Wiedervereinigung wurde deshalb massiv in den Auf- und Ausbau der BNF
und des Übergangssystems sowie in deren Weiterentwicklung investiert. Dies
geschah mit Hilfe von Sonderprogrammen, von Bund- und Länderprogram-
men, mit denen (a) der Aufbau der Förderlandschaft unterstützt wurde und (b)
mit dem der hohe Bedarf an Maßnahmeplätzen gedeckt wurde. Dazu gehör-
ten zum Beispiel der Aufbau Ost, die Gemeinschaftsinitiative Ost (1993 bis
1996), das Aktionsprogramm Lehrstellen Ost (1996 bis 1998), die Lehrstellen-
initiative Ost (1998/1999) und die Ausbildungsplatzprogramme Ost (1999 bis
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2003) des Bündnisses für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit sowie
die Jugendsofortprogramme (JuSoPro).

Mit Blick auf wirtschaftliche Veränderungen, den Wandel der Arbeitswelt und
der anhaltenden Ausbildungs- und Arbeitsmarktkrise stellte sich Ende der
1990er Jahre schließlich die Frage nach der Modernisierung der BNF. So wurde
die BNF im Rahmen von Modellprogrammen, z. B. dem BQF-Programm „Kom-
petenzen fördern, berufliche Qualifizierung von Jugendlichen mit besonderem
Förderbedarf“ (2001 bis 2006), weiterentwickelt. Diese Programme sollten ei-
nen Beitrag dazu leisten, die BNF und ihre heterogene und zum Teil diffuse För-
derstruktur zu einem kohärenten Fördersystem weiterzuentwickeln. Gerade in
Ostdeutschland stellte sich bereits zu diesem Zeitpunkt zunehmend die Frage
nach der Dauerhaftigkeit der BNF und ihrer Reform.

Die weitere Entwicklung der BNF wird vor allem durch die Arbeitsmarktreformen
zwischen 2002 und 2005 und durch die „Agenda 2010“ geprägt. Sie hatten
die Einführung neuer politischer Steuerungsmechanismen und Förderinstru-
mente zur Folge, zum Beispiel die stärkere Orientierung an den Grundsätzen
der Effizienz und Wirtschaftlichkeit. Maßnahmen wurden nun im Rahmen zen-
tral gesteuerter Vergabeverfahren durchgeführt (vgl. Beck 2007, S. 237). In den
Vordergrund rückte die Prämisse der schnellen Vermittlung Jugendlicher in
Ausbildung oder Arbeit. Die Dauer von Maßnahmen wurde verkürzt und die
maximal mögliche Förderdauer von Jugendlichen begrenzt (vgl. Eckert, Heisler &
Nitschke 2007, S. 18 ff.). Diese Reformen gelten als die wichtigste Zäsur in der
Entwicklung der BNF in den letzten zehn Jahren. Auch die aktuellen Entwick-
lungen der BNF werden weniger auf den demografischen Wandel, sondern
vielmehr auf diese Reformen und ihre nachhaltige Wirkung zurückgeführt.
Auch der Rückgang der Teilnehmerzahlen in den letzten Jahren wird zuerst mit
reformbedingten und politisch motivierten Einsparmaßnahmen der Bundes-
agentur für Arbeit (BA) begründet. Dies zeigen schließlich auch die durchge-
führten Experteninterviews.

Mit Blick auf die demografische Entwicklung stellt sich zunehmend die Frage
nach der Weiterentwicklung und dem Fortbestand der BNF. Ist eine so umfang-
reiche und ausdifferenzierte Trägerstruktur, wie sie bislang existierte, überhaupt
noch notwendig? Wie zukunftsfähig sind die BNF und das Übergangssystem?
Es wird angenommen, dass der demografisch bedingte Bewerberrückgang,
auch das zunehmende Interesse Jugendlicher an weiterführenden, schulischen
und hochschulischen Bildungsgängen (vgl. Autorengruppe Bildungsbericht-
erstattung 2016; BiBB 2017), am Ausbildungsmarkt zu Substitutionseffekten
führen könnte: Betriebe, die ihre Ausbildungsplätze nicht mehr mit leistungs-
starken Jugendlichen besetzen können, müssten nun auch auf schwächere Ju-
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gendliche zurückgreifen. Dies könnte zur Folge haben, dass die betrieblichen
Ausbildungschancen leistungsschwächerer Jugendlicher steigen. Darin liege
vielleicht die Chance eines inklusiveren Berufsbildungssystems (vgl. Nigges-
Gellrich & Schmidt 2013).

Umfragen des DIHK zeigen, dass Betriebe mit Blick auf den demografischen
Wandel und den damit einhergehenden Bewerberrückgang ihre Einstellung
gegenüber leistungsschwächeren Ausbildungsplatzbewerbern und sozial be-
nachteiligten Jugendlichen offenbar ändern. Kamen diese, zum Beispiel auf-
grund ihrer fehlenden Ausbildungsreife bislang kaum für eine betriebliche
Ausbildung in Frage, führt die demografiebedingte Entwicklung am Ausbil-
dungsmarkt nun offenbar dazu, dass Betriebe zunehmend bereit sind, diese
Jugendlichen auszubilden und ggf. zu fördern (vgl. DIHK 2016).

An anderer Stelle wird jedoch bezweifelt, dass der demografische Wandel zu
einer Entspannung des Ausbildungsstellenmarktes und zu einer stärkeren Teil-
habe förderbedürftiger, leistungsschwächerer Jugendlicher an betrieblicher
Ausbildung führen wird. Einerseits sei das derzeitige Ausbildungsangebot
längst nicht ausreichend, um allen Jugendlichen eine betriebliche, duale Aus-
bildung zu ermöglichen. Nicht nur die Nachfrage, sondern auch das Ausbil-
dungsangebot ist in den letzten Jahren zurückgegangen (vgl. Euler 2010).
Auch habe sich das Angebot der dualen Ausbildung vor allem in den Dienst-
leistungsbereich verlagert. Das heißt die Zahl überwiegend technischer oder
handwerklich orientierter Berufe gehe zurück, stattdessen würden Dienstleis-
tungen, Beratung und Kommunikation auch in neu geordneten Berufen
zunehmend an Bedeutung gewinnen. Dadurch seien insbesondere die Ausbil-
dungsmöglichkeiten für junge Männer, deren Berufsinteressen eher im hand-
werklichen Bereich liegen, zurückgegangen (vgl. Nigges-Gellrich & Schmidt
2013, S. 308). Andererseits stehen den Unternehmen neben der Berufsausbil-
dung auch andere Möglichkeiten zur Verfügung, ihren Fachkräftebedarf zu de-
cken, zum Beispiel durch das Anwerben ausländischer Fachkräfte, die Einstel-
lung erwerbsloser Fachkräfte oder durch Einstellung von Fachkräften aus
benachbarten Fachbereichen usw. Zudem spiele dabei auch die Entwicklung
des betrieblichen Ausbildungsplatzangebotes eine Rolle (vgl. Euler 2010,
S. 14 ff.).

Insgesamt wird die Zahl förderbedürftiger Jugendlicher zwar sinken, allerdings
wird es sie auch in Zukunft geben. Gerade die aktuelle Berufsbildungsstatistik
macht deutlich, dass der demografische Wandel eben nicht dazu führte, dass
die BNF und das Übergangssystem überflüssig werden. Zwar steigt die Zahl der
unbesetzten Ausbildungsplätze, aber eben auch die Zahl unversorgter Jugend-
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licher, was auf die regionalen und sektoralen Unterschiede in der demografi-
schen Entwicklung hindeutet (vgl. Ulrich 2011).

Es geht nun darum, die Rolle der Bildungsträger und ihre Bedeutung für die
Berufsausbildung in diesem Bedingungsgefüge neu zu bestimmen. So sollten
sich die Träger viel stärker als Partner der Betriebe und als Bildungsdienstleister
verstehen, nicht nur für die Ausbildung leistungsschwächerer und sozial be-
nachteiligter Jugendlicher (vgl. Berger & Grünert 2007; Heisler 2011). So liegt
hier, in der Arbeit mit benachteiligten, förderbedürftigen Jugendlichen ihre Ex-
pertise, die sie nun einbringen können. Bereits in der Vergangenheit wurden
Modelle zur kooperativen Ausbildung in Betrieben und Bildungsträgern er-
probt mit dem Ziel, den Lernort Betrieb für benachteiligte Jugendliche zurück-
zugewinnen (vgl. Gericke 2003; Zimmermann 2004). In den letzten zehn Jah-
ren hat die Bedeutung kooperativer Ausbildungen deutlich zugenommen.
Zwischen 2006 und 2014 ist die Zahl der Jugendlichen, die in Ostdeutschland
in eine kooperative BaE einmündeten, von 105 auf 2.303 Jugendliche gestie-
gen. 2016 waren es zuletzt 1.847 Jugendliche (vgl. Statistik BA 2017). Im glei-
chen Zeitraum sind die Zahlen in der integrativen BaE von 17.754 auf 959 Aus-
zubildende gesunken (vgl. ebd.).

Ferner wird davon ausgegangen, dass die BNF einen wesentlichen Beitrag zur
Verbesserung der Qualität und Attraktivität des dualen Ausbildungssystems im
Wettbewerb der beruflichen Bildungsgänge leisten kann (vgl. Dietrich & Seve-
ring 2007; Fischer 2014). So wurde in den letzten Jahren die Reform des dua-
len Ausbildungssystems diskutiert (vgl. z. B. Bertelsmann Stiftung 2010; Icking
& Heinrich Böll Stiftung 2011; Prager & Wieland 2007). Die Bildungsträger der
BNF könnten Betriebe dabei unterstützen, Ausbildungsmodelle wie die Assis-
tierte Ausbildung, gestufte Ausbildungen, die Nachqualifizierung oder die Teil-
zeitberufsausbildung umzusetzen und sie könnten dazu beitragen, dass diese
Modelle größere Akzeptanz finden.

Als weitere Option wurde die zentrale Funktion der Träger in Ausbildungsver-
bunden bzw. Verbundausbildungen diskutiert. Gerade Ostdeutschland ist ge-
prägt von klein- und mittelständischen Betrieben. Viele von ihnen sind auf-
grund ihrer Betriebsgröße und ihres Tätigkeitsspektrums nur begrenzt oder gar
nicht in der Lage auszubilden. Diese Betriebe könnten Bildungsträger unter-
stützen und damit auch zur Erhöhung der Ausbildungsbetriebsquote beitragen
(vgl. Berger & Grünert 2007).
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3 Demografischer Wandel und Entwicklung der BNF
aus Expertensicht

Im Kontext des demografischen Wandels lassen sich verschiedene Überlegun-
gen zur Weiterentwicklung der BNF finden. Es stellt sich nun die Frage, wie Ex-
perten dies einschätzen. Dazu wurden insgesamt drei Experteninterviews ge-
führt. Ein Interview (Interview 01) wurde mit der Geschäftsführerin einer
bundesweit agierenden Bundesarbeitsgemeinschaft (BAG) geführt, welche die
Interessen von Bildungsträgern der BNF und der Jugendberufshilfe bundesweit
vertritt, in den neuen Ländern aber besonders präsent ist. Zwei weitere Inter-
views wurden mit Geschäftsführern von Bildungsträgern in Ostdeutschland ge-
führt (Interview 02 und 03). Einer der Träger ist nur in Thüringen tätig (02), der
andere in Thüringen, Sachsen-Anhalt und Brandenburg (03).

Die Experten wurden zu drei Themenkomplexen befragt: Zu den Folgen des
demografischen Wandels

• für die zu fördernden Jugendlichen: Haben sich die Adressaten bzw. ihre
Förderbedarfe verändert? Haben sich die Übergangschancen Jugendlicher
verbessert?

• für die Maßnahmeangebote: Wie hat sich das Maßnahmeangebot in den
Regionen verändert?

• für die Bildungsträger und die Trägerlandschaft: Ist es den Trägern gelun-
gen, sich den Veränderungen der Rahmenbedingungen anzupassen?
Welche Konsequenzen hat der demografische Wandel für die eigene
Fachkräftesicherung?

Um die Aussagen der befragten Experten statistisch zu untermauern, werden
Daten des zentralen Statistikservice der Agentur für Arbeit (BA 2017) in die
Auswertung miteinbezogen. Im Folgenden werden die zentralen Aussagen der
Interviewpartner zu den thematischen Schwerpunkten dargestellt.

3.1 Konsequenzen für die zu fördernden Jugendlichen

Eine These ist, dass sich durch den demografischen Wandel die Integrations-
chancen förderbedürftiger, benachteiligter Jugendlicher auf dem regulären
Ausbildungs- und Arbeitsmarkt verbessern (vgl. Nigges-Gellrich & Schmidt
2013). Für Jugendliche in der Benachteiligtenförderung könnte dies bspw. be-
deuten, dass sich ihre Förderdauer verkürzt und ihnen der Übergang in eine
betriebliche Ausbildung leichter fällt. Die Meinungen der befragten Experten
dazu gehen auseinander. Tatsächlich sei insgesamt ein Rückgang der Förder-
dauer festzustellen. Einerseits könne dies durchaus eine Folge des demografi-
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schen Wandels sein. Offensichtlich sind Bildungsträger bei der Vermittlung be-
nachteiligter Jugendlicher heute durchaus erfolgreicher als noch vor einigen
Jahren (01/173–175). Andererseits könnte dies aber vor allem ein Ergebnis der
Arbeitsmarktreformen der vergangenen Jahre sein. Das Ziel der Förderpolitik
der Agentur für Arbeit sei es, die Maßnahme- bzw. Förderdauer möglichst zu
verkürzen. Was u. a. auch dadurch erreicht werde, dass vor allem zeitlich ver-
kürzte, theoriereduzierte, zweijährige Ausbildungsberufe oder Helferberufe in
BaE angeboten werden (01/290–293). Das Ziel der Maßnahmen ist die schnelle
Vermittlung in Ausbildung oder Arbeit (01/182–188).

Eine andere Überlegung war, dass sich durch den demografischen Wandel die
Zielgruppe der BNF verändert, weil es auch leistungsschwächeren Jugendlichen
gelingt, in eine betriebliche Ausbildung einzumünden. Demnach, so die Annah-
me, münden vor allem Jugendliche in die Maßnahmen ein, die als besonders
förderbedürftig gelten. Gerade in Ostdeutschland berichteten Sozialpädago-
gen bereits in früheren Untersuchungen (vgl. Eckert, Heisler & Nitschke 2007)
häufig, dass die Problemlagen, die Problemdichte und -tiefe (02/268) bei den
Jugendlichen in den Maßnahmen zunehmen würde. Diese Wahrnehmung wird
durch die befragten Experten auch aktuell bestätigt, allerdings habe dies nur
indirekt etwas mit dem demografischen Wandel zu tun. Vielmehr liegen die Ur-
sachen darin begründet, dass aufgrund der Ausbildungsmarktlage in den neu-
en Ländern lange Zeit leistungsstärkere, sog. marktbenachteiligte Jugendliche
in die Maßnahmen eingemündet sind. Erst in den letzten Jahren seien verstärkt
Jugendliche in die Maßnahmen gekommen, die zu ihrer genuinen Zielgruppe,
zu den sozial benachteiligten Jugendlichen gezählt werden (01/85–95).

Mit Blick auf diese Entwicklung werden die derzeit existierenden Förderinstru-
mentarien als ungeeignet betrachtet. Die quantitative Zunahme der Förderins-
trumente und Maßnahmen wird deshalb von einem der Befragten auch als
„Symbolpolitik“ kritisiert, weil sie eben nur das quantitative Versorgungspro-
blem, aber eben nicht die qualitativen, sozialen Probleme und damit die Ursa-
chen der Übergangsschwierigkeiten der Jugendlichen lösen. Es gehe doch viel-
mehr darum, die Folgen von Arbeitslosigkeit, Armut, Gewalt und Sucht in den
Familien der Jugendlichen zu bewältigen. Die Herausforderung bestehe darin,
dass diese Probleme oft in einem engen Zusammenhang stehen und bearbeitet
werden müssen (02/265–184). Da die bestehenden Förderangebote das nicht
mehr leisten, würden sie tendenziell auch zur Reproduktion und Verfestigung
sozialer Benachteiligung beitragen (02/288–322).

Die befragten Experten stehen der These, dass sich die Integrationschancen Ju-
gendlicher durch den demografischen Wandel verbessern, eher kritisch gegen-
über. Es sei ein Trugschluss, dass der Markt die Integrationsprobleme Jugendli-
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cher lösen könne. Zwar würde die Zahl der Jugendlichen insgesamt sinken. Das
bedeute aber nicht, dass die Zahl der förderbedürftigen Jugendlichen im glei-
chen Maße zurückgehe. Es sei außerdem schwer vorstellbar, dass Betriebe ihre
Ausbildungsplätze mit diesen Jugendlichen besetzen (01/25–32). Aus dem
Blick gerate, dass die Jugendlichen Probleme zu lösen haben, bei denen ihnen
die Betriebe kaum helfen können. Deshalb seien bspw. auch kooperative Maß-
nahmeformen für diese Jugendlichen ungeeignet (01/105–108). Dadurch hät-
ten sich die Integrationschancen der Jugendlichen möglicherweise sogar ver-
schlechtert (03/162–185).

3.2 Veränderung der Maßnahmestruktur und Verlagerung
der Förderschwerpunkte

Insgesamt wird auf drei Tendenzen in der Entwicklung des Förderangebotes
von den Befragten hingewiesen: (1) der zunehmende Stellenwert kooperativer
Maßnahmeangebote. (2) Die zunehmende Bedeutung berufsorientierender
Angebote an allgemeinbildenden Schulen und berufsvorbereitender Maßnah-
men (01/53–60). Auch die befragten Experten weisen (3) auf den deutlichen
Rückgang der geförderten Maßnahmeplätze insgesamt (01/46–50; 03/102–
110) und insbesondere im Bereich BaE hin (02/13–16).

Von letzterem seien die Regionen in unterschiedlichem Maße betroffen
(01/270–271). Viele Jugendliche würden unversorgt bleiben, weil das Maßnah-
meangebot bei weitem nicht ausreicht (01/20–35). Darin läge das Risiko, dass
Jugendliche als Ungelernte in den Arbeitsmarkt einmünden oder zu den Lang-
zeitarbeitslosen zählen, die irgendwann in Aktivierungsmaßnahmen wiederauf-
tauchen (01/40–44).

Besonders kritisch wird der deutliche Rückgang der BaE Angebote beurteilt,
insbesondere der Rückgang der integrativen BaE. Sie stellten für viele Jugendli-
che, aufgrund ihres Unterstützungsbedarfes, die einzige Chance dar, in eine
Ausbildung einzumünden und diese erfolgreich zu beenden. Einige Jugendli-
che würden deshalb an den „Ersatzsystemen“ scheitern (02/24–26), weil die
Anschlussmöglichkeit an eine Berufsvorbereitung, in Form von BaE, fehle. Frü-
her hätten die Jugendlichen aufgrund der BaE-Maßnahmen faktisch eine Art
„Ausbildungsplatzgarantie“ gehabt, die es nun nicht mehr gibt (02/375–380).

Vor allem die zunehmende Bedeutung kooperativer Maßnahmeformen, wie
die kooperative BaE oder die assistierte Ausbildung, wird u. a. im Zusammen-
hang mit dem demografischen Wandel gesehen. Allerdings würden auch hier-
bei die Arbeitsmarktreformen, insbesondere der Aspekt der Effizienzsteigerung
der Maßnahmen, eine nicht unerhebliche Rolle spielen. Es dürfe nicht verges-
sen werden, dass kooperative Förderangebote deutlich kostengünstiger sind
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als integrative Angebote. Es wird aber bezweifelt, dass sie für die zu förder-
nden Jugendlichen geeignet sind. Außerdem stellt sich die Frage, ob Betriebe
benachteiligte Jugendliche, zum Beispiel in einer assistierten Ausbildung, im
notwendigen Maße unterstützen können. Der Erfolg dieser Maßnahmen wird
deshalb angezweifelt (03/190–193, 199–206).

Dies bestätigen die vorliegenden Daten der BA (2017): In den letzten drei Jah-
ren (2014 bis 2016) haben im Durchschnitt 55 % der Teilnehmer an „BaE inte-
grativ“ ihre Abschlussprüfung bestanden, in „BaE kooperativ“ waren es nur
38 %. Zudem haben rund 29 % der Teilnehmer einer kooperativen BaE diese
vorzeitig beendet. Diese Quote liegt nur etwas über der Quote in der dualen
Berufsausbildung. Allerdings haben demgegenüber nur 11 % der Jugendlichen
in einer integrativen BaE diese vorzeitig beendet. Es ist jedoch darauf hinzuwei-
sen, dass die erhöhte Vertragslösungsquote der kooperativen BaE auch mit
dem Wechsel der Teilnehmer in eine reguläre duale Ausbildung erklärt werden
kann, was aus den vorliegenden Daten nicht hervorgeht.

Es wird vermutet, dass sich mit dem demografischen Wandel auch das Berufe-
spektrum der BNF verändert und Berufe angeboten werden, bei denen künftig
ein besonderer Fachkräftebedarf besteht. Dieser Strukturwandel lässt sich an-
hand der statistischen Daten der BA verdeutlichen (s. Tab. 1).

Tab. 1: Rangliste (Top 5) der am häufigsten ausgebildeten Berufe in BaE. Aufstellung nach Berufs-
gruppen der KldB 2010. Vergleich 2006 und 2016 [Quelle: BA 2017].

2006 2016

1 Verkaufsberufe (62) Verkaufsberufe (62)

2 (Innen-) Ausbauberufe (33) Verkehr, Logistik außer Fahrzeug-
führer (51)

3 Metallerzeugung, -bearbeitung,
Metallbau (24)

Metallerzeugung, -bearbeitung,
Metallbau (24)

4 Lebensmittelherstellung u. -verar-
beitung (29)

Maschinen- und Fahrzeugtechnik-
berufe (25)

5 Verkehr, Logistik außer Fahrzeug-
führer (51)

Unternehmensführung, -organisa-
tion (71)

Tab. 1 zeigt, dass sich mit Ausnahme der Verkaufsberufe und der Metallberufe,
die Ausbildungsplatzzahlen und der Stellenwert der Berufe in der BNF verän-
dert haben. Ein Zusammenhang mit dem demografischen Wandel lässt sich
anhand der vorliegenden Daten jedoch nicht herstellen. Es ist anzunehmen,
dass hier auch die Entwicklung des Arbeitskräftebedarfs von Bedeutung ist. Die
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befragten Experten räumen eine demografisch bedingte Veränderung der Be-
rufestruktur in BaE ein (01/197–201).

Es wurde auch formuliert, dass die Bedeutung berufsorientierender bzw. be-
rufsvorbereitender Maßnahmen in den letzten Jahren gestiegen ist. Diese Ent-
wicklung wird von den Experten einerseits durchaus positiv bewertet, anderer-
seits sei dies aus verschiedenen Gründen aber auch problematisch: Für die
Sozialpädagogen und Ausbilder bei den Bildungsträgern sei die Arbeit mit Kin-
dern in den allgemeinbildenden Schulen oft ein völlig neues Handlungsfeld, für
das sie gar nicht hinreichend qualifiziert sind (01/61–63). Einer der befragten
Experten formuliert demgegenüber jedoch, dass viele Bildungsträger sich in-
zwischen auf dieses Tätigkeitsfeld konzentriert hätten. Die Ausweitung dieser
Angebote habe bspw. in Thüringen dazu geführt, dass sich viele Träger, die
von den Reformen der Arbeitsmarktförderung negativ betroffen waren, inzwi-
schen wieder erholt haben. Problematisch sei jedoch, dass verschiedene Maß-
nahmen, z. B. Berufseinstiegsbegleiter, Potenzialanalysen, Schulsozialarbeit usw.,
die aus verschiedenen Förderprogrammen finanziert werden, in den Schulen
parallel angeboten werden und sich teilweise sogar konkurrierend gegenüber-
stehen.

3.3 Veränderung der Rahmenbedingungen und Konsequenzen
für die Bildungsträger

Insgesamt hätten sich die Rahmenbedingungen der Trägerarbeit in der BNF
grundlegend verändert. Die Maßnahmen werden inzwischen seit Jahren im
Rahmen von Ausschreibungen vergeben. Dabei würden die ausgeschriebenen
Lose, das heißt die Zahl der zu vergebenden Maßnahmeplätze, die in einzelnen
Losen zusammengefasst sind, immer weniger werden (02/27–31). Aufgrund
der niedrigen Teilnehmerzahlen werde es für die Träger zunehmend schwieri-
ger, wirtschaftliche Angebote zu erstellen bzw. die Maßnahmen wirtschaftlich
umzusetzen. Eine Folge davon sei, dass das Personal der Bildungsträger in
mehreren, unterschiedlichen Maßnahmeformen und in unterschiedlichen Rol-
len und Funktionen beschäftigt wird, weil es nur so möglich ist, Vollzeitstellen
zu finanzieren (02/385–392).

Viele Träger würden deshalb deutlich weniger Maßnahmen in der BNF anbie-
ten und sich stärker auf die Umsetzung von Maßnahmen im Kontext von För-
derprogrammen, wie zum Beispiel von Landesprogrammen oder dem ESF, kon-
zentrieren. Stellten früher die Maßnahmen der BNF und des Übergangssystems
das „Kerngeschäft“ der Träger dar, so seien es nun Sonderprogramme und
Modellprojekte (02/41–46). Eine Folge ist die zunehmende Ausdifferenzierung
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der Angebote und ihre fehlende Kohärenz (02/50–57, 80–131). Fraglich sei au-
ßerdem die Wirtschaftlichkeit solcher Strategien für die Träger (02/679–689).

Als Folge des demografischen Wandels und auch der Arbeitsmarktreformen
wurden der Rückgang der Trägerzahlen und eine Marktbereinigung befürchtet.
Oft war vom „Trägersterben“ die Rede. Die Befragten gehen durchaus von ei-
nem Rückgang der Anzahl von Trägern aus. Dies sei aber nicht als „Trägerster-
ben“, sondern als Folge von Fusionen zu interpretieren (01/318–321).

Mit Blick auf den Wandel der BNF sollten sich Bildungsträger stärker als Bil-
dungsdienstleister für Betriebe verstehen. Insbesondere in Ostdeutschland wür-
den sie damit eine zentrale Bedeutung in Ausbildungsverbunden oder in ko-
operativen Ausbildungsformen übernehmen. Dies wird von den Befragten eher
skeptisch betrachtet. Die Kooperation mit Betrieben funktioniere erst ab einer
bestimmten Betriebsgröße. Insbesondere kleinere Betriebe würden benachtei-
ligte Jugendliche nach wie vor gar nicht ausbilden (01/449–471).

Auch die Sicherung des eigenen Fachkräftebedarfs stellt ein großes Problem
der Träger dar. Einerseits verlieren die Träger ihr Personal aufgrund schlechter
Beschäftigungsbedingungen. Andere pädagogische Handlungsfelder, die zum
Beispiel im öffentlichen Dienst angesiedelt sind, wie Schulsozialarbeit oder die
Arbeit bei Behörden und Ämtern (Jugendamt, Sozialamt, Jobcenter), sind at-
traktiver (01/494–507). Andererseits steige mit der Ausdifferenzierung der
Maßnahmen und der Verlagerung des Tätigkeitsspektrums, zum Beispiel in den
schulischen Bereich, der Personalbedarf bei den Trägern erheblich. Nicht zu-
letzt aufgrund der von der Agentur für Arbeit vorgegebenen Qualitätskriterien
und aufgrund der demografischen Entwicklung werde es zunehmend schwieri-
ger, geeignetes und vor allem einschlägig qualifiziertes Personal zu gewinnen
(01/352–363; 02/164–222).

4 Zusammenfassung

Der vorliegende Beitrag zeigte, dass der demografische Wandel eine entschei-
dende Rolle für die Entstehung und Entwicklung der BNF spielt. Dies betrifft
einerseits die quantitative Entwicklung des Maßnahmeangebotes. Es wird da-
von ausgegangen, dass infolge des demografischen Wandels die Nachfrage,
das heißt die Bewerberzahlen und damit auch die Zahl förderbedürftiger Ju-
gendlicher, zurückgeht. Außerdem wird angenommen, dass diese Entwicklung
auch dazu führt, dass den Jugendlichen ein angemessenes Ausbildungsplatz-
angebot zur Verfügung steht und deshalb der Bedarf an Fördermaßnahmen
sinkt.
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Dies betrifft andererseits die qualitative Entwicklung des Maßnahmeange-
botes und der Maßnahmekonzepte. Es wurde gezeigt, dass berufsorientie-
rende und -vorbereitende Maßnahmen zunehmend von Bedeutung sind, weil
davon ausgegangen wird, dass das zur Verfügung stehende betriebliche Aus-
bildungsplatzangebot ausreichend ist (s. o.). Es geht nun vor allem darum, den
Matchingprozess zwischen Ausbildungsplatzangebot und -nachfrage sowie die
Ausbildungsfähigkeit benachteiligter Jugendlicher zu verbessern. Ungelernte
Jugendliche sollen für eine Ausbildung aktiviert werden. Die zur Verfügung ste-
henden Ausbildungspotenziale sollen besser genutzt werden. Die Bildungsträ-
ger und Einrichtungen der BNF sollen den Betrieben dafür als Partner zur Ver-
fügung stehen.

Der Beitrag verdeutlichte aber auch, dass der Einfluss des demografischen
Wandels auch in Frage gestellt wird, insbesondere von den befragten Experten
der BNF. So wird u. a. mit dem demografischen Wandel der quantitative Rück-
bau der BNF in Ostdeutschland, vor allem von BaE, begründet. Demgegenüber
steht jedoch eine relativ konstante Anzahl Jugendlicher, die auf adäquate För-
derangebote angewiesen sind und nun unversorgt bleiben bzw. die nun in An-
gebote im Übergangssystem einmünden. Insbesondere die befragten Experten
sehen immer den engen Zusammenhang zwischen den aktuellen Entwicklun-
gen und den Arbeitsmarktreformen der letzten Jahre. Kostensenkung und Effi-
zienzsteigerung hätten dabei im Vordergrund gestanden. So gerät der demo-
grafische Wandel aus ihrer Perspektive unter Ideologieverdacht, weil sich die
Integrationschancen förderbedürftiger Jugendlicher dadurch eben nicht ver-
bessert haben.
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„Studienaussteiger/-innen als potenzielle
Auszubildende und Fachkräfte?“ –
Eine qualitative Erhebung der betrieblichen
Perspektive in Sachsen-Anhalt

Dana Bergmann & Katja Richter

Aufgrund der demografischen Entwicklungen und den damit einhergehenden
berufs- und qualifikationsspezifischen Fachkräfteengpässen wird die Diskussion
um die Durchlässigkeit im Bildungswesen zunehmend auf die sog. „Studien-
aussteiger/-innen“ gelenkt (Jahn & Birckner 2014). Münden Studienausstei-
ger/-innen nach dem Verlassen der Hochschule in den Ausbildungs- bzw. Ar-
beitsmarkt ein, spielen die Unternehmen als Akteure eine wichtige Rolle. Aus
berufspädagogischer und bildungspolitischer Perspektive stellt sich die Frage,
wie die Unternehmen dieser Zielgruppe gegenüber stehen. Der Beitrag greift
diese Frage auf, indem in einem ersten Schritt ein Rahmen um das Thema
„Studienausstieg“ gespannt wird. In einem zweiten Schritt werden die betrieb-
lichen Akteure und deren Einstellungen untersucht. Ziel der durchgeführten
Studie ist es, zu klären, wie sachsen-anhaltinische Betriebe Studienausstei-
ger/-innen gegenüberstehen und welche Akquise-, Integrations- und Bindungs-
bemühungen sie nutzen.

1 Problemaufriss

Unternehmen sehen sich zunehmend mit qualifikationsspezifischen Fachkräf-
teengpässen konfrontiert (vgl. Maier et al. 2016, S. 1). Wird das Ausscheiden
bzw. das Eintreten aus bzw. in den Arbeitsmarkt nach den Qualifikationsstufen
der Erwerbspersonen differenziert, zeigt sich folgende Entwicklung: Während
das Angebot der in den Arbeitsmarkt neu eintretenden Personen mit akademi-
schem Abschluss den Bedarf durch die aus dem Arbeitsmarkt Ausscheidenden
über den gesamten betrachteten Zeitraum übersteigt, sind dauerhafte Beset-
zungsschwierigkeiten bei Erwerbspersonen mit abgeschlossener Berufsausbil-
dung zu verzeichnen (vgl. ebd., S. 8). Mit der zunehmenden Akademisierung
gehen nicht nur wachsende Studierendenzahlen einher, sondern gleichzeitig
wächst auch die Gruppe derer, für die sich der akademische Weg aus verschie-
denen Gründen nicht bewährt: die sog. Gruppe der „Studienaussteiger/-in-
nen“. Im Jahr 2016/17 haben nach Angaben des statistischen Bundesamtes
507.779 Personen ein Studium in Deutschland aufgenommen. Wird davon
ausgegangen, dass knapp ein Viertel aller Studierenden ihr Bachelorstudium
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nicht beendet (vgl. Heublein et al. 2017), stehen ca. 142.000 Studienausstei-
ger/-innen dem Ausbildungs- bzw. Arbeitsmarkt potentiell zur Verfügung. Auf-
grund der demografischen Entwicklungen und den damit einhergehenden Be-
setzungsproblemen gerät diese wachsende Personengruppe zunehmend in
den Fokus der Bildungspolitik. Ziel ist es, den Hochschulbereich mit dem der
beruflichen Bildung zu verzahnen und die Durchlässigkeit „nach unten“, vor
allem in Fragen der Anrechenbarkeit und Zertifizierung (vgl. Jahn & Birckner
2014, S. 1), zu gewährleisten. Im Hinblick auf einen funktionierenden Über-
gang spielen die Unternehmen als Ausbildende bzw. Arbeitgeber eine bedeu-
tende Rolle. In diesem Kontext stellt sich die Frage, ob sich die Unternehmen,
in welche Studienaussteiger/-innen einmünden, den Potenzialen dieser Gruppe
hinsichtlich der Fachkräftesicherung bewusst sind bzw. diese für sich nutzen.

2 Fakten zum Studienausstieg

Laut Angaben des Deutschen Zentrums für Hochschul- und Wissenschaftsfor-
schung (DZHW) entscheidet sich jede/r dritte Studierende dazu, das Studium
nicht zu beenden und dieses abzubrechen.1 Diese Personengruppe wird in re-
gelmäßigen Abständen in Form eines Kohortenvergleichs (aus Absolventen-
und entsprechender Studienanfängerkohorte) vom DZHW in Form der sog.
„Studienabbruchquote“ ermittelt. Die nachstehende Abbildung zeigt, dass die
Abbruchquote mit 33 % bei Bachelorstudierenden an Universitäten am höchs-
ten ist, dicht gefolgt von Diplom- bzw. Magisterstudierenden (27 %) sowie Ba-
chelorstudierenden an der Fachhochschule (23 %).

Die verschiedenen Studienabbruchquoten an den Hochschulen lassen sich zu-
dem hinsichtlich der jeweiligen Fachrichtungen unterscheiden. An der Universi-
tät beenden bspw. 39 % der Bachelorstudierenden im Bereich Mathematik/
Naturwissenschaften ihr Studium ohne Abschluss, dicht gefolgt von den Inge-
nieurwissenschaften (36 %) und den Rechts-/Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaften mit einer Abbruchquote von 27 % (vgl. Heublein et al. 2014, S. 4).

Während das DZHW – allerdings weder bundesweit noch länderspezifisch – die
Abbruchquoten für bestimmte Studienbereiche ermittelt, führte das Institut für
Hochschulforschung (HoF) erstmalig eine Berechnung der Abbruchquoten auf
Landesebene durch. Da die Daten des DZHW und des HoF auf unterschiedli-
chen Berechnungsmethoden basieren, lassen sich die Ergebnisse nur in Ten-
denzen vergleichen: Im Bereich Mathematik/Naturwissenschaften entsprechen
die Universitäten in Sachsen-Anhalt in etwa dem Bundestrend. Die Abbruch-
quoten in den Ingenieurwissenschaften liegen an den Universitäten unter dem

1 Fach-, Studiengangs- bzw. Hochschulwechsel zählen nicht dazu.
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Bundesdurchschnitt – ebenso wie die mit einem Drittel der Studierenden domi-
nierende Fächergruppe der Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften (vgl.
Schmid, Henke & Pasternack 2013, S. 64 ff.). Die differenzierten Angaben bzgl.
des Umfangs des Studienausstiegs zeigen, dass es „die“ Studienabbruchquote
weder auf Bundes- noch auf Landesebene gibt. Aufgrund der Komplexität der
Erhebungen, der unterschiedlichen Berechnungsmethoden sowie der unter-
schiedlichen Abschlussarten und Fächergruppen im Hochschulbereich ist es
vielmehr so, dass die Aussagekraft einer allgemeinen Gesamtquote einge-
schränkt ist (vgl. Bergmann 2016a).

Ebenso komplex und vielfältig sind die Gründe und Ursachen, die zu einem
Studienausstieg führen: Neben internalen Ursachen (bspw. leistungsbedingten
Problemen im Studium oder mangelnder Motivation) können auch externale
Ursachen zum Ausstieg aus dem Studium führen. Dazu gehören bspw. das
Nichtbestehen von Prüfungen, berufliche Neu-/Umorientierungen oder institutio-
nelle Gegebenheiten an den Hochschulen (vgl. Heublein et al. 2017, S. 147 ff.).
In Bezug auf die Ursachen des Studienausstiegs lässt sich festhalten, dass es
sich nicht um einen spontanen Entschluss der Studierenden handelt, sondern
dass diese Entscheidung nach einem längeren Prozess erfolgt, der von ver-
schiedenen Ursachen geprägt ist.

Neben der Häufigkeit und den Ursachen des Studienausstiegs spielt vor allem
die Frage nach dem Verbleib der Studienaussteiger/-innen eine bedeutsame
Rolle. Eine Studie von Heublein et al. (vgl. 2017, S. 218 ff.) zeigt, dass knapp
drei Viertel der befragten Studienaussteiger/-innen ein halbes Jahr nach der Ex-

Abb. 1: Studienabbruchquoten über alle Abschlussarten und Fächergruppen [eigene Darstellung in
Anlehnung an Heublein et al. 2014, S. 3 ff.]
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matrikulation eine berufliche resp. berufsbildende Tätigkeit aufnehmen konn-
ten. Während sich die Mehrheit (43 %) der befragten Studienaussteiger/-innen
für die Aufnahme einer Berufsausbildung entschied, sind 14 % der Befragten
in einem unbefristeten Arbeitsverhältnis tätig. Hinzu kommen 12 % der ehe-
maligen Studierenden, die befristet tätig sind und weitere 4 %, die als Selbst-
ständige bzw. Freiberufler agieren.

Die Angaben des aktuellen Berufsbildungsberichts (2016) bestätigen diese Er-
gebnisse: „Echte“ Studienaussteiger/-innen, also diejenigen ohne vorherige Be-
rufsausbildung, befinden sich ein Jahr nach der Exmatrikulation zumeist in ei-
ner vollqualifizierenden Ausbildung (35,8 %) oder sind erwerbstätig (30,4 %).
Nur 7,5 % der Studienaussteiger/-innen münden in die Arbeitslosigkeit (vgl.
ebd., S. 410). Diese Angaben zum Verbleib zeigen, dass ein Großteil der Stu-
dienaussteiger/-innen erfolgreich in eine Berufsausbildung bzw. in ein Arbeits-
verhältnis integriert worden ist und der Schritt, die Hochschule ohne Abschluss
zu verlassen, nicht zwingend in Arbeits- oder Ausbildungslosigkeit münden
muss.

Die Entscheidung, die Hochschule zu verlassen, stellt die verschiedenen Ak-
teure vor unterschiedliche Herausforderungen und bietet gleichsam Chancen.
Die Individuen müssen diesen Schritt nicht als Scheitern erleben, sondern kön-
nen ihn selbstbewusst (i. S. e. einer bewussten Reflexion des eigenen Selbst) als
Chance zur Gestaltung der eigenen beruflichen Biografie annehmen (vgl. Berg-
mann 2016b). Da, wie in den Angaben zum Verbleib der Studienaussteiger/-in-
nen dargestellt, fast drei Viertel der ehemaligen Studierenden in Betriebe ein-
münden, die die Rolle des Ausbildungsunternehmens bzw. des Arbeitsgebers
innehaben, spielen diese für den Umbruchs- und Übergangsprozess eine wich-
tige Rolle. In den nachfolgenden Kapiteln soll die Perspektive der Betriebe auf
die Gruppe der Studienaussteiger/-innen fokussiert und untersucht werden.

3 Studienaussteiger/-innen als Zielgruppe für Betriebe?

Die berufs- und qualifikationsspezifischen Fachkräfteengpässe verlangen das
Aufzeigen alternativer bzw. neuer Wege, Fachkräfte bedarfsgerecht für die Be-
triebe zu qualifizieren. In den letzten Jahren rückte so die bis dato unberück-
sichtigte Gruppe der Studienaussteiger/-innen in den Fokus der Bildungspolitik.
Neben der JobstarterPlus-Initiative (2015), in welcher Studienaussteiger/-innen
für kleine und mittelständische Unternehmen sensibilisiert werden sollen, rich-
tet vor allem das Bundesinstitut für Berufliche Bildung (vgl. BIBB 2016; Ebbing-
haus 2016) mit einer quantitativen Betriebsbefragung den Blick auf diese bis-
lang vernachlässigte Perspektive der Unternehmen.
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Ebbinghaus (2016, S. 5) differenziert drei Gruppen von Betrieben bzgl. ihrer
Erfahrungen und Einstellungen hinsichtlich der Gruppe „Studienausstei-
ger/-innen“: die „Erfahrenen“, „die (unerfahrenen) Aufgeschlossenen“ sowie
die „Zurückhaltenden“. Zudem bestätigt die Studie (n = 539), dass aufgrund
der Ausbildungsmarktprobleme die Studienaussteiger/-innen vermehrt in den
Fokus der Betriebe rücken: Während 69 % der erfahrenen und 76 % der auf-
geschlossenen Betriebe die Gruppe der Studienaussteiger/-innen als wichtig er-
achtet, sind es bei den zurückhaltenden Betrieben lediglich 42 % (vgl. ebd.,
S. 7). Obwohl ein Großteil der befragten Unternehmen dieser Gruppe positiv
aufgeschlossen ist, sind die Einschätzungen zur Akquise konträr: 48 % der er-
fahrenen, 68 % der aufgeschlossen sowie 57 % der zurückhaltenden Betriebe
erachten es als (eher) schwierig, mit ausbildungsinteressierten Studienaus-
steiger/-innen in Kontakt zu kommen (vgl. ebd., S. 8). Auch die betriebliche
Einschätzung im Hinblick auf die Anrechenbarkeit der vorherigen Studienleis-
tungen ist nicht sonderlich positiv: Sowohl erfahrene (71 %) als auch aufge-
schlossene (70 %) und zurückhaltende Betriebe (63 %) erachten die Anrechen-
barkeit der an der Hochschule erworbenen Leistungen als (eher) schwierig.

Während die Akquisebemühungen als eher kritisch eingeschätzt werden, wird
das Ausbildungsgeschehen von den drei Betriebsgruppen positiver bewertet.
Sowohl bei der Vermittlung von Lerninhalten als auch in der Zusammenarbeit
mit den Ausbildenden entfalten Studienaussteiger/-innen ihr Potenzial. Hin-
sichtlich der Bindung von Studienaussteigenden an das Unternehmen zweifeln
aufgeschlossene (41 %) und zurückhaltende (43 %) Betriebe mehr als erfahre-
ne (23 %) (vgl. ebd., S. 10). Erstaunlich ist die Tatsache, dass sowohl erfahrene
als auch aufgeschlossene Betriebe studienaussteigerspezifische Maßnahmen
und Programme als wichtig erachten, aber eher eine Abwehrhaltung gegen-
über konkreten Ansätzen einnehmen (vgl. ebd., S. 12).

Auch wenn den Betrieben aufgrund der bestehenden bzw. zunehmenden Be-
setzungsprobleme bewusst ist, dass Studienaussteiger/-innen eine in diesem
Kontext zu beachtende Personengruppe darstellen, scheint deren Akquise,
Integration und Bindung „(…) kein Selbstläufer, sondern vielmehr daran
geknüpft zu sein, ob es gelingt, mit der Zielgruppe in Kontakt zu kommen“
(ebd., S. 15). Dabei bereitet besonders die Gewinnung der ehemaligen Studieren-
den Schwierigkeiten. Hinzu kommt, dass die Betriebe den Studienaussteiger/-in-
nen zwar sehr aufgeschlossen gegenüberstehen, aber keine studienausstei-
gerspezifischen Angebote (bspw. Anrechnung von Leistungen, Organisation
des Berufsschulunterrichts etc.) wünschen.
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4 Forschungsdesign

Mit Blick auf die deutschlandweite quantitative Studie von Ebbinghaus (2016),
welche den Erfahrungswert von verschiedenen Unternehmen, bezogen auf die
Gruppe der Studienaussteiger/-innen thematisiert, soll folgend ein regionaler
Bezug zur Thematik hergestellt werden. Aufgrund der demografischen Situa-
tion im Raum Sachsen-Anhalt kommt es zu zunehmenden berufs- und
branchenspezifischen Fachkräfteengpässen, welche eine höhere Aufgeschlos-
senheit der Unternehmen gegenüber alternativen Wegen der Fachkräftege-
winnung vermuten lässt. Um die betriebliche Sichtweise – im Gegensatz zur
quantitativen Studie von Ebbinghaus (2016) – nachzuvollziehen und zu verste-
hen, wird in der vorliegenden Untersuchung der Fragen nachgegangen, wie
Unternehmen der Gruppe der Studienaussteiger/-innen – als potenzielle Fach-
kräfte – gegenüberstehen und wie es um die Akquise-/Rekrutierungs- und Bin-
dungsbemühungen von Unternehmen bestellt ist.

Die Untersuchung der betrieblichen Perspektive auf Studienaussteiger/-innen
wurde mithilfe von problemzentrierten Interviews (in Anlehnung an Witzel
2000, S. 1 f.) mit Personalverantwortlichen der jeweiligen Unternehmen geführt.
Die Befragung beinhaltete allgemeine Fragestellungen zum Unternehmen, de-
ren Erfahrung mit Studienaussteiger/-innen, zu Einstellungsvoraussetzungen,
Akquisetätigkeiten, Integrationsmaßnahmen sowie studienaussteigerspezifi-
schen Bindungsstrategien der Unternehmen.

Die Datenerhebung fand im Zeitraum von 10/2015 bis 10/2016 innerhalb des
Forschungsprojektes „Integration von Studienaussteiger/-innen in den Ausbil-
dungs- und Arbeitsmarkt“ statt.2 Um die betriebliche Perspektive hinsichtlich
des Themas „Studienausstieg“ zu erheben, konnten zehn Unternehmen im
Norden Sachsen-Anhalts durch persönliche Kontaktaufnahme akquiriert wer-
den. Aufgrund der Ausbildungsdichte und der Erfahrung mit Studienausstei-
ger/-innen wurde der Fokus bei der Akquise verstärkt auf mittlere und große
Unternehmen gelegt. Die Klassifizierung der Unternehmensgröße ist, wie in
nachstehender Tabelle ersichtlich, nach der KMU-Definition der Europäischen
Kommission vorgenommen worden.

Die Kategorisierung und Strukturierung der Daten erfolgte inhaltsanalytisch
mit MAXQDA. Dabei wurden die Hauptkategorien vorrangig deduktiv kodiert,
unter Rückgriff auf Kategorien, die durch Literaturarbeit generiert wurden und
für den Leitfaden strukturgebend waren. Ergänzend sind induktive Kodierun-

2 Die Interviews wurden sowohl von den Autorinnen selbst als auch von Studierenden durchge-
führt. Unser Dank gilt Eileen Theuerkauf, Christina Sperling, Annkatrin Mehlhorn sowie Tim
Peter Borkowski.
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gen im Verlauf der Bearbeitung des Interviewmaterials vorgenommen worden
(in Anlehnung an Mayring 2010, S. 119).

Tab. 1: Unternehmensübersicht

5 Ergebnisse

5.1 Darstellung der Ergebnisse

Ausbildungsmarktentwicklung und resultierende Besetzungsprobleme

Die Ausbildungsmarktentwicklung stellt sich für die Unternehmen „als Ausbil-
der – sehr negativ“ KMU_8; Z. 16) dar. Resultierend ist „ein Rückgang sowohl
bei den Fachkräften als auch bei den angehenden potentiellen Auszubildenden
zu verspüren“ (GU_2; Z. 14).

Alle befragten Ausbildungsunternehmen nehmen, wie in Tabelle 2 auszugs-
weise dargestellt, einen quantitativen und/oder qualitativen Rückgang an Be-
werber/-innen wahr.

Tab. 2: Qualitativer bzw. quantitativer Rückgang von Bewerber/-innen
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Die Unternehmen nehmen die Entwicklungen auf dem Ausbildungsmarkt sehr
negativ wahr. Daraus resultieren Probleme bei der Besetzung von Ausbildungs-
stellen, die dazu führen, dass die Betriebe ihren Fachkräftebedarf aufgrund
mangelnder Einstellungsvoraussetzungen seitens der Bewerber/-innen nicht
decken können:

 „Also es ist deutlich spürbar, dass da ein Rückgang ist, Bewerber zu finden,
die auch qualitativ gut sind. […] Das hatten wir vor zwei Jahren nicht.“
(GU_4; Z. 12)

 „wenn wir Fachkräfte suchen, müssen wir ganz schön suchen […] weil
eben halt einfach das Potenzial der Bewerber nicht dementsprechend ist.“
(GU_2; Z. 14, 47)

Die Besetzungsprobleme sind auch in dieser Stichprobe berufs- und branchen-
spezifisch differenziert zu betrachten. Besonders in gewerblich-technischen
Ausbildungen sowie im IT-Bereich wird über große Besetzungsschwierigkeiten
berichtet. Im Bereich der kaufmännischen Berufe wird nur vereinzelt ein unge-
deckter Bedarf an Speditions- und Hotelkaufleuten geschildert. Konträr dazu
wird der Beruf des/der Industriekaufmannes bzw. -frau dargestellt:

„Wenn Sie jetzt Industriekaufleute ausschreiben, da haben wir ganz, ganz
viele hochqualifizierte Bewerbungen auch mit Abitur, die da innerhalb kür-
zester Zeit die Ausbildungsplätze besetzen“ (GU_3; Z. 55).

Lediglich bei dem GU_5 sind die BewerberInnenzahlen „konstant geblieben.
[…] Das heißt […] ein Verhältnis von 1:10 pro Lehrstelle an Bewerbern“
(GU_5; Z. 19).

Das Ausbleiben bzw. der Rückgang geeigneter Bewerber/-innen wird zum ei-
nen mit der fehlenden Attraktivität des Ausbildungsplatzes und zum anderen
durch die zunehmende Bildungsexpansion begründet.

„Die Überlegungen gingen dahin, dass viele junge Menschen immer weni-
ger bereit dazu sind einen Beruf zu erlernen (…) bzw. nach der zehnten
Klasse, denn die meisten sind gesteuert von dem Gedanken studieren zu
gehen und das ist eine Ausrichtung, die nicht positiv ist“ (GU_1; Z. 31 – 35).

„Dass sich viele potentielle Azubis wahrscheinlich dazu durchringen eher ein
Fachabitur zu machen nach der Schule oder direkt das Studium anzustre-
ben und daher halt eben weniger ausbildungswillige Kandidaten zur Verfü-
gung stehen“ (GU_2; Z. 14).
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Erfahrung mit Studienaussteiger/-innen

Die Erfahrungen mit Studienaussteiger/-innen werden überwiegend positiv
oder neutral geschildert:

„Die Erfahrung auf die wir zurückgreifen können, ist positiv“ (KMU_6;
Z. 111)

„Einen, den hab ich selber ausgebildet zum Industriekaufmann und hab da
eigentlich auch sehr gute Erfahrungen mit gemacht“ (KMU_10; Z. 20).

„An einen Studienabbrecher erinnere ich mich, der war gerade in der Zei-
tung und hat bei uns seine Lehre beendet und hat nach dem Abschluss ein
Stipendium für die USA bekommen. Da gibt es ja stets Ausschreibungen
und er fährt nun für ein Jahr, als einziger aus M., nach Amerika. Wir hoffen
aber, dass er danach sich wieder uns anschließt“ (GU_1; Z. 245 – 249).

„Wir hatten insgesamt drei Studienabbrecher bei uns im Haus schon als
Azubis rekrutiert, die auch bei uns eine Ausbildung durchlaufen haben“
(GU_2; Z. 21).

Eine negative Erfahrung wurde durch die Nichtwahrnehmung eines Einstel-
lungsvertrages seitens eines Studienaussteigers geschildert.

Akquise

Bei der Gewinnung von Studienaussteiger/-innen lassen sich zwei wesentliche
Strategien feststellen: Neben der allgemeinen, auf alle Personengruppen aus-
gerichteten Ausbildungssuche, ist vereinzelt eine gezielte Akquise von Studien-
aussteiger/-innen, in Form von Universitätskooperationen, dem Projekt ISABEL3,
Messen sowie Internetplattformen, zu verzeichnen.

Hinsichtlich der ungezielten Gewinnung von Auszubildenden zeigt sich, dass
die Studienaussteiger/-innen für die Unternehmen noch nicht als Zielgruppe im
Fokus stehen. Zudem sind zukünftig gezielte Ausrichtungen „auch nicht ange-
dacht“ (GU_3; Z. 66). Die Unternehmen „suchen eben alle junge Menschen,
die Interesse haben, an unserem Unternehmen mitzuwirken und da eine Aus-
bildung zu machen“ (GU_4; Z. 66).

Hinzu kommt, dass seitens der Unternehmen der „Eindruck“ besteht, „dass
Studienabbrecher gar nicht wissen, welche Unternehmen in der Umgebung
anzufinden sind“ (GU_1; Z. 319).

3 Das in Sachsen-Anhalt angesiedelte Projekt „ISABEL – Integration von StudienabbrecherInnen
in den ersten Arbeitsmarkt – Berufliche Einstiegs- und Laufbahnberatung" ist eines von 18
JOBSTARTERplus-Projekten, die vom Bund gefördert werden.
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Einstellungsvoraussetzungen

In den Aussagen zu den Einstellungsvoraussetzungen wird von den Bewer-
ber/-innen – allgemein – ausgegangen, nicht von den Studienaussteiger/-innen
im Speziellen:

„Spezielle Voraussetzungen gibt es nicht“ (GU_1; Z. 78), „sondern eher ge-
nerelle Voraussetzungen an den Bewerber für eine Ausbildung“ (GU_3;
Z. 41).

In Bezug auf die Personengruppe der Studienaussteiger/-innen hat der universi-
täre Hintergrund der Bewerber/-innen eine hohe Relevanz. Dabei zeigt sich,
dass die Unternehmen vereinzelt die zuvor studierte Fachrichtung als ein wich-
tiges Einstellungskriterium thematisieren:

„Eventuell auch als Voraussetzung, sage ich jetzt mal, dass man einfach so
einen technischen Hintergrund schon hat […] Es sollte dann schon in unse-
re Richtung gehen“ (GU_2; Z. 30, 35).

„Studienabbrecher sind für uns nicht generell attraktiv, sondern wirklich nur
die, die auch fachlich sozusagen Knowhow zu unserer Studienrichtung mit-
bringen“ (GU_3; Z. 42)

„Kommt auch drauf an, was für einen Studiengang die hatten bzw. an wel-
cher Einrichtung die studiert haben.“ (GU_4; Z. 74)

Rolle des Studienausstiegs

Es zeigt sich, dass die Ursachen des Studienausstiegs für die Unternehmen eine
untergeordnete Rolle spielen. Obwohl sich die Unternehmen für die Abbruch-
ursache bzw. -häufigkeit interessieren, wird „kein Unterschied (…) zwischen ei-
nem Studienabbrecher und jemandem, der ganz normal anfängt“ (KMU_8;
Z. 47) gemacht.

„Die fangen an am ersten Tag wie alle anderen auch und wir sagen: „Schön,
dass ihr da seid.“ Und dann gehen die in den Fachbereich und dann spätes-
tens im Fachbereich, weiß dann wahrscheinlich auch niemand mehr, was
die denn vorher gemacht haben“ (GU_3; Z. 68).

Der Studienausstieg an sich wird von den Unternehmen innerhalb des berufli-
chen Werdegangs der Bewerber/-innen neutral bewertet. So sprechen sie von
einem „Einbruch durch die falsche Studienwahl“ (GU_1; Z. 285) oder dass sie
„einfach für sich erkannt [haben], dass sie den Studiengang, den sie ange-
strebt haben, dass das für sie nicht das Richtige ist“ (GU_9; Z. 26). Denn es ist
„auch in Ordnung, wenn man sich das selber eingesteht“ (KMU_10; Z. 28). Die
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Studienaussteiger/-innen „fangen jetzt […] ganz neu nochmal an und das ist
ok so“ (GU_3; Z. 68).

Vor allem aber werden die Vorteile der Studienaussteiger/-innen seitens aller
befragten Unternehmen betont. Besonders markant wurde die Reife der Stu-
dienaussteiger/-innen herausgestellt. So verfügen sie nicht nur über eine „per-
sönliche Reife“ (GU_5; Z. 81), sondern auch über eine höhere „Ausbildungs-
reife“ (GU_4; Z. 20). Die Reife der ehemaligen Studierenden spiegelt sich
hinsichtlich verschiedener Ebenen wider: Studienaussteiger/-innen verfügen –
auf der kognitiven Ebene – über „Knowhow“ (GU_3; Z. 29) sowie über einen
Wissensvorsprung gegenüber ihrer Mitauszubildenden. Das Alter und die Er-
fahrungen aus dem Studium führen bei den Studienaussteiger/-innen auf per-
sönlicher Ebene zu einem höheren Reifegrad:

„Letztendlich gibt es bei diesem Personenkreis aber ganz andere Ziele und
gehen daher auch zielstrebiger an ihre Ausbildung heran, wissen somit
ganz genau, was sie wollen“ (GU_1; Z. 287)

Diese Zielstrebigkeit wirkt sich wiederum positiv auf der beruflichen Ebene in
Form einer effektiven und „selbstständigen“ Arbeitsweise sowie einer hohen
„Eigeninitiative“ (GU_4; Z. 22) aus.

Integration

Obwohl in allen Unternehmen Vorteile der Studienaussteiger/-innen genannt
wurden, schildert nur KMU_7 ein spezifisches Angebot für Studienausstei-
ger/-innen an. Indem es „gezielt Studienabbrechern ein Coaching“ anbietet,
signalisiert das Unternehmen: „Ja, wir nehmen Studienabbrecher gerne“
(KMU_7; Z. 150 – 153). Zudem nehmen sie auch eine Anpassung ihres Füh-
rungsstils gegenüber den Studienaussteigern/-innen vor (vgl. KMU_7; Z. 329).

Dennoch nutzen sie ein „einheitliches Integrationsmanagement“, bei dem „al-
le gleich integriert“ werden und machen somit hinsichtlich der Eingliederung
in das Unternehmen zwischen Studienaussteiger/-innen und anderen Auszubil-
denden „keine Unterschiede“ (KMU_7; Z. 340, 352 f.).

„Von daher werden die eben alle gleich integriert und so sollte es auch sein.
Also da werden auch keine Unterschiede gemacht“ (KMU_7; Z. 352).

„Aber wir haben da in dem Sinne kein extra Integrationsmodell und wollen
das auch nicht machen, weil wir die auch eigentlich nicht sozusagen so ex-
plizit […] Naja, es gibt ja in dem Sinne keine… keine speziellen Übergänge“
(GU_3; Z. 68; 73).
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Die Studienaussteiger/-innen „werden genauso behandelt wie jeder andere
auch, also nicht besonders“ (GU_2; Z. 53).

Der nicht-differenzierende Umgang mit den Studienaussteiger/-innen setzt sich
im weiteren Ausbildungsverlauf fort. Zwar räumen die Unternehmen die Mög-
lichkeit einer Ausbildungsverkürzung in Form der zeitlichen Anrechnung ein,
allerdings handelt es sich dabei um allgemeingültige Regelungen, die sich nicht
auf die spezifischen Vorleistungen der ehemaligen Studierenden aus dem Stu-
dium beziehen. In diesem Kontext werden Verkürzungsmaßnahmen ange-
sprochen, welche jedem Auszubildenden mit Hochschulreife zustehen. Die
„Anrechnung ist da grundsätzlich über die IHK möglich“ (KMU_8; Z. 33). Die
inhaltliche Anrechnung kann aufgrund der vorliegenden Fachfremde und der
mangelnden Vergleichbarkeit der Modelle vonseiten der Unternehmen nicht
vorgenommen werden.

„Nein, das geht nicht, weil eben das Berufsausbildungsmodell ein anderes
Modell ist. Das läuft separat. Es könnten allerdings Leistungen von der Vor-
ausbildung auch angerechnet werden“ (GU_2; Z. 63).

Diese Vorausbildung bezieht sich dabei allerdings nicht auf Leistungen aus dem
Hochschul-, sondern auf (Teil-)Qualifikationen aus dem Berufsbildungssystem.

Bindung

Es lässt sich konstatieren, dass nur vereinzelt durch gezielte Maßnahmen der
Versuch unternommen wird, die Studienaussteiger/-innen an ihr jeweiliges Un-
ternehmen zu binden, bspw. durch einen anspruchsvolleren Ausgabenbereich
oder schnellere Aufstiegschancen. So wurden „gehaltstechnisch und aufga-
bentechnisch eine schnellere Steigerung […] als normal“ (KMU_10; Z. 86) er-
möglicht. Ihnen ist es „wichtig Studienabbrecher zu haben, um Schlüsselposi-
tionen zu besetzen“ (GU_1; Z. 53).

GU_1 ist es dennoch nicht gelungen, die Studienaussteiger/-innen an sich
langfristig zu binden:

„Was hingegen traurig ist und auch die Geschäftsleitung immer etwas weh-
mütig macht, und das betrifft fast 50 %, ist, dass Studienabbrecher aus-
lernen, meist auch früher, und dann sich selbst sagen, lieber nochmal ein
neues Studium zu beginnen und entsprechend weg sind“ (GU_1; Z. 234).

Nachdem die Ergebnisse der durchgeführten Interviews im Hinblick auf die
Kernkategorien „Ausbildungsmarktentwicklung“, „Erfahrung“, „Akquise“, Ein-
stellungsvoraussetzungen“, „Rolle des Studienausstiegs“, „Integration“ sowie
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„Bindung“ dargestellt wurden, werden diese in einem abschließenden Schritt
diskutiert. Zudem wird der Handlungsbedarf aufgezeigt.

5.2 Diskussion der Ergebnisse

Im folgenden Abschnitt werden die vorgestellten Ergebnisse der Studie disku-
tiert und mit den zuvor im dritten Abschnitt vorgestellten Ergebnissen der Stu-
die von Ebbinghaus (2016) in Bezug gesetzt. Während Ebbinghaus in ihrer Un-
tersuchung analysierte, wie hoch der Erfahrungswert der Unternehmen im
Umgang mit Studienaussteiger/-innen ist, geht es in der vorliegenden Studie
vornehmlich darum, zu verstehen, welche betrieblichen Sichtweisen hinsicht-
lich Akquirierung, Integration und Bindung dieser Personengruppe identifiziert
werden können. Erst wenn die betrieblichen Ansichten verstanden und nach-
vollzogen werden können, ist es möglich, aus den Chancen und Grenzen, wel-
che die Ausbildung bzw. Beschäftigung von Studienaussteiger/-innen mit sich
bringen, mögliche Handlungsbedarfe abzuleiten.

Beide Studien weisen klare Parallelen in der Wahrnehmung des zunehmenden
Besetzungsproblems von Ausbildungsstellen auf. Die Tatsache, dass gerade die
„unattraktiven“ Ausbildungsberufe mit verschärften Besetzungsproblemen zu
kämpfen haben, darf in der Diskussion nicht außer Acht gelassen werden (vgl.
hierzu Matthes u. a. 2015). Das spiegelt sich auch in den Äußerungen der Aus-
bildungsunternehmen wider. Diese haben wenige Probleme, ihren Personalbe-
darf bei den „attraktiven“ (hier kaufmännischen) Berufen zu decken, vielmehr
sind es die technisch- und gewerblich orientierten Berufsfelder, welche betrof-
fen sind.

Der daraus resultierenden Problematik der nicht hinreichenden Fachkräftesi-
cherung wird mit verschiedenen Strategien begegnet: Während einerseits auf-
grund des quantitativen und qualitativen Rückgangs von Bewerber/-innen (vgl.
Tabelle 1) Ausbildungs- bzw. Fachkräftestellen unbesetzt bleiben, erfolgt ande-
rerseits eine Anforderungsreduktion gegenüber den Bewerber/-innen, bspw.
durch eine Abkehr der Notenfokussierung bei der Einstellung. Infolgedessen
steigt das Bewusstsein der Unternehmen, alternative Zielgruppen als Fachkräf-
tenachwuchs zu generieren. Die Ergebnisse zeigen, dass Studienaussteiger/-in-
nen von den Unternehmen zunehmend als attraktive Zielgruppe in Betracht
gezogen werden.

Ein Drittel der von Ebbinghaus befragten Unternehmen bewerten die Schnitt-
stelle bzw. Passung des früheren Studiengangs mit der Ausbildungsstelle als re-
levant (Ebbinghaus 2016, S. 5). Dies hat bei den Unternehmen der vorliegen-
den Studie allerdings nur einen geringen Stellenwert. Vielmehr ist generell der
(fach-)hochschulische Hintergrund für die Unternehmen aus den geschilderten
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Vorteilen von Relevanz. So schätzen die Unternehmen vor allem auf kognitiver,
persönlicher und beruflicher Ebene den Reifegrad der ehemaligen Studieren-
den.

Obwohl das Bewusstsein über die Vorteile von Studienaussteiger/-innen bei
den Unternehmen vorhanden ist, spielen zielgruppenadäquate Akquisemög-
lichkeiten eine eher untergeordnete Rolle. Zwar werden – zumindest teilweise –
bspw. Messen oder Universitätskooperationen bei der Akquise genutzt, den-
noch fehlt es an strukturell verankerten Schnittstellen, die ein passendes
Matching ermöglichen. Das impliziert das Schaffen eines strukturellen – der
Öffentlichkeit bekannten – Übergangs zwischen Hochschul- und Berufsbil-
dungssystem, welcher es sowohl den Betrieben als auch den Studienausstei-
ger/-innen ermöglicht, einen Zugang zueinander herzustellen. Die Schwierig-
keiten hinsichtlich der Akquise – „insbesondere die Kontaktanbahnung“ –
wird bei der Studie von Ebbinghaus ebenso „als schwierig erachtet“ (ebd.,
S. 12).

Ein zielgruppenspezifischer und strukturierter Zugang zu Studienausstei-
gern/-innen ist auch bei der Einstellung in die Unternehmen kaum zu erken-
nen. Obwohl sich die Unternehmen der Vorteile der ehemaligen Studierenden
durchaus bewusst sind, gibt es keine differenzierten Anforderungsprofile oder
Einstellungsvoraussetzungen. Lediglich die Ursachen des Studienausstiegs spie-
len für die Betriebe bei der Einstellung eine Rolle, sind dann aber – genau wie
das vorherige Studium selbst – im Ausbildungsgeschehen nicht mehr relevant.

An dieser Stelle wird aus einer berufspädagogischen und bildungspolitischen
Perspektive deutlich, dass die Übergänge von der Hochschule in die beruflichen
Bildung weder von den Hochschulen noch von den Betrieben systematisch
strukturiert und begleitet werden. Erfolgreiche und nachhaltige Übergänge
entstehen i. d. R. zufällig und/oder auf der Basis der Explorationen der Studien-
aussteiger/-innen. Insofern wäre es denkbar, bereits in den Schulen, auch in
denen mit Hochschulzugangsberechtigung, eine verstärkte regionale Berufs-
orientierung anzubieten.

Sollte es den Unternehmen gelungen sein, Studienaussteiger/-innen für die
duale Ausbildung zu gewinnen, zeigen sich oftmals weitere Probleme bezüg-
lich der Integration und Bindung (Ebbinghaus, S. 8). Hierbei zeigt sich deutlich:
Es werden keine spezifischen Integrationsmaßnahmen vorgenommen. Das
wird zum einen dadurch begründet, dass auf eine Gleichbehandlung der Aus-
zubildenden Wert gelegt wird. Es besteht lediglich die allgemein gültige Mög-
lichkeit der Anrechnung seitens der Kammern, allerdings ohne besondere in-
haltliche Anerkennung von Leistungen aus dem vorherigen Studium.
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Zudem besteht weiterhin die Problematik der Bindung. Ein interviewtes Groß-
unternehmen beklagte die verminderte Bereitschaft der ausgelernten Studien-
aussteiger/-innen, im Unternehmen zu bleiben, obwohl berufliche Perspektiven
vom Unternehmen in Aussicht gestellt wurden. Begründet mit dem erneut auf-
kommenden Wunsch, ein Studium aufzunehmen, wird die Perspektive eines
Teilzeitstudiums durch das fortgeschrittene Alter oftmals abgelehnt. Es zeigt
sich ein Bedarf an weiteren attraktiven Ausbildungs- und Weiterbildungsmo-
dellen, um langfristige Bindungen herstellen zu können. Lediglich ein Unter-
nehmen äußerte eine erfolgreiche Bindungsstrategie durch monetäre Anreize,
anspruchsvollere Aufgabenbereiche sowie schnellere Aufstiegsmöglichkeiten.
Eine Reflexion über gute Ausbildungs- und Arbeitsbedingungen findet man
hingegen nicht. Es wird deutlich, dass die demografischen Veränderungen und
die damit verbundenen Besetzungsprobleme integrierter Personalentwick-
lungskonzepte bedürfen – insbesondere wenn man Studienaussteiger/-innen
gewinnen möchte. Dies umfasst Aus- und Weiterbildung, Marketing und Bin-
dung, Arbeitsbedingungen sowie einen differenzierenden und individualisie-
renden Zugang und Umgang mit (potentiellen) Bewerber/-innen, Auszubilden-
den und Beschäftigten.

6 Zusammenfassung und Fazit

Fast ein Viertel der jungen Menschen, die einen akademischen Abschluss an-
streben, verlassen diesen Weg aus verschiedenen Gründen und stehen vor der
Entscheidung, sich beruflich (neu) zu orientieren. Wiederrum drei Viertel der
ehemaligen Studierenden münden in eine berufliche bzw. berufsbildende Tä-
tigkeit (vgl. BIBB 2016; Heublein et al. 2017). Das stellt nicht nur die Individuen
selbst, sondern auch die aufnehmenden Unternehmen vor Herausforderungen.
Die Ergebnisse der Interviews mit sachsen-anhaltinischen Betrieben zeigen,
dass diese aufgrund der Ausbildungsmarktentwicklung und den daraus – in
bestimmten Branchen und Segmenten – resultierenden Besetzungsproblemen
der Gruppe der Studienaussteiger/-innen durchaus aufgeschlossen gegenüber-
stehen. Sie erkennen den „neu“ in den Fokus gerückten Personenkreis durch-
aus als Bereicherung für ihr Unternehmen an. Dennoch lässt sich hinsichtlich
der Akquise, der Einstellung und der Integration dieser Zielgruppe in den Be-
trieb kaum ein spezifischer Umgang mit den ehemaligen Studierenden ver-
zeichnen. Vor allem in Bezug auf mögliche Anrechnungen gibt es vonseiten
der Betriebe fast keine – über die allgemein gültigen Verkürzungsmaßnahmen
hinausgehende – den Studienaussteiger/-innen entgegenkommenden Angebo-
te. Auch mit Blick auf die Bindung an das Unternehmen gibt es kaum elabo-
rierte Strategien.
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Trotz der betrieblichen Aufgeschlossenheit gegenüber Studienaussteiger/-innen
lässt sich festhalten, dass dieses Bewusstsein allein noch nicht ausreicht, diese
jungen Menschen strukturiert und zielgerecht zu rekrutieren und als Fachkräfte
an die Unternehmen zu binden. Es fehlt – aus bildungspolitischer Sicht – eine
zielgruppenadäquate Gestaltung des Übergangs von der Hochschule in die be-
rufliche Bildung. Neben der Sensibilisierung für diese Zielgruppe sollten die Be-
triebe begleitet und unterstützt werden (bspw. durch das Aufzeigen einer
nachhaltigen Personalentwicklungsstrategie), um Studienaussteiger/-innen dif-
ferenziert und individualisiert auszubilden (z. B. durch spezifische Anrechnungs-
möglichkeiten). Dazu bedarf es der Schaffung nachhaltiger Strukturen, die es
erlauben, den beruflichen Weg „von oben nach unten“ innovativ zu gestalten,
um Studienaussteiger/-innen langfristig als Fachkräfte in die Betriebe zu integrie-
ren und an sie zu binden. Das verlangt wiederrum, dass sich Betriebe als einen
pädagogischen Ort verstehen, der sich am Subjekt orientiert. Subjektorientie-
rung heißt im Kontext des Studienausstiegs auch, dass bspw. eine verkürzte
Ausbildungszeit aufgrund bereits erbrachter Leistungen nicht nur das im Stu-
dium Geleistete wertschätzt und anerkennt, sondern auch die Arbeitszeit der
potenziellen Fachkräfte verlängert – was wiederrum für alle Akteure einen
Mehrwert mit sich bringt.

Literatur

Bergmann, D. (2016a): Studien- und Ausbildungsabbrüche im Vergleich. In: Berufs-
bildung – Zeitschrift für Praxis und Theorie in Betrieb und Schule, 70 (157), S. 22–
24.

Bergmann, D. (2016b): Der Studienausstieg als persönlicher Entscheidungsprozess
im Kontext der beruflichen Identitätsentwicklung. In: bwp@ Berufs- und Wirt-
schaftspädagogik – online, Ausgabe 29. Online verfügbar unter http://www.
bwpat.de/ausgabe29/bergmann_bwpat29.pdf (letzter Zugriff: 30.04.2017).

BIBB (2016): Datenreport zum Berufsbildungsbericht. Bonn.

Ebbinghaus, M. (2016): Studienabbrecher/-innen: Als Auszubildende in Betrieben
willkommen – aber möglichst ohne Extrabehandlung. In: BIBB-Report, 10 (2).

Heublein, U.; Spangenberg, H.; Sommer, D. (2003): Ursachen des Studienausstiegs.
Analyse 2002. Hannover.

Heublein, U. (2010): Ursachen des Studienausstiegs in Bachelor- und in herkömmli-
chen Studiengängen. Ergebnisse einer bundesweiten Befragung von Exmatriku-
lierten des Studiengangs 2007/2008. Hannover.

Dana Bergmann & Katja Richter

342

http://www.bwpat.de/ausgabe29/bergmann_bwpat29.pdf
http://www.bwpat.de/ausgabe29/bergmann_bwpat29.pdf


Heublein, U.; Richter, J.; Schmelzer, R.; et al. (2014): Die Entwicklung der Studien-
abbruchquoten an den deutschen Hochschulen. Hannover.

Heublein, U.; Ebert, J.; Hutzsch, C.; et al. (2017): Zwischen Studienerwartungen
und Studienwirklichkeit. Ursachen des Studienabbruchs, beruflicher Verbleib der
Studienabbrecherinnen und Studienabbrecher und Entwicklung der

Studienabbruchquote an deutschen Hochschulen. Hannover.

Jahn, R.W.; Birckner, M. (2014) : Studienabbrecher: Über die Situation einer (noch)
kaum beachteten Zielgruppe innerhalb und außerhalb der Beruflichen Bildung.
Jena.

Maier, T.; et al. (2016): Die Bevölkerung wächst – Engpässe bei fachlichen Tätigkei-
ten bleiben aber dennoch bestehen BIBB-IAB-Qualifikations- und Berufsfeldpro-
jektionen bis zum Jahr 2035 unter Berücksichtigung der Zuwanderung Geflüch-
teter. In: BIBB-Report, 10 (3).

Mayring, P. (2010): Qualitative Inhaltsanalyse: Grundlagen und Techniken. Wein-
heim u. a., 11. Aufl.

Schmid, S.; Henke, J.; Pasternack, P. (2013): Studieren mit und ohne Abschluss –
Studienerfolg und Studienabbruch in Sachsen-Anhalt. Halle, Wittenberg.

Schindler, G. (1997): „Frühe“ und „späte“ Studienabbrecher. München.

Witzel, Andreas (2000): Das problemzentrierte Interview. In: Forum Qualitative So-
zialforschung, 1 (1). Online verfügbar unter http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:
0114-fqs0001228, (letzter Zugriff: 28.04.2017).

Autorenangaben

Bergmann, Dana (Ass. d. L.) und Richter, Katja (M. Sc.), wissenschaftliche
Mitarbeiterinnen, Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg, Professur für Wirt-
schaftsdidaktik und Didaktik der ökonomischen Bildung, Zschokkestraße 32,
39104 Magdeburg, Telefon: (0391) 6756406, E-Mail: dana.bergmann@ov-
gu.de bzw. katja.richter@ovgu.de

„Studienaussteiger/-innen als potenzielle Auszubildende und Fachkräfte?“

343

http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:0114-fqs0001228
http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:0114-fqs0001228




Strategien der Personalentwicklung zur
Fachkräftesicherung im demografischen Wandel

Evelina Sander & Nathalie Weisenburger & Michael Dick

Der Personalentwicklung (PE) kommen angesichts eines knapper und hetero-
gener werdenden Fachkräftemarktes besondere Aufgaben zu. Sie kann Unter-
nehmen von der Rekrutierung auf einem knappen Fachkräftemarkt ein Stück
weit entlasten, indem sie bestehende Belegschaften fördert und qualifiziert. Sie
kann das vorhandene Personal auf die technischen, sozialen und wirtschaftli-
chen Anforderungen in ihrer wachsenden Komplexität und Dynamik besser
einstellen. Ihr Wirkungsfeld ist weit gefasst und umfasst die Ebenen der Strate-
gie, Organisation, Teams, Beziehungen (z. B. Führung, Konflikt) und Individu-
um. Dabei arbeitet sie mit den Instrumenten der Diagnostik und Intervention,
der Beratung, des Trainings und der Evaluation. Der Beitrag erschließt die
Potenziale der PE für die Sicherung von Fachkräften aus zwei grundlegenden
und aktuellen Perspektiven, der Orientierung an Diversität und Kompetenz-
entwicklung. Für beide Ansätze werden Definitionen, deren Bedeutung für Un-
ternehmen und Anregungen für deren praktische Umsetzung dargestellt. Der
Beitrag schließt mit Überlegungen zur Professionalisierung der Personalent-
wicklung in kleinen und großen Unternehmen.

1 Einleitung

Der demografische Wandel mit all seinen Implikationen für die zukünftige Ent-
wicklung des deutschen Arbeitsmarktes ist seit Jahren Gegenstand der betrieb-
lichen Bildungsforschung. Insbesondere für klein- und mittelständische Unter-
nehmen (KMU) ist es bedeutsam, auf veränderte Arbeitsmarktentwicklungen
reagieren zu können. Häufig fehlt es jedoch genau in diesen Betrieben an Res-
sourcen (zeitlich, personell, finanziell), um sich eingehend mit Inhalten, Fragen,
Konsequenzen und der Bedeutung dieser Entwicklung für die eigene Zukunfts-
fähigkeit auseinanderzusetzen. Zunehmende Rekrutierungsschwierigkeiten in
einigen Berufsfeldern (bspw. MINT-, Gesundheits- und Pflegeberufe) wirken
sich betriebs- und volkswirtschaftlich aus: „Die Knappheit an Fachkräften kann
zu Wertschöpfungsverlusten und auch zu Wettbewerbsnachteilen führen“
(Tivig et al. 2013, S. 5).

Auch wenn der demografische Wandel für die gesamte Bundesrepublik von
Bedeutung ist, sind die neuen Bundesländer davon auf eine besondere Weise
betroffen: Zum einen arbeitet dort ein wesentlich höherer Anteil von sozialver-
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sicherungspflichtig Beschäftigten in Betrieben mit unausgewogenen Alters-
strukturen (vgl. Wiekert et al. 2013, S. 64 ff.), zum anderen ist die Binnenmig-
ration zwischen Ost- und Westdeutschland durch einige für Ostdeutschland
ungünstige Facetten gekennzeichnet: Für die neuen Bundesländer bedeutet sie
eine nicht zu unterschätzende Abwanderung, die wesentlich den Merkmalen
„jung, weiblich, gut ausgebildet“ entspricht (vgl. Michel 2017, S. 332). Da-
durch gewinnt die Frage der Fachkräftesicherung und -gewinnung für die neuen
Bundesländer eine besondere Brisanz. PE zielt auf den Erhalt der Wettbewerbs-
fähigkeit auf der betrieblichen und auf der volkswirtschaftlichen Ebene (vgl.
Becker 2013, S. 2). Sie ist herausgefordert „die Menschen lernend zu befähi-
gen, sich in der veränderungsreichen Welt der Arbeit zurechtzufinden“ (ebd.,
S. 3). Im Folgenden werden zunächst der konzeptionell-theoretische Rahmen
der betrieblichen PE umrissen und anschließend Strategien der Diversitäts- und
Kompetenzorientierung dargestellt, die der PE erlauben sollen, auch den zu-
künftigen Anforderungen gerecht zu werden.

2 Personalentwicklung: Verständnis, Ansätze
und Zukunftstrends

Die Vielseitigkeit der PE-Aufgaben spiegelt sich auch im Facettenreichtum ihrer
Definitionen wieder: Beispielsweise beschreibt Mudra (2004) PE aus einer be-
triebspädagogischen Perspektive als ein Gesamtsystem, welches „alle Informa-
tionen, Institutionen, Entscheidungen und Maßnahmen in einem Unterneh-
men, die Bildungs- und Förderungsprozesse bei den Mitarbeitern bewirken
[umfasst], um diese hierdurch in die Lage zu versetzen und zu motivieren,
gegenwärtige und zukünftige berufliche Anforderungen zu erfüllen“ (ebd.,
S. 145). Becker (2013) zählt zur PE „alle Maßnahmen der Bildung, Förderung
und der Organisationsentwicklung, die von einer Person oder Organisation zur
Erreichung spezieller Zwecke zielgerichtet, systematisch und methodisch ge-
plant, realisiert und evaluiert werden“ (ebd., S. 5). Die angestrebten Leistungs-
und Verhaltensstandards von Beschäftigen seien zwischen den PE-Beauftrag-
ten, Vorgesetzen und betroffenen Mitarbeiter/-innen dialogisch zu erarbeiten
(vgl. ebd., S. 829 f.). Neuberger (1994) listet über 18 Definitionen unterschiedli-
cher Autor/-innen auf, und diese Liste ist nicht abschließend.

PE ist interdisziplinär und schließt Erkenntnisse aus der Betriebs- und Volkswirt-
schaftslehre, aus der Pädagogik, Soziologie und Psychologie ein (vgl. Becker
2013, S. 34 ff.). Je nach zugrundeliegendem Entwicklungsbegriff können drei
PE-Ansätze unterschieden werden: PE als rationales „Lücken-Management“,
PE als das Durchlaufen vorbestimmter Phasen und PE als Selbstorganisation
(vgl. Neuberger 1994, S. 39 ff.). PE als rationales „Lücken-Management“ be-
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schreibt einen systematischen Problemlöseprozess, der eine Diskrepanz zwi-
schen Ist- und Sollzustand beheben soll. Ausgehend aus einem defizitären Zu-
stand (bspw. hinsichtlich der Fertigkeiten oder Haltungen) werden dabei
Lernziele definiert, und durch die Gestaltung von Lernsituationen werden Be-
dingungen für das Aneignen der fehlenden Qualitäten geschaffen (vgl. ebd.,
S. 40 ff.). PE als Durchlaufen vorbestimmter Phasen kann als ein Wachstums-
oder Reifeprozess mit einer definierten Abfolge von Zuständen betrachtet wer-
den. Auf der individuellen Ebene handelt es sich um PE-Programme, die eine
systematische Reflexion und Planung des Berufs- und Lebensweges unterstüt-
zen und sich an unterschiedlichen Phasen (bspw. Berufseinstieg, Elternschaft,
Renteneintritt) orientieren (vgl. ebd., S. 43 ff.). PE als Selbstorganisation basiert
auf dem Verständnis von Entwicklung als einer „ungeplante[n] Konsequenz
selbsterzeugter Handlungsfolgen in komplexen Systemen“ (ebd., S. 39). Dabei
werden evolutionstheoretische Erkenntnisse aus der Biologie auf Organisatio-
nen übertragen. PE kommt dabei die Aufgabe zu, die Experimentier- und Risi-
kofreude zu fördern, damit möglichst unterschiedliche Alternativen ausprobiert
werden können, um die das Überleben sichernden „Mutationen“ zu ermögli-
chen. Anstelle von lokal rationalen Eingriffen soll eine Selbstregulation erfolgen
(vgl. ebd., S. 53 ff.).

Die im Rahmen der PE eingesetzten vielfältigen Instrumente können nach ver-
schiedenen Kriterien geordnet werden, zu den gängigen Klassifikationen zäh-
len die Nähe zum Arbeitsplatz und die avisierten Adressaten/-innen (vgl.
Schreyögg 2017). Conradi (1983) unterscheidet PE on the Job als die Maßnah-
men, die unmittelbar am Arbeitsplatz stattfinden (z. B. Unterweisung), PE near
the Job als Maßnahmen, die nicht am Arbeitsplatz, aber mit einem unmittelba-
ren Bezug zur beruflichen Tätigkeit stattfinden (z. B. Qualitätszirkel) und PE off
the Job als die Maßnahmen, die außerhalb des Arbeitskontextes, stattfinden
(z. B. weiterbildendes Studium). Bei den Adressaten/-innen werden bspw. hie-
rarchische Positionen und Führungsebenen sowie Fach- und Funktionsgebiete,
Zugehörigkeitsdauer zur Organisation oder bestimmte soziodemografische
Merkmale (Alter, Geschlecht) differenziert.

PE hat seit ihrer Etablierung in den 1970er Jahren verschiedene Phasen mit
entsprechenden Schwerpunkten durchlaufen (vgl. Mandel & Pawlowsky 2009).
In Bezug auf ihre zukünftige Entwicklung werden u. a. folgende Trends pro-
gnostiziert (vgl. Schermuly et al. 2012):

• Organisation und Mobilisierung von Wissen soll sich in wertschöpfenden
sozialen Prozessen zur Kernaufgabe der PE entwickeln. Wissen ist dabei
(im Unterschied zu Informationen) an Individuen gebunden und kann nur
in einer Handlungs- oder Entscheidungssituation zur Geltung kommen
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(vgl. Wehner & Dick 2001; de Haan & Poltermann 2002). Dadurch gewin-
nen Ansätze des Wissensmanagements und die damit verbundenen Me-
thoden an Bedeutung, die auch das implizite Wissen sowie Wissensgene-
rierung als wesentliche Faktoren berücksichtigen (vgl. Nonaka & Takeuchi
1995; Dick et al. 2010; Thier 2017).

• Die erwartete weitere Flexibilisierung und dynamische Veränderung der
Arbeitswelt erfordert eine Etablierung und Weiterentwicklung individuel-
ler Kompetenzen und Fähigkeiten, wie bspw. den Umgang mit Komplexi-
tät, Ambiguität, Unsicherheit und Risiko, Resilienz oder die Fähigkeit zum
stetigen Selbstmanagement.

• Durch Globalisierung und Internationalisierung wird der Umgang mit Di-
versität eines der zentralen Arbeitsfelder der PE. Unterschiedliche Kultu-
ren (fachlich, national, religiös u. a.) miteinander in Einklang zu bringen
und eine gelungene Integration von Fach- und Führungskräften mit Mi-
grationshintergrund zu ermöglichen – diese PE-Aufgaben werden an Be-
deutung gewinnen. Auch der Anstieg der Altersunterschiede, die Abkehr
von der Normalberufsbiografie und ein steigender Anteil prekärer Be-
schäftigungsverhältnisse machen die Belegschaften heterogener und er-
fordern eine Suche nach adäquaten PE Strategien.

Im Folgenden werden insbesondere die auf die beiden zuletzt genannten
Trends gerichteten PE-Strategien betrachtet. Die vorgenommene Trennung in
die Diversitätsorientierung und das Kompetenzmanagement hat einen analyti-
schen Charakter und steht einer Kombination bzw. einer engen Verzahnung
der beiden nicht im Weg.

3 Strategie der Diversitätsorientierung

Die Strategie der Orientierung an Diversität strebt eine Sensibilität für die per-
sonelle Vielfalt in Organisationen und einen effektiven Umgang damit an. Zu
den Ansätzen, die eine Auseinandersetzung mit dem Thema Vielfalt oder
Diversität in Organisationen theoretisch und praktisch ermöglichen, zählt das
Diversity Management.

3.1 Diversity Management-Konzept als Orientierungsrahmen

Das aus den USA stammende Konzept des Diversity Managements gewinnt
seit Mitte der 1990er Jahre in Deutschland an Interesse (vgl. Vedder 2006,
S. 2). Es zielt auf einen wertschätzenden Umgang mit allen Beschäftigten, vor
allem auch jenen, die nicht dem „homogenen Ideal“ (Loden & Rosener 1991,
S. 28) angehören. Die Veröffentlichung der Workforce 2000-Studie von Johns-
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ton & Packer (1987) hat den Rückgang des Anteils weißer Männer an der Er-
werbsbevölkerung und die Notwendigkeit der Suche nach High Potentials in-
nerhalb der Minderheitengruppen offenbart und einen entscheidenden Impuls
für die Entwicklung des Diversity Managements in den USA gegeben. Auch in
Deutschland tragen die demografischen Argumente zur Verbreitung des Diver-
sity Managements bei (vgl. Lederle 2008; Sander 2016).

Um Diversität oder Vielfalt differenzierter zu betrachten, werden verschiedene
Dimensionen wie Alter, Geschlecht, Nationalität/Ethnizität, Religion, Behinde-
rung, sexuelle Orientierung/Identität, Rolle/Funktion in Organisation usw. un-
terschieden. In der deutschsprachigen Personalforschung könnte man von den
„großen 3“ sprechen, zu denen Geschlecht, Kultur und Alter zählen (vgl. Krell
& Sieben 2011, S. 156; Rastetter & Sieben 2015). Krell & Sieben (2011) be-
zeichnen das Verständnis von Diversität als Konstrukt als weichenstellend für
das Konzept des Diversity Managements und machen auf seine unterschiedli-
chen Deutungen aufmerksam: „Vielfalt als Unterschiede“ und „Vielfalt als Un-
terschiede und Gemeinsamkeiten“ (ebd., 156 ff.).

Ausgangspunkt der Analyse und Gestaltung ist die Vorstellung, dass die kultu-
relle Vielfalt zwar auch in herkömmlichen Organisationen existiert, aber eine
sogenannte dominante Gruppe eine große bzw. determinierende Wirkung auf
die Organisation hat. Dies bedeutet einen hohen Konformitätsdruck sowie Be-
nachteiligungen für die Angehörigen von nicht dominanten Gruppen, was
nicht nur für Betroffene, sondern auch für die gesamte Organisation negative
Folgen haben kann, weil Leistungswilligkeit und -fähigkeit dadurch gehemmt
werden (vgl. Krell & Sieben 2011, S. 159 f.). Diversity Management soll dage-
gen die Bedingungen für die Entwicklung einer Organisationskultur schaffen,
die nicht ausschließlich an der dominanten Gruppe ausgerichtet ist, sondern
Synergien durch Vielfalt nutzt. Solche Organisationen werden von Cox (1993)
als multikulturell bezeichnet. Charakteristisch für diesen Organisationstyp sind
Wertepluralismus, vollständige Integration aller Beschäftigtengruppen auf for-
maler und informeller Ebene, Reduzierung von Vorurteilen, Diskriminierung
und Konflikten zwischen Beschäftigtengruppen sowie weitreichende Identifika-
tion aller Beschäftigtengruppen mit der Organisation (vgl. ebd., S. 229).

Diversity Management stellt ein umfassendes, integratives Konzept dar, dessen
Maßnahmen auf unterschiedlichen Ebenen einsetzen. Auf der Individualebene
geht es vor allem um die Fähigkeit zum Umgang mit personeller Diversität.
Diese Ebene schließt u. a. Maßnahmen wie Training, Mentoring und Beratung
ein. Auf der Gruppenebene stehen die Zusammensetzung und Zusammenar-
beit von Teams im Fokus. Auf der organisationalen Ebene wird ein Leitbild der
multikulturellen Organisation entwickelt und es werden entsprechende Maß-
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nahmen zur Veränderung von Organisationskultur, Strategie und Struktur ab-
geleitet (vgl. Süß & Kleiner 2007, S. 332 f.).

Zu den Maßnahmen des Diversity Managements in der deutschen Unterneh-
menspraxis zählen u. a.: strukturelle Institutionalisierung des Diversity Manage-
ments durch Schaffung einer Stelle oder Abteilung, Verankerung von Diversität
in der Unternehmenskultur, diversitätsorientierte Einrichtungen (z. B. Kinder-
gärten, Gebeträume), Beratungsangebote für „Minderheiten“-Gruppen, ge-
mischte Teams, Mentoring, Diversitätstrainings oder flexible Arbeitszeiten (vgl.
Süß 2009, S. 192 f.). Die meisten dieser Maßnahmen gehören zum Handlungs-
feld der betrieblichen PE. Im Folgenden gehen wir auf die Verzahnung zwi-
schen PE und Diversity Management ausführlicher ein.

3.2 Diversitätsbewusste PE

Diversitätsbewusste PE als rationales „Lücken-Management“ zielt vorrangig
auf den Erwerb oder die Weiterentwicklung von erforderlichen Kompetenzen,
wie bspw. Gender-, interkulturelle- oder (als eine allgemeinere Bezeichnung)
Diversitätskompetenzen. Nach Rosken (2016) schließen letztere Fähigkeiten,
Unterschiede zu erkennen sowie Sensibilität für deren Belange, Respekt und
Wertschätzung der Verschiedenheit, Reflexion eigener Werte und Haltungen,
Aushandeln von Gemeinsamkeiten und Vermeidung von Stereotypisierung ein
(vgl. ebd., S. 66). Als wichtigste Zielgruppe bzw. als Schlüsselpersonen gelten
dabei vor allem die Führungskräfte, denn die Diversitätskompetenz wird als ein
Bestandteil der Führungskompetenz betrachtet (vgl. Dreas & Rastetter 2016,
S. 352). Gleichzeitig muss die Bedeutung von Diversitätskompetenz auch für
andere Adressat/-innenkreise betont werden. Als eine gängige (jedoch nicht
die einzige) Methode für die Förderung von Diversitätskompetenz gelten dabei
Diversitätstrainings (vgl. z. B. Gieselmann & Krell 2011; Dreas & Rastetter 2016).
Solche Trainings zielen auf das Bewusstwerden von Stereotypisierungen, Vorur-
teilen und deren Auswirkungen (auch auf die Personalentscheidungen) (vgl.
Gieselmann & Krell 2011, S. 209). Ebenso können diejenigen PE-Konzepte und
Maßnahmen zum diversitätsbewussten „Lücken-Management“ gezählt wer-
den, die stärker an individuelle Bedürfnisse und Interessen der Beschäftigten
und weniger (bzw. nicht nur) an Standardverfahren, die Stereotypen reprodu-
zieren, orientiert sind. Nicht alle Auszubildenden mit einer nicht deutschen
Staatsbürgerschaft benötigen bspw. einen Deutschkurs.

Diversitätsbewusste PE als das Durchlaufen vorbestimmter Phasen impliziert ei-
nen bewussten Umgang mit verschiedenen Etappen des Berufs- und Privatle-
bens der Beschäftigten. In diesem Zusammenhang finden Begriffe wie lebens-
phasen- und biografieorientierte sowie alternsgerechte PE ihre Verwendung.
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Dabei werden verschiedene Phasen vom Berufseinstieg bis zur Rente (und da-
rüber hinaus) unter Berücksichtigung von individuellen Prämissen (Elternschaft,
Pflegeaufgaben etc.) begleitet. Nimmt man aktuelle Forschungsergebnisse zur
Kenntnis, nach denen Mütter in der Familienphase signifikant weniger an Wei-
terbildungen partizipieren als Väter (vgl. Friebel 2014), oder über 55-jährige
Beschäftigte eine niedrigere Weiterbildungsbeteiligung aufweisen als ihre jün-
geren Kollegen/-innen (vgl. BMBF 2015, S. 37 f.), oder Menschen ohne deut-
sche Staatsangehörigkeit weniger an Weiterbildungen teilhaben als deutsche
Staatsbürger/-innen (vgl. ebd., S. 38), so wird eine Ermöglichung des Zugangs
zur betrieblichen Weiterbildung für diese Zielgruppen zur Aufgabe einer diver-
sitätsorientierten PE. Zu den generellen Gestaltungsempfehlungen für die Er-
höhung von Chancengerechtigkeit in der betrieblichen Weiterbildung zählen
Ebner & Bausbacher (2008) vor allem die Bereitschaft eines prüfenden Blicks,
denn dort, wo der „Mythos geschlechtsneutraler Personal- und Organisations-
entwicklung“ (Goldmann et al. 1993, S. 68) nicht hinterfragt wird, können
auch geschlechtstypische selektive Effekte nicht erkannt werden (vgl. Ebner &
Bausbacher 2008, S. 225). Des Weiteren werden ein Berichtssystem ‚Weiterbil-
dung‘, eine gezielte Ansprache benachteiligter Gruppen sowie eine uneinge-
schränkte Beteiligung von Teilzeitbeschäftigten und die Unterstützung der Be-
rufsrückkehrer zu förderlichen Maßnahmen empfohlen (vgl. ebd., S. 225 ff.).

Auch im Bereich der Karriereplanung ist eine Orientierung an Diversität ge-
fragt. Karriere umfasst nicht nur vertikale Aufstiege, sondern auch Horizontal-
und Seitwärtsbewegungen wie bspw. Bereichswechsel oder alternative Kar-
rierewege, die auch als Mosaikkarrieren bezeichnet werden (vgl. Rump & Eilers
2014, S. 199). Am Beispiel der Dimension ‚Geschlecht‘ wollen wir einige rele-
vanten Aufgabenbereiche für eine diversitätssensible PE veranschaulichen.
Mehrere Studien verweisen darauf, dass sich Frauen in Bewerbungssituationen
tendenziell unterschätzen (vgl. z. B. Sieverding 2003; Tonn 2016, S. 173 f.).
Mithilfe von Trainings (sowohl für Kandidatinnen als auch für die Beobach-
ter/-innen bzw. die Auswahlkommission), kann die Chancengerechtigkeit im
Bewerbungsverfahren gefördert werden. Eine diversitätsbewusste PE sollte
auch berücksichtigen, dass karriereunterstützende Instrumente wie z. B. Men-
toring von Frauen anders genutzt werden als von Männern (vgl. Blickle & Bou-
jataoui 2005; Ragins & Cotton 1999). Blickle & Boujataoui (2005) kamen zu
dem Ergebnis, dass bei den weiblichen Nachwuchsführungskräften signifikant
häufiger ihre Kolleginnen und nicht die Vorgesetzten als Mentoren/-innen
agieren, als bei Männern. Dabei bieten gerade Mentoren/-innen in einer Vor-
gesetztenposition die meiste karrierebezogene Unterstützung (vgl. ebd., S. 9).
Mentoring und Cross-Mentoring (eine organisationsübergreifende Form des
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Mentorings) zählen zu den wirkungsvollsten Fördermaßnahmen für beide Ge-
schlechter (vgl. Domsch et al. 2017, S. V).

Als gestaltungspraktische Orientierungen für eine lebensphasenorientierte PE
können folgende Hinweise von Rump et al. (2014, S. 41 f.) behilflich sein:

• Förderung des lebenslangen Lernens durch das Schaffen einer lernförder-
lichen Kultur;

• alternsgerechte Gestaltung von PE-Maßnahmen unter Berücksichtigung
von alternsgerechter Didaktik und Lernformen (Stichwort: Diversity Edu-
cation);

• Einbeziehung von Beschäftigten aller Altersgruppen in die Qualifizie-
rungspläne,

• Förderung von interdisziplinärer und abteilungsübergreifender Zusam-
menarbeit;

• Förderung der Eigenverantwortung der Mitarbeiter/-innen hinsichtlich des
Erhalts von Beschäftigungsfähigkeit bspw. durch Unterstützung selbst ini-
tiierter Weiterbildungen sowie Involvierung von Beschäftigung in die Fra-
gen, die das jeweilige Arbeitsumfeld betreffen;

• Orientierung an überfachlichen Kompetenzen und Offenheit dafür, dass
diese auch im außerberuflichen Kontext erworben sein können (Ehren-
amt, Familien etc.) (s. 4.2).

Wird die PE als Selbstorganisation begriffen, geben die PE-Abteilungen oder
Expert/-innen die PE-Verantwortung an einzelne Subsysteme oder einzelne Mit-
arbeiter/-innen ab und stehen ihnen nur für Beratungs- und Dienstleistungs-
funktionen zur Seite (vgl. Neuberger 1994, S. 54). Hierbei ist u. a. die Diversi-
tätskompetenz der Personalentwickler/-innen von besonderer Bedeutung, da
davon ausgegangen werden muss, dass diese in den Subsystemen nicht glei-
chermaßen vorhanden ist und Selbstorganisation die Reproduktion von Stereo-
typen fördert.

Für alle drei skizzierten PE-Ansätze gilt, dass sämtliche PE-Instrumente und
Maßnahmen auf ihr Diskriminierungs- und Gleichstellungspotential überprüft
werden sollten. So können etwa Leistungsbeurteilungen, die in der Regel so-
wohl auf den beruflichen Aufstieg als auch auf die Entlohnung Auswirkungen
haben, gleichermaßen diskriminierende Effekte und nicht ausgeschöpfte
Gleichstellungspotentiale mit sich bringen (vgl. Krell 2008).
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4 Strategie der Kompetenzentwicklung

Während Diversität als PE-Strategie sich an personenbezogenen Merkmalen
orientiert, setzt das Kompetenzmanagement an den Arbeitsaufgaben und de-
ren Anforderungen an. Kompetenzen sind Potenziale zur Bewältigung von An-
forderungen. Sie beruhen auf psychischen Voraussetzungen, wie Emotionen,
Kognitionen, Persönlichkeit und Motivation und auf sozialen Voraussetzungen,
etwa der Berechtigung bestimmte Handlungen auszuführen (Dick, in Vorberei-
tung). In der Berufsbildung steht der Kompetenzbegriff für das Abrücken von
formalen Qualifikationen oder begrifflichem Wissen als (einzige) Voraussetzun-
gen für erfolgreiches Handeln und für den Versuch, das praktische Handeln di-
rekter zu erfassen.

4.1 Zum Kompetenzbegriff

Kompetenz beschreibt gemäß der lateinischen Wortherkunft competencia (zu
etwas geeignet, fähig zu sein) die Fähigkeit von Individuen zu selbstorgani-
sierter, kreativer, situationsadäquater Handlungsfähigkeit (vgl. Weinert 1999;
North & Reinhard 2005). Abzugrenzen ist der Begriff von Qualifikation und
Wissen. Der Qualifikationsbegriff bezieht sich auf Positionen, die im „Sinne
von Leistungsparametern überprüfbar und durch gezielte Maßnahmen verbes-
serbar sind“ (Erpenbeck & Rosenstiel 2003, S. 11). Kompetenzen sind im Ge-
gensatz dazu nicht eindeutig beobachtbar und messbar. Während Qualifika-
tion erworbene Kenntnisse und ihre Verwertung formal bescheinigt, ist Wissen
die Gesamtheit der Kenntnisse und Fähigkeiten, es ist personengebunden,
kontextspezifisch und abhängig von individuellen Erfahrungen (vgl. Wehner &
Dick 2001; North 2005). Kompetenzen konkretisieren sich im Moment der
praktischen Wissensanwendung in einem tatsächlichen Handlungsbezug und
werden am erzielten Ergebnis der Handlung gemessen (ebd.). Für die PE sind
insbesondere zwei Perspektiven relevant:

1) Aus bildungstheoretischer Perspektive und dem pädagogischem Para-
digma „Befähigung zur Mitgestaltung“ (Rauner 1988) wurde die Kompe-
tenzentwicklung stets vor dem Hintergrund der Handlungsorientierung
und Handlungsfähigkeit diskutiert (vgl. Dehnbostel 2008). Kompetenz
wird mit Bezug auf das Humboldt‘sche Bildungsideal als Voraussetzung
und Resultat für Bildungsprozesse verstanden, in denen das autonome In-
dividuum sich handelnd selbst hervorbringt. In der Definition des Deut-
schen Bildungsrats (1974) heißt es „Kompetenz befähigt einen Menschen
zu selbstverantwortlichem Handeln“, mit dem Begriff wird der tatsächlich
erreichte Lernerfolg bezeichnet. Als soziale Handlungsvoraussetzungen
umfasst der Kompetenzbegriff auch Befugnisse oder Ermächtigungen
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(vgl. Dehnbostel 2008; Büchter et. al. 2012). Die Verwendung des Be-
griffs in diesem Sinne impliziert stets die Fähigkeit komplexe Situationen
zu erkennen und diese mittels eigener selbständiger Handlung zu lösen.

2) Die zweite Perspektive auf den Kompetenzbegriff speist sich aus unter-
schiedlichen Disziplinen und zielt auf eine systematische Beschreibung
und Klassifizierung von Kompetenzen. Während die erste Bedeutung
Kompetenz im Singular als Identität versteht, sind hier Kompetenzen im
Plural als Potenziale gemeint. Roth (1971) hat in seiner Entwicklungs- und
Handlungstheorie als erster die Kompetenztrias begründet, Selbst-, So-
zial- und Sachkompetenz ausdifferenziert und durch dessen Ausrichtung
auf Handlungsfähigkeit bis heute grundlegend die Kompetenzdiskussion
der Berufspädagogik beeinflusst (vgl. Gessler 2006). In der Folge hat
Mudra (2004) die Begriffe Persönlichkeitskompetenz, Sozialkompetenz
sowie Fach- und Methodenkompetenz im Kontext der PE erweitert.
Heyse und Erpenbeck führten 2004 neben den drei Dimensionen Perso-
nale Kompetenz, Sozial-kommunikative Kompetenz, Fach- und Metho-
denkompetenz die Aktivitäts- und Umsetzungskompetenz als vierte
Dimension ein und beschreiben diese Dimensionen mit konkreten Verhal-
tensankern. Seither finden sich disziplinübergreifend zahlreiche kompe-
tenzorientierte Konzepte, Messverfahren und Methoden zur Entwicklung
personaler und organisationaler Kompetenzen (vgl. Erpenbeck & Rosen-
stiel 2003).

4.2 PE und Kompetenzen

PE soll Lernprozesse gestalten und Lerngelegenheiten ermöglichen. Doch klas-
sische Konzeptionen geraten hier schnell an ihre Grenzen. In der Unterneh-
menspraxis können sie mit der geforderten Agilität der Geschäftsprozesse
nicht mithalten. Auch verändern sich die Anforderungen an Kenntnisse, Fähig-
keiten und Fertigkeiten der Mitarbeiter/-innen. In klassische PE Instrumente
fließt weder informell erworbenes Wissen ein, noch werden informelle Lern-
prozesse bei der Kompetenzerfassung berücksichtigt. Dieses Lernen spielt aller-
dings eine große Rolle insbesondere im Kontext einer diversitätssensiblen PE.
Non-formale und informelle Weiterbildung, also Formen des Lernens, die au-
ßerhalb speziell dafür vorgesehener Kontexte stattfinden und nicht Teil forma-
ler Qualifizierungen sind, machen bis zu 80 % des Lernens in Unternehmen
aus (vgl. Graf & Edelkraut 2017, S. 319; Dick in Vorbereitung). Dazu zählen Un-
terweisungen am Arbeitsplatz, Infoveranstaltungen, Qualitätszirkel, kollegiale
Beratung und der Erwerb von Fähigkeiten im Arbeitsprozess (vgl. ebd.). Die da-
bei erworbenen Kompetenzen können jedoch weder systematisiert, noch bei
der Kompetenzerfassung berücksichtigt werden. Die Konsequenz daraus ist,
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dass die in Unternehmen praktizierten PE-Maßnahmen in der Regel standardi-
sierte Präsenzschulungen anbieten, da hier die Messbarkeit und Modellierung
von erworbenen Kompetenzen handhabbar bleibt. Ein differenziertes Kompe-
tenzmanagement hingegen, welches eine gezielte Personalplanung und diver-
sitätsbewusste PE ermöglicht, findet insbesondere in klein- und mittelständi-
schen Unternehmen kaum statt (vgl. Kunzmann & Schmidt 2007). Die Bindung
von Fachkräften kann bspw. über eine strategische, betriebliche Laufbahnge-
staltung erfolgen, die einen die gesamte berufliche Karriere umfassenden Ab-
gleich zwischen einzelnen Lebensphasen und alterstypischen Veränderungen
im Verhalten und Leistungsvermögen mit spezifischen Arbeitsanforderungspro-
filen ermöglicht (vgl. BAuA o.J., S. 22). Im Rahmen eines interventionsausge-
richteten Kompetenzmanagements (vgl. North & Reinhard 2005) sollte eine
Kompetenzmodellierung durchgeführt werden, die aus Aufgaben und Anfor-
derungen Kompetenzen ableitet und diese als personenbezogene Verhaltens-
weisen konkretisiert. Im Ergebnis können beispielsweise berufliche Karrieren
entlang der unterschiedlichen Lebensphasen oder dem altersspezifischen Leis-
tungswandel organisiert werden (vgl. BAuA o.J.)

Am Beispiel eines dreistufigen Laufbahnmodells aus einem mittelständischen
Sanitär- und Heizungsbauunternehmen wird dies deutlich (vgl. ebd.): Hier wer-
den jüngere Mitarbeiter, Auszubildende und Junggesellen (Stufe 1 des Laufbahn-
modells) für die Montage in Neubauten eingesetzt. Diese ist stark reglementiert,
die Vorgaben sind eindeutig und sie erfordert relativ wenig Berufserfahrung.
Für einen Umbau oder bei Neuinstallationen werden erfahrenere Gesellen (Stu-
fe 2) eingesetzt, da diese Aufgaben deutlich komplizierter sind und ggf. ad hoc
Lösungen vor Ort gebraucht werden. Die dritte Stufe des Laufbahnmodells bil-
det der Kundendienst ab, ausgeübt von vorwiegend älteren Mitarbeitern mit
hoher Kundenorientierung, mehr Berufserfahrung und weniger körperlicher
Beanspruchung. Interne Workshops und Schulungen werden bedarfsgerecht
allen Mitarbeiter angeboten, damit ein kollegialer Erfahrungsaustausch statt-
findet und Neuerungen beim Stand der Technik allen Mitarbeitern bekannt
sind (vgl. ebd.). Auf allen drei Stufen sind unterschiedliche Anforderungen zu
bewältigen.

Für die Erhebung von Arbeits- und Anforderungsanalysen gibt es eine Reihe
von Methoden (vgl. Schuler 2008):

• Interviewverfahren (Leitfadengestützte Interviews; Critical Incident Tech-
nique (CIT),

• Fragebogenerhebung,

• Beobachtung,
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• Berichts- und Dokumentationsmethode,

• Inventurmethode,

• Brainstorming.

Beim Einsatz der Arbeits- und Anforderungsanalysen gilt es zwischen Situati-
onsbegriffen (Ausgestaltung von Arbeitsplätzen) und Personenbegriffen (An-
forderung an die Person, KSAO: knowledges, skills, abilities and other charac-
teristics) zu unterscheiden (vgl. Schuler 2008).

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Verbindung aus Kompetenzent-
wicklung und einer tätigkeits- und situationsspezifischen Arbeits- und Anforde-
rungsanalyse eine diversitätsbewusste PE möglich macht. Unternehmen sollten
bei der Zusammensetzung ihrer Belegschaften neue Zielgruppen ansprechen
und höhere Diversität anstreben. Sie sollten die Stärken und Schwächen, die
Besonderheiten der verschiedenen Gruppen und Personen durch eine präzise
Kompetenzdiagnostik erkennen und nutzen, und sie sollten das Lernen im
Arbeitsprozess fördern. Dies geschieht durch eine an den Interessen und
Erfahrungen orientierte Aufgabengestaltung, durch informelle Formen des kol-
legialen Austauschs, oder durch strukturierte Formen der kollegialen Problem-
bearbeitung, wie sie in Qualitätszirkeln empirisch nachgewiesen erfolgreich
praktiziert wird. Für all diese Ansätze existieren systematische und bewährte
Methoden, deren Beherrschung eine professionelle PE auszeichnet.

5 Schlusswort und Ausblick

PE kann durch den Einsatz adäquater Strategien und Methoden einen erhebli-
chen Beitrag zur Fachkräftesicherung leisten. Durch die dargestellten Ansätze
Diversitätsmanagement und Kompetenzentwicklung wird eine Passung zwi-
schen Mensch und Organisation auch in Zeiten bedingt prognostizierbarer Ver-
änderungen möglich. Die Stärke des Diversitätskonzeptes „liegt darin, dass es
die gesamte Vielfalt einer pluralistischen Gesellschaft umfassend beschreibt
und dafür einen ganzheitlichen Ansatz mit einer festen Verankerung in allen
Bereichen der Organisation festgelegt“ (Schröer 2016, S. 91). Dabei handelt es
sich sowohl um das Einhalten von ethischen und rechtlichen Normen, als auch
um das Erzielen von Wettbewerbsvorteilen (vgl. Krell & Sieben 2011, S. 160 ff.).
Eine diversitätsbewusste PE ist auch mit einer Erweiterung der traditionellen
PE-Rollen verbunden, indem PE bspw. die Rolle der Verfechter/-innen für glo-
bales und interkulturelles Verstehen sowie für Chancengleichheit in der Ar-
beitswelt übernimmt (vgl. Hite & McDonald 2010, S. 284).

Evelina Sander & Nathalie Weisenburger & Michael Dick

356



Eine kompetenzbasierte PE ist in der Lage Stärken und Schwächen zu diagnos-
tizieren, sie bedarfsgerecht zu entwickeln und gemäß der individuellen Lauf-
bahngestaltung der Beschäftigten einzusetzen. Statt ausschließlich auf Selek-
tion bei Bewerberauswahlverfahren zu setzen, können durch eine offene, breit
aufgestellte betriebliche Bildungsarbeit interne Bewerber mobilisiert werden
und individualisierte betriebliche Lernangebote die Fachkraft von morgen ent-
wickeln. Darin liegt die Chance für die PE sich zu emanzipieren und einen be-
deutenden Stellenwert im Unternehmen einzunehmen.

Abschließend soll der diversitätsgeschulte Blick auf die PE selbst (zurück) ge-
worfen werden. Zunächst fällt auf, dass im operativen Bereich der PE überwie-
gend Frauen tätig sind, während HR Vorstands-Positionen vorwiegend von
männlichen Kollegen besetzt sind. Weiterhin verfügt der Personalbereich gene-
rell über weniger Macht im Organisationskontext als andere Funktionsbereiche
(vgl. Bierema 2002, S. 264). Mit Blick auf die an Personalentwickler/-innen ak-
tuell gerichteten Anforderungen wird erkennbar, dass diese mehr und mehr
Kompetenzen benötigen, wie sie an Professionen gestellt werden: ethische
Grundhaltung, Einzelfallbezug, Autonomie, Bearbeitung von Dilemmata und
Begründungspflicht für das eigene Handeln (vgl. Dick & Weisenburger, 2017).
Damit kommt der PE künftig eine bedeutendere Rolle zu, als sie sich selbst zu-
gesteht und von außen zugewiesen bekommt. Dafür braucht die PE Akzeptanz
im Unternehmen, ein professionelles Selbstverständnis und eine selbstkritische
Auseinandersetzung mit den eigenen Positionen.
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Die demografische Entwicklung in den neuen Bundesländern führt zu 
massiven Verwerfungen am Ausbildungsmarkt, vor allem in den klein- 
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desländern die Entwicklung am Ausbildungsmarkt dadurch verschärft, 
dass in vielen Ausbildungsberufen die Vertragslösungszahlen sehr stark 
ansteigen und sich in Einzelfällen bereits mehr als verdoppelt haben.
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spezifischen Unterschieden auf den regionalen Ausbildungsmärkten zu 
beschäftigen. Der vorliegende Sammelband befasst sich mit diesen und 
weiteren Problemfeldern. Bemerkenswert sind die Analysen und die Dis-
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triebliche Ausbildung in den neuen Bundesländern gegenwärtig bereits 
in einer Situation befindet, die nunmehr allmählich auch in vielen Regio-
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